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2. Untersuchungsausschuss 
Berlin, den 07. Mai 2020, 12.30 Uhr  
10117 Berlin, Adele-Schreiber-Krieger-Str. 1 
Marie-Elisabeth-Lüders-Haus, Saal 3.101 

Vorsitz: Vorsitzender Udo Schiefner, MdB 

Tagesordnung - Öffentliche Beweis-
aufnahme

Seite

1. Vernehmung des Zeugen
Dirk Pung-Jakobsen 10 
Bundeskanzleramt (BK) 

2. Vernehmung des Zeugen  
Adrian Winderlich 36 
Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI) 

3. Vernehmung der Zeugin 
Annika Brändike 101 
Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI)

_________ 
Der Zeuge Dirk Pung-Jakobsen hat keine Korrekturwünsche übermittelt 
Der Zeuge Adrian Winderlich hat Korrekturen übermittelt, siehe Anlage 1. 
Die Zeugin Annika Brändike hat Korrekturen übermittelt, siehe Anlage 2. 
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(Beginn: 12.38 Uhr) 

Vorsitzender Udo Schiefner: Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kol-
legen! Ich eröffne die 14. Sitzung des 2. Untersu-
chungsausschusses der 19. Wahlperiode und 
stelle fest: Die Öffentlichkeit ist hergestellt. Wir 
haben natürlich außergewöhnliche Bedingungen. 
Ich bitte auch um Verständnis, dass es organisa-
torisch und vom Ablauf her deswegen heute 
nicht so rundläuft wie halt in Zeiten ohne Coro-
na, und darf die Vertreterinnen und Vertreter der 
Medien recht herzlich begrüßen. Ich darf auch 
recht herzlich begrüßen den ersten Zeugen des 
heutigen Tages, Herrn Dirk Pung-Jakobsen. 
Herzlich willkommen! 

Bevor ich zum eigentlichen Gegenstand der heu-
tigen Sitzung komme, gestatten Sie mir einige 
Vorbemerkungen: Ton- und Bildaufnahmen sind 
während der öffentlichen Beweisaufnahme nicht 
zulässig. Ein Verstoß gegen dieses Gebot kann 
nach dem Hausrecht des Bundestages nicht nur 
zu einem dauernden Ausschluss von den Sitzun-
gen dieses Ausschusses sowie des ganzen Hauses 
führen, sondern gegebenenfalls strafrechtliche 
Konsequenzen nach sich ziehen.  

Ich rufe den einzigen Punkt der Tagesordnung
auf - öffentliche Beweisaufnahme aufgrund der 
Beweisbeschlüsse Z-28, Z-15 und Z-16 -:  

1. Vernehmung des Zeugen
Dirk Pung-Jakobsen 
Bundeskanzleramt (BK) 

2. Vernehmung des Zeugen 
Adrian Winderlich 
Bundesministerium für Verkehr und di-
gitale Infrastruktur (BMVI) 

3. Vernehmung der Zeugin 
Annika Brändike 
Bundesministerium für Verkehr und di-
gitale Infrastruktur (BMVI)

Es wird Beweis erhoben zum Untersuchungsauf-
trag auf Bundestagsdrucksache 19/15543 durch 
Vernehmung der Zeugen Dirk Pung-Jakobsen, 
Leiter des Referats 423 im Bundeskanzleramt, so-

wie Oberregierungsrat Adrian Winderlich, Refe-
rent im Referat StV 20 im Bundesministerium für 
Verkehr und digitale Infrastruktur, und der Zeu-
gin Regierungsrätin Annika Brändike, Referentin 
im Referat StV 20 im Bundesministerium für Ver-
kehr und digitale Infrastruktur. 

Vernehmung des Zeugen 
Dirk Pung-Jakobsen 

Herzlichen Dank, Herr Pung-Jakobsen, dass Sie 
dem Ausschuss heute kurzfristig als präsenter 
Zeuge für die Vernehmung zur Verfügung stehen. 
Sie sind mit dem Prozedere im Ausschuss ja bes-
tens vertraut. Ich habe Sie dennoch darauf hinzu-
weisen, dass die Bundestagsverwaltung eine Ton-
bandaufnahme der Sitzung fertigt. Diese dient 
ausschließlich dem Zweck, die stenografische 
Aufzeichnung der Sitzung zu erleichtern. Die 
Aufnahme wird nach Erstellung des Protokolls 
gelöscht. Das Protokoll dieser Anhörung wird 
Ihnen nach Fertigstellung zugestellt. Sie haben, 
falls dies gewünscht ist, die Möglichkeit, inner-
halb von zwei Wochen Korrekturen und Ergän-
zungen vorzunehmen. - Haben Sie dazu noch 
Fragen? 

Zeuge Dirk Pung-Jakobsen: Nein. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Danke schön. - Vor 
Ihrer Anhörung habe ich Sie zunächst zu beleh-
ren:  

Sie sind heute hier als Zeuge. Als Zeuge sind Sie 
verpflichtet, die Wahrheit zu sagen. Ihre Aussa-
gen müssen richtig und vollständig sein. Sie dür-
fen nichts weglassen, was zur Sache gehört, und 
nichts hinzufügen, was der Wahrheit wider-
spricht.  

Ich habe Sie außerdem auf die möglichen straf-
rechtlichen Folgen eines Verstoßes gegen die 
Wahrheitspflicht hinzuweisen. Wer vor dem Un-
tersuchungsausschuss uneidlich falsch aussagt, 
kann gemäß § 162 in Verbindung mit § 153 des 
Strafgesetzbuches mit Freiheitsstrafe von drei 
Monaten bis zu fünf Jahren oder mit Geldbuße 
bestraft werden.  
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Nach § 22 Absatz 2 des Untersuchungsausschuss-
gesetzes können Sie die Auskunft auf solche Fra-
gen verweigern, deren Beantwortung Sie selbst 
oder Angehörige im Sinne des § 52 Absatz 1 der 
Strafprozessordnung der Gefahr aussetzen würde, 
einer Untersuchung nach einem gesetzlich geord-
neten Verfahren ausgesetzt zu werden. Dies be-
trifft neben Verfahren wegen einer Straftat oder 
Ordnungswidrigkeit auch Disziplinarverfahren. 

Sollten Teile Ihrer Aussage aus Gründen des 
Schutzes von Dienst-, Privat- oder Geschäftsge-
heimnissen nur in einer nichtöffentlichen oder 
eingestuften Sitzung möglich sein, bitte ich Sie 
um einen Hinweis, damit der Ausschuss dann ge-
gebenenfalls einen Beschluss nach § 14 oder § 15 
Untersuchungsausschussgesetz fassen kann. 

Haben Sie hierzu noch Fragen? 

Zeuge Dirk Pung-Jakobsen: Nein. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Keine Fragen. - 
Nach diesen notwendigen Vorbemerkungen darf 
ich Ihnen den geplanten Ablauf kurz darstellen. 
Eingangs habe ich Sie zur Person noch zu befra-
gen. Zu Beginn der Vernehmung zur Sache haben 
Sie nach § 24 Absatz 4 des Untersuchungsaus-
schussgesetzes Gelegenheit, zum Beweisthema 
im Zusammenhang vorzutragen. Danach kann zu-
nächst ich Ihnen Fragen stellen, und anschlie-
ßend haben die Mitglieder des Ausschusses dann 
die Möglichkeit, Nachfragen zu stellen. Dies ge-
schieht nach dem Stärkeverhältnis der Fraktio-
nen. - Haben Sie dazu noch Fragen? 

Zeuge Dirk Pung-Jakobsen: Nein.  

Vorsitzender Udo Schiefner: Auch keine. - Ich 
darf Sie nun bitten, sich dem Ausschuss mit Na-
men, Alter, Beruf und einer ladungsfähigen An-
schrift vorzustellen. 

Zeuge Dirk Pung-Jakobsen: Mein Name ist Dirk 
Pung-Jakobsen, ich bin 57 Jahre alt, ich bin Refe-
ratsleiter im Bundeskanzleramt im Referat „Ver-
kehrspolitik und nachhaltige Mobilität“, und die 
Ladungsanschrift ist die Anschrift des Dienst-
herrn. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Vielen Dank. - Zu-
nächst möchte ich Ihnen, wenn Sie dies wün-
schen, entsprechend § 24 Absatz 4 des Untersu-
chungsausschussgesetzes Gelegenheit geben, sich 
im Zusammenhang zum Gegenstand Ihrer Ver-
nehmung zu äußern. Möchten Sie davon Ge-
brauch machen? 

Zeuge Dirk Pung-Jakobsen: Das möchte ich gerne 
tun. - Herr Vorsitzender! Meine Damen und Her-
ren Abgeordneten! Ich nehme gerne die Gelegen-
heit wahr, mich heute Ihren Fragen zum Untersu-
chungsgegenstand zu stellen. Ich möchte zum 
Eingang kurz als Leiter der zuständigen Arbeits-
einheit im Bundeskanzleramt darstellen, wie sich 
der Prozess des Zustandekommens der Infra-
strukturabgabe aus unserer Sicht darstellt. Das 
hilft dann vielleicht auch, die folgenden Frage-
stellungen ein bisschen zu ordnen und zu fokus-
sieren.  

Es ist ja so: Das Projekt hat ja seinen Ausgang ge-
nommen mit dem Koalitionsvertrag 2013, und 
dort ist ja festgelegt worden:  

Zur zusätzlichen Finanzierung des 
Erhalts und des Ausbaus unseres 
Autobahnnetzes werden wir einen 
angemessenen Beitrag der Halter 
von nicht in Deutschland zugelas-
senen PKW erheben … mit der 
Maßgabe, dass kein Fahrzeughal-
ter in Deutschland stärker belastet 
wird als heute. Die Ausgestaltung 
wird EU-rechtskonform erfolgen. 
Ein entsprechendes Gesetz soll im 
Verlauf des Jahres 2014 verab-
schiedet werden. 

Die Passage ist Ihnen allen sicherlich bestens be-
kannt.  

Aber seinerzeit war allen Beteiligten - ich glaube, 
auch dem zuständigen Bundesminister - klar, 
dass das eine gewisse Herausforderung ist, die 
verschiedenen Kriterien, die dieser Passus ent-
hält, zusammenzubringen und in ein schlüssiges 
Konzept zu bringen. Und so ist im ersten Halb-
jahr des Jahres 2014 - - hat das Bundesver-
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kehrsministerium, Herr Dobrindt, damit ver-
bracht, ein Konzept zu erstellen, wie dieser Ge-
setzentwurf gefasst werden soll.  

Das Bundeskanzleramt ist daran nicht beteiligt 
worden. Das ist aber ein völlig normaler Vorgang. 
Natürlich macht zunächst das zuständige Fach-
ministerium seinen inhaltlichen Vorschlag. Der 
hat im Juni 2014 auf dem Tisch gelegen. Es gab 
ein Konzept für den Gesetzentwurf. Der hat noch 
ganz anders ausgesehen als der spätere Gesetz-
entwurf. Es gab eine ganze Reihe von Punkten, 
die kritisch gesehen worden sind von den betei-
ligten Ministerien, auch von uns; Ihnen liegt ja 
die Unterlage vor, die wir 2014, im Juni, dazu 
verfasst haben. Aber auch das ist ein normaler 
Vorgang. Der erste Entwurf oder Eckpunkte sind 
häufig Gegenstand einer kontroversen Diskus-
sion, und so hat es auch von uns intern gegen-
über unserer Hausleitung durchaus kritische An-
merkungen zu diesem Konzept gegeben. 

Das Bundesverkehrsministerium hat dann dieses 
Konzept beraten innerhalb der Bundesregierung 
mit den Ministerien, auch im Kreise der Länder, 
und es hat dann im Oktober 2014 einen Gesetz-
entwurf zur Infrastrukturabgabe gegeben, wo eine 
ganze Reihe der Kritikpunkte, die es gegeben hat 
an dem Konzept, aufgegriffen worden sind, be-
rücksichtigt worden sind, sei es, was den Gegen-
stand der Bemautung angeht - also, ursprünglich 
hat es ja mal die Idee gegeben, dass alle Straßen 
in Deutschland bemautet werden sollen -, aber 
auch die Frage der Europarechtskonformität - 
auch da hat es gegenüber dem ursprünglichen 
Konzept Nachsteuerungen gegeben -, sodass wir 
dann eben den Gesetzentwurf gehabt haben, der 
im Dezember 2014 vom Bundeskabinett auch ver-
abschiedet worden ist. Und wir haben seinerzeit 
in den Informationen, die wir für unsere Hauslei-
tung erstellt haben zu dem Gesetzentwurf, auch 
deutlich gemacht, dass es einen deutlichen Pro-
zess der Entwicklung gegeben hat seit der Vor-
lage des Konzeptes.  

Im Dezember hat das Bundeskabinett beschlos-
sen. Das Gesetzgebungsverfahren hat im ersten 
Halbjahr 2015 stattgefunden. Und nachdem der 
Gesetzentwurf dann so weit bereit war, noch 

nicht unterschrieben war vom Bundespräsiden-
ten, hat dann der Kommissionspräsident, Herr 
Jean-Claude Juncker, im Juni 2015 in einem Zei-
tungsinterview deutlich gemacht, dass die Kom-
mission erhebliche europarechtliche Bedenken 
hat und beabsichtigt, ein Vertragsverletzungsver-
fahren gegen Deutschland anzustrengen. Das ist 
dann auch im Oktober - - nicht im Oktober, im 
August 2015 in Gang gesetzt worden. Die Kom-
mission hat beschlossen, ein Vertragsverletzungs-
verfahren in Gang zu setzen, und das Verfahren 
ist dann zunächst mal die notwendigen Stufen 
durchlaufen, die es gibt.  

Es hat dann im Jahr 2016 ab dem Sommer Ge-
spräche gegeben zwischen dem Verkehrsministe-
rium - also nach unserer Kenntnis: ab dem Som-
mer - und der Europäischen Kommission, der zu-
ständigen Generaldirektion, der DG MOVE. Und 
diese Gespräche haben dazu geführt, dass eine 
Reihe von Aspekten geändert worden sind im Ge-
setzentwurf - insbesondere der Aspekt „Euro-
parechtskonformität“ ist intensiv bearbeitet wor-
den -, und in mehreren Stufen ist der ursprüng-
liche Gesetzentwurf angepasst worden.  

Seinerzeit ist ja die Anzahl der Kurzzeitvignetten 
für ausländische Verkehrsteilnehmer - - die ist ja 
deutlich gespreizt worden von ursprünglich drei 
auf sechs Modelle. Damit ist man dem Einwand 
der Kommission entgegengekommen, dass der ur-
sprüngliche Entwurf zu wenig differenziert war. 
Und zum Zweiten ist die Komponente der Entlas-
tung von Euro-6-Fahrzeugen noch mal deutlich 
verstärkt worden, um deutlich zu machen, dass 
auch ein Umweltaspekt verfolgt wird und um-
weltfreundliche Fahrzeuge auch durch diese Re-
gelung unterstützt und gefördert werden sollen. 
Und damit ist vor allen Dingen auch der Kritik 
der Europäischen Kommission entgegengekom-
men worden, dass es kein Eins-zu-eins-Verhält-
nis geben darf zwischen Entlastung und zwi-
schen Abgabe.  

Nachdem die Kommission - man muss das noch 
mal betonen -, nämlich die fachlich zuständige 
Generaldirektion, dem Verkehrsministerium das 
Signal gegeben hat: „Das ist aus unserer Sicht so 
in Ordnung; wir können das so akzeptieren“, ist 
dann der Gesetzentwurf entsprechend geändert 
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worden und dann auch in Kraft getreten. Also, es 
hat ja die Klageerhebung der Kommission gege-
ben, und der Gesetzentwurf ist dann geändert 
worden. Und nach Änderung des Gesetzentwur-
fes hat dann die Europäische Kommission ja ihr 
Klageverfahren auch eingestellt.  

Es hat dann, wie Sie wissen, im Oktober 2017 die 
Klageerhebung von Österreich gegeben, und da 
muss man betonen, dass das ein Umstand gewe-
sen ist, der überraschend war. Zwar hat es Kritik 
von Österreich und anderen Mitgliedstaaten an 
der Konstruktion der Infrastrukturabgabe in 
Deutschland gegeben, schon vorher. Aber inner-
halb der Bundesregierung hat eigentlich kaum je-
mand damit gerechnet, dass ein anderer Mitglied-
staat gegen Deutschland Klage erhebt, weil das ist 
auch das erste Mal gewesen in dieser Form, dass 
Deutschland verklagt worden ist. Und man muss 
dazu auch sagen, dass in dieser Zeit sich Öster-
reich in einer Phase des Wahlkampfs und der Re-
gierungsbildung befunden hat, insofern die poli-
tische Zuspitzung im politischen Raum in 
Deutschland auch so wahrgenommen worden ist 
auf Österreicher Seite, dass das auch mit dem ös-
terreichischen Wahlkampf und den kontroversen 
Diskussionen da zu tun hat. 

Wir haben also das nicht zum Anlass genom-
men - auch in unserer Einschätzung, Bundes-
kanzleramt -, Zweifel an der Europarechtskonfor-
mität zu bekommen. Für uns war entscheidend, 
dass die Europäische Kommission gesagt hat: So 
wie das BMVI das jetzt ausgestalten will, ist das 
für uns in Ordnung; wir akzeptieren das. - Und 
ab diesem Zeitpunkt waren wir der Ansicht, dass 
europarechtlich dieser Entwurf haltbar ist. Nichts 
ist ohne Risiko, nichts ist risikofrei. Aber wir wa-
ren der Ansicht - und haben das auch gegenüber 
unserer Hausleitung so vermittelt -, dass man 
diesen Weg gehen kann mit dem Gesetzentwurf 
und auf dem europäischen Recht bestehen kann.  

Und das ist eine Rechtsauffassung, die aus unse-
rer Sicht auch nicht völlig aus der Luft gegriffen 
ist, weil auch der Generalanwalt ja in seiner Stel-
lungnahme im Verfahren sich diese Rechtsauffas-
sung zu eigen gemacht hat und genau diese Posi-
tion auch vertreten hat. Es hat dann der Europä-
ische Gerichtshof anders entschieden. Aber es ist 

ein Urteil gewesen - - Das können Sie auch nach-
lesen oder haben Sie auch nachgelesen in den 
Ihnen vorliegenden Unterlagen aus unserem 
Haus, dass jedenfalls wir damit nicht gerechnet 
haben und das Urteil des Europäischen Gerichts-
hofs nach diesem Verfahren auch überraschend 
war.  

Ja, das möchte ich vielleicht zum Eingang sagen.  

Also Conclusio ist: Es hat den Gesetzentwurf ge-
geben. Von der ersten Vorstellung bis zur endgül-
tigen Beschlussfassung hat es eine Reihe von Ver-
änderungen gegeben. Das zuständige Ministerium 
ist auf die Kritik der Europäischen Kommission 
eingegangen, und ab dem Zeitpunkt, wo die 
Kommission, nämlich die Facheinheit der Kom-
mission, grünes Licht gegeben hat, war für uns 
im Kanzleramt die Auffassung: Das ist ein Weg, 
den kann man gehen; der ist haltbar, ist europa-
rechtskonform, und das kann man so vertreten. - 
Vielen Dank. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Vielen Dank. - Sie 
haben ja eben schon den Koalitionsvertrag aus 
dem Jahr 2013 erwähnt, der Grundlage war, und 
Sie haben ja auch eben schon erwähnt, welche 
Funktion Sie im Bundeskanzleramt hatten. Sie 
leiten ja seit 2003 im Bundeskanzleramt das für 
Verkehrspolitik zuständige Spiegelreferat, wenn 
man so will. Und wir wissen ja nun: Es war nicht 
zu erfüllen, was da damals vereinbart wurde. - 
Inwieweit waren Sie damals auch schon bei der 
inhaltlichen Erarbeitung des Koalitionsvertrages 
2013 im Bereich Verkehrspolitik beteiligt und 
eingebunden? 

Zeuge Dirk Pung-Jakobsen: Also, seit 2003 bin 
ich Leiter dieses Referats und war mit allen we-
sentlichen verkehrspolitischen Fragen befasst, 
natürlich auch mit der Frage: Wie wird die Infra-
struktur finanziert in Deutschland? Welche Mög-
lichkeiten, welche Modelle gibt es? Und darüber 
haben wir unsere Hausleitung natürlich regelmä-
ßig informiert.  

Sie haben gesagt, Sie wissen, dass das nicht er-
füllbar war, die Voraussetzungen des Koalitions-
vertrages. Ich kann mir nicht vorstellen, dass die 
Koalitionspartner sich auf eine Regelung geeinigt 
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haben, die nicht erfüllbar war. Und wir haben sie 
auch nicht für nicht erfüllbar gehalten, sondern - 
ich habe es Ihnen ja gesagt - wir wussten, dass es 
eine Herausforderung ist - das wusste jeder -, 
aber, wie sich dann auch im weiteren Verfahren 
gezeigt hat, eine Herausforderung, die bewältig-
bar ist. Es gibt dazu unterschiedliche Rechtsauf-
fassungen. Der EuGH hat letztendlich anders ent-
schieden; aber es war nicht voraussehbar. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Danke schön. - Ha-
ben Sie denn dann im Kanzleramt zu Zeiten der 
Gespräche, der Verhandlungen des Koalitionsver-
trages auch direkt Beratungen durchgeführt mit 
Blick auf die Bundeskanzlerin? Waren Sie da ein-
gebunden direkt auch persönlich? Oder - -  

Zeuge Dirk Pung-Jakobsen: Zu welchem Zeit-
punkt, meinen Sie? 

Vorsitzender Udo Schiefner: Bei den Verhand-
lungen 2013, als ebendieser Koalitionsvertrag 
ausgehandelt wurde. 

Zeuge Dirk Pung-Jakobsen: Nee, die Koalitions-
verhandlungen werden ja zwischen Parteien ge-
führt und nicht innerhalb der Bundesregierung. 
Insofern waren wir an den Koalitionsverhandlun-
gen nicht beteiligt. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Danke schön. - In 
zwei Vermerken vom Sommer 2014 äußern Sie 
sich sehr kritisch zum Konzept der Infrastruktur-
abgabe; hatten Sie ja auch eben erwähnt, dass es 
da Phasen gab. Sie zählen erhebliche Risiken mit 
Blick auf das EU-Gemeinschaftsrecht auf und sa-
hen aber auch hinsichtlich der konkreten Ausge-
staltung Schwierigkeiten bei der Einordnung als 
Beitrag oder als Gebühr und damit bezüglich der 
Gesetzgebungskompetenz und des Rechtes auf 
den Ertrag der Infrastrukturabgabe. Waren das 
Ihre eigenen Zweifel, oder beruhten die entspre-
chenden europarechtlichen Passagen im Wesent-
lichen auch auf Zuarbeiten des Europareferats 
501? 

Zeuge Dirk Pung-Jakobsen: Solche Vermerke 
werden immer bei uns im Hause abgestimmt, 
sind immer Gemeinschaftsprodukte aller Arbeits-

einheiten des Hauses. Wir beraten das. Wir ver-
ständigen uns auf die Linie, die wir in so einem 
Vermerk dann vertreten. Und natürlich hat un-
sere Europarechtsabteilung daran mitgewirkt und 
hatte seinerzeit entsprechende Bedenken, die wir 
auch geteilt und nachvollzogen haben zu diesem 
sehr frühen Zeitpunkt - wir sprechen ja vom Juni 
2014 und nicht von einem Gesetzentwurf, son-
dern von einem unabgestimmten Konzept des 
Ressorts. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Vielen Dank. - Ich 
werde eventuell später noch Fragen stellen. Stei-
gen wir dann erst mal ein in die Fraktionsrunde. 
Das wäre zunächst einmal die AfD. 

Wolfgang Wiehle (AfD): Herr Vorsitzender, vie-
len Dank. - Herr Pung-Jakobsen, danke, dass Sie 
sich zur Verfügung stellen für die Befragung. 

Darf ich noch mal zurückfragen? Sie waren einge-
bunden in alle wesentlichen verkehrspolitischen 
Fragen, haben Sie dargestellt. Und seit wann sind 
Sie mit dem Thema Pkw-Maut oder Infrastruktur-
abgabe dann beschäftigt gewesen? Also, Sie ha-
ben ja dargestellt: Juni 2014 kam ein Konzept; 
Koalitionsverhandlungen noch nicht. - Hatten Sie 
da zwischendurch vorher mit dem Thema schon 
zu tun? 

Zeuge Dirk Pung-Jakobsen: Wir haben natürlich 
mit Interesse das wahrgenommen, was im Koali-
tionsvertrag gestanden hat, diese Formulierung. 
Es hat ja auch im vorangegangenen Bundestags-
wahlkampf eine Rolle gespielt. Und natürlich ist 
man als am Thema Interessierter - - verfolgt man 
die Prozesse da. Wir sind aber fachlich da nicht 
mit befasst gewesen. Wir haben natürlich unmit-
telbar, nachdem die Bundesregierung gebildet 
war und sich Gedanken machte, wie der Koaliti-
onsvertrag umzusetzen ist, uns auch das ange-
guckt und haben uns inhaltlich angeschaut: „Wie 
kann das denn gehen?“, aber haben gewartet 
dann auf den Vorschlag des Verkehrsministeri-
ums. 

Wolfgang Wiehle (AfD): Danke schön. - Jetzt wis-
sen wir ja schon aus der Vernehmung des Zeugen 
Henze vom 05.03.2020 aus dem BMVI [sic!], dass 
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die rechtliche Prüfung des Vorhabens Infrastruk-
turabgabe nicht nur auch durch sein Ministerium 
durchgeführt wurde, natürlich im Verkehrsminis-
terium geprüft wurde. Sie haben es schon darge-
stellt: Es wurde auch im Kanzleramt aktiv ge-
prüft, also mindestens durch das Europareferat 
auch. - Jetzt, nehme ich an, haben ja auch weitere 
Ministerien noch Prüfungsergebnisse zugeliefert. 
Haben Sie Ihre Einschätzung, die Sie im Kanzler-
amt gewonnen haben, auch gewonnen aus den 
Zuarbeiten verschiedener Ministerien, oder ist 
das Ihre eigene Arbeit gewesen? Und welche Ab-
teilungen im Bundeskanzleramt haben denn ins-
gesamt sich damit beschäftigt? 

Zeuge Dirk Pung-Jakobsen: Also, es kommt im-
mer darauf an sozusagen, um welchen Gegen-
stand es geht. Wir haben es im Juni 2014 mit 
einem Konzept, einem Diskussionsvorschlag 
sozusagen des BMVI zu tun gehabt, und dazu ha-
ben wir eine Stellungnahme verfasst, die eine an-
dere Qualität hat als später eine Ressortabstim-
mung über einen Gesetzentwurf. Es geht ja hier 
zunächst einmal um ein nicht in jeder Hinsicht 
rechtlich abgewogenes und in jeder Hinsicht po-
litisch abgewogenes - - sondern zunächst um eine 
Idee: So könnten wir uns vorstellen vonseiten 
des Verkehrsministeriums, die Regelung auszuge-
stalten. - Und darüber hat es natürlich Austausch 
zwischen den fachlich Zuständigen innerhalb der 
Bundesministerien gegeben, informell im We-
sentlichen, weil es dadrüber keine formelle Res-
sortabstimmung gab. Und natürlich bildet man 
sich seine Meinung aus diesem fachlichen Aus-
tausch und dann auch selbst. Das ist zum Zeit-
punkt 2014 - im Juni, zu dem Konzept - so gewe-
sen. 

Wolfgang Wiehle (AfD): Mit welchen Abteilun-
gen innerhalb Ihres Hauses - im Zweifel ja Spie-
gelreferaten zu beteiligten Bundesministerien - 
haben Sie dann sich abgestimmt? 

Zeuge Dirk Pung-Jakobsen: Das sind natürlich 
die fachlich zuständigen, also zum einen die Ab-
teilung 5, die sich mit Europapolitik und Europa-
recht beschäftigt, mit den Kollegen, die das Fi-
nanzministerium spiegeln, in steuerrechtlicher 
und haushaltspolitischer Sicht - beide Aspekte 

sind da ja wichtig -, und im Wesentlichen dann 
eben wir als Verkehrspolitiker. 

Wolfgang Wiehle (AfD): Also, Ihre Abteilung und 
das BMWi war auch beteiligt.  

Zeuge Dirk Pung-Jakobsen: Ja, wir gehören mitt-
lerweile der Abteilung - - Wir haben einen Abtei-
lungswechsel vorgenommen im Bundeskanzler-
amt, gehörten damals der Abteilung 3 an, die 
nicht den Schwerpunkt Wirtschaftspolitik hatte, 
sind jetzt in der Wirtschaftsabteilung. Aber die 
Wirtschaftsabteilung und die Kollegen, die das 
BMWi spiegeln, waren natürlich damals auch im 
Wege der Abstimmung von Vermerken und der 
inhaltlichen Abstimmung beteiligt, ja. 

Wolfgang Wiehle (AfD): Haben Sie auch infor-
melle Gespräche geführt, und haben Sie zu die-
sen Gesprächen Aufzeichnungen gemacht im 
Bundeskanzleramt? 

Zeuge Dirk Pung-Jakobsen: Ich habe ganz sicher 
informelle Gespräche geführt, wobei ich Ihnen 
im Einzelnen nicht mehr sagen kann, welche das 
sind. Und informelle Gespräche haben ja meist 
den Charakter, dass man sie nicht aufzeichnet, 
darüber keine Vermerke anfertigt, sondern - 

Wolfgang Wiehle (AfD): Also keine Notizen in 
dem Sinne. 

Zeuge Dirk Pung-Jakobsen: - dass sie zur persön-
lichen Positionsbildung dienen. 

Wolfgang Wiehle (AfD): Entspricht das, was Sie 
dargestellt haben als Einschätzung des Bundes-
kanzleramts, auch Ihrer persönlichen Einschät-
zung? 

Zeuge Dirk Pung-Jakobsen: Na ja, man verfasst 
sozusagen inhaltliche Stellungnahmen und Ver-
merke nach bestem Wissen und Gewissen, und 
zum damaligen Zeitpunkt war das eine Auffas-
sung, die wir vertreten haben, die ich auch per-
sönlich so gesehen habe, ja. 

Wolfgang Wiehle (AfD): Vielen Dank. - Dann 
komme ich noch zum Thema Risikoeinschät-
zung; wir haben das schon mal betrachtet. Das 



Endgültiges Stenografisches Protokoll 19/14

2. Untersuchungsausschuss 

Nur zur dienstlichen Verwendung 

19. Wahlperiode Deutscher Bundestag - Stenografischer Dienst Seite 15 von 122 

Bundesverkehrsministerium hat ja Risikowork-
shops durchgeführt. Haben Sie auch innerhalb 
des Bundeskanzleramts Risikoeinschätzungen 
durchgeführt bezüglich der Gefahr, dass das 
Projekt aus bestimmten Gründen scheitern 
könnte? Da ist ja jetzt nicht nur ein Urteil des Eu-
ropäischen Gerichtshofs - aber auch dieses - als 
Risiko zu betrachten gewesen. 

Zeuge Dirk Pung-Jakobsen: Nein, das haben wir 
nicht. - Ich kann vielleicht noch mal an der Stelle 
deutlich machen: Wir sind nicht operativ mit der 
Abfassung von Gesetzentwürfen beschäftigt. Das 
machen die zuständigen Ressorts; so steht es ja 
auch in der Verfassung. Und insofern ist die In-
tensität und der Charakter der inhaltlichen Aus-
einandersetzung anders bei uns als in den zu-
ständigen Fachressorts. Wir haben keine Risi-
koworkshops oder Ähnliches gemacht, sondern 
haben die Risiken, die das Projekt hat, wie wir 
das auch bei anderen Projekten tun, innerhalb 
der Abstimmung des Hauses und mit den Res-
sorts der Bundesregierung erstellt.  

Wolfgang Wiehle (AfD): Danke. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Danke schön. - 
Dann gebe ich das Wort der CDU/CSU-Fraktion. 
Herr Lange. 

Ulrich Lange (CDU/CSU): Danke, Herr Vorsitzen-
der. - Herr Pung-Jakobsen, Sie haben es ja relativ 
kompakt schon dargestellt. Ich möchte auf einen 
Punkt noch mal gesondert eingehen. Sie haben 
gesagt: Zwischen Eckpunkten und Gesetzent-
wurf, das war ein deutlicher Prozess. - Wir, die 
wir den begleitet haben, wissen, wie intensiv die-
ser Prozess in dieser Phase auch war. Sie haben 
dann für die Kabinettssitzung im Dezember 2014 
ja den entsprechenden Vermerk geschrieben, in 
dem Sie zwar auf die Hürde hinweisen, die euro-
parechtlich noch besteht, haben aber trotzdem 
Zustimmung empfohlen - MAT A BK-3-1e, Blatt 
365 ff.; nur damit das dann komplett hier gleich 
ist. Für diesen Vermerk hatten Sie dort - Sie ha-
ben ja die anderen Diskussionen auch verfolgt - 
eine eigene separate rechtliche Beurteilung vor-
genommen oder eine Zusammenfassung der auf 
dem Tisch liegenden? 

Zeuge Dirk Pung-Jakobsen: Wir berücksichtigen 
selbstverständlich die Stellungnahmen, die es 
gibt aus den Ressorts, weil die - ich habe es ja 
schon gesagt - in der Intensität einen anderen 
Charakter haben, prüfen die aber natürlich immer 
auf Plausibilität und kommen auch zu einer eige-
nen Einschätzung auf der Basis der Stellungnah-
men. Aber es hat auch immer einen eigenen Bei-
trag, eine eigenständige Komponente. 

Ulrich Lange (CDU/CSU): Ich möchte einen rela-
tiven Sprung machen, nämlich schon zur Ankün-
digung des Vertragsverletzungsverfahrens und 
den darauffolgenden Gesprächen. Inwieweit wa-
ren Sie in diese - ich nenne es jetzt mal einfach 
pauschal - „Vermittlungsgespräche“ oder „Eini-
gungsgespräche“ mit der Kommission, inwieweit 
waren Sie, war das Kanzleramt eingebunden? Be-
ziehungsweise, Sie schreiben ganz am Ende 
mal - - bezeichnen Sie Herrn Selmayr mit als 
Architekten dieser Einigung. Wie kommen Sie zu 
dieser Einschätzung? 

Zeuge Dirk Pung-Jakobsen: Wir sind an den Ge-
sprächen nicht beteiligt gewesen, sondern wir ha-
ben die verfolgt, wie wir das üblicherweise in so 
einem Prozess tun. Und wir sind vom BMVI über 
den Stand mal informiert worden oder haben 
nachgefragt und sind dann auf Nachfrage infor-
miert worden. Und wie das üblich ist inner-
halb - - Das ist bei der Europäischen Kommission 
so, das ist bei uns auch so, dass in solchen Bera-
tungsprozessen also nicht nur von der fachlich 
zuständigen Einheit, sondern eben bei uns hier in 
Deutschland im Bundeskanzleramt in Abstim-
mungsprozessen versucht wird, bei Einigungen 
zu vermitteln oder Brücken zu bauen. Und die 
Information, die wir damals zur Verfügung hat-
ten, war, dass - - Es hat ja auch Gespräche gege-
ben von Herrn Dobrindt, dem damaligen Bundes-
verkehrsminister, mit dem Kommissionspräsi-
denten, soweit ich mich erinnere. Und in dem 
Zusammenhang ist sicherlich auch Herr Selmayr 
beteiligt gewesen und hat dann geholfen, einen 
Kompromiss und eine Brücke zustande zu brin-
gen, die aber letztendlich von der zuständigen 
Facheinheit der Kommission, der DG MOVE, so 
ausgesprochen worden ist. 
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Ulrich Lange (CDU/CSU): Danke schön. - Dann 
mache ich gleich wieder den nächsten Sprung, 
weil ich glaube, dass ein paar Punkte vielleicht 
noch mal zu vertiefen sind. Am 6. Februar 2019 
haben Sie dann berichtet nach den Schlussan-
trägen; MAT A BK-3-1a, Blatt 544 f. Da schreiben 
Sie: 

Selbst wenn der EuGH dem Gene-
ralanwalt in seinem Urteil nicht 
folgen sollte, widerlegt die einge-
hende Analyse des Generalan-
walts die in der Öffentlichkeit 
weit verbreitete Aussage, die 
PKW-Maut sei „evident europa-
rechtswidrig“. 

Wir wissen, dass das Urteil anders ausgegangen 
ist. Sie sind trotzdem zu der Einschätzung ge-
kommen. Vielleicht können Sie uns noch mal ein 
bisschen teilhaben lassen, wie Sie zu dieser Ein-
schätzung nach dem Vortrag des Generalanwalts 
gekommen waren. 

Zeuge Dirk Pung-Jakobsen: Der Generalanwalt 
hat ja seinerzeit im Detail Stellung genommen in 
seinem Plädoyer zum deutschen Gesetzentwurf 
und im Detail auch vertreten, warum er ihn für 
europarechtskonform hält, warum er die Vor-
würfe, dass hier das Diskriminierungsverbot der 
Europäischen Verträge gebrochen wird, warum er 
das für nicht stichhaltig hält - - und im Einzelnen 
die Vorwürfe, die auch in der öffentlichen Dis-
kussion waren, was das Europarecht angeht, im 
Grunde widerlegt hat.  

Und der Generalanwalt hat ja beim Europäischen 
Gerichtshof eine sehr starke Stellung. Ganz oft 
folgt der Gerichtshof ja seiner Auffassung, und 
man kann ihn mit Fug und Recht als Teil der Hü-
tung des europäischen Rechts bezeichnen. Inso-
fern haben wir diese detaillierte Stellungnahme 
sehr interessiert zur Kenntnis genommen, auch 
in ihrem Detailgehalt interessiert zur Kenntnis 
genommen, und haben diese Argumentation 
dann auch so gesehen, dass das eigentlich eine 
deutliche Expertise ist: Das Ding ist europa-
rechtskonform, und die Vorwürfe, die sehr weit 
gehenden Vorwürfe, „eklatant europarechts-
widrig“ - das war uns wichtig, das noch mal fest-
zustellen -, das ist damit auch widerlegt. 

Ulrich Lange (CDU/CSU): Danke schön. - Dann 
würde ich weitergeben. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Danke schön. - 
Dann kommen wir zur FDP. Herr Dr. Jung. 

Dr. Christian Jung (FDP): Vielen Dank. - Herr 
Pung-Jakobsen, ich beziehe mich auf Ihren Ver-
merk an den Chef des Bundeskanzleramtes; das 
ist MAT A BK-3-1a, Blatt 4 bis 8, vom 27. Juni 
2014. Und dort habe ich folgende Textpassage ge-
lesen - ich zitiere -: 

I. Votum 

• Keine Zustimmung zur kurzfris-
tigen Veröffentlichung des von 
BMVI vorgelegten Konzepts 

Und weiter - Zitat -: 

Zu der von BMVI vorgeschlagenen 
Infrastrukturabgabe ergeben sich 
aus unserer Sicht erhebliche 
(europa-)rechtliche, (finanz-)ver-
fassungsrechtliche und politische 
Probleme. 

Der Vermerk vom 27. Juni 2014 ist mit der hand-
schriftlichen Notiz „hier Exemplar BK’in“ - also 
„Bundeskanzlerin“ - versehen, und dazu habe ich 
einige Fragen.  

Erstens - ich habe auch die Unterlagen dabei - 
würde ich gerne von Ihnen wissen: Wir sind 
mittlerweile ganz gut in Bezug auf das Entziffern 
von Paraphen des BMVI. Ich muss zugeben, dass 
ich jetzt beim Bundeskanzleramt noch nicht alle 
Paraphen auswendig kenne, und deswegen 
würde ich Sie bitten einfach mal - ich weiß jetzt 
nicht, wie wir das hier machen sollen aus Hygie-
negründen; ich habe aber das hier vorbereitet; 
könnte man vielleicht auch dann dem Zeugen ge-
ben -, dass Sie mir kurz mal sagen, wer über-
haupt diesen Vermerk gesehen und paraphiert 
hat. 

Zeuge Dirk Pung-Jakobsen: Ich brauche sie mir 
nicht anzugucken. Es steht ja oben eine Adress-
liste auf jedem Vermerk von uns drauf, und die 
werden abgezeichnet. Wenn Sie die Paraphen 
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nicht entziffern können, dabei helfen Ihnen die 
Farben sozusagen. Innerhalb der Behörden gibt es 
ja Farben, und es zeichnen die Arbeitseinheiten 
schwarz, der Gruppenleiter, Unterabteilungslei-
tung zeichnet braun, der Abteilungsleiter blau, 
der Behördenchef, Staatssekretär rot und der je-
weilige Minister oder bei uns die Bundeskanzle-
rin grün. 

(Dem Zeugen werden Un-
terlagen vorgelegt)  

Da Sie - - Sie haben jetzt hier eine Kopie - -  

Dr. Christian Jung (FDP): Ich kenne diese Farben. 
Allerdings haben wir davon Kopien nur in 
Schwarz-Weiß bekommen. Deswegen würde ich 
Sie bitten, vielleicht kurz zu sagen, wer diesen 
Vermerk genau dann angeschaut hat und abge-
zeichnet hat. 

(Der Zeuge liest in den Un-
terlagen) 

Zeuge Dirk Pung-Jakobsen: Also, kann ich Ih-
nen - - Also hier aus der Zeichnungsliste der 
Abteilung geht hervor: Es ist der Abteilungsleiter 
Herr Luft gewesen und der Gruppenleiter Herr 
Rösgen - die Kürzel kenne ich -, und danach 
kann ich es Ihnen nicht genau sagen. Das ist aus 
den Akten. Ich weiß nicht genau, was das jetzt 
für ein Exemplar ist, was Sie hier haben, diese 
Kopie, die Sie hier haben, ob das sozusagen ein 
Exemplar ist, ein Rücklauf. Es gibt ja sozusa-
gen - - Mehrere Mitglieder der Leitung erhalten 
solche Kopien davon, und es kann eine der Ko-
pien sein. Ich kann es Ihnen jetzt - - Hier hat 
noch - - Der Leiterin des Kanzlerbüros hat es 
noch vorgelegen, genau. 

Dr. Christian Jung (FDP): Also, ich habe das ja 
auch mit Textmarker markiert. Hier steht zum 
Beispiel „Eingang in 2 Ausführungen“, „hier 
Exemplar BK’in“, und deswegen habe ich die 
Frage: Haben Sie mit Frau Merkel über den ge-
samten Vorgang gesprochen auch? 

Zeuge Dirk Pung-Jakobsen: Nee, habe ich nicht. 
Ich habe - - Die übliche Kommunikation zwi-

schen der Bundeskanzlerin und den Arbeitsein-
heiten ist der Schriftweg. Wir haben über dieses 
Projekt nicht persönlich gesprochen. 

Dr. Christian Jung (FDP): Und, wenn nein, haben 
Sie da ein schriftliches Feedback in irgendeiner 
Weise bekommen, dass Sie dann da sozusagen 
eine Antwort bekommen haben aus dem Büro der 
Bundeskanzlerin, was sie dazu denkt? 

Zeuge Dirk Pung-Jakobsen: Wenn es im Rücklauf 
einen schriftlichen Kommentar der Bundeskanz-
lerin gäbe, dann wäre der in den Akten, würde 
Ihnen vorliegen. Also insofern: Ich weiß es 
nicht. - Aber da er Ihnen nicht vorliegt und Sie 
mich fragen, nehme ich an, dass es nicht erfolgt 
ist.  

Dr. Christian Jung (FDP): Wir haben ja die Beson-
derheit im BMVI, dass da manchmal auch mit 
Post-its gearbeitet wird. Das schließen Sie aber 
aus im Bundeskanzleramt; da kennt man ja die 
Regeln auch, die man einhalten sollte bei den 
Akten.  

Zeuge Dirk Pung-Jakobsen: Also, wir kennen die-
ses Büromaterial durchaus, Post-its; aber auf offi-
ziellen Vermerken und in der Kommunikation 
mit der Leitung wird damit nicht gearbeitet. 

Dr. Christian Jung (FDP): Ich will kurz auf die 
Uhr gucken. Wir haben ja noch eine zweite 
Runde. - Ich will aber trotzdem vielleicht schon 
mal anfangen mit der ersten Frage von einem 
neuen Material, was ich einbringen möchte - das 
ist MAT A BK-3-1a, Blatt 564 bis 568 -, und auch 
da möchte ich kurz zitieren: 

Ein negatives EuGH-Urteil stand 
immer zu befürchten … 

Zitat Ende. - Und neues Zitat: 

BM Scheuer hat … zurecht darauf 
hingewiesen, dass BMVI ange-
sichts der rechtlichen und politi-
schen Komplexität der Aufgabe 
die Zeit für eine eingehende Ana-
lyse des Urteils und zur Entwick-
lung möglicher Lösungsoptionen 
benötigt. 
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Da geht es also um den 18. Juni 2019. - Und der 
Vermerk endet mit den Sätzen - Zitat -: 

Möglicherweise stehen auch Ver-
tragsstrafen (entgangener Gewinn) 
zu befürchten, sollte die Pkw-
Maut überhaupt nicht umgesetzt 
werden. Wir stehen mit BMVI 
dazu in einem engen Austausch. 

Zitat Ende. 

Dazu hätte ich wieder einige Fragen. Die erste: 
Können Sie mir bitte auch bei diesem Vermerk 
anhand der Paraphen sagen, wer den Vermerk 
alles abgezeichnet hat? Ich habe auch das dabei.  

Zeuge Dirk Pung-Jakobsen: Also, ich kann es 
vielleicht mal abkürzen: Herr Abgeordneter, ich 
weiß nicht, ob Sie es für zielführend halten, dass 
ich sozusagen jetzt hier schriftliche Paraphen 
deute. Sie können anhand der Zeichnungsliste 
sehen - -  

(Dem Zeugen werden Un-
terlagen vorgelegt) 

Also, Sie sehen anhand der Liste, der Adressaten-
liste, an wen der Vermerk gegangen ist, über wen 
der gegangen ist in der Hierarchie, und Sie kön-
nen davon ausgehen, dass, wenn das so aufge-
führt ist, dann die Personen den auch erhalten 
haben und davon in Kenntnis gesetzt worden 
sind. Insofern: Hier der Vermerk geht über den 
Ständigen Vertreter Abteilungsleiter 5; der hat da 
auch abgezeichnet. Und Sie sehen dann ja die 
Hierarchie, das liegt Ihnen ja vor, und die haben 
den dann auch gesehen, den Vermerk. 

Dr. Christian Jung (FDP): Also, das heißt - das ist 
jetzt meine letzte Frage, weil meine Zeit gerade 
abläuft, vor der zweiten Runde -, die Bundes-
kanzlerin hat auch hier abgezeichnet. 

Zeuge Dirk Pung-Jakobsen: Hinter „Frau Bundes-
kanzlerin“ ist ein Kürzel. Sie können da - - Es 
zeichnet niemand für die Kanzlerin „i. V.“; das 
hat sie selbst abgezeichnet, ja. 

Dr. Christian Jung (FDP): Also, ich stelle fest: 
Diesen Vermerk hat die Bundeskanzlerin selbst 
abgezeichnet.  

Zeuge Dirk Pung-Jakobsen: Ja, hat sie. 

Dr. Christian Jung (FDP): Okay. - Meine weiteren 
Fragen dazu würde ich dann in der zweiten 
Runde stellen. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Gut. - Dann kom-
men wir jetzt zur SPD-Fraktion. Das Wort hat die 
Kollegin Lühmann. 

Kirsten Lühmann (SPD): Danke sehr. - Ich gehe 
noch mal ein Stück zurück in das Jahr 2016. 
Also, es ist nicht ganz zu Anfang des Verfahrens; 
das haben wir aber alles, glaube ich, schon jetzt 
erschöpfend gemacht, dass Sie bei dem ersten 
Entwurf gesagt haben, Sie raten davon ab, da in 
die Öffentlichkeit zu gehen; ist trotzdem gemacht 
worden. Der Entwurf ist dann noch mal verän-
dert worden. Dann haben Sie darauf hingewie-
sen: Auch der veränderte Entwurf hat Probleme 
bei der Vereinbarkeit mit dem Europarecht. - So. 
Dann ist der aber ins Kabinett gegangen, und 
dann gab es das Vertragsverletzungsverfahren. 
Waren Sie von der Einleitung des Vertragsverlet-
zungsverfahrens überrascht, oder haben Sie ange-
sichts der Tatsache, dass Sie ja schon immer da-
rauf hingewiesen haben, dass es europarechtlich 
problematisch werden könnte, eigentlich damit 
gerechnet? 

Zeuge Dirk Pung-Jakobsen: Wir haben das nicht 
ausgeschlossen. Wir haben das - - Also, es war in 
der Reihe der Möglichkeiten, die es geben 
könnte, durchaus präsent. Immer wenn es ein Ri-
siko gibt, kann es auch eintreten. Und mit dem 
ersten Gesetzentwurf, der dann ja noch mal ver-
ändert worden ist, deutlich - - Wir haben seiner-
zeit gesagt: Ja, wir halten es für tragfähig; der 
kann ins Kabinett. - Aber es gab natürlich auch 
Risiken, die wir ja auch deutlich gemacht haben.  

Kirsten Lühmann (SPD): Am 22. April 2016 [sic!] 
kam es dann zu einem Gespräch zwischen dem 
Chef des Bundeskanzleramtes und Bundes-
minister Dobrindt. Sie fertigten für dieses Ge-
spräch einen Vermerk an; das ist MAT A 
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BK-3-1a, Blatt 372 bis 375. Sie votierten in 
diesem Vermerk dafür, den Bundesminister mit 
der Frage zu konfrontieren,  

wie er in der Sache weiter verfah-
ren will und wie er gedenkt, ggf 
mit für DEU negativen Schlussan-
trägen des Generalanwalts im 
Laufe des Jahres 2017 umzugehen.  

Zitat Ende. - In dem Vermerk kommen Sie dann 
auch zu folgender Bewertung - Zitat -: 

Die Hoffnungen von BMVI vor 
dem EuGH reüssieren zu können, 
müssen skeptisch beurteilt wer-
den. 

Zitat Ende. - Können Sie Ihre Skepsis ein biss-
chen näher erläutern? 

Zeuge Dirk Pung-Jakobsen: Na ja, Sie finden ja 
die Passagen, die wir kritisch - - oder: nicht die 
wir kritisch gesehen haben, aber die kritisch wa-
ren, die kritisch beurteilt worden sind, finden Sie 
ja auch in unseren Vermerken. Es hat ja im politi-
schen Raum, auch in der Öffentlichkeit eine Dis-
kussion gegeben, inwieweit die Kongruenz von 
Entlastungen bei der Kfz-Steuer und Belastungen 
durch eine Abgabe - - inwieweit das deckungs-
gleich sein kann, wie weit das voneinander ent-
fernt sein kann. Und eines der Risiken, die disku-
tiert worden sind, auch innerhalb der Bundesre-
gierung: Reicht es aus, die Trennung, die es gibt, 
oder ist es noch zu eng?  

Und bei dem ersten Gesetzentwurf, der ja später 
verändert worden ist nach Gesprächen mit der 
Kommission, da war die Konstruktion noch deut-
lich enger und das Risiko größer. Und da wir in 
solchen Vermerken immer alle Eventualitäten - - 
Also, wir legen Wert darauf, dass da alle Eventu-
alitäten zur Sprache kommen, unsere Leitung 
aber auch über die gesamte Bandbreite der Mög-
lichkeiten informiert ist und die der vorliegen, 
auch wahrscheinliche und nicht so sehr wahr-
scheinliche. Aber wir führen ja immer alle auf; 
haben wir auch da, auch in diesem Vermerk 
empfohlen, alle kritischen Aspekte zur Sprache 
zu bringen. 

Kirsten Lühmann (SPD): Danke schön. - Waren 
Sie denn bei dem Gespräch am 22. April [sic!] 
dabei?  

Zeuge Dirk Pung-Jakobsen: Nein, war ich nicht. 

Kirsten Lühmann (SPD): Sind Ihnen die Ergeb-
nisse des Gesprächs bekannt? Also, Sie waren 
nicht dabei. Habe ich - - Ich frage deshalb: Es er-
scheint oder es drängt sich der Eindruck auf, dass 
dieses Gespräch im Prinzip ein Vorbereitungsge-
spräch war für das Gespräch, das Minister 
Dobrindt mit der Kommission dann geführt hat. 
Und dann frage ich mich natürlich: Was war ei-
gentlich dann das Ergebnis des Gespräches? Sie 
haben ja die Bedenken, die es dazu gibt, zu dem 
Verfahren, dargelegt. Was war also das Ergebnis 
des Gespräches? Wie ist Minister Dobrindt dann 
in die Gespräche nach Brüssel gegangen? 

Zeuge Dirk Pung-Jakobsen: Das Gespräch diente 
vor allem, glaube ich, der Information. Es ist in 
so einem Prozess, der ja insgesamt für Deutsch-
land wichtig ist, der auch öffentlich stark verfolgt 
wird - - pflegt der Chef des Kanzleramts, auch die 
Kanzlerin sich regelmäßig informieren zu lassen, 
auch das Gespräch zu den zuständigen Fach-
ministern zu suchen und deren Einschätzung 
und deren geplantes Vorgehen - - darüber infor-
miert zu werden und das zu besprechen. Also, es 
bedarf da, glaube ich, keiner fachlichen oder de-
taillierten Vorbereitung, oder jedenfalls ist das 
nicht Aufgabe des Chefs des Kanzleramtes, die 
Minister inhaltlich detailliert vorzubereiten, son-
dern es geht hier im Wesentlichen, glaube ich, - 

Kirsten Lühmann (SPD): ... um Information. 

Zeuge Dirk Pung-Jakobsen: - um Information. 

Kirsten Lühmann (SPD): Alles klar. - Sie haben 
in demselben Vermerk, den ich eben, die MAT-
Nummer, schon mal angesprochen habe, auch ge-
schrieben:  

Für eine politische Lösung des 
Konflikts mit der KOM ist kein 
gangbares Verfahren erkennbar. 
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Wie wir jetzt wissen, ist es ja doch zu einem ge-
kommen. Waren Sie überrascht, dass dieser Kom-
promiss - entgegen Ihrer vorherigen Bewertung - 
dann doch noch zustande gekommen ist? 

Zeuge Dirk Pung-Jakobsen: Das war zu dem da-
maligen Zeitpunkt in der Tat nicht erkennbar. 
Die Gespräche dauerten noch an, und über den 
genauen Verlauf der Gespräche gab es jetzt keine 
Informationen. Vor allen Dingen in der fortge-
schrittenen Phase, wenn die politische Ebene er-
reicht ist, wird jetzt so was nicht in jeder Phase 
auch - - sinnvollerweise nicht öffentlich verhan-
delt, und insofern war der Kompromiss, der dann 
gefunden worden ist, damals noch nicht abseh-
bar. Wir waren positiv davon überrascht und ha-
ben erfreut zur Kenntnis genommen, dass eine 
Lösung gefunden war, die auch die Facheinheit 
der Kommission für gangbar hält. 

Kirsten Lühmann (SPD): Sie haben vorhin auf 
eine Frage - - Entschuldigung. In Ihrem Eingangs-
statement haben Sie gesagt: Ich habe nicht ge-
glaubt, dass jemand klagen wird, weil das unüb-
lich ist. - Jetzt gab es ja doch das Vertragsverlet-
zungsverfahren von Österreich. Warum hat Sie 
das überrascht? Also erst mal unterstelle ich 
dann, dass es Sie überrascht hat. Aber nach Ihrer 
Aussage von dem Eingangsstatement gehe ich da-
von aus, dass Sie überrascht waren, dass Öster-
reich dann doch geklagt hat. Warum war das aus 
Ihrer Sicht so überraschend? 

Zeuge Dirk Pung-Jakobsen: Na ja, ich habe nicht 
gesagt: Ich war überrascht, dass überhaupt je-
mand klagt. - Auch die Kommission hätte ja im 
Verfahren geklagt; das war absehbar. Das ist dann 
ja seinerzeit durch die Änderung des Gesetzent-
wurfes abgewendet worden. 

Kirsten Lühmann (SPD): Richtig. 

Zeuge Dirk Pung-Jakobsen: Aber dass sozusagen 
Österreich gegen Deutschland da geklagt hat, das 
war überraschend, weil es war überhaupt das 
erste Mal, dass Deutschland verklagt worden ist 
von einem anderen Mitgliedstaat, und das vierte 
Mal, dass überhaupt in der Geschichte der Euro-

päischen Gemeinschaft und Union ein Mitglied-
staat gegen einen anderen geklagt hat. Insofern 
war es überraschend, ja. 

Kirsten Lühmann (SPD): Als dann das Urteil da 
war, nach dem Urteil schrieben Sie in einer Vor-
lage vom 19. Juni 2019 [sic!] an die Bundeskanz-
lerin Merkel Folgendes - das ist MAT A BK-3-1b, 
Blatt 35 bis 37 -: 

Ein negatives EuGH-Urteil stand 
immer zu befürchten, auch wenn 
die gegenteiligen Schlussanträge 
des Generalanwalts Wahl bei eini-
gen Ressorts Grund zu vorsichti-
gem Optimismus gegeben hatten 
(u.a. BMVI). 

Zitat Ende. - Sahen Sie sich durch das Urteil in 
Ihrer anfänglichen Skepsis bestätigt?  

Zeuge Dirk Pung-Jakobsen: Nein, sah ich nicht, 
weil ich habe Ihnen ja deutlich gemacht - es geht 
auch aus den Vermerken, die wir vorher gemacht 
haben, hervor -, dass wir durch die Entwicklung, 
die der Prozess, dieses Projekt genommen hat, 
die Gesetzentwürfe verändert worden sind, zu 
der Überzeugung gekommen sind: Das ist haltbar. 
- Und wir waren dann nach dem Prozess 
überrascht, dass der EuGH so schnell so negativ 
geurteilt hat. Insofern sahen wir uns da nicht 
mehr bestätigt, nein. 

Kirsten Lühmann (SPD): In der Vorlage schreiben 
Sie auch Folgendes:  

Möglicherweise stehen auch Ver-
tragsstrafen (entgangener Gewinn) 
zu befürchten,  

- das ist, glaube ich, schon mal zitiert worden 
von dem Kollegen von der CDU; ich bin mir 
nicht sicher - 

sollte die Pkw-Maut überhaupt 
nicht umgesetzt werden. Wir ste-
hen mit BMVI dazu in einem 
engen Austausch. 

Zitat Ende. - Ab wann waren Ihnen die Scha-
densersatzregelungen in dem vom 30.12.2018 
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abgeschlossenen Vertrag bekannt, nach denen im 
Fall einer Kündigung aus ordnungspolitischen 
Gründen Entschädigungen nahe dem entgange-
nen Gewinn zu erwarten sind? 

Zeuge Dirk Pung-Jakobsen: Konkret die Formu-
lierungen des Vertrages waren uns nicht bekannt. 
Wir waren an der Vertragserstellung und -unter-
zeichnung nicht beteiligt. Das ist auch unüblich; 
das macht das zuständige Fachressort. Aber es ist 
üblich, dass solche Verträge natürlich entspre-
chende Klauseln enthalten. Es ist ja auch nicht 
der erste Mautbetreibervertrag. Es gibt andere, 
Lkw-Mautbetreiberverträge, die auch - - Und 
auch da hat es ja rechtliche Auseinandersetzun-
gen darum gegeben und auch da entsprechende 
Klauseln, was Schadensersatz angeht und bei 
Nichterfüllung, und insofern haben wir erwartet, 
dass es so was gibt. 

Und zum Zweiten war natürlich dann auch die 
Frage, die auch öffentlich ganz schnell formuliert 
worden ist nach dem negativen EuGH-Urteil: 
Was gibt es denn jetzt an möglichen Vertragsstra-
fen? - Und ich habe eben dargestellt: Wir legen 
immer Wert darauf, dass alle Eventualitäten, alle 
Risiken dann auch in die Information an unsere 
Hausleitung - - dargestellt werden, ob sie wahr-
scheinlich oder nicht sind, und das ist eine Kom-
ponente, die ja nun in der Diskussion war. Und 
wir hielten es für notwendig, dass wir die Haus-
leitung auch über diese Möglichkeit - ohne dass 
wir ihr sagen, inwieweit sie in Kraft treten kann 
oder nicht; wir sagen: es ist nicht auszuschlie-
ßen - informieren. 

Kirsten Lühmann (SPD): Danke. - Zum jetzigen 
Zeitpunkt keine Fragen. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Danke schön. - 
Dann hat jetzt das Wort Die Linke. Herr Lutze, 
bitte. 

Thomas Lutze (DIE LINKE): Vielen Dank auch 
dafür, dass Sie hier doch mit sehr viel Hinter-
grund im Untersuchungsausschuss auftreten. - 
Trotzdem vorab eine Frage: Sie hatten klar Öster-
reich benannt mit der Aussage, dass es für alle 
Beteiligten, auch in Ihrem Haus, sehr überra-
schend war, dass es zu einer Klage kommt. Gibt 

es in Ihrem Haus in irgendeiner Art und Weise 
auf Dokumenten einen Verweis darauf, dass mög-
licherweise die Republik Österreich im Vorfeld 
der Klage angedeutet hat, diesen Schritt gehen zu 
wollen, bzw. mit welcher Deutlichkeit möglicher-
weise darauf hingewiesen hat, dass die Bundes-
republik Deutschland sich da auf juristisch dün-
nes Eis begibt? Gibt es da irgendwelche Ver-
merke, irgendwelche Hinweise, was in Ihrem 
Haus angekommen ist? 

Zeuge Dirk Pung-Jakobsen: Ihnen liegen alle Ver-
merke, die wir zu diesem Gegenstand gemacht 
haben, die bei uns im Haus gemacht worden 
sind, vor; insofern müssen Sie das kennen. Ich 
erinnere keinen Vermerk eines solchen Inhaltes, 
und wir sind auch nicht der Auffassung, dass wir 
uns auf dünnes Eis begeben haben oder dass wir 
auf dünnem Eis gestanden haben. Wir waren, wie 
ich Ihnen dargestellt habe, zu diesem Zeitpunkt 
der Auffassung, dass das durchaus tragfähiges Eis 
ist, das man begehen kann. 

Thomas Lutze (DIE LINKE): Ich komme dann 
noch mal auf das Jahr 2014 zurück. Sie schrieben 
in dem Vermerk MAT A BK-3-1a, Blatt 11: 

Nicht zulässig dürfte es dagegen 
sein, dass die von Inländern ge-
zahlte Infrastrukturabgabe auf die 
Steuer angerechnet wird, da auf 
diese Weise die Pkw-Maut bei In-
ländern über die Steuer erstattet
wird. Damit besteht eine erhebli-
che Gefahr, dass die KOM (und im 
Fall einer sehr wahrscheinlichen 
Klage auch der EuGH) die vorgese-
hene Regelung als einen Verstoß 
gegen das im EU-Primärrecht fest-
gelegte Verbot der Diskriminie-
rung von EU-Ausländern interpre-
tiert. 

Meine Frage ist dann: Welche Reaktion von wem 
gab es auf diese eindeutige Stellungname? 

Zeuge Dirk Pung-Jakobsen: Uns gegenüber direkt 
keine. Aber es hat ja Reaktionen des zuständigen 
Ministeriums gegeben, dass ja - - also nicht auf 
unsere Stellungnahme, sondern auf die öffentli-
che Diskussion und Kritik. Sie haben nämlich ihr 
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Konzept verändert, haben einen Gesetzentwurf 
verfasst, der anders aussah als das ursprüngliche 
Konzept. Insofern hat es nach dem, was wir beur-
teilen konnten, wie wir den Prozess verfolgt und 
beobachtet haben, auf die Kritik, die auch wir ge-
geben haben, die nicht nur von uns alleine, son-
dern insgesamt im politischen, öffentlichen 
Raum ja so geäußert worden ist, Reaktionen, un-
mittelbare Reaktionen auch des zuständigen Mi-
nisteriums gegeben, und insofern ist das ein posi-
tiver Prozess des Werdens eines tragfähigen Ge-
setzes.  

Thomas Lutze (DIE LINKE): Dann gehen wir 
trotzdem gleich noch mal im Anschluss auf einen 
weiteren Vermerk - selbes Dokument, Blatt 246 -, 
zur Kabinettvorlage zur Pkw-Maut durch Minis-
ter Dobrindt vom selben Tag [sic!]; 16.12.14. Sie 
schrieben: „Trotzdem dürfte die Vereinbarkeit 
mit dem Europarecht eine wesentliche Hürde“ 
usw. usf.; Sie kennen das Zitat. Meine Frage 
wäre: Hat der Bundesminister Dobrindt die 
vermeintliche Verabredung schöngeredet oder 
wider besseren Wissens dort gehandelt? Zweite 
Frage wäre: Wie wurden Ihre Vorbehalte von 
wem geteilt, vorgetragen und beantwortet? Und 
die dritte Frage: Wie erklären Sie sich, dass alle 
beteiligten Bundesministerien, insbesondere das 
BMWi mit dem dortigen EU-Referat, diese Details 
hintenanstellten und die Zustimmung zum 
Gesetzentwurf erteilten? 

Zeuge Dirk Pung-Jakobsen: Welche vermeintli-
che Verabredung von Bundesminister Dobrindt 
meinen Sie? 

Thomas Lutze (DIE LINKE): Die Verabredung 
vom 16.12.14. 

Zeuge Dirk Pung-Jakobsen: Ach so, das wird die
Verabredung mit der Kommission sein, die 
dem - - Nee, Moment. - 2014, nee, da gab es noch 
keine Verabredung. Also, ich weiß nicht - - Sie 
müssten mir schon sagen, was Sie genau meinen. 

Thomas Lutze (DIE LINKE): Gut. Dann muss ich 
das noch mal zurückstellen. - Was in dem Zu-
sammenhang mich noch interessieren würde, 
wäre die Frage: Selbst nach der Veränderung des 
Gesetzentwurfes hat es ja eine ziemlich starke 

Presseöffentlichkeit, Medienöffentlichkeit zu die-
sem ganzen Thema gegeben, und die überwie-
gende Mehrzahl der Widerspiegelungen in der 
Presse waren eher kritisch. Ich sage es jetzt mal 
ganz subjektiv aus meiner Beobachtung heraus - 
wohlgemerkt „subjektiv“ -: Mir ist gar keine Pres-
severöffentlichung bekannt, wo man sagen 
konnte: Die Bundesregierung hat mit ihrer Geset-
zesinitiative dort gute Chancen. - Wie reagiert 
man dann zum Beispiel auch in Ihrem Haus da-
rauf, dass eigentlich die komplette Medienland-
schaft, ob das die konservativsten oder linkslibe-
ralen Blätter gewesen sind - - sich alle skeptisch 
äußern - und zieht das trotzdem durch? Also, 
welche Reflexionen passieren? Ich meine, Sie 
haben auch Abteilungen, wo Pressearbeit aus-
gewertet wird. Wie wird so was zur Kenntnis 
genommen, oder wie fließt das in Ihre Arbeit ein?  

Zeuge Dirk Pung-Jakobsen: Wir machen bei der 
rechtlichen Prüfung, ob etwas rechtlich haltbar 
ist oder nicht, nicht Presseveröffentlichungen zu 
unserer Grundlage, sondern die fachlichen Ex-
pertisen der zuständigen Kolleginnen und Kolle-
gen. Es gibt Europarechtler bei uns im Haus und 
auch innerhalb der Bundesregierung. Die haben 
das beurteilt und sind in der Abwägung von Risi-
ken und Nutzen, Umsetzung des Ziels der Bun-
desregierung, zu dem Ergebnis gekommen: Es ist 
ein tragbares Risiko, und wir können das so ge-
hen. - Das war die abgestimmte Position. Gesetz-
entwürfe werden ja innerhalb der Bundesregie-
rung abgestimmt, und dies war unter Abwägung 
aller Risiken und Nutzen die abgestimmte Posi-
tion der Bundesregierung: Ja, wir stimmen die-
sem Gesetzentwurf zu. 

Thomas Lutze (DIE LINKE): Das ist so weit klar. 
Aber dass natürlich die Medien auch Rechtsab-
teilungen, Rechtsberatungen usw. haben, ist in 
unserer Gesellschaft auch klar; da brauchen wir 
nicht drüber reden. Aber ich verstehe Sie richtig, 
dass diese Einflüsse, die möglicherweise von 
außen aus dem nichtpolitischen oder nichtminis-
terialen Bereich kommen, in Ihrer Arbeit keine 
Konsequenzen oder Auswirkungen haben? 

Zeuge Dirk Pung-Jakobsen: Na, die haben im 
Rahmen von geordneten Verfahren Auswirkun-
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gen. Es gibt für jeden Gesetzentwurf eine Öffent-
lichkeitsbeteiligung, sozusagen eine Länder- und 
Verbändeanhörung, wo alle zuständigen oder alle 
betroffenen Gruppen, Verbände, Organisationen 
ihre Stellung abgeben können. Das gehört zu je-
dem Gesetzentwurf dazu. Das ist auch bei diesem 
mit Sicherheit der Fall gewesen, und insofern 
werden die in einem geordneten Verfahren einbe-
zogen, nicht in eine spontane Lektüre von Zei-
tungsartikeln, sondern in einem geordneten Ver-
fahren, wo jeder seine Position vortragen kann. 
Das wird dann im Verfahren abgewogen. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Gut. - Dann kom-
men wir jetzt zum Kollegen Kühn für Bündnis 
90/Die Grünen. 

Stephan Kühn (Dresden) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Ja, vielen Dank, Herr Vorsitzender. - 
Herr Pung-Jakobsen, Sie haben gesagt, dass Öster-
reich Klage erhoben hat, sei für Sie überraschend 
gewesen, und das sei das erste Mal, dass 
Deutschland sozusagen verklagt wurde vorm 
EuGH. Da muss ich Ihnen ein bisschen auf die 
Sprünge helfen oder nachfragen; denn 1992 gab 
es nämlich auch eine Klage vor dem EuGH wegen 
der Lkw-Maut, eine ähnliche Konstruktion, die 
genauso sozusagen unter der Frage stand: „Wie 
weit ist das europarechtskonform?“, weil da ja 
auch eine Kompensation sozusagen steuerrecht-
lich vorgesehen war. Da hat die Kommission ge-
klagt, und mehrere Mitgliedstaaten haben sich 
angeschlossen, Frankreich, Luxemburg, Nieder-
lande, Belgien, Dänemark. Insofern wundert 
mich sozusagen Ihre Einschätzung, dass das 
überraschend kam, weil man hat ja teilnehmen 
können an der Expertenanhörung, wo Rechtswis-
senschaftler gesagt haben - - Das ist sozusagen - - 
Rechtsgeschichte wiederholt sich. 

Also, damals ist das ja auch negativ ausgegangen 
für Deutschland; es musste die Lkw-Maut ja neu 
konstruiert werden. Insofern wundert mich das, 
dass Sie zu der Einschätzung kamen, erstens, 
dass das ein überraschender Vorgang ist, gerade 
wenn es sozusagen eine Historie gab, die einen 
ähnlichen Gegenstand zum Inhalt hat und eine 
ähnliche Konfliktlage. Deshalb wollte ich an der 
Stelle noch mal nachfragen, wie Sie zu der Ein-
schätzung gekommen sind im Kanzleramt, dass 

das ein überraschendes Ereignis ist, was Öster-
reich da gemacht hat. 

Zeuge Dirk Pung-Jakobsen: Ich habe Ihnen ja ge-
sagt, wir sind erstens überrascht gewesen, ers-
tens, weil es das erste Mal war, dass ein anderer 
Mitgliedstaat gegen Deutschland geklagt hat, und 
das vierte Mal in der Geschichte der Europä-
ischen Union, dass überhaupt Mitgliedstaaten 
sozusagen gegeneinander klagen. Das, was Sie 
zitieren, ist eine Klage der Kommission, der sich 
Mitgliedstaaten anschließen. Das ist ein völlig 
normaler Vorgang. Jede Klage der Kommission 
im Vertragsverletzungsverfahren - davon gibt es 
ganz viele - - Da treten dann Mitgliedstaaten bei 
als Streithelfer. Das ist normal. Aber eine aktive 
Klage nach einem abgeschlossenen Verfahren der 
Kommission ist sehr ungewöhnlich. Deswegen 
sind wir da überrascht gewesen. 

Na ja, Sie sagen: Das ist irgendwie eine - - Rechts-
geschichte wiederholt sich; das ist vergleichbar. - 
Es liegt ja nicht nur zeitlich stark auseinander, es 
geht um unterschiedliche Gegenstände; es geht 
um völlig unterschiedliche Stadien, in denen 
diese Klage erhoben worden ist. Ich habe ja ver-
sucht, Ihnen darzustellen - Sie wissen es auch -, 
dass es einen langen Prozess gegeben hat, der 
letztendlich zu dem endgültigen Gesetz in 
Deutschland geführt hat, das dann Gegenstand 
der Klage von Österreich war. Und dieser lange 
Prozess hat dazu geführt, dass Zweifel, die es ge-
geben hat in der Öffentlichkeit, aber auch bei 
uns - aber auch in der Öffentlichkeit -, reduziert 
oder beseitigt worden sind. Die kritischen Stel-
lungnahmen, die hat es ja zu dem Zeitpunkt 
nicht mehr geben, auch öffentlich nicht mehr in 
der Form wie am Anfang. Insofern halte ich das 
nicht für unmittelbar vergleichbar, ehrlich gesagt, 
und auch nicht für zwingend den Eindruck vom 
Gegenstand, der - wie viele Jahre? - 92, also 
irgendwie 15, 20 Jahre vorher passiert ist - - dass 
das sozusagen jetzt einen eindeutigen Schluss zu-
lässt, das kann ich nicht nachvollziehen. 

Stephan Kühn (Dresden) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Na gut, die Rechtsbereiche sind die 
gleichen, ne? 
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Zeuge Dirk Pung-Jakobsen: Nein, das sind sie 
nicht. 

Stephan Kühn (Dresden) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Sie haben, wo ich auch drüber gestol-
pert bin, vorhin gesagt, das Urteil des EuGHs sei 
überraschend. Da kann man drüber streiten. In 
Ihrem schriftlichen Vermerk an den Chef des 
Kanzleramts, Helge Braun, vom 18. Juni 19, heißt 
es ja dann - das hat, glaube ich, die Kollegin Lüh-
mann schon angesprochen - in der Bewertung: 
„Ein negatives EuGH-Urteil stand immer zu be-
fürchten“. Da muss ich dann sagen, da finde 
dann doch Ihre jetzt mündliche Äußerung sozu-
sagen, dass das Urteil überraschend kam, in 
einem gewissen Konflikt. Aber das ist nicht 
meine Frage.  

Meine Frage ist, ob es eine Reaktion auf Ihren 
Vermerk vom 18. Juni oder Ihren Bericht seitens 
der Kanzlerin gab; also, ich meine jetzt jenseits 
sozusagen der Paraphenzeichnung. Haben Sie 
von der Kanzlerin oder vom Chef des Bundes-
kanzleramtes eine Reaktion auf Ihren Vermerk 
bekommen, und, wenn ja, wie sah der aus? Also, 
können Sie sich an die Reaktion sozusagen der 
Kanzlerin und des Kanzleramtschefs erinnern? 

Zeuge Dirk Pung-Jakobsen: Ich nehme noch mal 
gern, weil der mehrfach zitiert worden ist, der 
Satz, die Gelegenheit, da noch eines zu zu sagen. 
Sie haben gesagt: Es stand immer zu befürchten, 
die Entscheidung des EuGH. - Ja, das ist sozusa-
gen - - In dem Korb der Risiken war auch ein 
negatives EuGH-Urteil, und es war zu befürchten. 
Wir sagen nicht, dass es wahrscheinlich war, 
sondern wir sagen: Es war zu befürchten. - Ich 
will auch mal sozusagen sagen: Es ist ja immer 
so, dass in so einem Verfahren, in so einem Pro-
zess hinterher sozusagen viele Leute klüger sind. 
Das ist ja am Ende des Prozesses. Sie werden vor-
her auch sehen können, in Vermerken in frühe-
ren Stadien etwa: Als der Generalanwalt votiert 
hat, da haben wir gesagt: Wir gehen nicht mehr 
davon aus - und zwar unisono, im Konsens des 
Ganzen -, dass die Kommission noch aktiv wird, 
und wir gehen nicht mehr davon aus, dass es 
noch schlagkräftig ist, was hier gegen Deutsch-
land vorgetragen wird. 

Ich will Ihnen aber sagen, ob es Reaktionen gab; 
danach hatten Sie ja gefragt. Der Vermerk ist, 
glaube ich - - Da wird im Votum, glaube ich, ste-
hen: „Zur Information“, und insofern war der zur 
Information. Und wir bekommen nicht auf jeden 
Vermerk, der sozusagen zur Information ist, der 
gelesen werden soll - - und die Informationen 
verarbeitet werden sollen, außer der Paraphe die 
Bemerkung: „Ja, habe ich verarbeitet und alles 
verstanden“, oder so, sondern die Paraphe sagt 
uns dann: Okay, der ist gelesen worden. 

Stephan Kühn (Dresden) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Also, Sie haben da keine Reaktion 
vom Kanzleramtschef und von der Kanzlerin be-
kommen auf diesen Vermerk? 

Zeuge Dirk Pung-Jakobsen: Nein, das ist ja auch 
nicht üblich. Wir sind ja nicht in einem ständi-
gen, in einem lebendigen Diskussionsprozess, 
sondern wir haben den zur Information vorgelegt. 
Die Information ist erfolgt, und damit ist das Ver-
fahren klar und - -  

Stephan Kühn (Dresden) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Also, es gab auch keine Rücksprache 
sozusagen zu dem Vermerk. 

Zeuge Dirk Pung-Jakobsen: Soweit ich mich erin-
nere, nicht. Nein. 

Stephan Kühn (Dresden) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Ich habe in den Unterlagen - - 

Vorsitzender Udo Schiefner: Ich bitte, auf die 
Zeit zu achten. 

Stephan Kühn (Dresden) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Ich kann auch in der nächsten Runde 
fragen. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Die machen wir, 
denke ich, sowieso; aber wenn Sie jetzt noch eine 
Frage haben - - 

Stephan Kühn (Dresden) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Ich habe jetzt eine Frage. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Gut. Dann - -  
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Stephan Kühn (Dresden) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Ich habe hier eine Gesprächsvorberei-
tung an den Chef des Kanzleramts, Herrn Helge 
Braun. Es geht um ein Gespräch von Herrn Braun 
mit Bundesminister Scheuer sowie mit den Un-
ternehmensvertretern zum Standort der Infra-
strukturbetreibergesellschaft, also autoTicket 
GmbH. Dieses Gespräch sollte am 23. Mai statt-
finden - das ist MAT A BK-3-1a, Blatt 548 und 
551 -, und da sind Sie als Fachbegleitung vorge-
schlagen worden. Da ging es auch eigentlich 
sozusagen vor allen Dingen um diesen Standort, 
wo die angesiedelt werden, sprich: Cottbus, und 
es waren aber in dieser Vorlage weitere Fragen 
formuliert, nämlich ob der Mautstart sozusagen 
im Oktober 2020 sein soll, ob bei der Umsetzung 
alles im Zeitplan ist. Und Sie haben an diesem 
Gespräch teilgenommen. Ist dort vom Verkehrs-
minister Scheuer das Thema „Schlechtleistung 
der Betreibergesellschaft“ in irgendeiner Form 
thematisiert worden oder Punkte, die darauf hin-
deuten, dass es Probleme bei der Umsetzung des 
Vorhabens, also bei der fristgemäßen, termin-
gerechten Umsetzung des Vorhabens, gegeben hat 
zu dem Zeitpunkt? 

Zeuge Dirk Pung-Jakobsen: Na, Sie haben ja den 
inhaltlichen Gegenstand des Gesprächs genannt. 
Es ist es nicht um die Ausgestaltung oder um die 
Umsetzung der Infrastrukturabgabe gegangen, 
auch nicht über vertragliche Gegenstände, son-
dern dieses Gespräch hat stattgefunden im Rah-
men einer Reihe von Überlegungen seinerzeit, 
nicht nur mit den Betreibern der Infrastruktur-
abgabe, was man tun kann, welche Einrichtungen 
man ansiedeln kann in Ostdeutschland, in den 
vom Strukturwandel besonders betroffenen Ge-
bieten infolge des Kohleausstiegs. Da ist ja ge-
guckt worden: Welche Einrichtungen gibt es, die 
neu angesiedelt werden müssen? Und das eine 
davon waren auch die Einrichtungen, die der Be-
treiber der Autobahnmaut - - Das Gespräch diente 
dazu, zu klären, ob die bereit sind, ihre Einrich-
tungen - - oder ob sie die Überlegung haben, ihre 
Einrichtungen dort anzusiedeln, in den vom 
Strukturwandel, vom Kohleausstieg besonders 
betroffenen Regionen. 

Stephan Kühn (Dresden) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Also, die von mir angesprochenen As-
pekte wurden nicht geäußert in dem Gespräch? 

Zeuge Dirk Pung-Jakobsen: Das war gar nicht Ge-
genstand des Gespräches. Das war aber auch 
nicht vorgesehen. Das Thema des Gesprächs war 
„Strukturwandel und Kohleausstieg und Ansied-
lung von Einrichtungen“, und es sind nicht Ver-
tragsbestandteile der Lkw-Maut zur Sprache ge-
kommen; war aber auch nicht beabsichtigt. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Gut. Vielen Dank. - 
Dann können wir in die zweite Runde einsteigen. 
Das Wort hat dann die CDU/CSU-Fraktion. - 
Keine Wortmeldungen. Dann kommen wir zur 
AfD. 

Wolfgang Wiehle (AfD): Vielen Dank, Herr Vor-
sitzender. - Herr Pung-Jakobsen, ich darf noch 
eine Frage anschließen, die eigentlich noch bei 
der vorherigen Runde übrig geblieben war. Da 
geht es um die Einschätzung des Verfahrens vor 
dem Europäischen Gerichtshof, und in dem Fall 
jetzt um Kommunikation. Es gab im Verkehrs-
ministerium einen Vermerk von Frau Dr. Ge-
bauer. Hier habe ich eine MAT-Nummer, näm-
lich MAT A BMVI-7-1e, Blatt 138. Dieser Ver-
merk bezeichnet nach der mündlichen Verhand-
lung - am 14.12.2018 ist der Vermerk entstan-
den - den Ausgang des Verfahrens nach der 
mündlichen Verhandlung als „zumindest offen“. 
Sind Sie im Bundeskanzleramt darüber in Kennt-
nis gesetzt worden, und haben Sie darauf 
reagiert? 

Zeuge Dirk Pung-Jakobsen: Uns liegt dieser Ver-
merk nicht vor; den kennen wir nicht. Der ist ja 
von Frau Gebauer im Verkehrsministerium si-
cherlich an die Leitung des Verkehrsministeri-
ums verfasst worden, nicht an uns. Insofern kann 
ich dazu nichts sagen. 

Wolfgang Wiehle (AfD): Danke schön. - Ich 
springe mal ins Jahr 2013. Sie haben vorhin dar-
gestellt, die Koalitionsverhandlungen seien ja 
zwischen den Parteivorsitzenden geführt worden, 
und da seien Sie nicht einbezogen worden. Habe 
ich das richtig aufgenommen und richtig wieder-
gegeben?  
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Zeuge Dirk Pung-Jakobsen: So ist das. Die Koali-
tionsverhandlungen werden zwischen Parteien 
und Parteigremien geführt und nicht zwischen 
Ministerien der Bundesregierung. Genau. 

Wolfgang Wiehle (AfD): Jetzt ist es ja so, dass 
Äußerungen zum Beispiel auch der Bundeskanz-
lerin häufig nicht so einfach zuzurechnen sind, 
ob sie die jetzt als Parteivorsitzende geführt hat 
oder als Bundeskanzlerin. Ich beziehe mich jetzt 
konkret auf Aussagen, die ich hier auch als dpa-
Meldung vorliegen habe, der Bundeskanzlern aus 
dem Bundestagswahlkampf 2013, dass es mit ihr 
als Kanzlerin keine Pkw-Maut geben wird. Wur-
de darüber im Kanzleramt inhaltlich gesprochen? 
Und können Sie uns sagen, was Frau Kanzlerin 
Merkel dazu bewegt hatte, diese Aussage zu 
tätigen? 

Zeuge Dirk Pung-Jakobsen: Das kann ich nicht 
sagen, weil sie hat die ja in einer Fernsehdiskus-
sion getätigt als Spitzenkandidatin der Unions-
parteien im Bundestagswahlkampf, und da haben 
wir sie weder vorbereitet, noch haben wir das 
ausgewertet, sondern das ist Aufgabe dann der 
Parteigremien, das zu tun, und das wird dann 
auch so erfolgt sein. Also, wir haben das nicht 
ausgewertet. 

Wolfgang Wiehle (AfD): Wurde im Bundeskanz-
leramt über diese Angelegenheit denn gespro-
chen, so wie man eben Medienberichte wahr-
nimmt - Sie hatten ja schon über den Koalitions-
vertrag in ähnlicher Weise heute gesprochen -, 
und, wenn ja, in welche Richtung, und wurde 
das irgendwie festgehalten? 

Zeuge Dirk Pung-Jakobsen: Das kann ich Ihnen 
nicht sagen. Das war nicht Gegenstand offizieller 
Gespräche im Kanzleramt. Natürlich sind die 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Bundes-
kanzleramts keine Neutren. Auch die haben poli-
tische Meinungen und verfolgen das politische 
Geschehen. Insofern wird sicherlich darüber dis-
kutiert worden sein. Aber das waren dann private 
Gespräche unter Kollegen und kein fachlicher 
Austausch unter zuständigen Beamten. 

Wolfgang Wiehle (AfD): Der damals noch im Amt 
befindliche Bundesverkehrsminister Dr. Ram-
sauer sagte hier im Ausschuss aus - es geht wie-
der um 2013 -, dass er bereits vor den Koalitions-
verhandlungen im Jahr 2013 darauf hingewiesen 
hatte, wie eine Einführung der Pkw-Maut oder 
einer Pkw-Maut oder Infrastrukturabgabe europa-
rechtlich machbar wäre - er hatte sich da bezogen 
auf Gespräche mit Kommissaren aus der Europä-
ischen Kommission, die er geführt hatte - und 
wie sie nicht machbar wäre; das hätte er damals 
auf jeden Fall den Parteivorsitzenden mitgeteilt. 
Nachdem er das als Minister gemacht hat, darf 
ich Sie fragen: Hat er hier auch das Bundeskanz-
leramt involviert? Ist Ihnen davon irgendetwas zu 
Ohren gekommen? 

Zeuge Dirk Pung-Jakobsen: Er hat das Bundes-
kanzleramt nicht informiert. Ich kann Ihnen 
nicht sagen, was Herr Ramsauer für Gespräche 
geführt hat oder nicht; weiß ich nicht. 

Wolfgang Wiehle (AfD): Vielen Dank. - Ich über-
lege gerade, welche Nachfrage ich bei dem Sach-
stand noch stellen kann. Ich bitte kurz um Ge-
duld. 

Ist Ihnen bekannt, mit welchem rechtlichen Hin-
tergrund, obwohl Bedenken vorlagen - falls eben 
im Bundeskanzleramt irgendwie Erwägungen im 
Vorhinein schon getroffen wurden -, der Koali-
tionsvertrag in der Formulierung zustande ge-
kommen ist, wie er dann ja bekannt wurde, wie 
Sie ihn auch zitiert haben? 

Zeuge Dirk Pung-Jakobsen: Na, ich kann es nur 
wiederholen: Koalitionsverhandlungen, auch die 
textlichen Verträge werden sozusagen zwischen 
Vertretern der Parteien ausgemacht, nicht mit der 
Administration der Bundesregierung. Und wir 
waren daran nicht beteiligt, haben da auch kei-
nen Beitrag zu geliefert. Und insofern: Es gibt da 
keine Beteiligung in der Phase des Zustandekom-
mens des Koalitionsvertrages. 

Wolfgang Wiehle (AfD): Danke schön. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Gut. - Dann kom-
men wir weiter zur Fraktion der SPD. 
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Detlef Müller (Chemnitz) (SPD): Keine Fragen. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Keine Fragen. - 
Dann geht es weiter. FDP. Herr Jung. 

Dr. Christian Jung (FDP): Ja, Herr Pung-Jakobsen, 
ich bin jetzt ein bisschen verunsichert, weil ich 
habe jetzt hier noch mal nachgelesen. Ich führe 
das noch mal ein - das war auch das gleiche Ma-
terial wie eben -: MAT A BK-3-1a, Blatt - in die-
sem Fall - 566. Da schreiben Sie in der Bewer-
tung: 

Ein negatives EuGH-Urteil stand 
immer zu befürchten, auch wenn 
die gegenteiligen Schlussanträge 
des Generalanwalts Wahl bei eini-
gen Ressorts Grund zu vorsichti-
gem Optimismus gegeben hatten 
…

Das ist jetzt für mich so ein bisschen Wider-
spruch zu dem, was Sie sonst gesagt haben. War 
es nun zu befürchten, oder ging man davon aus, 
dass es ein positives Urteil gibt? 

Zeuge Dirk Pung-Jakobsen: Ich habe Ihnen darge-
stellt, dass wir versuchen, alle Möglichkeiten, 
alle Risiken jeweils darzustellen und als Informa-
tionen der Hausleitung dann gegenüber auch zu 
vertreten, und das war eine Möglichkeit. Wir sa-
gen ja nicht: Das war wahrscheinlich oder zu er-
war- - Es war zu befürchten, ja. Wir haben nicht 
gesagt: „Es ist zu erwarten; es ist wahrschein-
lich“, sondern es war zu befürchten, und das ist 
dort die Stellungnahme, die bei uns im Haus ab-
gestimmte Stellungnahme, die dann der Kanzle-
rin zugeleitet worden ist. 

Dr. Christian Jung (FDP): Okay. - Also, das heißt, 
es ist sozusagen eine analytische Herangehens-
weise, dass man da immer diese Optionen bei 
Ihnen hat. 

Zeuge Dirk Pung-Jakobsen: Na, wir stellen alle 
Optionen - - Was heißt „analytische Herange-
hensweise“? Wir stellen alle Optionen dar, die 
uns bekannt sind, damit die Hausleitung ein 
möglichst vollständiges Entscheidungsspektrum 
hat.  

Dr. Christian Jung (FDP): Okay. - Jetzt ist es ja 
so - - Jetzt haben Sie ja gesagt, dass Sie auch mit 
dem BMVI immer im engen Austausch stünden. 
Ist denn Ihre analytische Arbeit dann auch sozu-
sagen richtungsweisend für das BMVI? Sind Sie 
da auch sozusagen so eine analytische Leitfigur? 
Weil es hätte ja dem Haus recht gutgetan, sozusa-
gen Ihren analytischen Verstand da zu benutzen. 

Zeuge Dirk Pung-Jakobsen: Wir tauschen uns 
kollegial mit den Ressorts aus; aber es gibt in der 
Verfassung eine klare Verantwortung und Verant-
wortungszuweisung für fachliche Gegenstände. 
Also, für die fachliche Umsetzung der jeweiligen 
Politikfelder - so steht es ja im Grundgesetz - sind 
die jeweiligen Bundesministerien zuständig. In-
sofern brauchen die vom Kanzleramt keine An-
leitung, bekommen die auch nicht. Es gibt den 
fachlichen Austausch, wie es dort drinsteht, oder 
eine Information, und das ist auch so erfolgt. 

Dr. Christian Jung (FDP): Und mit wem vom 
BMVI haben Sie da immer regelmäßig gespro-
chen? Mit wem tauschen Sie sich vielleicht auch 
jetzt noch regelmäßig aus, speziell zur Pkw-Maut 
damals? 

Zeuge Dirk Pung-Jakobsen: Wir tauschen uns im-
mer mit den jeweils zuständigen Facheinheiten 
aus.  

Dr. Christian Jung (FDP): Hatten Sie da auch mit 
dem Herrn Görrissen öfters Kontakt? 

Zeuge Dirk Pung-Jakobsen: Ich kann Ihnen nicht 
sagen, ob ich mit Herrn Görrissen im Detail über 
diese Frage gesprochen habe. Ich habe aber 
durchaus schon mit Herrn Görrissen gesprochen, 
auch über inhaltliche Dinge. 

Dr. Christian Jung (FDP): Und Sie haben auch 
diese Einschätzung, diese analytischen Einschät-
zungen dann auch durchaus in den Gesprächen, 
im Austausch mit ihm auch ihm gesagt, weil er 
durchaus auch jemand ist, der sehr weit denkt, 
strategisch, was so alles passieren könnte? 

Zeuge Dirk Pung-Jakobsen: Das ist gut, dass Sie 
diese positive Einschätzung von Herrn Görrissen 
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haben. Ich teile das. Aber diese Einschätzung ha-
ben wir der Bundeskanzlerin vorgetragen, und 
zwar in einer Gesamtabwägung, und nicht Herrn 
Görrissen. Das ist ja ein Vermerk an die Bundes-
kanzlerin und nicht an Herrn Görrissen. 

Dr. Christian Jung (FDP): Und jetzt hat das BMVI 
wenige Stunden nach dem EuGH-Urteil den Be-
treibervertrag gekündigt. Dazu gibt es jetzt von 
mir ein paar Fragen, weil ich das nicht komplett 
nachvollziehen kann. Die Frage erst mal: Wer 
und warum hat sich nach dem EuGH-Urteil ge-
gen eine europarechtskonforme Anpassung der 
Kfz-Steuersätze ausgesprochen? Man hätte das ja 
auch nicht kündigen müssen. 

Zeuge Dirk Pung-Jakobsen: Entschuldigung, ich 
habe Ihre Frage akustisch nicht verstanden.  

Dr. Christian Jung (FDP): Wer hat sich nach dem 
EuGH-Urteil gegen eine europarechtskonforme 
Anpassung der Kfz-Steuersätze ausgesprochen? 
Man hätte das ja auch modifiziert - - dann ein-
fach gar nicht kündigen müssen, sondern hätte es 
ja modifiziert anders dann verwirklichen können. 

Zeuge Dirk Pung-Jakobsen: Das kann sein, aber 
das ist nicht Gegenstand von Erörterungen gewe-
sen. Das BMVI hat als diejenigen, die diesen Ver-
trag abgeschlossen haben, sich auch entschieden, 
den zu kündigen, dann in Abwägung aller Mög-
lichkeiten und Risiken, nehme ich an. 

Dr. Christian Jung (FDP): Das heißt, gab es dann 
vor der Kündigung der Verträge Gespräche zwi-
schen BMVI, Herrn Scheuer, und dem Kanzler-
amt? 

Zeuge Dirk Pung-Jakobsen: Das kann ich Ihnen 
nicht sagen. Das weiß ich nicht. Mit mir hat es 
keine Gespräche darüber gegeben. 

Dr. Christian Jung (FDP): Weil, wie gesagt, man 
hätte es ja auch in veränderter Form weiterführen 
können. Also, ich sage es manchmal so: Man 
hätte es auch sozusagen als grüne Maut machen 
können. Dann hätte man einige Mitbewerber viel-
leicht ins Boot geholt und das anderweitig ver-
wirklichen können. - Aber darüber gab es keine 
Gespräche? 

Zeuge Dirk Pung-Jakobsen: Darüber hat es keine 
Gespräche gegeben. Ich kann Ihnen nicht sa-
gen - - Also, ich habe sozusagen im Detail 
nicht - - Alle Optionen, die es gegeben hätte, 
kenne ich nicht, weiß ich nicht. Ist Ihre Auffas-
sung. Kann sein; weiß ich nicht. Ist jedenfalls - - 
Das BMVI hat sich aus guten Gründen ent-
schieden, so zu verfahren, wie es verfahren hat. 

Dr. Christian Jung (FDP): Weil es hätte ja auch 
sein können, dass Herr Scheuer jetzt gar nicht 
den Vertrag kündigen wollte und dass er sozusa-
gen nicht nur von Ihnen, sondern auch von Ih-
rem Hause den analytischen Verstand haben 
wollte, um das Thema sozusagen auch zu klären. 
Die Kündigung kam ja sehr schnell, und die 
Frage ist ja: Warum hat man da nicht abgewartet? 
Hat er überhaupt kündigen wollen, der Herr Bun-
desminister Scheuer? 

Zeuge Dirk Pung-Jakobsen: Das kann ich Ihnen 
nicht sagen. Ich nehme an, dass er kündigen 
wollte. Er hat es ja getan. Deswegen - - Ich nehme 
nicht an, dass er fremdgesteuert ist, und er hat 
sich entschieden, das zu tun. Also, insofern wird 
er es schon gewollt haben. Das war aber nicht Ge-
genstand der Erörterung, jedenfalls nicht mit mir. 

Dr. Christian Jung (FDP): Also, das heißt, das 
Bundeskanzleramt hat ihm nicht mitgeteilt, dass 
er kündigen solle? 

Zeuge Dirk Pung-Jakobsen: Nein, das Bundes-
kanzleramt hat ihm nicht mitgeteilt, dass er kün-
digen soll. Aber das ist auch nicht sozusagen 
Aufgabe des Bundeskanzleramts. Ich habe Ihnen 
ja gesagt: Die Bundesministerien führen ihren je-
weiligen Geschäftsbereich in eigener Verantwor-
tung. 

Dr. Christian Jung (FDP): Gab es dazu auch noch 
Gespräche, wo Sie involviert waren, mit dem 
Vizekanzler, mit Herrn Scholz? Oder gab es gar 
keine Gespräche? 

Zeuge Dirk Pung-Jakobsen: Ich kann Ihnen nicht 
sagen, welche Gespräche der Bundesverkehrs-
minister dazu geführt hat. Ich bin an keinen Ge-
sprächen beteiligt gewesen. 
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Dr. Christian Jung (FDP): Weil die Frage ist ja tat-
sächlich jetzt - - weil das immer wieder sozusa-
gen auch suggeriert wird in bestimmten Kreisen, 
dass Herr Scheuer da durchaus auch anders vor-
gehen wollte, dass er aber sozusagen auch ge-
zwungen wurde oder geschubst wurde, dass er 
diese Verträge kündigt, und auch aus Ihrem 
Hause da gesagt worden ist: Bitte, lieber Herr Mi-
nister, jetzt kündigen. 

Zeuge Dirk Pung-Jakobsen: Also, ich kann mich 
nur wiederholen: Es hat vonseiten des Kanzler-
amtes keine Äuß- - keine Diskussionen mit dem 
Bundesverkehrsminister darüber gegeben. Ich 
weiß nicht, ob unsere Hausleitung darüber Ge-
spräche geführt hat; das weiß ich nicht. Und ich 
weiß nicht, auf welche Spekulationen, welche 
Kreise Sie sich beziehen. Die sind mir jedenfalls 
nicht zugänglich. 

Dr. Christian Jung (FDP): Gut. - Ich hätte noch 
eine allerletzte Frage. Die könnte ich aber auf die 
nächste Runde dann nehmen. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Ich denke, wir las-
sen jetzt die eine Frage zu, ja. 

(Ulrich Lange (CDU/CSU): 
Und dann ist aber gut!) 

Dr. Christian Jung (FDP): Abschließend noch 
eine Frage: Wer aus dem Team der Kanzlerin war 
mit der Pkw-Maut mehr oder auch weniger be-
traut? Wer war da sozusagen operativ tätig? 

Zeuge Dirk Pung-Jakobsen: Operativ mit der Ab-
fassung von Gesetzentwürfen - - war niemand bei 
uns tätig; das ist Aufgabe des zuständigen Fach-
ministeriums. Ich habe versucht, Ihnen deutlich 
zu machen, was wir für eine Rolle spielen. Wir 
begleiten den Prozess, informieren unsere Haus-
leitung darüber, und wenn dann ein Gesetzent-
wurf fertig ist, dann nehmen wir dazu Stellung, 
ob die Kriterien für die Kabinettsreife erfüllt 
sind, ob der ressortabgestimmt ist, ob alle der 
Meinung sind: Das ist kabinettsreif. - Und 
darüber fertigen wir einen Vermerk und infor-
mieren die Hausleitung. Wir sind die zuständige 
Facheinheit für das Thema Infrastrukturfinanzie-
rung im Bundeskanzleramt. Insofern waren wir 

damit hauptsächlich beschäftigt und haben die 
fachlich ebenfalls zuständigen Einheiten dann 
befasst, also, sprich: was Europarecht angeht, was 
wirtschaftspolitische Fragen angeht, ja, die 
zuständigen Facheinheiten in den Angelegen-
heiten, die sie betreffen. 

Dr. Christian Jung (FDP): Vielen Dank. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Danke schön. - 
Dann hat das Wort der Kollege Lutze. 

Thomas Lutze (DIE LINKE): Ja, vielen Dank. - Am 
1. Dezember 2016 wurde per Presseerklärung die 
Einigung zwischen dem Minister Dobrindt und 
der EU-Kommission bekannt gegeben. Welche 
schriftlichen Unterlagen hatten Sie über den 
Wortlaut dieser Einigung zu diesem Zeitpunkt? 

Und das Zweite ist: In einem Vermerk vom 
17. Januar [sic!] des darauffolgenden Jahres 2017 
aus Ihrem Referat heißt es dazu: 

Inwieweit BMVI die Gesetzesän-
derungen im Detail mit KOM  

- der Kommission - 

abgestimmt hat, ist unklar - die 
Änderungen entsprechen in ein-
zelnen Details … nicht der von 
BMVI angeführten Pressemittei-
lung vom 1. Dezember 2016 … In-
sofern ist auch nicht mit Sicher-
heit zu sagen, wie KOM  

- die Kommission - 

die Europarechtskonformität ein-
schätzt. 

Zitat Ende. - Die Quellenangabe ist so weit klar. 
Das ist MAT A BK-3-1a, Blatt 411. 

Wie haben Sie die Aufklärung dieser Unstimmig-
keiten betrieben? Das wäre meine Frage. 

Zeuge Dirk Pung-Jakobsen: Welcher Unstimmig-
keiten? 
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Thomas Lutze (DIE LINKE): Zwischen dem, 
was - - Also, meine erste Frage war, ob Ihnen zu 
dem Zeitpunkt der Herausgabe der Pressemit-
teilung des BMVI der Gesetzentwurf bekannt 
war. Und: Zwischen diesem und der Stellung-
nahme im Januar, also gut drei Wochen oder 
einen Monat später, gibt es erhebliche Differen-
zen. Und da würde ich gerne mal wissen, wie Sie 
das aufgeklärt haben oder wie Sie dazu - - Also, 
das Zitat habe ich Ihnen gerade vorgelesen.  

Zeuge Dirk Pung-Jakobsen: Ja, ich kann aber 
sozusagen die einzelnen Schritte nicht - - Von 
wann war die Pressemitteilung? Ich habe das - - 
Entschuldigung, ich weiß nicht, ob ich es - - Ich 
habe es jedenfalls nicht verstanden. Sie müssten 
es noch mal wiederholen. Also, von wann war 
die Pressemitteilung genau? Von welchem Da-
tum? Und was ist der Widerspruch, den Sie se-
hen? 

Thomas Lutze (DIE LINKE): Es gibt eine Presse-
mitteilung, eine Presseerklärung vom 1. Dezem-
ber 2016 mit der Einigung Bundesverkehrsminis-
terium und EU-Kommission. Und dann gibt es 
eine Stellungnahme von Ihnen, einen Vermerk 
vom 17. Januar [sic!] des darauffolgenden Jahres, 
also vier Wochen später, und da gibt es eine 
Differenz, die Sie feststellen. Zitat habe ich Ihnen 
gerade vorgelesen. Und da würde mich mal inte-
ressieren, wie das abgearbeitet wurde. 

Zeuge Dirk Pung-Jakobsen: In der Gesamtabwä-
gung sind wir ja zu dem Ergebnis gekommen - 
das ist ja der Zeitpunkt gewesen, wo der Gesetz-
entwurf dann - - Ich weiß gar nicht. War er schon 
kabinettsbefasst? Das müsste die Phase gewesen 
sein, wo die Endabstimmung gelaufen ist, vor der 
Kabinettsbefassung. Und da liefen sozusagen 
noch Diskussionen zwischen den Ressorts, und 
das wird ein Gegenstand gewesen sein, der da 
noch diskutiert worden ist. Also, mehr kann ich 
Ihnen dazu nicht sagen. Ich kann es nicht 
genauer nachvollziehen, was Sie da vortragen. 

Thomas Lutze (DIE LINKE): Okay. - Dann jetzt 
eine nächste Frage. Sie haben im Oktober 2017 - 
das ist dann MAT A BK-3-1a, Blatt 538 - prognos-
tiziert, dass mit einem Urteil des EuGH im Som-

mer 2019 zu rechnen sei. Wie haben Sie wem ge-
genüber darauf gedrängt, die Vorgaben erst abzu-
schließen, wenn die Rechtssicherheit durch 
EuGH-Urteil besteht, wie Sie es immer betont ha-
ben, und dadurch ein möglicher Schadensersatz 
verhindert werden könne? 

Zeuge Dirk Pung-Jakobsen: Von welchem Zeit-
punkt reden Sie? 

Thomas Lutze (DIE LINKE): Es geht um die Ver-
träge. Es geht um die Notiz vom Oktober 2017. 

Zeuge Dirk Pung-Jakobsen: Aber die Verträge 
sind vom - - Also, ich kann Ihnen nicht genau 
folgen sozusagen, was die zeitliche Abläufe an-
geht. Entschuldigung, Also ich kriege das nicht 
hin. 

Thomas Lutze (DIE LINKE): Die Verträge wurden 
2018 abgeschlossen. 

Zeuge Dirk Pung-Jakobsen: Genau. Deswegen 
weiß ich nicht, warum Sie 2017 vom Abschluss 
der Verträge sprechen. 

Thomas Lutze (DIE LINKE): Die Frage ist, warum 
man nicht gewartet hat. 

Zeuge Dirk Pung-Jakobsen: Sie meinen - - Es hat 
ja - - Um es noch mal klar darzustellen: Es hat 
sozusagen ein Vertragsverletzungsverfahren der 
Europäischen Kommission gegeben, 2017, und 
das ist abgeschlossen worden, oder die Kommis-
sion hat es eingestellt. Dann hat der Bundesver-
kehrsminister auf der Basis - - Oder: Es ist der 
Gesetzentwurf geändert worden, mit dem Beden-
ken der Kommission. Und die Einschätzung auf-
seiten der Bundesregierung war dann: Das ist 
europarechtskonform. - Insofern gab es keinen 
Anlass, zu warten. Es hat ja dann erst die Klage 
von Österreich gegeben, und wir haben, wie ich 
Ihnen dargestellt habe, die Klage von Österreich 
für nicht besonders stichhaltig gehalten und für 
kein großes Risiko. Deswegen hat der Bundesver-
kehrsminister - für uns nachvollziehbar - sich so 
entschieden, das Verfahren weiterzutreiben, wie 
das auch sozusagen der Koalitionsvertrag vorge-
sehen hat. 
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Thomas Lutze (DIE LINKE): Aber dass man im 
Normalfall, um Rechtssicherheit zu erlangen, mit 
dem Abschluss von Verträgen wartet, ist so weit 
nicht Thema gewesen? 

Zeuge Dirk Pung-Jakobsen: Was heißt „im Nor-
malfall“? Ich glaube, man macht das, wie es im 
jeweiligen Fall angemessen ist. Und der Bundes-
verkehrsminister hat sich entschieden, dass es in 
diesem Fall angemessen ist, das Verfahren wei-
terzutreiben. Wir sehen da keine Einwände. Wir 
haben das für stichhaltig gehalten, weil wir keine 
großen europarechtlichen Risiken mehr zum 
Zeitpunkt des Abschlusses der Verträge gesehen 
haben. 

Thomas Lutze (DIE LINKE): Okay. - Vielen Dank. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Dann hat der Kol-
lege Kühn das Wort. 

Stephan Kühn (Dresden) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Ich komme noch mal, Herr Pung-
Jakobsen, zu Ihrem Vermerk vom 18. Juni, also zu 
dem Tag, wo die EuGH-Entscheidung getroffen 
worden ist. Da hatte ich Sie ja gefragt - das ist ja 
ein Vermerk, der an die Kanzlerin gegangen ist 
und eben auch an Herrn Braun -, ob Sie da eine 
Reaktion bekommen haben. Sie haben gesagt: 
Nee. 

Nun ist es aber üblich, dass es regelmäßig Abtei-
lungsleiterbesprechungen gibt in Ihrem Haus und 
dass man natürlich dort auch sozusagen die Re-
aktion, die Meinung, die Haltung der Hauptlei-
tung sozusagen diskutiert bzw. erst mal zur 
Kenntnis nimmt. Nun ist das ja sozusagen nicht 
ein Projekt unter vielen, sondern ein sehr speziel-
les Projekt. Also gehe ich davon aus, dass es auch 
dazu sozusagen, insbesondere unmittelbar nach 
der EuGH-Entscheidung, Abteilungsleiterbespre-
chungen gegeben hat, an denen Sie zugegen 
waren, und dort natürlich über diese Frage, wie 
jetzt mit dem Urteil umzugehen ist, diskutiert 
worden ist. Oder hat das nicht stattgefunden? 
Und wie wurde diskutiert? Was war da die 
Position? 

Zeuge Dirk Pung-Jakobsen: Ich bin kein Abtei-
lungsleiter. Insofern nehme ich an Abteilungs-
leiterrunden nicht teil. 

Stephan Kühn (Dresden) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Ist mir schon klar. 

Zeuge Dirk Pung-Jakobsen: Ich kann Ihnen nicht 
sagen, was da diskutiert worden ist. Es ist gut, 
dass Sie wissen, dass in diesen Runden die Mei-
nung unserer Hausleitung diskutiert wird. Ich 
kann Ihnen im Detail nicht sagen, was da disku-
tiert worden ist, weil ich war nämlich nicht an-
wesend. Ich weiß es nicht. 

Stephan Kühn (Dresden) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Also, Sie sind auch nie informiert 
worden über die Gespräche, die sozusagen in Ab-
teilungsleiterbesprechungen dazu stattgefunden 
haben? 

Zeuge Dirk Pung-Jakobsen: Ich bin häufig zu Ge-
sprächen in Abteilungsleiterbesprechungen infor-
miert worden. Zu diesem Gegenstand weiß ich 
nicht, ob es Gegenstand der Abteilungsleiterbe-
sprechung war. Also, das Urteil des EuGH, das 
war ja eindeutig, und auch die Reaktionen waren 
eindeutig. Insofern kann ich Ihnen nicht sagen, 
ob es dazu Diskussionen gegeben hat, Gespräche 
in der Abteilungsleiterrunde. Ich bin jedenfalls 
darüber nicht informiert worden. 

Stephan Kühn (Dresden) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Das ist insofern interessant, weil Sie 
ja in diesem Vermerk sozusagen auch eine Lö-
sung skizzieren, wie jetzt mit dem Urteil umzuge-
hen ist, eben nicht die Verträge zu kündigen, son-
dern eben eine Änderung des Kraftfahrzeugsteu-
ergesetzes, was es heilen könnte. Insofern würde 
mich natürlich interessieren, ob aus dem Bundes-
kanzleramt mit dem Verkehrsministerium zu die-
ser Option, wie mit dem Urteil umgegangen wird, 
diskutiert, gesprochen wurde oder ob man da 
einfach das BMVI sozusagen hat machen lassen, 
ohne sich da sozusagen in irgendeiner Form ein-
zumischen. 

Ich meine, bei dem zentralen Projekt und diesem 
umstrittenen Projekt soll das Bundeskanzleramt 
danach sozusagen das Urteil stillschweigend zur 
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Kenntnis genommen haben, und dann ist nichts 
passiert, oder wie? Glaube ich nicht. 

Zeuge Dirk Pung-Jakobsen: Also, es ist ein wich-
tiges Projekt. Es ist in Sicht der Gesamtarbeit der 
Bundesregierung im Jahr 2018 nicht das zentrale 
Projekt gewesen, ganz sicher nicht. Ich kann 
Ihnen nicht sagen, was darüber diskutiert worden 
ist. Mit mir ist es nicht diskutiert worden, und 
ich weiß nicht, ob es intensiv diskutiert worden 
ist; ich nehme an, nicht, weil in der Regel wir in-
formiert werden, wenn es intensive Diskussionen 
im Kreise der Abteilungsleiter gibt. Aber mit mir 
ist es nicht diskutiert worden, und wir machen 
ja - - schlagen ja auch keine umfassende Lösung 
vor, sondern - - Ich habe Ihnen ja gesagt - so wird 
es da auch sein -, dass wir alle Optionen, die auf 
dem Tisch liegen - eine davon wäre das gewe-
sen -, in der Diskussionsrunde darstellen, und 
das ist eine Option. Wir heben sie, glaube ich, 
nicht besonders hervor und verleihen ihr auch 
kein besonderes Gewicht in diesem Vermerk. 

Stephan Kühn (Dresden) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Na, der Kündigung jedenfalls verlei-
hen Sie auch kein Gewicht, weil sie nicht er-
wähnt wird. - In diesem Zusammenhang natür-
lich die Frage: Ist das Bundeskanzleramt vor der 
Entscheidung des Verkehrsministers, die Ver-
träge zu kündigen, in Kenntnis gesetzt worden, 
oder haben Sie bzw. das Bundeskanzleramt erst 
im Nachgang von der Entscheidung des Bundes-
verkehrsministers Kenntnis erhalten? 

Zeuge Dirk Pung-Jakobsen: Ich kann Ihnen nicht 
sagen, wer bei uns im Haus darüber informiert 
worden ist. Wir sind nach meiner Erinnerung 
nicht darüber informiert worden, haben das zur 
Kenntnis genommen, als die Kündigung ausge-
sprochen worden ist. 

Stephan Kühn (Dresden) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Okay. - Dann komme ich noch mal 
zurück auf das Gespräch von Herrn Bundeskanz-
leramtschef Braun mit der Betreibergesellschaft 
am 23., wo Sie ja sozusagen als Fachbegleitung 
dabei waren. Da haben Sie gesagt, da ging es 
sozusagen nur um den, sagen wir mal, Standort, 
wo die Gesellschaft dann künftig die Infrastruk-

turabgabe sozusagen managt. In dieser vorberei-
tenden Unterlage für den Herrn Staatsminister 
sind aber explizit Fragen aufgeschrieben, die 
sozusagen über die Standortfrage hinausgehen, 
nämlich genau die Frage:  

 Mautstart soll 
im Oktober 
2020 sein, lie-
gen sie bei der 
Umsetzung im 
Zeitplan?  

 Gibt es noch of-
fene Punkte, an 
denen die Bun-
desregierung 
unterstützend 
tätig werden … 
[soll]?

Verstehe ich Sie jetzt richtig, dass Herr Braun all 
diese Fragen in diesem Gespräch mit dem Ver-
kehrsminister und mit den Betreibern gar nicht 
angesprochen hat? Oder waren sie doch Gegen-
stand des Gesprächs? Weil aufgeschrieben wor-
den ist es ihm ja, sozusagen genau diese Aspekte 
nachzufragen. 

Zeuge Dirk Pung-Jakobsen: Nee, es ist ihm 
aufgeschrieben - - Die Überschrift dieser Vorbe-
reitung - und das war auch Gegenstand des Ge-
sprächs - waren Strukturfragen infolge des Koh-
leausstiegs und was getan werden kann, um diese 
Strukturprobleme zu überwinden. Das ist bespro-
chen worden in diesem Kreis. Und in diesem Zu-
sammenhang ist natürlich wesentlich, ob ich 
einen Standort irgendwo ansiedle; wann der an-
gesiedelt wird, hängt natürlich damit zusammen, 
wie das Projekt, das davon abhängt, von dieser 
Einrichtung, vorangeht. Insofern ist es nahelie-
gend, finde ich, wenn man darüber spricht: „Soll 
eine Einrichtung des Betreibers dort, in dieser 
Gegend angesiedelt werden?“, dass man auch 
fragt: „Na ja, wann findet die denn statt, und wie 
weit ist das Projekt denn? Wie geht das Projekt 
denn voran? Geht das Projekt normal voran?“, da-
mit wir wissen: Wann baut ihr denn? Wann 
könnt ihr euch denn dazu entscheiden? 

Stephan Kühn (Dresden) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Nachvollziehbar. - Das heißt, diese 
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Fragen wurden also thematisiert. Und wenn die 
Frage eben war: Kommt das Projekt sozusagen - 
in Anführungszeichen - „normal“ voran - - 

Zeuge Dirk Pung-Jakobsen: Entschuldigung, darf 
ich Sie unterbrechen? - Ich habe nicht gesagt, 
dass die Fragen thematisiert worden sind. Ich 
habe nur klargestellt, warum sie da drinstehen, in 
dem Vermerk. Ich kann Ihnen nicht mehr sagen, 
ob die in diesem Gespräch thematisiert worden 
sind. Nach meiner Erinnerung eher nicht; aber 
ich kann es Ihnen nicht mehr genau sagen. Das, 
worauf ich Wert gelegt habe, ist: Sie stehen in 
dem Vermerk im Kontext „Ansiedlung der Ein-
richtung“ und nicht „Projekt Infrastrukturab-
gabe“. 

Stephan Kühn (Dresden) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Gut. - Also, Sie können sich an den 
Inhalt des Gesprächs nur vor einem Jahr nicht 
mehr erinnern, an der Stelle? 

Zeuge Dirk Pung-Jakobsen: Habe ich nicht ge-
sagt. Ich habe gesagt: Ich kann mich nicht erin-
nern, ob diese Frage thematisiert worden ist oder 
nicht. 

Stephan Kühn (Dresden) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Aber können Sie sich erinnern, dass 
es irgendwelche Punkte in dem Gespräch gab, die 
auf Probleme, insbesondere des zeitlichen Ab-
laufs des Projekts, irgendwie deuten? 

Zeuge Dirk Pung-Jakobsen: Wie ich Ihnen gesagt 
habe, war das Projekt nicht Gegenstand des Ge-
sprächs. Insofern kann ich mich nicht erinnern, 
dass das angesprochen worden ist. Ich kann es 
mir auch nicht vorstellen, weil Gegenstand des 
Gesprächs war die Ansiedlung von Einrichtun-
gen der Infrastrukturgesellschaft oder des Betrei-
bers in den Kohleregionen, nicht der Fortgang 
des Projekts „Umsetzung Infrastrukturabgabe“. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Gut. - Ich mache 
jetzt hier mal einen Schnitt. Wenn Sie auf die 
Uhr gucken, dann sehen Sie „vier Minuten“. Das 
hat damit zu tun, dass das Sekretariat drei Minu-
ten zu spät die Uhr eingeschaltet hat und ich 
Ihnen dann natürlich großzügig - -  

Stephan Kühn (Dresden) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Nach meiner Einschätzung waren das 
zwei Minuten. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Ja, aber ich habe 
schon auf die Uhr geguckt. Die habe ich da unten 
schon im Blick. 

Stephan Kühn (Dresden) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Herr Vorsitzender, ich habe noch eine 
einzige Frage; dann bin ich durch. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Wenn Sie für die 
nächste Runde nicht eh noch Fragen haben, dann 
gebe ich Ihnen die eine Frage jetzt. 

Stephan Kühn (Dresden) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Ich habe tatsächlich nur noch eine 
Frage, die so ein bisschen auch Verständnisfrage 
ist. 

Ich habe mich ja jetzt relativ aktuell sozusagen in 
2019 bewegt. Ich bin aber auf eine Unterlage 
gestoßen vom 9. Februar 2015. Das ist ein Ver-
merk für die Staatssekretärsrunde und die Kabi-
nettssitzung 9. bzw. 11. Februar 2015, MAT A 
BK-3-1a, Blatt 264 und 266. Da heißt es zum 
Sachverhalt - da geht es also um die Stellung-
nahme, die Gegenstellungnahme sozusagen zum 
Bundesrat -: 

Die Bundesregierung … stimmt in 
ihrer Gegenäußerung der Haltung 
des BR  

- des Bundesrats - 

hinsichtlich der rechtlichen Be-
denken nicht zu.

Das ist sozusagen unter der Überschrift „Sachver-
halt“.  

Und dann gibt es noch eine Bewertung - das ist 
der Punkt III -, und da heißt es: 

Zentraler Kritikpunkt am GE  

- Gesetzentwurf - 
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ist weiterhin die Vereinbarkeit 
mit dem Europarecht.

Also, das ist für mich ein Widerspruch, wenn 
man einerseits zum Sachverhalt sagt - - Das, was 
der Bundesrat kritisiert, nämlich die Frage der 
Europarechtskonformität, das weist man zurück, 
und in der Bewertung in diesem Vermerk heißt 
es dann aber sozusagen, dass weiterhin genau die 
Frage der europarechtlichen Vereinbarkeit ein 
Kritikpunkt ist. Das müssten Sie mir noch mal er-
klären, wie ich das interpretieren soll. 

Zeuge Dirk Pung-Jakobsen: Na, der Vermerk be-
zieht sich auf die abgestimmte Gegenäußerung 
der Bundesregierung, die ressortabgestimmte 
Äußerung, die dann im Kabinett befasst werden 
soll. Das ist ja der Vermerk für das Kabinett, für 
die Kabinettsbefassung der Gegenäußerung. Und 
die abgestimmte Position der Bundesregierung 
macht sich die rechtlichen Bedenken des Bun-
desrates nicht zu eigen, weist sie zurück. Und 
wir haben insgesamt in der Bewertung, sozusa-
gen was das Projekt angeht, referiert sozusagen in 
der Bewertung, dass dies nach wie vor Gegen-
stand der Debatte und ein zentraler Kritikpunkt 
ist, nicht unser zentraler Kritikpunkt, sondern 
ein zentraler Kritikpunkt. Das ist ja in der öffent-
lichen Diskussion ja auch so gewesen, und auf 
nichts anderes bezieht sich diese Äußerung dort. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Gut. - Ich frage 
dann jetzt noch mal: CDU/CSU-Fraktion? - AfD? - 
SPD? - FDP? - Herr Lutze. 

Thomas Lutze (DIE LINKE): Okay, ich bin dann 
der Spielverderber. - Ich habe auch nur eine ganz 
kurze Frage. Der Sachverständige Professor 
Mayer sagte am 16. Januar 2020 im Ausschuss 
sinngemäß aus, dass es allgemein bekannt war, 
dass Deutschland über den Herrn Martin Selmayr 
Druck auf die EU-Kommission zur Einstellung 
des Vertragsverletzungsverfahrens auszuüben 
versuchte. Meine Fragen wären jetzt: Können Sie 
das bestätigen? Zweitens. In welcher Weise 
wurde konkret von wem Druck ausgeübt? Und 
die dritte Frage wäre: Sind Ihnen ähnliche Ver-
suche gegenüber dem Generalanwalt Walz [sic!] 
bekannt geworden? 

Zeuge Dirk Pung-Jakobsen: Ich kann nicht sagen, 
woher der Sachverständige, der sich hier geäu-
ßert hat, seine Erkenntnisse bezieht. Ich kann 
nichts beisteuern zu Druck, der irgendwo ausge-
übt worden ist. Ich weiß nicht, wo Druck ausge-
übt worden ist. Ich habe das auch nicht wahrge-
nommen. Und wenn sie den Generalanwalt Walz 
[sic!] betreffen - - Also, jedenfalls für die Bundes-
regierung - - Das ist innerhalb der Europäischen 
Union allgemein so, dass wir sozusagen rechts-
staatliche Institutionen achten, und ich kann mir 
nicht vorstellen, dass gegenüber dem General-
anwalt jemand Druck ausgeübt hat. So was ist 
nicht üblich und auch nicht akzeptabel und 
sicherlich auch nicht passiert. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Keine weiteren Fra-
gen mehr? - Dann möchte ich mich recht herzlich 
bedanken, und wir sind am Ende dieser Zeugen-
befragung. 

Nach seiner Fertigstellung, Herr Pung-Jakobsen, 
wird Ihnen vom Sekretariat das Stenografische 
Protokoll übersandt. Sie haben dann zwei Wo-
chen Zeit, Korrekturen an der Übertragung vorzu-
nehmen oder Richtigstellungen und Ergänzungen 
Ihrer Aussage mitzuteilen. Erst nach Ablauf 
dieser Frist oder wenn Sie auf die Einhaltung 
dieser Frist verzichtet haben, kann der Abschluss 
Ihrer Zeugenvernehmung durch den Unter-
suchungsausschuss beschlossen werden. Über 
diesen Beschluss erhalten Sie eine separate 
Mitteilung. 

Nach Abschluss der Vernehmung kann der Tat-
bestand einer falschen uneidlichen Aussage ge-
mäß § 153 des Strafgesetzbuches vollendet sein. 

Haben Sie dazu noch Fragen? 

Zeuge Dirk Pung-Jakobsen: Habe ich nicht. - Vie-
len Dank, Herr Vorsitzender. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Dann vielen Dank. - 
Und ich unterbreche dann die Ausschusssitzung 
bis 14.30 Uhr. 

(Unterbrechung von 14.24 
bis 14.36 Uhr) 
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Vernehmung des Zeugen 
Adrian Winderlich 

Vorsitzender Udo Schiefner: Dann eröffne ich 
die Sitzung wieder , und wir können dann fort-
fahren.  

Ich darf nun den Zeugen Herrn Oberregierungsrat 
Adrian Winderlich recht herzlich begrüßen. 

Ich stelle fest, dass der Zeuge ordnungsgemäß ge-
laden ist. Sie haben den Erhalt der Ladung am 
27. April 2020 bestätigt. Herzlichen Dank, dass 
Sie meiner Ladung gefolgt sind und dem Aus-
schuss für diese Vernehmung heute zur Verfü-
gung stehen. 

Ich habe Sie darauf hinzuweisen, dass die Bun-
destagsverwaltung eine Tonbandaufnahme der 
Sitzung fertigt. Diese dient ausschließlich dem 
Zweck, die stenografische Aufzeichnung der Sit-
zung zu erleichtern. Die Aufnahme wird nach Er-
stellung des Protokolls gelöscht. Das Protokoll 
dieser Anhörung wird Ihnen nach Fertigstellung 
zugestellt. Sie haben, falls dies gewünscht ist, die 
Möglichkeit, innerhalb von zwei Wochen Korrek-
turen und Ergänzungen vorzunehmen. - Haben 
Sie dazu noch Fragen? 

Zeuge Adrian Winderlich: Nein, habe ich nicht. - 
Danke. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Vor Ihrer Anhörung 
habe ich Sie zunächst zu belehren: 

Sie sind als Zeuge geladen worden. Als Zeuge 
sind Sie verpflichtet, die Wahrheit zu sagen. Ihre 
Aussagen müssen richtig und vollständig sein. 
Sie dürfen nichts weglassen, was zur Sache ge-
hört, und nichts hinzufügen, was der Wahrheit 
widerspricht.  

Ich habe Sie außerdem auf die möglichen straf-
rechtlichen Folgen eines Verstoßes gegen die 
Wahrheitspflicht hinzuweisen. Wer vor dem Un-
tersuchungsausschuss uneidlich falsch aussagt, 
kann gemäß § 162 in Verbindung mit § 153 des 
Strafgesetzbuches mit Freiheitsstrafe von drei 
Monaten bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe 
bestraft werden. 

Nach § 22 Absatz 2 des Untersuchungsausschuss-
gesetzes können Sie die Auskunft auf solche Fra-
gen verweigern, deren Beantwortung Sie selbst 
oder Angehörige im Sinne des § 52 Absatz 1 der 
Strafprozessordnung der Gefahr aussetzen würde, 
einer Untersuchung nach einem gesetzlich geord-
neten Verfahren ausgesetzt zu werden. Dies be-
trifft neben Verfahren wegen einer Straftat oder 
Ordnungswidrigkeit auch Disziplinarverfahren. 

Sollten Teile Ihrer Aussage aus Gründen des 
Schutzes von Dienst-, Privat- oder Geschäftsge-
heimnissen nur in einer nichtöffentlichen oder 
eingestuften Sitzung möglich sein, bitte ich Sie 
um einen Hinweis, damit der Ausschuss dann ge-
gebenenfalls einen Beschluss nach § 14 oder § 15 
Untersuchungsausschussgesetz fassen kann.  

Haben Sie dazu noch Fragen? 

Zeuge Adrian Winderlich: Nein, habe ich nicht. - 
Danke. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Nach diesen not-
wendigen Vorbemerkungen darf ich Ihnen den 
geplanten Ablauf kurz darstellen: Eingangs habe 
ich Sie zur Person zu befragen. Zu Beginn der 
Vernehmung zur Sache haben Sie nach § 24 Ab-
satz 4 des Untersuchungsausschussgesetzes Gele-
genheit, zum Beweisthema im Zusammenhang 
vorzutragen. Danach kann ich Sie zunächst befra-
gen und dann, in der anschließenden Runde, die 
Mitglieder des Ausschusses. - Haben Sie dazu 
noch Fragen? 

Zeuge Adrian Winderlich: Nein. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Dann darf ich Sie 
bitten, sich dem Ausschuss mit Namen, Alter, 
Beruf und einer ladungsfähigen Anschrift vorzu-
stellen. 

Zeuge Adrian Winderlich: Mein Name ist Adrian 
Winderlich. Beruf: Ich bin Referent im Bundes-
ministerium für Verkehr. Und die ladungsfähige 
Anschrift ist: Invalidenstraße 44 in 10115 Berlin. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Vielen Dank. - Und 
nun möchte ich Ihnen, wenn Sie dies wünschen, 
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entsprechend § 24 Absatz 4 des Untersuchungs-
ausschussgesetzes Gelegenheit geben, sich im Zu-
sammenhang zum Gegenstand Ihrer Vernehmung 
zu äußern. Möchten Sie davon Gebrauch ma-
chen? 

Zeuge Adrian Winderlich: Sehr gerne. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Bitte schön. 

Zeuge Adrian Winderlich: In meinem Vorwort 
möchte ich eigentlich bloß kurz einen zeitlichen 
Abriss geben, wann ich zu dem Projekt dazuge-
stoßen bin, damit Sie insgesamt einen zeitlichen 
Überblick dazu haben. 

Also, ich habe im November 2014 nach meinem 
Studium des Wirtschaftsingenieurwesens im 
KBA in Flensburg angefangen, nicht im Bereich 
Pkw-Maut oder Sonstiges, sondern im Bereich 
der Homologation, und bin dann im Rahmen 
meiner Abordnung im Juli 2015 ungefähr ins 
BMVI gekommen, um dort im Projekt für die 
Infrastrukturabgabe zu arbeiten, und habe dort 
eigentlich, weil ich vorher auch noch nicht mit 
der Maut befasst war, Koordinierungsaufgaben 
übernommen, auch zu Projektorganisationen.  

Ich habe dann ab April 2016 bis Anfang 2017 un-
gefähr die Kollegen in der Lkw-Maut im Wege-
kostengutachten unterstützt, habe ab Oktober 
2016 bis Anfang 17 auch die Kollegen bei der 
Lkw-Maut allgemein unterstützt und bin dann ab 
Februar 2017 wieder verstärkt in die Infrastruk-
turabgabe reingekommen und habe bis fast jetzt 
auch die Abwicklung mit begleitet. Nebenbei 
habe ich auch noch andere Aufgaben übernom-
men. - Danke. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Vielen Dank. - Dann 
können wir in die erste Fragerunde einsteigen. 
Zunächst mal hat die CDU/CSU-Fraktion, die 
Kollegin Warken, das Wort. 

Nina Warken (CDU/CSU): Vielen Dank, Herr 
Vorsitzender. - Herr Winderlich, willkommen 
auch von unserer Seite und vielen Dank schon 

1 Ergänzung des Zeugen zu Absatz. Siehe Anlage 1. 

mal zu Ihren Ausführungen bezüglich Ihrer Tä-
tigkeit im BMVI. 

Jetzt sind Sie ja in einem Referat tätig, das neben 
der Infrastrukturabgabe auch andere Zuständig-
keiten hat, zum Beispiel Lkw-Maut oder Steuer-
politik. Können Sie vielleicht noch mal kurz 
schildern, welchen Anteil Ihrer Arbeit die Infra-
strukturabgabe jetzt in den verschiedenen Jahren 
hatte, 2015 bis 2019, und wer jetzt neben Ihnen 
noch damit befasst war, also mit dem Thema 
Infrastrukturabgabe, wie so die Arbeitsverteilung 
aussah, Verhältnis auch Referent/Referatsleitung? 
Wie war die Referatsleitung eingebunden, und 
wie wurde dann auch die Leitungsebene in die 
betreffenden Vorgänge eingebunden? Vielleicht 
können Sie schildern, wie dann auch gegebenen-
falls eine Einflussnahme der Leitungsebene in 
bestimmten Punkten vorgenommen wurde. 

Zeuge Adrian Winderlich: Sehr gerne. - Also, 
wie gesagt, ich bin im Juli 2015 ins BMVI 
gekommen, insbesondere für das Projekt 
Infrastrukturabgabe, und habe dann eigentlich 
auch, ich sage mal, bis das Projekt dann aus-
gesetzt wurde, also ab Mitte 2016, fast aus-
schließlich für die Infrastrukturabgabe gearbeitet. 
Ich habe natürlich, wenn mal irgendwelche 
Belastungsspitzen aufgetreten sind, die Kollegen 
auch in der Lkw-Maut unterstützt. Das war bis 
dahin aber eigentlich eher weniger. Und ab Mitte 
2016 ist das Projekt ja dann erst mal, salopp 
gesagt, auf Eis gelegt worden, weil es ja auch 
insbesondere das Vertragsverletzungsverfahren 
mit der EU-KOM gab und ich dann nicht weiter 
an dem Projekt in irgendeiner Art und Weise 
involviert war.1

Ich habe dann schwerpunktmäßig das Wegekos-
tengutachten mit betreut zu der Zeit, also für die 
Erstellungsjahre 2018 bis 22, und auch so eine 
Lkw-Maut mit unterstützt und bin dann erst wie-
der ab Februar 2017 wieder ins Projekt eingestie-
gen. Es gab ja Ende 16 im Prinzip den Kompro-
miss mit der EU-KOM, und das Projekt ist dann 
wieder angelaufen kurze Zeit später. Ich habe 
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dann auch dort schwerpunktmäßig das Projekt 
Infrastrukturabgabe wieder betreut. 

Und zu der Zeit, als ich gekommen bin, gab es 
übergangsweise schon eine Referatsleiterin. Das 
war die Frau Henke, die ja das Projekt dann auch 
erst - ich muss kurz überlegen - gegen November 
2018 verlassen hatte. Bis dahin war also meine 
Vorgesetzte zunächst immer die Frau Henke als 
Referatsleiterin. 

Und um auf den Punkt zu kommen, muss ich sa-
gen, wie die Leitung weiter eingebunden wur-
de - - was wir auch an Akten zur Verfügung 
gestellt haben, sieht man, dass wir im Prinzip zu 
allen entscheidungsrelevanten Punkten auch 
immer dann entsprechend die Unterabteilungs-
leitung, Abteilungsleitung bis hoch in die Haus-
leitung alle beteiligt haben. 

Nina Warken (CDU/CSU): Und eine Rückkoppe-
lung von der Hausleitung dann in Ihr Referat? 
Gab es so was, auch direkt zu Ihnen, zu Ihrer 
Vorgesetzten? Wie sah das aus? 

Zeuge Adrian Winderlich: Also, die Rückkopp-
lung ist immer so, dass wir dann die Leitungsvor-
lagen hochschicken und dann im Prinzip ja auf 
einen Rückläufer warten, auf dem dann vermerkt 
ist: „Es ist mitgezeichnet worden, das Vorgehen, 
was vorgeschlagen wird“, oder aber, wenn es 
nicht so vorgeschlagen wird, ob es dann eine 
Rücksprache gibt oder Ähnliches. Darauf hat man 
dann immer gewartet entsprechend. 

Nina Warken (CDU/CSU): Aber Sie waren dann 
sozusagen der Mitarbeiter im Referat, der haupt-
sächlich mit dem Thema Infrastrukturabgabe 
betraut war, oder wie waren die Kollegen noch 
eingebunden? Oder haben Sie spezielle Bereiche 
abgedeckt? Jetzt sind Sie, glaube ich, kein Jurist. 
Gab es vielleicht einen Kollegen, der dann ir-
gendwie eher rechtliche Punkte abgedeckt hat 
und Sie die betriebswirtschaftlichen? 

Zeuge Adrian Winderlich: Also, im Prinzip ist es 
so: Die Referatsleiterin war Frau Henke. Dann gab 
es noch einen Projektleiter dadrunter; das war 
der Herr Stadler, der von Hause aus Betriebswirt 
ist und auch betriebswirtschaftliche Themen mit 

betreut. Ich natürlich irgendwo bin in der 
Schnittmenge zwischen Technik und Betriebs-
wirtschaft. Wir hatten aber auch Kollegen dabei, 
die insbesondere die juristischen Verfahren be-
gleitet haben. Das war die Frau Schmidt, die für 
das EuGH-Verfahren zuständig war. Punktuell ist 
auch immer mal wieder der Herr Kunze mit da-
bei gewesen, der ja auch schon als Zeuge geladen 
wurde.  

Daneben gab es auch noch andere Kollegen, auch 
in dem Zeitverlauf. Also, wir reden ja von 14 bis 
jetzt ungefähr. Da gab es immer noch auch wei-
tere Kollegen, der Herr von Carnap zum Beispiel, 
der juristisch tätig war. Dann haben wir die Frau 
F , die sich auch um betriebswirtschaftliche 
Themen mit gekümmert hat; der Herr Leitner, 
auch Jurist. Von daher: Man sieht, es sind auch 
mehrere Personen mit beteiligt gewesen, die ver-
schiedene Schwerpunkte abbildeten. 

Nina Warken (CDU/CSU): Wenn ich die Akten 
richtig deute, sind Sie ja auch sehr schwerpunkt-
mäßig mit der Frage der Wirtschaftlichkeit be-
traut gewesen. Und da hat ja der Bundesrech-
nungshof wiederholt kritisiert, dass die zu erwar-
tenden Mauteinnahmen die Kosten des Betriebs 
nicht lohnen und dass es keine brauchbaren Ein-
nahmeschätzungen geben würde. Sie waren da 
auch der Ansprechpartner, wenn ich das richtig 
gesehen habe, für den Bundesrechnungshof und 
auch eben mehrfach mit den Einnahmeprognosen 
befasst. 

Wir haben einen Sprechzettel in den Akten ge-
funden vom 30. November 2015. Da hat Ihr Refe-
rat geschrieben, dass rund 700 Millionen Euro 
Einnahmen alleine von ausländischen Haltern zu 
erwarten seien. Können Sie noch mal schildern, 
inwieweit Sie persönlich eben in die Einnahme-
schätzungen eingebunden waren? Gab es viel-
leicht unterschiedliche Prognosen zu Beginn des 
ganzen Verfahrens und dann im laufenden Ver-
fahren vielleicht geändert? Wie sind Sie denn zu 
dieser Prognose der ISA-Einnahmen gekommen? 

Zeuge Adrian Winderlich: Also, als ich ins BMVI 
gekommen bin, war ich noch nicht direkt befasst 
mit der Einnahmeprognose. Das hatten federfüh-
rend immer der Herr Stadler und die Frau F  
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mit wahrgenommen, das Thema. Ich bin dann 
aber halt mit meinem betriebswirtschaftlichen 
Hintergrund mit reingekommen, zumindest als 
Back-up für die Personen oder falls mal jemand 
ausfällt, sei es nur Krankheit oder Urlaub, dass 
man sich in die Thematik mit einarbeitet, und 
bin dann peu à peu reingekommen. 

Mit den Einnahmeprognosen - - Da gab es ja dann 
auch verschiedene Prognosen, die auch veröffent-
licht wurden. Und wir hatten diese ja auch gut-
achterlich bestätigen lassen von dem Professor 
Schulz. Das müsste - - Er hat es, ich glaube, in 
2014 - da war ich nicht mit befasst - - Aber in 
2017 gab es ja noch mal eine Debatte dazu, auch 
im Verkehrsausschuss. Und da ist der Professor 
Schulz ja dann aufgetreten und hatte ja auch un-
sere Einnahmeprognose, unsere Annahmen und 
unsere Methodik dort bestätigt. 

Nina Warken (CDU/CSU): Wie würden Sie denn 
vielleicht diese Verfahrensweise, die Methodik, 
die Vorgehensweise des BMVI betreffend der Ein-
nahmeschätzungen bewerten? Und gab es auch 
Einfluss durch die Wirtschaftlichkeitsuntersu-
chungen von PwC in den unterschiedlichen Fas-
sungen? 

Zeuge Adrian Winderlich: Also, ich würde das 
mal inhaltlich trennen. Auch die Wirtschaftlich-
keitsuntersuchung soll ja im Prinzip einen Kos-
tenvergleich anstellen. Also, im Prinzip stelle ich 
ja gegenüber: Was kostet ein Betreibermodell, 
wenn ich einen privaten Dritten einbinde, entge-
gengesetzt zu einem Staatsmodell, wenn ich die 
selbst errichte? Da reden wir von Kosten, und die 
Einnahmenprognose sagt mir: Was bekomme ich 
unterm Strich heraus durch den Vignettenver-
kauf? - Also, ich würde da schon eine inhaltliche 
Grenze ziehen zwischen diesen beiden Verfahren 
und das auch nicht unbedingt vermischen wollen 
an der Stelle. 

Nina Warken (CDU/CSU): Und aus Ihrer Sicht: 
Die Vorgehensweise bei den Einnahmeschätzun-
gen durch das Ministerium, können Sie die so 
mittragen? Wie haben Sie das persönlich bewer-
tet? 

Zeuge Adrian Winderlich: Ich hatte mich ja dann 
eingangs auch eingearbeitet in die Thematik und 
auch geprüft, was für Quellen herangezogen wur-
den, und es zeigte sich dort auch, dass man beim 
zeitabhängigen System natürlich nicht wie bei 
einer streckenabhängigen Maut auf gefahrene Ki-
lometer zurückgreifen kann, sondern wir müssen 
halt andere Annahmen treffen. Und dort wurde 
dann ursprünglich mal eine Ausarbeitung der 
IVV Aachen zugrunde gelegt - ich glaube, aus 
dem Jahr 2004 ungefähr -, wo es dann um Ein- 
und Durchfahrten ging, die man nur zugrunde le-
gen kann für diese zeitabhängige Komponente.  

Und das hat man weiter mit hochprognostiziert 
und hat dann auch, um zu ermitteln: „Was gibt es 
für Ein- und Durchfahrten? Betrifft das den Ge-
bietsfremdenverkehr - - Ich muss ja davon die 
Inländer rausrechnen. Ich muss ja auch sagen: 
Wie viel wird von diesen Fahrten auf BAB er-
bracht? Weil auf Bundesstraßen bezahlen ja Ge-
bietsfremde keine Maut. Man muss auch 
schauen: Wie lange halten sich die Gebietsfrem-
den auf? 

Wir haben uns dadurch natürlich auch ver-
schiedenste Quellen herausgesucht, die veröf-
fentlicht werden, auch von verschiedenen Bun-
desanstalten oder sei es Ministerien, Tourismus-
verband, sei es eine Beschäftigungsstatistik vom 
Arbeitsamt. Das haben wir alles an Quellen her-
ausgezogen, was man nehmen konnte, haben 
auch immer geschaut: „Was sind davon die aktu-
ellsten Varianten?“, und haben das in unsere Ein-
nahmenprognose mit einbezogen und darauf ge-
hend auch unsere Annahmen gestützt. 

Nina Warken (CDU/CSU): Sie haben auch für 
den Bundesrechnungshof die Prüfung der Kon-
sistenz der Annahmen der Wirtschaftlichkeitsun-
tersuchungen von ISA und Lkw-Maut vorbereitet. 
Da gibt es eine Abteilungsleitervorlage vom 
20. November 2018 [sic!], in der Sie geschrieben 
haben, diese unterscheiden sich zwar, die unter-
schiedlichen Annahmen seien aber - ich zitiere - 
„methodisch und projektspezifisch gut begründ-
bar“. 

Können Sie uns vielleicht noch mal - Sie haben 
gerade schon ein bisschen angefangen - darlegen, 
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warum es Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen 
gibt und worauf es dabei ankommt? Soll ich die 
MAT-Nummer sagen? Ja, die sage ich. Es ist 
MAT A BMVI-5/4h, Blatt 201 ff. Also, wenn Sie 
möchten, kann ich Ihnen die Fundstelle auch 
vorlegen. 

Zeuge Adrian Winderlich: Ich kann mich entsin-
nen, dass so was geschrieben wurde. - Ja, der 
BRH prüft das natürlich immer, weil er auch 
schaut - - Gut, in der Lkw-Maut gibt es Wirt-
schaftlichkeitsuntersuchungen, in der Pkw-Maut 
auch, mit denen man noch mal grundlegend er-
mitteln möchte: Welches Modell ist vorzugswür-
dig vor dem anderen? Wo sind weniger Kosten zu 
erwarten? Also: Betreibermodell mit einem priva-
ten Dritten oder verschiedensten privaten Dritten 
gegenüber einer Eigenerrichtung im Staatsmo-
dell. Und der BRH legt seine Prüfungsschwer-
punkte immer darauf: Wo werden Annahmen un-
terschiedlich getroffen in den WUen, sei es eine 
Lkw-Maut oder eine Pkw-Maut? 

Seinerzeit hatten wir dann einfach da auch noch 
mal den Vergleich gefahren, um möglichen Kri-
tikpunkten entgegenzuwirken bzw. auch einfach 
da Aufklärung zu betreiben beim Bundesrech-
nungshof und zu sagen: Das sind die Annahmen. 
Die fallen in der Pkw-Maut so aus, in der Lkw-
Maut fallen sie vielleicht anders aus. - Aber wir 
haben dann auch immer begründet, warum das 
dann auch so weit okay ist. 

Nina Warken (CDU/CSU): Bezüglich der ISA: In 
welchen Phasen und durch wen wurden da die 
Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen gemacht? 

Zeuge Adrian Winderlich: Also, wir hatten - - 
Ende 2015 sind zu dem Projekt ISA dann auch 
technisch-wirtschaftliche Berater mit dazu-
gestoßen, auch juristische Berater. Und die tech-
nisch-wirtschaftlichen Berater waren insbeson-
dere federführend tätig, dass wir Risikowork-
shops durchführen, die im Prinzip Risikoein-
schätzungen vornehmen, was Bestandteil einer 
WU ist.  

Und in diesem Zusammenhang haben wir dann 
auch bis Zuschlagserteilung, also sowohl in Kon-

trolle als auch in Erhebung, immer Risikowork-
shops durchgeführt, um das in die WUen ein-
fließen zu lassen. Man führt ja auch mehrere 
durch, sei es nur eine vorläufige Wirtschaftlich-
keitsuntersuchung oder eine abschließende Wirt-
schaftlichkeitsuntersuchung. Und dort waren im 
Prinzip - - Weil es ein Querschnittsthema ist, in-
terdisziplinär - da werden juristische Themen ab-
gefragt; da werden wirtschaftlich-technische The-
men abgefragt -, haben wir das immer in einem 
großen Beraterkreis durchgeführt, und auch von 
Bundseite sind jeweils die Betroffenen mit invol-
viert gewesen, sei es nun KBA oder auch BAG. 

Nina Warken (CDU/CSU): Und Ihr Referat hat 
das organisiert, oder wie waren Sie beteiligt? 

Zeuge Adrian Winderlich: Genau. Also, ich habe 
im Prinzip, nachdem ich dann ins BMVI kam, or-
ganisatorische Schwerpunkte da auch mit über-
nommen, Koordinierungsaufgaben. Wir haben ge-
schaut, dass wir natürlich die Termine wahrneh-
men können, dass wir es einrichten können, dass 
entsprechend die Teilnehmer eingeladen werden, 
um dann die Termine durchzuführen. 

Nina Warken (CDU/CSU): Jetzt komme ich noch 
mal auf die Kritik des Bundesrechnungshofs, ge-
rade auch auf die erwarteten Einnahmen, zurück. 
Die haben ja schon in ihrem Bericht vom 23. Ok-
tober 2015 empfohlen gehabt - das ist MAT A 
BRH-2/1, Blatt 85 f. -, dass man eben neue Unter-
suchungen noch mal anstellt, beauftragt, um das 
Nutzerverhalten gebietsfremder Fahrzeughalter 
auf den Bundesautobahnen und eben damit auch 
die erwarteten Einnahmen verlässlicher prognos-
tizieren zu können. Und nicht verlässlich seien 
eben auch die Angaben zu den voraussichtlichen 
Kosten der ISA-Implementierung. Der Bundes-
rechnungshof hat die Kritik dann auch später im-
mer wieder wiederholt. 

Was genau war denn das Anliegen? Sie haben ja 
jetzt gerade vorhin auch schon geschildert, was 
Sie alles gemacht haben, um Einnahmen schät-
zen zu können. Was genau war denn das Anlie-
gen des Bundesrechnungshofs in diesem Abstim-
mungsprozess zum ersten Infrastrukturabgaben-
änderungsgesetz? Was genau wollten die, dass 
Sie besser machen? 
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Zeuge Adrian Winderlich: Also, Sie sagten ja ge-
rade: Das war zum 23. Oktober 2015. 

Nina Warken (CDU/CSU): Genau, und später 
eben, im März 2017, gab es zum Beispiel noch 
mal eine wiederholte Kritik. Genau. 

Zeuge Adrian Winderlich: Ja, ja. - Worauf der 
BRH da seine Kritik jetzt im Einzelnen noch mal 
genau gesetzt hatte, kann ich jetzt nicht mehr 
ganz nachvollziehen aufgrund des Zeitraums. 
Aber gerade auch aus den Gründen, weil es ja 
auch andere Gegengutachten gab - es gab ja nicht 
nur die Kritik vom BRH, sondern es gab ja auch 
ein ADAC-Gegengutachten -, haben wir - - wurde 
entschieden - nicht wir - , das Ganze auch noch 
mal gutachterlich bestätigen zu lassen, weshalb 
wir dann den Professor Schulz noch mal einge-
bunden haben. Und das Ergebnis, was er geliefert 
hat, sagt, dass die Annahmen so weit plausibel 
sind - - und wir uns damit im Prinzip bestätigt 
sahen in der Einnahmenprognose. 

Nina Warken (CDU/CSU): Und diese, sage ich 
mal, anfängliche Kritik des Bundesrechnungsho-
fes aus 2015: Hat man die dann irgendwie schon 
auch aufgenommen im weiteren Verfahren und 
versucht, die irgendwie umzusetzen? 

Zeuge Adrian Winderlich: Die Sache ist die: Ok-
tober 2015 war ich mit diesem BRH-Thema nicht 
befasst, und deswegen kann ich dazu leider 
nichts sagen an der Stelle. 

Nina Warken (CDU/CSU): Ich würde dann mal 
für den Themenkomplex in die nächste Runde 
abgeben. - Danke. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Vielen Dank. - Dann 
hat Herr Wiehle das Wort. 

Wolfgang Wiehle (AfD): Herr Vorsitzender, vie-
len Dank. - Herr Winderlich, vielen Dank, dass 
Sie zur Verfügung stehen für einige Fragen. - Ich 
möchte mich zunächst mal auf Risikobewertung 
konzentrieren. Da hat der Bundesrechnungshof 
bemängelt, dass in der abschließenden Wirt-
schaftlichkeitsuntersuchung das Risiko der Klage 
nur unzureichend berücksichtigt worden wäre 
oder auch gar nicht. 

Wir haben da Unterlagen, die zeigen auch auf, 
dass Sie an dem Risikoworkshop oder an den Ri-
sikoworkshops beteiligt gewesen sind. Ich nehme 
an, das ist kein Dissenspunkt. Da gibt es auch ein 
Protokoll von einem Risikoworkshop vom 
13.12.18. Das ist jetzt leider nicht paginiert. Ich 
kann aber den Dateipfad zur Fundstelle angeben, 
und ich bitte zugleich, Ihnen das Protokoll, nach-
dem ich gleich Fragen stellen möchte, zur Verfü-
gung zu stellen. Wir haben da ein zweites 
Exemplar griffbereit. 

(Dem Zeugen werden 
Unterlagen vorgelegt - Der 

Zeuge nimmt Einblick) 

Und jetzt kommt der Dateipfad: MAT_A/2000-
BRH, dann BRH-2, dann kommt noch mal: 
MAT A BRH-2-2. Der nächste Pfadbestandteil ist 
dann V3-2019-0378/02_Beiakte/Nummer 2/RMS 
BMVI/Protokolle Risikomeetings/06_13. Dezem-
ber 2018. 

Jetzt komme ich dann zu den Details. Können Sie 
uns bitte sagen, was Ihre Aufgabe bei diesen Risi-
koworkshops war? Und können Sie uns erklären, 
an welcher Stelle wir hier die Risikobewertung 
für eine mögliche Auswirkung eines Urteils des 
EuGH finden und - dann noch ein dritter Punkt - 
mit wie viel Prozent diese Bewertung, die Risi-
koeintrittswahrscheinlichkeit, hier zu finden ist? 

Zeuge Adrian Winderlich: Gerne, ja. Ich gucke 
mir kurz das Dokument dazu noch mal an. 

(Der Zeuge liest in den Un-
terlagen) 

Genau, hier oben sind ja auch die Teilnehmer mit 
aufgelistet. Im Prinzip, Sie sehen: Ich war vom 
BMVI der einzige Teilnehmer. Das war auch hier 
wieder eine koordinierende Funktion, die ich 
wahrgenommen habe, dass dieser Risikowork-
shop stattfinden kann. Sie sehen auch das Los 2, 
Los 3. Zur Erläuterung: Das sind die Berater, 
einmal Wirtschaft/ Technik und einmal auch die 
Juristen, von der Kopfzahl hier auch größer 
vertreten. Und das Risiko eines negativen EuGH-
Urteils befindet sich in der Risikoposition 3.7. 
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Es gibt noch andere Risikomatrizen; die sind et-
was ausführlicher gestaltet. Da würde man neben 
dem Block 3.7 auch noch einen Spiegelstrich fin-
den, wo drinsteht - den genauen Wortlaut kann 
ich jetzt nicht wiedergeben - beispielsweise: Ge-
setzgebung oder andere Verfahren, die eine voll-
umfängliche Erhebung der Maut verhindern. - 
Und dieses EuGH-Risiko wurde in den Wirt-
schaftlichkeitsuntersuchungen mit 15 Prozent be-
rücksichtigt. 

Wolfgang Wiehle (AfD): Sind 15 Prozent das 
Äquivalent zu dem, was hier mit „Gering“ in 
Worten angegeben ist? 

Zeuge Adrian Winderlich: Richtig. 

Wolfgang Wiehle (AfD): Vielen Dank. - Dann 
nehme ich Bezug auf weiteres Beweismaterial 
des Bundesrechnungshofs. Ich verzichte jetzt auf 
den kompletten Dateipfad und sage, an welcher 
Stelle das abweicht. Unterhalb von V3-2019-0378 
geht es diesmal nicht mit „02“ weiter, sondern 
mit 06_DORIS/doks/03091527.pdf. 

Da geht es um eine E-Mail von Ihrem Kollegen 
Kunze vom 18.12.2018 an Herrn Staatssekretär 
Dr. Schulz und weitere Mitarbeiter im BMVI. 
Und da geht es darum, dass das finale Angebot 
der Bietergemeinschaft Kapsch/Eventim aus fach-
licher Sicht zuschlagsreif sei - - und ein Verweis 
auf die Dringlichkeit einer zügigen Bearbeitung, 
weil die Rügefrist für unterlegene Bieter zehn 
Tage betrage und die geplante Vertragsunter-
zeichnung ja am 30.12. stattfinden sollte - mit no-
tarieller Beurkundung. 

Es ist also korrekt, dass bereits zu diesem Zeit-
punkt, 18.12.18, feststand, dass die Unterzeich-
nung des Vertrags mit der oben genannten Bieter-
gemeinschaft am 30.12.18 erfolgen sollte? Und, 
wenn ja, wer hat wann und wo diesen Termin 
festgesetzt? Wissen Sie das? 

Zeuge Adrian Winderlich: Könnte ich das Doku-
ment dazu mal sehen? Wäre das möglich? 

Wolfgang Wiehle (AfD): Ja. 

(Dem Zeugen werden 
Unterlagen vorgelegt - Der 

Zeuge nimmt Einblick) 

Wir haben Sie gefunden in den cc-Empfängern. 

Zeuge Adrian Winderlich: Also, im Prinzip: Herr 
Kunze führt hier ja noch mal auf, dass die fachli-
che Bewertung stattgefunden hatte, dass das inso-
weit zuschlagsreif ist, das Angebot. Und dann 
überlegt man sich natürlich - - Wir hatten ja in 
2018 die Verpflichtungsermächtigung für den 
Abschluss des Vertrages „Erhebung“. Das heißt, 
wir mussten, wir hätten ihn noch in 2018 ab-
schließen müssen.  

Andererseits: Für 2019 gab es keine Verpflich-
tungsermächtigung, und nach GWB-Mitteilung 
besteht immer eine zehntägige Einspruchsfrist. 
Wenn man die verschickt, dann weiß man: Zehn 
Tage muss man abwarten, damit andere Bieter 
am Verfahren noch Einspruch erheben könnten. 
Und dadurch hatte sich der 30. herauskristalli-
siert, dass das ein Termin ist, den man wahrneh-
men könnte. Man musste ja mit dem Notar auch 
noch einen Termin finden. Von daher hatte sich 
am 30. - - hatte sich herauskristallisiert. Wer den 
genau festgelegt hat, kann ich Ihnen jetzt an der 
Stelle leider nicht mehr sagen. Das kann ich 
nicht mehr ganz nachvollziehen. 

Wolfgang Wiehle (AfD): Danke. - Ich habe dann 
noch eine weitere Frage zu der abschließenden 
Wirtschaftlichkeitsuntersuchung, die Herr Kunze 
unter Punkt 1c in der Mail erwähnte. Da hat uns 
hier im Untersuchungsausschuss der Sachver-
ständige Dr. Müller am 16. Januar 20 Folgendes 
zu Protokoll gegeben - Protokollseite 73 -: 

Wir meinen auch, dass hier Zwei-
fel an der Zuschlagsfähigkeit auf 
das zweite reduzierte BAFO be-
standen, insbesondere weil dieses 
nicht vollständig gedeckt war 
durch eine abschließende Wirt-
schaftlichkeitsuntersuchung. 

Das erscheint jetzt zunächst mal als Wider-
spruch. Vielleicht lässt sich der ja aufklären. 
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Der Herr Dr. Müller bezog sich in seiner Aussage 
darauf, dass der Zuschlag für das finale Angebot 
am 18. oder vom 18. - - am 18.12. erteilt wurde 
und noch am selben Tag eine abschließende 
Wirtschaftlichkeitsuntersuchung zur Verfügung 
stand, die allerdings als Kurzbericht ausgewiesen 
ist. Und dieser Kurzbericht ist auch in den Mate-
rialien zu finden, gleicher Pfad wieder: Ab V3-
2019-0378 oder bis zu diesem Punkt. Darunter 
dann: 05_Vergabeunterlagen/1735_Erhebung/ 
III/F-AW FA2. 

Also, der gilt als Kurzbericht; so wird uns hier 
dargestellt. Ist das wirklich der abschließende Be-
richt, wenn er als Kurzbericht erscheint? Das darf 
ich an der Stelle noch fragen. 

Zeuge Adrian Winderlich: Also, ich kann die 
Aussage von dem Herrn Dr. Müller jetzt nicht 
nachvollziehen, weil ich nicht anwesend war. 
Aber ich kann Ihnen aus meiner eigenen An-
schauung dazu sagen, dass in der Tat ein Kurzbe-
richt zur aWU an uns gereicht wurde, weil man 
muss quasi eine WU auch vollenden, um zu sa-
gen: Das Angebot - - Es wird ja dort mit berück-
sichtigt, dass das Betreibermodell wirtschaftlich 
vorteilhafter ist gegenüber dem Staatsmodell. 
Und ein Kurzbericht wurde dazu erstellt, der das 
ausweist, der besagt: Ja, das Betreibermodell ist 
wirtschaftlich. - Und es ist möglich aus meiner 
Erinnerung her von dem Sachverhalt, dass man 
dann den ausführlichen Bericht, da er ja doch 
mehrere Seiten umfasst mit sehr vielen Anlagen, 
im Nachgang noch niederschreiben kann, kom-
plett. Aber das Ergebnis muss zu diesem Zeit-
punkt schon feststehen. 

Wolfgang Wiehle (AfD): Danke schön. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Danke schön. - 
Dann hat jetzt der Kollege Müller das Wort für 
die SPD. 

Detlef Müller (Chemnitz) (SPD): Vielen Dank, 
Herr Vorsitzender. - Guten Tag, Herr Winderlich! 
Meine Fragen beziehen sich zunächst auf Ihren 
Arbeitsbereich beim Projektmanagement bei-
spielsweise. Das BMVI griff ja für das Projektma-
nagement nach einer Ausschreibung auf externe 
Berater zurück. Können Sie uns grob darlegen, 

welche Aufgaben die Berater im Rahmen des Pro-
jektmanagements für das BMVI übernommen ha-
ben und welche Bedeutung das Projektmanage-
ment generell für das Projekt hatte? 

Zeuge Adrian Winderlich: Im Prinzip: Das BMVI 
hat sich Berater zum Projektmanagement damals 
mit dazugenommen, damit man das auch auf 
eine gute Expertise stellen kann. Und das Projekt-
management hatte unter anderem auch die Auf-
gaben, zusätzlich uns zu unterstützen bei der Ko-
ordination der anderen Berater, sei es auch zu 
Terminangelegenheiten, aber auch zur Aufpla-
nung von Aufgaben, zur Erstellung von Zeitplä-
nen. Sie haben für uns zum Teil auch mitge-
trackt: „Welche Arbeitsergebnisse müssen wann 
vorliegen?“, um da gegebenenfalls noch mal 
nachzufassen oder auch dann zwischen den Be-
ratern noch mal Abstimmungen einzuführen. 

Das war für uns auch gerade in der Anfangszeit 
eine sehr gute Unterstützung. Gerade wenn man 
so ein Projekt lostritt, sind doch sehr viele Aufga-
ben zu bewältigen. Von daher hatte das schon 
eine hohe Bedeutung für uns, dass wir dort eine 
Unterstützung im Projektmanagement haben. 

Detlef Müller (Chemnitz) (SPD): Ich hatte sie 
schon erwähnt: Die Projektmanagementleistung 
wurde ja vom BMVI ausgeschrieben. Der ur-
sprüngliche Aufgabennehmer, der Sieger der gan-
zen Geschichte, war ja Ernst & Young. Und im 
Herbst 2017 wurde aber der Vertrag mit Ernst & 
Young wegen eines möglichen Interessenkon-
flikts aufgelöst. Die Unterlagen finden Sie unter 
MAT A BMVI-7/4 auf dem Blatt 303 bis 308. 
Können Sie uns was über die näheren Hinter-
gründe für die Gründe zur Auflösung des Berater-
vertrags erklären oder das aufhellen? 

Zeuge Adrian Winderlich: Aus meiner eigenen 
Wahrnehmung heraus war das tatsächlich ein In-
teressenkonflikt. Ich müsste jetzt tatsächlich spe-
kulieren, weil es schon zu lange her ist, aus was 
für Gründen das tatsächlich so passiert ist, wa-
rum, weshalb ein Interessenkonflikt aufgetreten 
ist. Ich kann aus meiner eigenen Wahrnehmung 
nur sagen: Es gab diesen Interessenkonflikt, und 
auf dieser Basis wurde dann auch der Vertrag 
aufgelöst. 



Endgültiges Stenografisches Protokoll 19/14

2. Untersuchungsausschuss 

Nur zur dienstlichen Verwendung 

19. Wahlperiode Deutscher Bundestag - Stenografischer Dienst Seite 43 von 122 

Detlef Müller (Chemnitz) (SPD): Wenn ich noch 
mal nachfragen darf: Wenn es aus Ihrer eigenen 
Wahrnehmung einen Interessenkonflikt gab: Kön-
nen Sie das näher benennen, wo da ein Interes-
senkonflikt liegt oder lag? 

Zeuge Adrian Winderlich: Ich meine - ich weiß 
es aber nicht mehr mit Sicherheit -, - 

Detlef Müller (Chemnitz) (SPD): Spekulativ. 

Zeuge Adrian Winderlich: - dass es tatsächlich 
um andere Beratungsleistungen ging, die erbracht 
wurden von Ernst & Young. Das ist ja auch ein 
großes Beratungsunternehmen, die auch andere 
Mandate betreuen, und ich glaube, in diesem Zu-
sammenhang gab es dann einen Interessenkon-
flikt. 

Detlef Müller (Chemnitz) (SPD): Okay. - In der 
Folge hat dann Partnerschaft Deutschland die Be-
ratungsleistung weitergeführt im Projektmanage-
ment. Frage wäre: Im Projektablauf, der durchaus 
angestrengt war, also schwierig gestrickt war - - 
Der ganze Projektablauf war ja eng gestrickt. Die-
ser Wechsel der Beraterfirma: Welche Folgen 
hatte das für den Projektablauf insgesamt? 

Zeuge Adrian Winderlich: Wenn ich mich richtig 
entsinne, ist ja die Partnerschaft Deutschland 
dann Ende 17 bzw. Anfang 18, genau in diesem 
Jahresübergang, mit zum Projekt dazugestoßen. 
Und Sie hatten ja gerade ausgeführt, dass der 
Vertrag aufgelöst wurde mit Ernst & Young 
zum - - Können Sie es noch mal wiederholen, 
bitte? 

Detlef Müller (Chemnitz) (SPD): Herbst 2017 

Zeuge Adrian Winderlich: Herbst 2017. 

Detlef Müller (Chemnitz) (SPD): Ja, Oktober. 

Zeuge Adrian Winderlich: Oktober. - Also gab es 
dort keine riesige Schleifzeit, sage ich mal, weil 
wir ja relativ schnell die Partnerschaft Deutsch-
land dann als Ersatz mit an Bord holen konnten. 
Von daher hat das nicht den riesigen Impact ge-
habt aufs Projekt insgesamt. Und wir konnten die 

dann auch relativ schnell mit ins Projekt einbin-
den, und die haben sich dann auch sehr schnell 
eingearbeitet und konnten uns dann wieder un-
terstützen im Projektmanagement. 

Detlef Müller (Chemnitz) (SPD): Also gab es an 
der Stelle sozusagen keinen Abbruch und Neu-
aufsetzung des Ganzen, sondern es ging relativ 
klaglos? 

Zeuge Adrian Winderlich: Es ging relativ ohne 
große Reibungsverluste weiter. 

Detlef Müller (Chemnitz) (SPD): Meine weiteren 
Fragen würden sich auch auf Ihr Arbeitsgebiet im 
Risikomanagement beziehen, aber im Gegensatz 
zum Herrn Wiehle jetzt nicht zum Risikomanage-
ment bei der WU, sondern eher im Projektma-
nagement. Auch da gibt es ja den Bericht des 
Bundesrechnungshofs, der am 18. November 
2019 festgestellt hat, dass das BMVI nicht nach-
gewiesen habe - Zitat -, „ob und wie es das Risiko 
eines negativen EuGH-Urteils vor den Vergaben 
berücksichtigt hat“. 

In der Stellungnahme auf den Berichtsentwurf 
hat das BMVI zuvor diesen Vorwurf zurückge-
wiesen. In der Stellungnahme heißt es - Zitat -: 

Vielmehr wurden die wesentli-
chen Projektrisiken über die ge-
samte Projektdauer auch kontinu-
ierlich durch das Projektmanage-
ment beobachtet und in den mo-
natlichen Sitzungen der Gesamt-
projektleitungsgruppe ... bzw. bis 
Juni 2018 deren Vorgängergre-
mium behandelt ... 

Das finden Sie auf MAT A BMVI-5/1a-6, Blatt 
174 und 175. 

Und danach wird auf diese Protokolle der Ge-
samtprojektleitungsgruppe verwiesen. Wenn man 
sich die anschaut, stellt man fest, dass Sie logi-
scherweise dabei waren, bei fast allen Sitzungen. 
Und in der Sitzung vom 26. Juni 2018 wurde dort 
laut Protokoll und unter Ihrer Anwesenheit der 
folgende Beschluss gefasst; zu finden unter 
MAT A BMVI-1/1_B07, Blatt 282 und 283. Zitat 
des Beschlusses: 
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Die Teilnehmenden beschließen, 
das Vertragsverletzungsverfahren 
als Risiko in die Gesamtprojekt-
risiken aufzunehmen. 

Können Sie uns erläutern, wie es zu diesem Be-
schluss kam und welche Auswirkungen er insge-
samt für das Risikomanagement hatte? 

Zeuge Adrian Winderlich: Also, im Prinzip: Das 
Risiko des EuGH-Urteils wurde ja schon immer 
auch in den Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen 
mit berücksichtigt, und, ich sage mal, diese 
GPLG-Berichte sind dann auch noch eine zweite 
Ebene, auf der man auch noch mal Risiken füh-
ren kann. Und im Zusammenhang mit den Dis-
kussionen in den Gesamtprojektlenkungsgruppen 
ist dann auch aufgekommen, dass man sagte: Wir 
müssen hier ja auch das Risiko natürlich führen, 
weil es ist in der Wirtschaftlichkeitsuntersu-
chung präsent. Wir wissen, das Risiko gibt es. 

Aus diesen GPLG-Berichten wurden ja auch Lei-
tungsberichte gefertigt. Wir müssen ja entspre-
chend unsere Leitung auch nach wie vor über 
dieses Risiko, das ja noch besteht, unterrichten, 
weshalb dann in die Diskussionen der Sitzungen 
das in diesen Berichten aufgenommen wurde. 

Detlef Müller (Chemnitz) (SPD): Die Ergebnisse 
der Gesamtprojektleitungsgruppe sind ja in die-
sen Statusberichten festgehalten worden. Da gab 
es immer die regelmäßigen Statusberichte der 
GPL, und dort findet man die Ergebnisse der 
Treffen. 

Auf Seite 14 des Projektstatusberichts vom 
26. Juni 2018 - Sie finden das auf MAT A 
BMVI-1/1_B07, Blatt 307 - wird das Vertrags-
verletzungsverfahren erstmals bewertet. Dabei 
wird die Eintrittswahrscheinlichkeit des Risikos 
mit 2, das heißt „Niedrig“, bewertet und die 
Eintrittsauswirkungen mit 5; das bedeutet: „Sehr 
Hoch“. Auf Seite 13 des Risikomanagement-
konzepts mit Stand vom 14. Februar 2019 wird 
die Eintrittswahrscheinlichkeit 2 dann wie folgt 
definiert - ich zitiere -:  

Gering: Zwischen 5% und 10% 
Eintrittswahrscheinlichkeit 

Zu finden ist das auf MAT A BMVI-6-1a-74 auf 
Blatt 27. 

Nun besteht ja hier erst mal ein Unterschied von 
den Begrifflichkeiten, von der Einordnung her 
zwischen den Begrifflichkeiten im Statusbericht 
mit 2, „Niedrig“, und dem Projektmanagement-
konzept mit 2; dort heißt es ja „Gering“. Wissen 
Sie, ob das lediglich prosaische Unterschiede 
sind in den Begriffen „Niedrig“ und „Gering“ 
oder ob es andere Hintergründe gibt für diese 
unterschiedliche Benennung? 

Zeuge Adrian Winderlich: Könnte ich das Doku-
ment dazu auch noch mal sehen? Wäre das mög-
lich? 

Detlef Müller (Chemnitz) (SPD): Kommt sofort. 

Zeuge Adrian Winderlich: Ansonsten kann ich 
schon ausführen zu den Begrifflichkeiten „Nied-
rig“ und „Gering“, dass das im Prinzip ein 
Gleichlauf ist. Aber ich würde mir den Bericht 
gern noch mal ansehen, auch mit dem Ampel-
system und den Farben. 

(Dem Zeugen werden 
Unterlagen vorgelegt - Der 

Zeuge nimmt Einblick) 

Also, auf das erste Blatt bezogen: Was aus dem 
GPLG-Bericht gezogen ist, sieht man tatsächlich: 
Eintrittswahrscheinlichkeit 2, was, glaube ich, in 
der Legende - auch im GPLG-Bericht gibt es dazu 
ja eine Legende - mit „Niedrig“ betitelt werden 
müsste. Und im Projektrisikomanagementkon-
zept haben wir hier „Gering“, Eintrittswahr-
scheinlichkeit 2. 

(Der Zeuge liest in den 
Unterlagen) 

Zu dem GPLG-Bericht „Niedrig“: Da gibt es doch 
auch Eintrittswahrscheinlichkeiten, die hinter-
legt sein müssten. Mit was waren die hinterlegt? 
Spiegeln sich die automatisch mit dem, was in 
dem Risikomanagementkonzept drin ist? Weil 
ich habe die Anlage jetzt nicht vorliegen. Deswe-
gen tut es mir leid. 



Endgültiges Stenografisches Protokoll 19/14

2. Untersuchungsausschuss 

Nur zur dienstlichen Verwendung 

19. Wahlperiode Deutscher Bundestag - Stenografischer Dienst Seite 45 von 122 

Detlef Müller (Chemnitz) (SPD): Ja. 

Zeuge Adrian Winderlich: Also, das ist auch mit 
10 bis 15 Prozent. Also, dann würde ich - - Der 
GPLG-Bericht, so wie er hochgegangen ist, ist so 
korrekt. Warum jetzt hier im Risikomanagement-
konzept bei „Gering“ „Zwischen 5% und 10%“ 
stehen, kann ich Ihnen jetzt ad hoc leider nicht 
sagen; muss ein Fehler sein. 

Detlef Müller (Chemnitz) (SPD): Dann würde ich 
noch mal eine abschließende Frage in dieser 
Runde stellen. Differiert das sozusagen auch in 
der Einschätzung des Risikos? Klar ist aber auch, 
dass die Eintrittswahrscheinlichkeit des Risikos 
mit 5 bis 10 Prozent ja zu bewerten ist oder zu 
bewerten war. Können Sie sich noch daran erin-
nern, wer den Vorschlag unterbreitet hat, das so 
zu bewerten? 

Zeuge Adrian Winderlich: Also, gerade zu den 
Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen wurde dieses 
EuGH-Risiko auch immer diskutiert zwischen 
den verschiedenen Fachexperten, die anwesend 
waren. Und die technisch-wirtschaftlichen Bera-
ter hatten auch zu dem ersten Risikoworkshop 
oder auch zum zweiten eine Präsentation zum 
allgemeinen Ablauf gezeigt, wie man denn so 
eine Risikobewertung vornimmt, dass man erst 
mal Risiken identifiziert natürlicherweise und 
dazu Cluster bildet und wie man dann auch me-
thodisch vorgeht bei so einer Einschätzung, dass 
man nicht ad hoc sofort sagt: „Das sind 50 Pro-
zent, 75 oder 64“, sondern dass man erst mal ein-
teilt, also zwischen den Beratern in der Tat: Ist es 
niedrig einzuschätzen, ist es mittel einzuschät-
zen? 

Und wenn man erst mal dieses Cluster gefunden 
hat, verbirgt sich dahinter eine Eintrittswahr-
scheinlichkeit, eine Range, und dann sagt man: 
Okay, wir haben es für niedrig geschätzt. - Das 
heißt also, es sind 10 bis 15 Prozent, jetzt mal 
beispielhaft gesprochen, oder aber es ist mittel 
und hat entsprechend den Prozentsatz. - So ist 
man dort vorgegangen, und so wurde das zwi-
schen den Fachexperten besprochen und dann 
auch eingeschätzt. 

Detlef Müller (Chemnitz) (SPD): So ist man vor-
gegangen, und so wurde es von den Fachexperten 
eingeschätzt. Entspricht die Einschätzung auch 
Ihrer persönlichen Einschätzung? 

Zeuge Adrian Winderlich: Die Begleitung oder 
auch die Einschätzung des EuGH-Urteils war 
nicht mein Arbeitsbereich. Ich bin auch kein Ju-
rist und habe da auch keine Vorkenntnisse. Des-
wegen habe ich da keine Einschätzung vorge-
nommen. 

Detlef Müller (Chemnitz) (SPD): Okay. - Danke. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Dann haben wir 
jetzt den Herrn Luksic für die FDP. 

Oliver Luksic (FDP): Vielen Dank, Herr Vorsit-
zender. - Herr Winderlich, ich möchte zu dem 
Vermerk zur Prüfung des finalen Angebots kom-
men am 23.11. Das ist MAT A BMVI-6/14-18, 
Blatt 456 bis 459. 

In dem Vermerk geht es darum, dass das erste 
Angebot kein wirtschaftliches Ergebnis erzielt, da 
es über dem Betrag liegt, den der Haushaltsge-
setzgeber zur Verfügung gestellt hat. Warum ist 
der Vertrag von Ihnen unterschrieben worden 
und nicht von der Servicestelle Vergabe? Und 
wann und wo wurde von wem die Entscheidung 
getroffen, das finale Angebot neu zu verhandeln, 
anstatt das Vergabeverfahren einzustellen? Sie 
haben selber in Ihrem Vermerk auf der Seite 3, 
Blatt 435, gesagt: 

Es liegt ein Aufhebungsgrund ge-
mäß § 63 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 VgV 
vor. 

Also, wer hat diese Entscheidung wie getroffen? 

Zeuge Adrian Winderlich: Den Prüfvermerk habe 
ich unterschrieben. Aber ich hatte „Vertrag“ ver-
standen, deswegen - - Sie haben sich auf den Ver-
merk bezogen, oder? 

Oliver Luksic (FDP): Ich beziehe mich auf den 
Vermerk, in dem Ihre Unterschrift unter der Ein-
schätzung steht, dass auch ein Aufhebungsgrund 
vorliegt. Und die Frage ist: Wer hat da noch dran 
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mitgearbeitet? Warum wurde es nicht aufgeho-
ben, wie es ja auch hier als Option genannt 
wurde? Wer hat das wie wann entschieden? Und 
gab es dazu von Ihnen und auch von anderen 
Kollegen abweichende Einschätzungen? 

Zeuge Adrian Winderlich: Also, in Bezug auf das 
erste finale Angebot, was ja dann knapp bei über 
3 Milliarden Euro lag, hat sich halt natürlich her-
ausgestellt, dass es unwirtschaftlich wäre, das zu 
bezuschlagen, alleine schon vor dem Hinter-
grund, was man in den damaligen Erstangeboten 
bekommen hatte. 

Da stellen sich natürlich verschiedene Fragen, 
wie man dann vorgehen kann in so einem Fall, 
ob man sagt, man führt noch mal Aufklärungs-
gespräche, Verhandlungsgespräche oder sonstige 
Sachen. Das sind aber eigentlich vergaberecht-
liche Fragestellungen, wie man dort vorgehen 
kann, und diese klärt vornehmlich auch die 
Vergabestelle. Die führen dazu auch die verschie-
denen Vermerke auf und spiegeln sie dann im 
Endeffekt auch bloß noch mal an uns wider. 

Es gab dann die Überlegung: Führen wir jetzt das 
Vergabeverfahren fort, oder heben wir es auf? - 
Und wer das im Endeffekt entschieden hat - -  

Oliver Luksic (FDP): Sind Ihnen aus der Vergabe-
stelle dazu Meinungen bekannt, die eine Nicht-
aufhebung kritisch sehen? Also, Sie haben auch 
selber gesagt: Es liegt ein Aufhebungsgrund vor. -
Wir haben das das von mehreren Zeugen auch 
gehört, dass man eigentlich hätte aufheben müs-
sen. Sind Ihnen da von den Kollegen Hieckmann, 
Mayer und anderen kritische Meinungen dazu 
bekannt, oder waren alle der Meinung: „Nein, 
man muss weiterverhandeln und das Ganze von 
3 auf 2 Milliarden senken“? 

Zeuge Adrian Winderlich: Ich habe mich zu den 
persönlichen Einschätzungen mit den Kollegen 
noch nicht unterhalten. Aber für mich muss 
eigentlich der Vergabevermerk deutlich machen: 
„Was kann man vergaberechtlich tun?“, was auch 
niedergeschrieben wurde von den Kollegen. Ich 
gehe auch davon aus, dass die das kritisch ge-
prüft haben und dort niedergelegt haben, wie wir 

jetzt vorgehen, und dass das vergaberechtskon-
form ist. 

Oliver Luksic (FDP): Ja, gut. Das sehen wir noch, 
da uns leider bis heute noch nicht alles en détail 
vorliegt. - Als Grund für das erste, zu hohe finale 
Angebot haben Sie in Ihrem Vermerk unangemes-
sen hohe Risikowertungen genannt. Können Sie 
das bitte genauer ausführen, was damit gemeint 
ist? Und wie kann man denn Ihrer Meinung 
nach, wenn es diese zu hohen Risikowertungen 
gibt, das Angebot um 1 Milliarde senken, ohne 
die Mindestanforderungen zu senken? 

Zeuge Adrian Winderlich: Also, zu den Mindest-
anforderungen muss ich sagen: Das ist auch wie-
der eine Prüfung, die die Vergabestelle durchfüh-
ren muss, inwieweit dort Mindestanforderungen 
geändert werden können oder auch nicht. Das 
fällt nicht in unseren Fachbereich. 

Zu der Reduktion des Angebots um 1 Milliarde, 
unter anderem auch zu Risikoaufschlägen: Es wa-
ren ja verschiedenste Punkte. Es sind ja nicht nur 
Risikoaufschläge gewesen, über die dann gespro-
chen wurde, wo offensichtlich eine erhöhte Kal-
kulation des Bieters vorlag. Risikoaufschläge, ob 
das nun Mengen betrifft, die er einkalkuliert hat, 
aber auch - - Es wurde von uns auch festgestellt 
in der Auswertung des ersten finalen Angebots, 
dass er extrem hohe Beratungskosten angesetzt 
hatte oder auch Personalkosten, über die man 
sich dann in den Aufklärungsgesprächen - im 
ersten zum Beispiel - unterhalten hat, woher 
denn diese hohen Aufschläge kommen. 

Oliver Luksic (FDP): Das war ja dann das Thema 
der Aufklärungsgespräche. Sie waren ja laut den 
Protokollen, die uns vorliegen, bei fast allen da-
bei. Deswegen meine Frage, da wir dazu nur 
diese sehr dünnen Protokolle haben und es ja 
hier um sehr komplexe Sachverhalte geht. Es 
ging auch darum, wie man um 1 Milliarde runter-
kommt: Toll Collect, Porto, Dynamisierung der 
Vergütung, also ein großes Aufgabenpaket, was 
dort ja auch besprochen wurde. 

Uns liegen nur sehr dünne Protokolle vor. Des-
wegen meine Frage, ob Sie ausschließen können, 
dass Sie oder andere Anwesende aus dem BMVI 
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dazu weitergehende Schriftstücke, Notizen oder 
Vermerke gemacht haben, weil wir die nicht ken-
nen und es meines Erachtens absolut unmöglich 
und unrealistisch ist, solche komplexen Sachver-
halte ohne schriftliche Notizen auch in Ihrem 
Haus weiter zu bearbeiten. Das wurde ja auch ge-
macht. 

Zeuge Adrian Winderlich: Also, die Verhand-
lungsprotokolle wurden ja, wie Sie ja selbst se-
hen, auch niedergeschrieben mit den einzelnen 
Punkten. Für andere Kollegen kann ich jetzt 
nicht sprechen. Ich spreche für mich. Ich habe 
natürlich auch mal in den Verhandlungsgesprä-
chen handschriftliche Notizen vorgenommen, 
einfach als Gedächtnisstütze oder auch - jeder 
spricht für sich - wenn man mal einen Sachver-
halt vielleicht nicht gleich erfasst, dass man dazu 
noch mal eine Nachfrage stellt. Das waren aber 
nur handschriftliche Notizen, die auch nicht län-
ger aufbewahrt wurden von mir. 

Oliver Luksic (FDP): Also, das heißt, Sie haben 
zu all den Sachverhalten keine weitergehenden 
Schriftstücke produziert, die es im BMVI gibt. - 
Sie haben ja auch verfolgt, was die anderen An-
wesenden gemacht haben, also zum Beispiel Herr 
Görrissen oder andere. Wurden da Ihrer Meinung 
nach auch von anderen Anwesenden schriftliche 
Notizen gemacht, oder wurde alles rein aus dem 
Gedächtnis heraus protokolliert? Weil wir nur 
diesen dünnen Vermerk haben und es ja, wie 
gesagt, zum Beispiel um das Thema „Zahl-
stellennetz Toll Collect“ geht, was ja auch ein 
komplexer Auftrag ist, der nachher im BMVI und 
so abgearbeitet wurde, da kann ich mir nicht vor-
stellen, dass es dazu keinerlei schriftliche Ver-
merke gibt von Ihnen und von anderen Mitarbei-
tern. 

Zeuge Adrian Winderlich: Also, wie gesagt, ich 
kann bloß für mich sprechen. Ich habe in den Ge-
sprächen handschriftliche Notizen gemacht. Wie 
Sie aus den Protokollen auch sehen, gab es ja 
auch immer mal wieder Unterbrechungen, wo 
man sich kurzzeitig zurückgezogen hatte, um so-
fort zu reflektieren: Was wurde denn hier bespro-
chen? - Ich kann mich aber nicht entsinnen, dass 
dort tatsächlich Vermerke oder Ähnliches ver-

fasst wurden in den kurzen Zeiten. Und für an-
dere Kollegen kann ich Ihnen tatsächlich an die-
ser Stelle nicht sagen, ob da was schriftlich nie-
dergehalten wurde. 

Oliver Luksic (FDP): Also, Sie selber haben zu all 
den verschiedenen Aufklärungsgesprächen, an 
denen Sie teilgenommen haben, außer den uns 
vorliegenden Protokollen keinerlei Schriftstücke 
im BMVI gesehen? 

Zeuge Adrian Winderlich: Wie gesagt, ich habe 
die schriftlichen Notizen für mich gemacht. Ich 
kann jetzt auch nicht überblicken, welche Akten 
schon geliefert wurden, ob da noch was mit bei 
sein könnte. Es stehen ja auch noch Lieferungen 
vom BMVI aus. Möglicherweise finden Sie dazu 
noch Aussagen. Deswegen möchte ich mich jetzt 
hier nicht festlegen. 

Oliver Luksic (FDP): Einer der Punkte, die - -  

Vorsitzender Udo Schiefner: Herr Luksic, ich 
muss Sie leider jetzt unterbrechen.  

Oliver Luksic (FDP): Gut. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Sie haben jetzt 
schon fast eine Minute mehr. - Jetzt kommt der 
Kollege Lutze. 

Thomas Lutze (DIE LINKE): Vielen Dank. - Auch 
an Sie, Herr Winderlich, vielen Dank für Ihre Be-
reitschaft, hier umfangreich Auskunft zu geben. 

Ich hätte dann trotzdem bei allem Respekt noch 
ein paar Fragen vorne dran, und zwar zu Ihrer 
Tätigkeit. Welche Erfahrungen mit großen Verga-
beprozessen hatten Sie, bevor Sie in die Vergabe 
dieser Mautverträge eingestiegen sind? 

Zeuge Adrian Winderlich: Ich persönlich hatte 
vorher keine Erfahrungen mit Vergabeprozessen. 

Thomas Lutze (DIE LINKE): Die zweite Frage 
wäre: Wie bewerten Sie Ihren Anteil an der in-
haltlichen Ausgestaltung des Vergabeverfahrens? 
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Zeuge Adrian Winderlich: Ich habe in der Tat 
vornehmlich Koordinierungsaufgaben, Projekt-
organisation wahrgenommen, habe aber unter an-
derem in dieser ersten Phase von, ich sage mal, 
ungefähr so Oktober 2015 bis Mitte 2016 auch 
eine Arbeitsgruppe geleitet - das war die Arbeits-
gruppe Leistungsbeschreibung -, habe dort aber 
auch vornehmlich eher eine koordinierende, lei-
tende Funktion gehabt. Und aufgrund meiner 
vorher nicht gemachten Erfahrungen in solchen 
Mautprojekten konnte ich fachlich halt auch 
nicht den Rieseninput liefern. 

Thomas Lutze (DIE LINKE): Gab es da Angebote 
seitens des Ministeriums, was man so umgangs-
sprachlich „Schulungen“ oder „Beratungen“ 
nennt, damit Sie - - Ich meine, „koordinieren“ 
heißt ja auch, dass man sich inhaltlich mit den 
Sachen sehr wohl auskennen muss, und man-
gelnde Erfahrung ist jetzt nicht unbedingt ein 
Makel. Jeder fängt mal an; das ist vollkommen 
okay. Aber gab es dort irgendwelche Unterstüt-
zungen seitens des Ministeriums für Sie persön-
lich? 

Zeuge Adrian Winderlich: Einerseits lernt man, 
wie Sie ja sagen, wenn man die Arbeitsgruppe 
leitet, selber natürlich relativ viel mit dazu, und 
man kann natürlich auch an den Erfahrungen der 
übrigen Kollegen sehr viel partizipieren. Wir hat-
ten ja viele Kollegen, auch der Herr Kunze oder 
der Herr Stadler, die ja schon mehrere Jahre im 
Mautgeschäft tätig waren, dass man da natürlich 
sich auch zu gewissen Themen austauscht und 
da auch natürlich Erfahrungswerte mitnimmt. 

Thomas Lutze (DIE LINKE): Also, vom Ministe-
rium selber, von Ihrem Arbeitgeber, gab es keine 
formalen Angebote? 

Zeuge Adrian Winderlich: Also, keine Schulun-
gen in dem Sinne, nein. 

Thomas Lutze (DIE LINKE): Okay. - Dann ein an-
derer Komplex. Warum führte das einzig einge-
tragene, erste finale Angebot von Paspagon nicht 
zu einer Aufhebung der Vergabe, obwohl es klipp 
und klar als unwirtschaftlich bewertet worden 
war? 

Zeuge Adrian Winderlich: Das ist natürlich auch 
wieder eine vergaberechtliche Frage. Ja, das An-
gebot war unwirtschaftlich. Dennoch: Meines Er-
achtens muss man so ein Verfahren nicht unbe-
dingt sofort aufheben, sondern wie man sieht, 
gibt es dort auch Punkte, wo vielleicht Fehlinter-
pretationen des Bieters da waren, wo er relativ 
hohe Risikoaufschläge hat, dass man das erst mal 
aufklärt, bevor man so ein Vergabeverfahren so-
fort beendet. Weil der Beschaffungsgegenstand 
stand ja weiterhin bevor. Das InfrAG war erlas-
sen, und das BMVI bzw. der Fachbereich sollte 
die Infrastrukturabgabe noch weiter einführen. 

Thomas Lutze (DIE LINKE): Dann wäre die Frage, 
wer diese Entscheidung zur Aufnahme von wei-
teren Aufklärungsgesprächen mit dem - letztend-
lich - Verhandlungscharakter getroffen hat. Also, 
wer hat diese Entscheidung getroffen? 

Zeuge Adrian Winderlich: Das ist eine gute 
Frage. Die hatte ich mir auch gestellt in Vorberei-
tung auf die Sitzung und hatte auch tatsächlich 
nach Unterlagen geguckt, konnte aber dazu 
nichts ausmachen. Wie gesagt, es ist vergabe-
rechtlich geprüft worden: Welche Wege kann 
man gehen? - Und ich gehe davon aus, dass es 
aus der Hausleitung die Entscheidung gab. 

Thomas Lutze (DIE LINKE): Können Sie sagen, 
von wem genau die Idee war der Einbeziehung 
von Toll Collect, wer das eingebracht hat? 

Zeuge Adrian Winderlich: Wer es konkret einge-
bracht hat, kann ich nicht sagen. Aber es gab na-
türlich die Überlegung, da ja die Toll Collect so-
wieso interimsweise gehalten wurde, dass man 
sagte: Möglicherweise ergeben sich dort Syner-
gieeffekte, da ja schon, ich sage mal, Maut-Hard-
ware vorhanden ist, also, seien es nun die Kon-
trollbrücken oder sei es dann aber auch das Ter-
minalnetz. - Das lag dann quasi auf der Hand, 
dass man zumindest da mal in Erwägung zieht, 
auch zu prüfen, inwieweit man auf die TC zu-
rückgreifen kann. 

Thomas Lutze (DIE LINKE): Vielleicht die letzte 
Frage in der Runde: Wie bewerten Sie die jewei-
lige Verhandlungsstärke der verschiedenen Sei-
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ten in den Aufklärungsgesprächen? Welche As-
pekte wurden von den Bietern in den Verhand-
lungen eingebracht und von wem seitens des 
Auftraggebers? 

Zeuge Adrian Winderlich: Im Prinzip kann man 
das natürlich auch nachvollziehen, welche 
Punkte jetzt inhaltlich eingebracht wurden - 
nicht, von wem direkt, aber was inhaltlich be-
sprochen wurde -, an den Verhandlungsprotokol-
len. Ansonsten waren wir beraterseitig sehr stark 
vertreten durch die Juristen und auch die Wirt-
schaftstechniker, die dort auch das Wort geführt 
haben. Und auf der Bieterseite hat sich das auf 
mehrere Personen verteilt. 

Thomas Lutze (DIE LINKE): Aber wer das konk-
ret gewesen ist - -  

Zeuge Adrian Winderlich: Auf unserer Seite 
müsste ich jetzt noch mal schauen, wer in den 
einzelnen Sitzungen anwesend war. Aber ansons-
ten waren das schon Herr Dr. Lütje, Herr Dr. Neu-
mann, soweit ich das überblicken kann, Frau Dr. 
Kramer für den wirtschaftlichen Teil, zumindest 
auf Auftraggeberseite, also Bundseite. 

Thomas Lutze (DIE LINKE): Der Herr Vorsit-
zende. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Danke. - Dann 
kommt jetzt der Herr Kühn. 

Stephan Kühn (Dresden) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Ich möchte Sie zunächst fragen, wie 
Sie sich auf die Zeugenvernehmung heute vorbe-
reitet haben. Mit wem haben Sie darüber gespro-
chen, und was war Inhalt der Gespräche? 

Zeuge Adrian Winderlich: Also, inhaltlich habe 
ich mich auf die Sitzung vorbereitet einmal 
durch Aktenstudium. Wir mussten ja auch di-
verse Akten zusammenstellen, und da stößt man 
natürlich auf das eine oder andere Dokument, 
was man sich dann noch mal durchliest. Aber 
man kann sich im Vorfeld auch überlegen: Was 
könnte für Sie interessant sein? - Also schaut 
man da auch noch mal rein. 

Stephan Kühn (Dresden) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Alles. 

Zeuge Adrian Winderlich: Genau. Das ist natür-
lich bei dem Zeitraum - - So viel lesen kann ich 
auch nicht. - Nein, das war die inhaltliche Vorbe-
reitung, also das Aktenstudium, sage ich mal. 
Und gleichzeitig gab es auch noch mal ein forma-
les Gespräch in unserem Hause mit dem Stab 
zum Untersuchungsausschuss - ich gucke mal zu 
den Kollegen links -, wo einfach die Formalitäten 
hier noch mal erläutert wurden: Was kommt in 
der Sitzung auf einen zu? Wer wird dort anwe-
send sein? Wie ist die Sitzreihe aufgebaut? - Das 
war dann quasi noch mal formeller Charakter. 

Stephan Kühn (Dresden) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Sie haben aber mit dem Stab keine in-
haltlichen Fragen erörtert? 

Zeuge Adrian Winderlich: Nein. 

Stephan Kühn (Dresden) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Sie haben schon auf Fragen der Kolle-
ginnen und Kollegen gesagt, dass Sie über Ihre 
Arbeit sozusagen regelmäßig bis in die Hauslei-
tung informiert haben, die beteiligt haben. Nun 
finden wir in dem relevanten Vergabezeitraum 
auffällig wenige Vorlagen an die Hausleitung, 
also, sprich: Ministervorlagen. Ich habe eine ge-
funden nach Abschluss des Vergabeverfahrens 
vom 3. Januar 2019. Und in der heißen Phase der 
Vergabe, also, ich sage jetzt mal, drittes, viertes 
Quartal 2018, habe ich in den Unterlagen keiner-
lei Ministervorlagen gefunden zu einem der 
wichtigsten politischen Projekte sozusagen der 
Hausleitung. 

Ich hätte ja auch erwartet, dass es zum Beispiel 
zu dem Umstand, dass kein wirtschaftliches fina-
les Angebot abgegeben wurde, eine Ministervor-
lage gibt. Können Sie noch mal skizzieren? Habe 
ich da Unterlagen bisher übersehen, oder gab es 
tatsächlich zu diesem Projekt im dritten, vierten 
Quartal, also sozusagen ab September 2018 bis 
Dezember 2018, keinerlei Leitungsvorlagen, Mi-
nistervorlagen zum Sachstand und Vorankom-
men insbesondere der Vergabeprozesse? Es wa-
ren ja zwei; es waren ja Kontrolle und Erhebung. 
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Zeuge Adrian Winderlich: Also, in der Tat sieht 
man in den Akten, dass nicht jedes Mal der 
Minister tatsächlich angeschrieben wurde. Aber 
die Leitungsvorlage betrifft für uns auch in erster 
Linie immer die Staatssekretäre. Und für das 
Mautprojekt zuständig war seinerzeit Staatssekre-
tär Dr. Schulz, den wir dann über die Vorgänge 
informiert haben, und meines Erachtens auch re-
gelmäßig. Es ist ja aber auch nicht so, dass man 
jetzt Leitungsvorlagen reinschreibt, wo es keinen 
Gehalt gibt. Also, es ist schon so: Wenn ich etwas 
berichten muss, möchte, dann wird eine Lei-
tungsvorlage geschrieben, aber nicht einfach 
ohne irgendwelche Inhalte. Und meines Erach-
tens gibt es dort in dem Zeitraum - auch 17, 18 - 
mehrere Leitungsvorlagen, zwar nicht immer an 
den Minister direkt, aber zumindest an den 
Staatssekretär. 

Stephan Kühn (Dresden) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Ja, ja, aber es gibt - - Also, ich meine, 
ohne Inhalt, klar. Aber, ich meine, dass das Pro-
jekt zu scheitern droht, weil kein vergabefähiges 
Angebot vorgelegt wurde, das wäre nicht Gegen-
stand einer inhaltsleeren Ministervorlage. Warum 
gab es denn tatsächlich in diesem Zeitraum keine 
Ministervorlage, sondern erst wieder danach, 
nach der Vergabeentscheidung? Wie wurde denn 
da kommuniziert mit dem Minister? Lief das al-
les mündlich über den Herrn Dr. Schulz, oder 
wie muss man sich das vorstellen? Wie war der 
Prozess? 

Zeuge Adrian Winderlich: Meines Erachtens, 
was aus den Akten eigentlich hervorgehen 
müsste, gab es auch eine Leitungsvorlage, wo 
kommuniziert wurde, dass das Angebot des Bie-
ters um die 3 Milliarden liegt bzw. 1 Milliarde zu 
teuer ist und dass auf der Basis quasi auch über-
legt würde, auf Arbeitsebene eine üpl. VE vorzu-
bereiten. Es wurde in der Leitungsvorlage auch 
informiert, dass es auch ein Aufklärungsgespräch 
mit dem Bieter geben könnte, wovon auch die 
Höhe der zu beantragenden Üpl. eventuell abhän-
gen würde. Also, da wurde der Staatssekretär 
Dr. Schulz schon drüber informiert, dass es dort 
einen Knackpunkt gab, der zu bearbeiten war. 

Stephan Kühn (Dresden) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): In der Tat. 

Zeuge Adrian Winderlich: Ansonsten kann ich 
nicht für andere Personen sprechen, ob in irgend-
einer Art und Weise der Staatssekretär noch an-
ders informiert wurde. Das kann ich Ihnen an der 
Stelle nicht sagen. 

Stephan Kühn (Dresden) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Im Sommer 18, also schon teilweise 
deutlich vor der Frist zur Abgabe des finalen An-
gebots, haben drei der vier noch im Rennen be-
findlichen potenziellen Bieter oder Bietergemein-
schaften gesagt, sie werden kein Angebot abge-
ben. Das heißt, man hätte Gefahr laufen können, 
dass überhaupt kein Bieter ein Angebot abgibt. 
Können Sie noch mal skizzieren, wie, ich sage 
jetzt mal, die Stimmung im Haus war, wie das 
diskutiert wurde, wie das aufgenommen wurde, 
dass eben drei von vier Bietern gesagt haben, sie 
werden kein finales Angebot abgeben? Wie 
wurde das diskutiert, und welche Konsequenzen 
wurden daraus gezogen? 

Zeuge Adrian Winderlich: Also, in der Tat gab es 
Absageschreiben von drei Bietern aus unter-
schiedlichsten Gründen, was auch zum Teil dar-
gelegt wurde in den Absageschreiben. Eine Kon-
sequenz aus einer möglichen Absage war, dass 
man noch mal Änderungen an der Startvergütung 
vorgenommen hatte in den Vergabeunter- -  

Stephan Kühn (Dresden) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): An der was? Akustisch - -  

Zeuge Adrian Winderlich: Änderungen an der 
Startvergütung. Also, es wurde ja eine Startvergü-
tung gezahlt über ursprünglich dann 60 Millio-
nen, und die wurde noch mal aufgestockt auf 
100 Millionen, weil die Bieter im Vergabever-
fahren dargelegt haben, dass es ohne Startver-
gütung insgesamt schwer wäre, weil sie das 
Projekt komplett vorfinanzieren müssen. Das 
hätte extrem hohe Risikoaufschläge bedeutet 
bzw. könnte auch dazu führen, dass sie kein 
Angebot abgeben. Das wurde noch mal aufge-
stockt, um den Bietern da entgegenzukommen, 
also um den Wettbewerb noch mal zu stärken. 

Andererseits gab es ja auch von dem einen Bieter, 
der initial abgesagt hatte - er hatte aber die Ände-
rungen an den Vergabeunterlagen intensivst mit 
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begutachtet -, ein Schreiben, in das er selbst rein-
geschrieben hatte, er sieht sich das mit Interesse 
an, und damit war quasi dann offen, ob er dann 
vielleicht noch mal an dem Vergabeverfahren 
wieder teilnimmt. Also, bei einem Bieter war zu-
mindest die Hoffnung, dass er dann wieder mit 
aufspringt auf den Zug im Vergabeverfahren. Bei 
den anderen beiden Bietern war das Schreiben 
relativ eindeutig. 

Stephan Kühn (Dresden) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Na gut, aber die Änderungen sozusa-
gen, also der finanzielle Anreiz der Erstvergütung 
hat ja nicht dazu geführt, dass die drei Bieter 
oder Bietergemeinschaften ihre Entscheidung 
noch mal überdacht haben, sondern man stand 
ein paar Wochen vor der Frist für das finale An-
gebot nur mit maximal einem möglichen Angebot 
da. Und dann gab es am 3. Oktober, also ungefähr 
14 - - 

Vorsitzender Udo Schiefner: Herr Kühn, ich 
möchte Sie wenigstens auf die Uhr noch mal - - 
Sechs Minuten haben Sie eigentlich. Sie dürfen 
die Frage jetzt noch zu Ende stellen. 

Stephan Kühn (Dresden) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Gut. - Also, wenige Wochen vor der 
Abgabefrist hatte man also sozusagen noch kein 
finales Angebot. Dann gab es überhaupt keinen 
Bieter. Dann gab es am 3. Oktober 2018 am Flug-
hafen Tegel ein Gespräch von Minister Scheuer 
mit Herrn Schulz und den Firmenchefs vom 
Kapsch und Eventim. Dafür gibt es keine Proto-
kolle, Vermerke. Haben Sie trotzdem Kenntnis 
über den Inhalt des Gespräches oder die Ergeb-
nisse des Gespräches? 

Zeuge Adrian Winderlich: Also, von dem Ge-
spräch, bis es in den Medien dann publiziert 
wurde, hatte ich keine Kenntnis. Da war ich 
nicht eingebunden, kann ich aus meiner eigenen 
Wahrnehmung nichts zu sagen. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Gut. - Dann können 
wir jetzt in die zweite Fragerunde einsteigen, und 
dann hätte jetzt wieder die CDU/CSU-Fraktion 
die Möglichkeit. - Kollegin Warken. 

Nina Warken (CDU/CSU): Vielen Dank. - Herr 
Winderlich, ich bleibe auch mal beim Thema 
Vergabeverfahren. Nur noch ein paar ergänzende 
Fragen: Die Vergabeverhandlungen, an denen Sie 
ja teilgenommen haben, sind die aus Ihrer Sicht 
bezüglich der vier Bieter einheitlich verlaufen, 
oder gab es irgendwie herausragende 
Besonderheiten bei den einzelnen Bietergemein-
schaften? Gab es besondere Verhandlungsgegen-
stände, die bei dem einen herausgestochen sind, 
bei dem anderen vielleicht nicht? 

Zeuge Adrian Winderlich: Also, grundsätzlich 
achtet ja auch immer die Servicestelle Vergabe, 
die auch bei diesen Verhandlungsgesprächen mit 
bei ist, auf den Gleichbehandlungsgrundsatz, 
dass der eingehalten wird, also dass es, ich sage 
mal auf gut Deutsch, keine Extrawürste für ir-
gendeinen Bieter gibt. Und die Bieter konnten 
auch im Vorfeld der Verhandlungen natürlich 
ihren Verhandlungsbedarf anmelden, der sich 
dann je nach Bieter auch unterschiedlich darstel-
len konnte, seien es nun Haftungsfragen oder 
Zeitfragen. Und diese wurden dann mit jedem 
Bieter einzeln konkret besprochen. 

Nina Warken (CDU/CSU): Okay. Also, ich 
meinte jetzt auch nicht, ob das Ministerium ir-
gendwie die Bieter unterschiedlich behandelt 
hat, sondern ob eben die Anliegen der Bieter un-
terschiedlich waren; das haben Sie ja gesagt. 
Aber gab es da irgendwas Herausragendes, wo 
Sie sagen: „Die einen, die haben ewig auf dem 
einen Punkt rumgeritten, und das erinnere ich 
noch“, oder gibt es irgendwas, wo Sie sagen: „Das 
ist vielleicht bemerkenswert gewesen“? 

Zeuge Adrian Winderlich: Also, soweit ich mich 
noch erinnern kann, waren Fragen der Haftung 
insbesondere bei den Bietern problematisch, 
auch im Zusammenhang mit den Kündigungen 
und Kündigungsfolgen, dass sie sagten, wenn 
man zum Beispiel kündigt aufgrund eines EuGH-
Urteils oder ähnlichen Sachen, dass sie ohne Ent-
schädigung voraussichtlich kein Angebot abge-
ben. Also, ich sage mal, das war so die Red Line, 
dass man abgesteckt hat: Wo sind die Grenzen? 
Über was kann ich gehen, und worüber braucht 
man nicht mehr zu verhandeln? 
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Nina Warken (CDU/CSU): Bei allen Bietern? 
Oder gab es da - - 

Zeuge Adrian Winderlich: Ich würde sagen, Haf-
tungsfragen waren bei allen Bietern mit bei. Wie 
sich das konkret ausgestaltet hat, kann ich jetzt 
leider nicht mehr sagen. 

Nina Warken (CDU/CSU): Okay. - Wie war denn 
das Echo der Bieter - Sie haben es gerade schon 
angesprochen - auf die im Vertragsentwurf vorge-
sehenen Kündigungen und Entschädigungsrege-
lungen? Wie war das Echo? Gab es da auch viel-
leicht unterschiedliche Vorstellungen, Reaktio-
nen seitens der Bieter? 

Zeuge Adrian Winderlich: Also, wie das jeder 
Bieter einzeln bewertet hat, kann ich jetzt nicht 
mehr sagen, aber es war schon für die so essen-
ziell, dass sie sagten, wenn sie keine entspre-
chende Kompensation bekommen würden, wenn 
man zum Beispiel aus einem EuGH-Grund kün-
digt, würden sie voraussichtlich kein Angebot ab-
geben. Ich glaube, nachlesen könnte man auch 
noch mal Details dazu in einem Dokument, was 
auch mit bereitgestellt wurde. Das gehört zur Ver-
tragsgenese, wo man das auch mal nachlesen 
könnte, weil ich das jetzt im Detail leider nicht 
mehr wiedergeben kann. 

Nina Warken (CDU/CSU): Okay. - Jetzt haben Sie 
das EuGH-Urteil gerade schon selbst erwähnt. 
Wie präsent war denn bei den Verhandlungen 
das Risiko, dass eben die Vertragsdurchführung 
dann an einem entsprechenden Urteil scheitern 
könnte? Wie präsent war genau das Risiko? 

Zeuge Adrian Winderlich: Also, das war natür-
lich auf Bundseiten präsent, aber auch auf Bieter-
seiten, da das Vertragsverletzungsverfahren mit 
der EU-KOM ja auch nicht geräuschlos vorbeige-
gangen ist, sondern es wurde ja auch medial na-
türlich berichtet dazu, und das war bei allen Bie-
tern schon präsent vorhanden, dass da noch eine 
Entscheidung aussteht. 

Nina Warken (CDU/CSU): Wurde da dann auch 
irgendwie über Prognosen gesprochen, oder gab 
es da Meinungen dazu, oder war es einfach nur 
präsent? 

Zeuge Adrian Winderlich: Also, aus meiner Erin-
nerung heraus war es einfach nur präsent, weil in 
den Verhandlungen ist auch nicht die Fläche da, 
jetzt darüber zu reden: Wie hoch ist da das Risiko 
mit denen? - Das müssen die ja für sich selber 
auch in ihrer Angebotskalkulation bewerten. 

Nina Warken (CDU/CSU): Jetzt haben Sie gesagt: 
Die Bieter konnten vorher Punkte sozusagen ein-
reichen, über die gesprochen werden sollte. - Wie 
lief da dann die Vorbereitung im Haus? 

Zeuge Adrian Winderlich: Also, im Prinzip sind 
solche vorbereitenden Unterlagen bzw. was der 
Bieter an Handlungsbedarf anmeldet, aber auch, 
was er im Vorfeld vielleicht schon für Bieterfra-
gen anmeldet zu Verständnisfragen, zu Vergabe-
unterlagen - - So was läuft immer zentral bei der 
Servicestelle Vergabe mit ein. Diese stellen dann 
unter anderem die Dokumente auch bereit an 
uns, weil wir dann zum Teil diese Bieterfragen 
mit beantworten. Aber auch für die Vergabe-
unterlagen haben wir das auch an die Berater-
schaft mit verteilt, die dann auch insbesondere 
darauf aufbauend Verhandlungsleitfäden vorbe-
reitet hat, mit welchen Argumenten man in die 
Verhandlungen geht, bzw. hört man sich das erst 
mal an und sagt: Das verarbeiten wir noch mal 
intern. - Also, das wurde dann schon beratersei-
tig gestreut. 

Nina Warken (CDU/CSU): Und im Haus? Bis zu 
welcher Hierarchie ging das? Hatte da die Haus-
leitung auch schon Einfluss genommen? 

Zeuge Adrian Winderlich: Also, die Vergabeun-
terlagen sind meines Erachtens auch immer in 
Zwischenständen oder zumindest in Endständen 
immer an die Hausleitung transportiert worden, 
sodass die zumindest einmal Kenntnis davon ha-
ben: Wie sind die Vergabeunterlagen ausgestaltet, 
Vertrag, Leistungsbeschreibung? - Bei den ange-
meldeten Verhandlungsbedarfen bin ich mir 
nicht sicher, ob das im Kurzformat zusammenge-
fasst wurde. Das kann ich Ihnen leider nicht 
mehr sagen. 

Nina Warken (CDU/CSU): Okay. - Dann sind 
Ihnen wahrscheinlich auch keine Rückmeldun-
gen erinnerlich, die dann in dem Bereich kamen? 
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Wurde dann in der Phase auch seitens des BMVI 
darauf hingewirkt, dass die Angebotspreise dann 
in den Folgeangeboten der Bieter auch günstiger 
wurden? 

Zeuge Adrian Winderlich: Also, im Prinzip ver-
handelt man ja über die einzelnen Punkte, hört 
sich an: „Wo sind die Grenzen auch beim Bieter? 
Was wünscht er sich gerne vielleicht?“, sage ich 
mal, oder: Was für eine Ausgestaltung sieht er 
vor? - Und man geht natürlich mit der Erwar-
tungshaltung heran, dass man sagt: Wenn man 
jetzt die Vergabeunterlagen anpasst auf Hinweise 
der Bieter - - dass dadurch natürlich die Ange-
botspreise sich reduzieren. - Das ist die Erwar-
tungshaltung einfach daran. Man kommt denen ja 
entgegen im Endeffekt mit gewissen Ausgestal-
tungen. 

Nina Warken (CDU/CSU): Dann wurde - das 
wurde auch schon angesprochen - lediglich am 
17.10.18 ein finales Angebot eingereicht durch 
die Firmen Kapsch TrafficCom und CTS Even-
tim; Angebotspreis 1 Milliarde höher als die Ver-
pflichtungsermächtigung. Können Sie - vielleicht 
wurde das auch schon angesprochen - noch mal 
sagen, wie man dann vorgegangen ist? Hat man 
ein Risiko gesehen, eine Rechtsunsicherheit, da 
noch mal Aufklärungs- und Verhandlungsgesprä-
che zu führen? Und haben die Berater irgendwas 
zu Handlungsalternativen vielleicht gesagt? Wur-
den Handlungsalternativen erwähnt? 

Zeuge Adrian Winderlich: Also, im Prinzip, als 
das Angebot einging, hat man natürlich gesehen, 
dass der Angebotspreis deutlich höher lag, als im 
Erstangebot veranschlagt. Das wurde natürlich in 
der Angebotsprüfung - man prüft ja so ein Ange-
bot auch noch mal: woran liegt es denn eigent-
lich, dass der Preis so hoch ist? - - hat man das 
noch mal genauestens eruiert. Und parallel dazu 
stellt sich natürlich auch bei der Vergabestelle 
dann die Frage aus Fachsicht: Wie kann man jetzt 
vorgehen? Kann man darüber noch mal aufklä-
ren? Kann man da eventuell noch mal in Ver-
handlungsgespräche kommen? Zieht man andere 
Akteure mit ein? Und das wurde dann auf den 
Fachebenen noch mal diskutiert bzw. wie dann 
vorgegangen wurde und auch begründet. Das ist 
dann noch mal in den Vergabevermerken auch zu 

finden, warum man das Vorgehen dann einge-
schlagen hat, wie man es eingeschlagen hatte. 

Nina Warken (CDU/CSU): Sie haben sich ja auch 
mehrfach mit der Firma Toll Collect beschäftigt, 
Herr Winderlich, und auch mit der Frage, wie 
diese sich bei der ISA-Erhebung beteiligen 
könnte. Können Sie uns noch mal schildern, in 
welchem Zusammenhang die Senkung des Ange-
botspreises von Paspagon mit der Einbindung 
von Toll Collect stand? Und wessen Initiative 
war das? Wer hat das vorgeschlagen? 

Zeuge Adrian Winderlich: Toll Collect wurde ja 
Ende dann 2018 auch interimsweise vom Bund 
gehalten. Und es stellte sich dann auch die Frage, 
ob man da theoretisch Synergieeffekte heben 
könnte, weil es besteht ja schon ein Mautsystem; 
es sind ja schon Zahlstellenterminals aufgebaut. 
Auch für die automatische Kontrolle wusste man 
ja: Es gibt Kontrollbrücken, die ja auch mit ge-
nutzt werden sollten. Also, da hatte man ja auch 
schon den Ausblick: Aha, es ist Infrastruktur vor-
handen. Das müsste nicht ein zweites Mal durch 
einen Bieter aufgebaut werden für relativ viel 
Geld. Und deswegen wurde auch unter anderem 
die Option geprüft: Kann Toll Collect überhaupt 
die Maut auch erheben? Dazu gab es ja auch ein 
Gespräch am 19.11.2018, wo die Toll Collect ja 
sagte, in der Legislaturperiode können sie es 
nicht. Und es wurde ja dann im Betreibervertrag 
auch vorgesehen oder bzw. mit den Bietern ja 
auch besprochen, ob man Synergieeffekte mit 
Toll Collect heben kann, ob man theoretisch dort 
mit die Zahlstelle nutzen könnte. 

Nina Warken (CDU/CSU): Und habe ich das 
dann richtig verstanden, dass die Entscheidung, 
Toll Collect auf Dauer staatlich zu führen, die 
Anteile nicht abzugeben, eben auch mit der beab-
sichtigten Beteiligung an der Erhebung der Infra-
strukturabgabe stand? 

Zeuge Adrian Winderlich: Dazu kann ich leider 
nichts sagen, weil im Prinzip diese Entschei-
dung, ob es dann dauerhaft gehalten wird, das 
wurde auch nicht in unserem Referat mit verar-
beitet, sondern das ist ein anderer Fachbereich, 
der das mit betreut und dann auch die Leitung 
entsprechend da mit einbindet. 



Endgültiges Stenografisches Protokoll 19/14

2. Untersuchungsausschuss 

Nur zur dienstlichen Verwendung 

19. Wahlperiode Deutscher Bundestag - Stenografischer Dienst Seite 54 von 122 

Nina Warken (CDU/CSU): Gut. Dann habe ich 
momentan keine Fragen. - Danke. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Danke schön. - Herr 
Wiehle. 

Wolfgang Wiehle (AfD): Danke, Herr Vorsitzen-
der. - Herr Winderlich, ich darf auf den Themen-
bereich Gutachten zu sprechen kommen, die zu 
dem Thema, unter anderem ja Zulässigkeit, euro-
parechtliche Zulässigkeit der Infrastrukturabgabe, 
vorlagen aus verschiedenen Quellen. Es gibt eine 
Übersicht von Gutachten und Stellungnahmen, 
die im Zusammenhang der Einführung der Infra-
strukturabgabe angefertigt oder beauftragt wur-
den. Das ist MAT A BMVI-6-1a-15, Blatt 492 bis 
495. Die Zusammenstellung ist entstanden im 
Zusammenhang mit der Antwort auf eine An-
frage des Abgeordneten Stephan Brandner. Und 
es ist unterteilt worden in Gutachten, die jetzt zu-
gunsten von der europarechtlichen Zulässigkeit 
und auch dagegen gesprochen haben. Und auffäl-
lig ist jetzt, dass die vom BMVI in Auftrag gege-
benen Gutachten alle auf der Proseite, also zu-
gunsten der Infrastrukturabgabe, zu finden sind. 
Und fragen möchte ich Sie: Wurden diese Gut-
achten denn durch das Referat G 14 in Auftrag 
gegeben oder durch welches andere Referat? 

Zeuge Adrian Winderlich: Also, ich habe jetzt 
leider nicht alle Gutachten im Kopf, die dort auf-
gelistet sein könnten. Aber ich gehe davon aus, 
dass es zum Teil Professor Hillgruber betrifft si-
cherlich. Ist das richtig? Oder könnten Sie mir 
eine Übersicht dazu bereitstellen? 

Wolfgang Wiehle (AfD): Ja, die Übersicht können 
wir zur Verfügung stellen. 

(Dem Zeugen werden 
Unterlagen vorgelegt) 

Zeuge Adrian Winderlich: Gut. - Also, noch mal 
vorweg: Für die Gutachten bzw. auch die Bewer-
tung des EuGH-Urteils war ich nicht zuständig. 
Aber hier steht ja auch: Das zuständige Referat 
G 14, was wir seinerzeit waren, hat diese Gutach-
ten mit vergeben. - Und wenn ich jetzt dazu zum 
Beispiel zu dem Professor Hillgruber spreche, ist 
das in der Tat so, dass er uns dort Gutachten zu 

geschrieben hat. Aber das haben in der Regel 
meine Kollegen mit begleitet, wenn das vergeben 
wurde. 

Wolfgang Wiehle (AfD): Und von wem kam die 
Entscheidung, an wen so eine Gutachtenaufgabe 
vergeben wurde? 

Zeuge Adrian Winderlich: Da das nicht mein Ar-
beitsbereich ist, kann ich Ihnen das leider nicht 
sagen. 

Wolfgang Wiehle (AfD): Finden bei der Durch-
führung von Gutachten Ausschreibungen statt? 
Also, da gibt es eine Aufgabe, und dann wird ge-
prüft, wer dafür als Gutachter infrage kommt, 
oder steht der Name dann schon fest? 

Zeuge Adrian Winderlich: Ist wahrscheinlich 
auch themengebietsabhängig. Aber es wird im-
mer in Zusammenarbeit mit der Servicestelle 
Vergabe dort ein Vergabeverfahren durchgeführt. 
Und auch dort wird dann geprüft: „Was für ein 
Vergabeverfahren können wir durchführen?“, 
und sich dann Angebote eingeholt oder Ähn-
liches. Und das wird dort auch dokumentiert in 
den Vergabeakten. 

Wolfgang Wiehle (AfD): Wissen Sie denn, wer 
dafür zuständig ist, festzulegen, welche Gutach-
ten gemacht werden und wer beauftragt werden 
soll, wer diese Entscheidung trifft im BMVI? 

Zeuge Adrian Winderlich: Meines Erachtens 
werden sone Aufträge - - Also, wenn es auch zu 
einer Prognose ging, sind das natürlich immer in-
teressante Themen auch für die Hausleitung, weil 
es ja oft auch Gegengutachten gibt, auf die dann 
Stellung genommen wird. Von daher wird meis-
tens auch aus der Hausleitung herangetragen an 
den Fachbereich, dass man auch noch mal Gut-
achten erstellt oder bzw. in Beauftragung gibt. 

Wolfgang Wiehle (AfD): Haben Sie da konkrete 
Namen, oder würden Sie sagen „Referatsleitung“ 
oder auch „der Minister“? 

Zeuge Adrian Winderlich: Da habe ich leider 
keine Kenntnis zu. 
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Wolfgang Wiehle (AfD): Jetzt fällt auf, dass die 
Gutachten, die vom BMVI in Auftrag gegeben 
wurden, ja ganz durchgängig zugunsten der Infra-
strukturabgabe ausfallen. Kann man das politisch 
so bewerten? Ist es auch üblich im Geschäft der 
Arbeit im Ministerium, dass Gutachten so beauf-
tragt werden, dass sie die im Ministerium als, na 
ja, sage ich mal, Aufgabe wahrgenommene Posi-
tion stützen, oder werden Gutachten häufig in 
Auftrag gegeben für die Beleuchtung eines Sach-
verhalts von der einen und von der anderen 
Seite, also pro und kontra? 

Zeuge Adrian Winderlich: Also, weil Sie es an-
sprachen, ob das dann irgendwie politisch getrie-
ben ist, dazu kann ich nichts sagen, weil das 
nicht in meinen Aufgabenbereich mit fällt. 

Ansonsten ist das - - werden die Aufträge so ver-
geben. Und dazu wird dann eine Aufgabenstel-
lung übergeben, und dann fällt das Ergebnis halt 
entsprechend aus. Wenn es hier so gelistet ist, 
hat Herr Professor Hillgruber die Meinung vertre-
ten, das wäre europarechtskonform, weshalb ja 
dann hier auf der Proseite geführt wird, für Euro-
parechtskonformität. 

Wolfgang Wiehle (AfD): Haben nach Ihrem Wis-
sen die Gutachten und die Ergebnisse der Gut-
achten Einfluss gehabt auf die Risikobewertung, 
wie hoch also die Gefahr ist, dass der EuGH Nein 
sagt? 

Zeuge Adrian Winderlich: Das ist wieder schwie-
rig zu sagen, weil das nicht mein Arbeitsbereich 
ist mit dem EuGH-Urteil. Das hat im Prinzip bei 
uns insbesondere auch die Kollegin Schmidt mit 
betreut. Wird aber im Endeffekt auch natürlich 
Berücksichtigung gefunden haben in unserer Ri-
sikobewertung. 

Wolfgang Wiehle (AfD): Jetzt gehe ich noch auf 
ein konkretes Gutachten ein. Das ist bei MAT A 
BMWi-3a-1, Blatt 46 verzeichnet, ein E-Mail-Ver-
kehr aus dem Referat E A 4 des BMWi. Da geht es 
jetzt um ein anderes Gutachten, nämlich das von 
dem Herrn Professor Boehme-Neßler von der TU 
Berlin aus dem Jahr 2014. Und der hat drauf hin-
gewiesen, dass die Entlastung der deutschen 

Autofahrer eine verbotene mittelbare Diskrimi-
nierung sein könnte. Das EuGH-Urteil hat dann ja 
später auch genau diesen Begriff verwendet. War 
dieser Aufsatz von dem Professor Boehme-Neßler 
von der TU Berlin denn in Ihrem Referat be-
kannt? 

Zeuge Adrian Winderlich: Also, 2014, als das 
veröffentlicht wurde, war ich noch nicht im 
BMVI tätig. Inwieweit das dann verarbeitet 
wurde in dem damaligen Referat oder bei den da-
maligen Kollegen, kann ich Ihnen leider nicht sa-
gen. Ich bin dann erst Mitte 2015 dazugekom-
men. 

Wolfgang Wiehle (AfD): Und zu dem Zeitpunkt, 
wo Sie die Risikobewertung durchgeführt haben, 
stand das nicht zur Debatte, dieses Gutachten? 

Zeuge Adrian Winderlich: Inwieweit da jetzt ex-
plizit noch mal Gutachten mit einbezogen wur-
den oder in diesem speziellen Fall dieses, kann 
ich mich nicht mehr dran entsinnen. 

Wolfgang Wiehle (AfD): Dann noch eine letzte 
Frage dazu: Hatten Sie zu tun mit der Beantwor-
tung dieser Anfrage mit der Zusammenstellung 
der Auflistung, die wir gerade Ihnen noch mal in 
die Hand gedrückt haben? 

Zeuge Adrian Winderlich: Ich beziehe das mal 
auf die - - mit der Seite 494. Die davor ist mir 
jetzt nicht ohne Weiteres bekannt. Aber mit der 
Seitenzahl 494, mit der Paginierung, die gab es in 
einer vorläufigen Fassung, und ich habe die zum 
Teil auch noch mit ergänzt. Also, die Liste ist mir 
bekannt. 

Wolfgang Wiehle (AfD): Ja. - Dann darf ich an der 
Stelle noch eine Frage stellen, nämlich: Der Auf-
satz von dem Professor Boehme-Neßler ist da 
nicht erwähnt in der ganzen Zusammenstellung. 
War der wirklich überhaupt nicht bekannt im 
BMVI? 

Zeuge Adrian Winderlich: Also, ich spreche für 
meine Person: Mir ist der persönlich nicht be-
kannt. 
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Wolfgang Wiehle (AfD): Okay. - Vielen Dank. 
Weitere Fragen eventuell in der nächsten Runde. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Ja, gut. - Ich habe 
Ihnen zwar jetzt fast zwei Minuten schon mehr 
gegeben, vielleicht in der Erwartung, dass Sie 
dann - - Aber wir werden ja sowieso dann noch 
mal eine Runde machen. 

Dann möchte ich Sie mal ganz kurz fragen, auch 
Bezug nehmend auf die Frage des Kollegen 
Kühn, der Sie ja gefragt hat sinngemäß, wie Sie 
sich auf diese Sitzung hier heute vorbereitet ha-
ben. Und Sie sagten ja unter anderem: durch Ak-
tenstudium, habe mir auch noch mal alles ange-
guckt, auch angeguckt: „Was kann für den Aus-
schuss sinnvoll und richtig sein?“, und dann ha-
ben Sie ja auch mit dem Blick, von Ihnen gese-
hen nach links - - und dann habe ich ja auch ein 
Gespräch zur Vorbereitung gehabt. - Und dann 
haben Sie auf die beiden Damen dort gezeigt oder 
auf Frau Bethge gezeigt. 

Jetzt möchte ich Sie schon als Zeugen fragen: Wie 
sind Sie denn von Frau Bethge auf diese Sitzung 
vorbereitet worden, inhaltlich, wie man sich als 
Zeuge verhält, oder eben wie die Modalitäten in 
einem solchen Ausschuss sind? Weil das, meine 
ich, schon sehr wichtig ist, dass der Ausschuss 
das weiß. Wie wird man da vorbereitet? 

Zeuge Adrian Winderlich: Im Prinzip hatte ich 
mit Frau Bethge und der Kollegin Frau Hönle zu-
sammengesessen. Und sie hatten mir vorgelesen, 
wie einmal das formale Prozedere sein wird. Wer 
ist anwesend bei diesem Untersuchungsaus-
schuss, bei den Abgeordneten? Dann auch: Auf 
welche Fragen muss man antworten, auf welche 
nicht? Beispielsweise was nicht zum Unter-
suchungsgegenstand gehört, kann man darauf 
hinweisen: Das ist meines Erachtens nicht unter-
suchungsgegenständlich, muss dann auch nicht 
beantwortet werden; fällt aus dem Untersu-
chungszeitraum heraus, muss auch nicht beant-
wortet werden. Ansonsten aber muss zur Person 
und zur Sache immer wahrheitsgemäß beantwor-
tet werden. Also, unter anderem diese Punkte 
wurden dort mit dargestellt. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Gut. - Dann frage 
ich noch mal auch ganz bewusst nach: Wurde 
Ihnen dabei empfohlen oder nahegelegt, sich in 
eine bestimmte Richtung zu äußern, jetzt hier 
während Ihrer Aussage? 

Zeuge Adrian Winderlich: Nein, das wurde mir 
nicht nahegelegt. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Danke schön. - 
Dann habe ich noch eine weitere Frage. Ich weiß 
nicht, Frau Kollegin Lühmann, darf ich? Weil es 
jetzt aufs Zeitkontingent - -  

(Kirsten Lühmann (SPD): 
Na klar! Geht auf unser 

Zeitkontingent!) 

- Auf unser Zeitkontingent geht, genau. 

Und zwar möchte ich noch mal so in den Zeit-
raum November, Dezember 2018 zurückblicken. 
Sie haben ja da am 4. Dezember 2018, auch we-
nige Tage vor der Auftragsvergabe, an einem so-
genannten Aufklärungs- und Verhandlungsge-
spräch zwischen dem BMVI teilgenommen. Es 
gab ja zwischen dem 22.11. und dem 07.12. eine 
Vielzahl solcher Gespräche. Beispielsweise auf 
der Homepage des BMVI wurden in der Chrono-
logie veröffentlicht fünf solcher Gespräche. Ha-
ben Sie auch an den anderen Gesprächen noch 
teilgenommen, oder inwieweit waren Sie da auch 
hautnah, sage ich mal, involviert? Und können 
Sie uns auch berichten - wie gesagt -: Haben Sie 
daran teilgenommen? Was war Inhalt der ande-
ren Gespräche? Und dann würde ich auch gege-
benenfalls noch mal nachfragen. 

Zeuge Adrian Winderlich: Also, an den Aufklä-
rungs- und Verhandlungsgesprächen, da habe ich 
fast vollumfänglich teilgenommen mit den Bie-
tern, außer das letzte Gespräch. Das müsste sich 
so aus den Protokollen auch ergeben. Da war ich 
nicht mit anwesend. 

Was Sie mit „weiteren Gesprächen“ meinen, gehe 
ich davon aus, die auf der Internetseite des BMVI 
veröffentlich sind, wo sich unter anderem der 
Staatssekretär und auch der Minister getroffen 



Endgültiges Stenografisches Protokoll 19/14

2. Untersuchungsausschuss 

Nur zur dienstlichen Verwendung 

19. Wahlperiode Deutscher Bundestag - Stenografischer Dienst Seite 57 von 122 

haben mit verschiedensten Vertretern. Bei den 
Gesprächen war ich nicht mit bei. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Okay. - Also, 22.11., 
23.11., 26.11., 27.11. und 4. bis 7. Dezember sind 
diese Gespräche aufgeführt in der Chronologie, 
und auf die beziehe ich mich jetzt. 

Zeuge Adrian Winderlich: Meinen Sie diese 
Chronologie, wo die Gespräche - - also zu den 
Aufklärungs- und Verhandlungsgesprächen 
oder - - 

(Der Zeuge hält ein Schrift-
stück hoch) 

Vorsitzender Udo Schiefner: Die auch auf der 
Homepage des Ministeriums steht, ja. 

Zeuge Adrian Winderlich: Okay. Weil da sind 
zwei Listen. Also, an den Aufklärungs- und Ver-
handlungsgesprächen, außer das letzte, habe ich 
alle teilgenommen. Sonstige Gespräche, die ir-
gendwie geführt wurden zwischen dem Staats-
sekretär und dem Minister mit Vertretern, da war 
ich nicht anwesend; da kann ich nichts zu sagen. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Okay. - Und auch 
da noch mal eine Nachfrage: Wenn diese Gesprä-
che stattgefunden haben - und es waren ja in dem 
Sinne auch Nachverhandlungen -, wurden da 
schon mal konkrete Steps gesetzt, wenn man also 
reinging, dass der Vertrag mit einer bestimmten 
Auftragssumme, sage ich mal, den Raum betrat 
und dann schon konkret verhandelt wurde und 
dann der Betrag, der letztlich dann da stand, 
auch schon verringert war, wenn man wieder 
rausging, oder wie muss ich mir das jetzt vorstel-
len? 

Zeuge Adrian Winderlich: Also, im Prinzip sind 
ja die Zahlen, was der Bund beabsichtigt zu ver-
geben, auch in den Haushaltsansätzen veröffent-
licht. Also, jeder Bieter, der sich aufschlauen 
möchte, kann ja auch in den Haushaltsansatz 
schauen und sehen: Was ist der Auftraggeber be-
reit auszugeben? Wo ist seine Grenze? Und wir 
wussten - - Dem Bieter wurde ja auch mitgeteilt, 
dass sein Angebot unwirtschaftlich ist und auch, 

was für ein finanzieller Rahmen vom Bund mög-
lich ist auszuschöpfen. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Ist klar. Wir wuss-
ten natürlich alle den Rahmen, was die Sache 
letztlich kosten darf und wann es denn noch 
wirtschaftlich ist. Mich interessiert einfach, ob in 
den einzelnen Nachverhandlungen oder in den 
Gesprächen konkrete Maßnahmen, auch kosten-
mäßig, erarbeitet wurden, um dann am Ende zu 
sehen: Wir kommen dem Ziel, die ja nun im 
Haushalt verankert waren, der 2 Milliarden im-
mer näher. - Oder wie soll ich mir das vorstellen? 
Also, Sie nehmen etwas raus, 100 Millionen. 
Dann sind Sie mit 3 Milliarden reingekommen 
und gehen am Ende der Verhandlung ja schon 
mit 2,9 Milliarden da raus. Also, das wollte ich 
jetzt mal wissen. Sind da schon konkret auch, 
wenn man so will, Angebotsveränderungen er-
reicht worden, step by step? 

Zeuge Adrian Winderlich: Also, im Prinzip, in 
den Aufklärungs- und Verhandlungsgesprächen 
hat man sich dann über einzelne Positionen un-
terhalten, und die Bieter haben auch dann Ein-
sparungspotenziale dargelegt, also haben auch 
Übersichten gehabt, wo dann draufstand: Wenn 
man jetzt an der und der Stellschraube dreht, ver-
ringert sich unser Angebotspreis um die Zahl X. - 
Das war bekannt. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Okay. - Dann kann 
ich weitergeben an die Kollegin Lühmann. 

Kirsten Lühmann (SPD): Kirsten Lühmann. Ich 
bin hier für meinen Kollegen, auch für die SPD 
da. Ich bin die Obfrau. 

Ich mache mal da weiter, wo mein Kollege aufge-
hört hat. Falls ich irgendwas doppelt - - bitte se-
hen Sie es mir nach. Ich war ja zu Anfang Ihrer 
Vernehmung nicht anwesend. Sagen Sie es ein-
fach, und dann muss ich halt im Protokoll nach-
lesen. Ist mein Fehler dann. 

Es geht also noch mal - - Ich fange an wieder ein 
Stück vorher mit der Risikobewertung. Am 
26. Juni 2018 - das war der Tag, an dem das 
Risiko bei dem GPLG-Treffen - - der in die Ge-
samtrisikoliste aufgenommen wurde - - da lief 
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das von Österreich betriebene Vertragsverlet-
zungsverfahren bereits seit fast einem Jahr. 
Warum wurde dieses Risiko erst zu diesem 
Zeitpunkt in das Gesamtprojektrisiko aufge-
nommen? 

Zeuge Adrian Winderlich: Also, das Risiko 
wurde ja sowieso seinerzeit auch schon seit Ende 
2015 in Risikoworkshops mit besprochen und 
auch in den Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen 
mit berücksichtigt. Ich bin der Meinung, als wir 
auch die Projektmanagementunterstützung von 
Ernst & Young hatten, dass es dort auch in ähn-
licher Weise in Risikolisten geführt wurde. Und 
im GPLG-Bericht dann Mitte 2018 - zum Teil gab 
es halt auch Kurzfassungen für die Leitung - bin 
ich der Meinung, dass es diskutiert wurde, dass 
es natürlich hier auch aufgeführt werden müsste, 
um entsprechend darüber auch im Leitungsbe-
reich zu informieren. 

Kirsten Lühmann (SPD): Sie haben jetzt selber 
Ernst & Young angesprochen. Wir haben natür-
lich festgestellt, dass dieser Wechsel in der Philo-
sophie - will ich es einmal nennen; Sie können 
mir widersprechen - auch mit dem Wechsel in 
der Verantwortlichkeit parallel lief. Also, wäh-
rend der „Ernst & Young“-Zeit wurde dieses 
Risiko nicht aufgenommen. Jedenfalls haben wir 
es in keinem Dokument gefunden, obwohl, wie 
Sie sagen, es besprochen wurde. Das glauben wir 
Ihnen - klar, Sie sind ja zur Wahrheit verpflich-
tet -, aber es steht nirgends. Also kann es - so 
sehe ich das; Sie können mir da wieder wider-
sprechen - ja nicht so wichtig gewesen sein. 
Wenn man etwas bespricht, was dann nachher 
weder im Protokoll noch in irgendeiner Risikobe-
wertung auftaucht, dann kann es ja den Anwe-
senden nicht wichtig genug gewesen sein. 

Das änderte sich plötzlich, komischerweise eben 
auch mit dem Wechsel, und plötzlich ist es mit 
drin und wird auch mit bewertet. Ist das jetzt ein 
dummer Zufall? Ist das jetzt von meiner Ein-
schätzung her völlig falsch? Oder wie erklären 
Sie sich das, dass just auch mit dem Wechsel der 
Verantwortlichkeit in der Risikobewertung dieser 
Punkt plötzlich drinnen war, also augenschein-
lich nicht nur besprochen wurde, sondern auch 

als wichtig erachtet wurde? Oder gab es irgend-
ein anderes Ereignis zwölf Monate nach Verfah-
rensbeginn, dass das rechtfertigt, dass jetzt plötz-
lich dieses Risiko doch aufgenommen wird? 

Zeuge Adrian Winderlich: Also, warum das jetzt 
dann konkret in den GPLG-Bericht aufgenommen 
wurde, genau zu diesem Zeitpunkt, kann ich jetzt 
nicht mehr rekonstruieren. Aber es ist natürlich 
so, dass das immer schon als wichtig erachtet 
wurde, weshalb es ja auch schon seit Ende 2015 
auch immer in den Risikoworkshops bzw. in den 
Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen mit berück-
sichtigt wurde. Man hat es dann hier bloß noch 
mal an anderer Stelle auch in diese Berichtsform 
mit aufgenommen. 

Kirsten Lühmann (SPD): Dann erläutern Sie mir 
doch mal, was das bedeutet. Also, ich habe da 
nicht jeden Tag mit zu tun. Ich stelle das eigent-
lich mir so vor - und ich kenne das auch aus an-
deren Risikoanalysen, jetzt nicht in einem Minis-
terium -: Ich habe ein Risiko. Ich sage: Das ist ein 
Risiko. Dann liste ich das irgendwo unter „ferner 
liefen“ auf und habe das auch nicht weiter in der 
Berechnung mit drin, und plötzlich kommt es 
hoch, oder habe ich es schon immer in der Be-
rechnung drin, konnte aber nie beziffern, wie 
hoch. Denn wir haben hier schon einen Zeugen 
gehabt, da haben wir auch gefragt: Wie hoch war 
denn nun das Risiko? Wie hoch haben Sie es 
denn erachtet? - Klar, es tauchte irgendwo auf, 
unter „ferner liefen“. Aber es ist nirgends zu erse-
hen, dass Sie sich da ernsthaft mit beschäftigt ha-
ben und gesagt haben: Ups! Wenn das eintritt, 
könnte das und das passieren, und das wäre aber 
ein bisschen übel für uns. 

Also, Sie sagen mir jetzt: Wir haben das schon 
immer als wichtig erachtet. - Warum taucht es 
dann nirgends an wichtiger Stelle auf, sondern 
immer nur ohne Bezifferung des Risikos unter 
„ferner liefen“? 

Zeuge Adrian Winderlich: Na ja, es taucht ja 
schon auf in den Wirtschaftlichkeitsuntersuchun-
gen - 

Kirsten Lühmann (SPD): Ja, das habe ich auch ge-
sagt. 
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Zeuge Adrian Winderlich: - und dort ja auch un-
ter dem Punkt 3.7. Und ich hatte vorhin den Kol-
legen auch schon erläutert, - 

Kirsten Lühmann (SPD): Entschuldigung, da war 
ich nicht da. 

Zeuge Adrian Winderlich: -, weil eine Risiko-
matrix hier ausgeführt wurde: Es gibt dort auch 
Risikomatrizen, die noch ausführlicher sind, wo 
dann auch tatsächlich unter dem 3.7 ein Spiegel-
strich zu finden war, der so sinngemäß heißt: 
Entwicklung auch - - oder, ich sage mal, Ent-
scheidung europäischer Gerichte, die eine voll-
umfängliche Erhebung der Maut verhindern. 

Kirsten Lühmann (SPD): Genau. 

Zeuge Adrian Winderlich: Und da war es dann 
tatsächlich als Spiegelstrich so geführt. Das heißt, 
es ist nicht irgendwo unter den Tisch gefallen. Es 
wurde dann dort auch besprochen, entsprechend 
eingestuft in den Risikoworkshops und später 
dann natürlich, gerade weil es ein wichtiges 
Risiko war, auch noch mal in die GPLG-Berichte 
mit überführt. 

Und ich sage mal: Die Leitung, insbesondere 
auch der Dr. Schulz, war sich ja die - - Er kannte 
ja das laufende Verfahren auch. Er war ja auch 
selber mit beteiligt am Verfahren. Er ist ja auch 
im Dezember 2018 selbst zur mündlichen Ver-
handlung mitgefahren. Also, das war schon be-
kannt. Und wir haben es da, wo es noch mal - - 
insbesondere in diesem GPLG-Bericht, auch noch 
mal an prominente Stelle dann gehoben. Aber es 
wurde im Vorfeld schon immer in den Risiko-
workshops, in den Wirtschaftlichkeitsbetrach-
tungen, die ja sehr wichtig sind, weil sie ja eine 
Abgrenzung treffen - mache ich nun ein Betrei-
bermodell oder ein Staatsmodell? - - dort haben 
wir sie schon immer geführt, auch unter dem 
Risiko 3.7. 

Kirsten Lühmann (SPD): Das haben wir nun im-
mer gehört, dass es unter dem Risiko 3.7 bespro-
chen wurde. Wir haben es halt nur nicht expres-
sis verbis gefunden, wie, mit welchen Argumen-
ten es diskutiert wurde. Da haben Sie gesagt: 

„Das ist passiert“, aber es ist halt nirgends darge-
legt. 

Jetzt haben Sie selber gesagt: Und dann haben 
wir uns aber entschieden, es an prominenterer 
Stelle aufzuschreiben. Und das war ja meine 
Frage vor zwei, drei, vier Minuten: Warum haben 
Sie sich entschieden, wenn Sie das schon immer 
diskutiert haben, jetzt es an prominenterer Stelle 
aufzu- - Es muss ja einen Grund gehabt haben. 
Also, wenn ich über ein Thema mehrere Monate 
diskutiere und immer sage: „Na ja, das diskutie-
ren wir, aber das schreibe ich mal nicht direkt 
auf“, und plötzlich sage ich: „So, nee, jetzt muss 
ich das aber an prominenterer Stelle anbringen“, 
da muss doch irgendwas passiert sein. Sonst hät-
ten Sie es doch auch schon drei Monate früher 
machen können. 

Zeuge Adrian Winderlich: Ich kann mir das jetzt 
im Nachgang bloß noch damit erklären, dass wir 
ja Ende 2017 bzw. Anfang 2018 die PD ja mit an 
Bord geholt hatten als Projektmanagementunter-
stützung und die Kollegen sich ja entsprechend 
auch erst mal einarbeiten mussten, was sicher-
lich ein bisschen Zeit beansprucht, und wir dann 
ja auch diese GPLG-Berichte erst in der Form auf-
gesetzt haben. Und ich kann mir vorstellen, dass 
in dem Zusammenhang Berichte erstellt wurden 
und man dann - - Bis Mitte 2018 hat man sich 
entschieden natürlich: „Wir nehmen hier Risiko-
bericht mit auf - - dass es dann dazu gekommen 
ist, dass dort mit aufzunehmen, einfach weil es 
so ein wichtiges Risiko mit ist. Aber die Berichte 
sind ja erst dann - - Anfang 2018 kam man erst da 
rein, diese Berichte dann wieder mit zu erstellen. 
Nur so kann ich es mir jetzt erklären respektiv. 

Kirsten Lühmann (SPD): Also, könnte es sein, 
dass es tatsächlich mit dem Wechsel, weil ja zu-
erst Ernst & Young war, später Partnerschaft 
Deutschland war beauftragt, das Konzept des 
Risikomanagements zu machen - -  dass es 
durchaus mit dem Wechsel zu tun hat? 

Zeuge Adrian Winderlich: Ernst & Young - 
müsste ich schauen, wie sie überhaupt noch in 
2017 tatsächlich tätig waren. Wir hatten vorhin 
mit Ihren Kollegen schon besprochen, dass es ja 
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da eine Interessenkollision gab und auch im Prin-
zip der Vertrag ja aufgehoben wurde. Müsste 
ich - - Kann ich jetzt ad hoc nicht mehr sagen, ob 
die in 2017 überhaupt noch Leistungen erbracht 
haben für uns und tatsächlich das halt dann 
wirklich der ausschlaggebende Punkt war. Wir 
haben jetzt die PD mit aufgenommen und haben 
jetzt angefangen, dann auch das Risiko in diesen 
Berichten mitzuführen. 

Kirsten Lühmann (SPD): Danke. - Spekulieren 
sollen Sie nicht. Insofern völlig korrekt, dass Sie 
sagen, können Sie so nicht sagen. 

Noch eine letzte Frage zum Thema Risikomana-
gement. Im Rahmen der Wirtschaftlichkeitsunter-
suchungen spielte das Thema Risikobewertung 
auch eine Rolle. Und es gab diesen Bereich Risi-
komanagement im Rahmen des Projektmanage-
ments. Nun ist - - Bei dem Projektmanagement 
und bei der Wirtschaftlichkeitsuntersuchung ha-
ben Sie sich - also „Sie“, Ministerium - von ver-
schiedenen Beratern beraten lassen. Sie sind von 
verschiedenen Beratern unterstützt worden. 
Kann das nicht gerade bei dieser - - also, bei an-
deren Fragen auch, aber insbesondere bei dieser 
Frage des Risikomanagements, dass man da un-
terschiedlich mit umgegangen ist? 

Zeuge Adrian Winderlich: Das ist natürlich ein 
Feld, auf dem man sich natürlich vortrefflich 
streiten kann. Und gerade deswegen haben wir 
uns ja für die Risikoworkshops dann auch diesen 
externen Sachverstand mit zugenommen, dass es 
diskutiert wird auf breiter Fläche, auch von Juris-
ten, Wirtschaft und Technikern: Wie wird es ein-
geschätzt? Und im Endeffekt, im Ergebnis der 
Diskussion ist es dann mit diesen 15 Prozent und 
dieser Einstufungswahrscheinlichkeit niedrig in 
den Risikolisten bzw. in der Risikobewertung für 
die Wirtschaftlichkeitsuntersuchung mit aufge-
nommen worden. Das war quasi das Ergebnis der 
Expertendiskussion an der Stelle. 

Kirsten Lühmann (SPD): Wie muss ich mir das 
vorstellen? Also, ich habe es mir immer so vorge-
stellt: Auf der einen Seite habe ich das Projekt-
management, und auf der anderen Seite habe ich 
die Wirtschaftlichkeitsberechnung. Gab es da 
einen Wissens- oder einen Bewertungstransfer? 

Sie sagen jetzt: Deswegen haben ja die Experten 
den Risikoworkshop gemacht. - Muss ich mir das 
so vorstellen, dass aus den beiden Bereichen 
Leute gemeinsam in dem Risikoworkshop saßen 
und dann die wieder auseinandergingen und für 
ihre jeweiligen Bereiche diese Risikobewertung 
dann hatten, oder war das doch eher getrennt? 
Also, meine Frage ist: Zwischen den beiden Be-
reichen Projektmanagement und Wirtschaftlich-
keitsuntersuchung, wo gab es da eine Korrela-
tion? Wer hat da wen beeinflusst - oder über-
haupt niemand? 

Zeuge Adrian Winderlich: Also, wo die Schnitt-
menge lag - - Also, das Projektmanagement hat 
natürlich diese - oder wir dann auch in der Pro-
jektorganisation - Risikoworkshops einberufen 
und haben entsprechend auch den Teilnehmer-
kreis so gewählt, dass wir aus jedem Fachbereich 
die Experten mit dazunehmen, dass es dann be-
wertet werden kann, dass man dann sich in einer 
großen Gruppe trifft und möglichst viele Meinun-
gen dazu ausgetauscht werden, dass man auch 
ein fundiertes Ergebnis dazu findet. Und so ist 
das dann in diesen Gruppen besprochen worden. 
Und danach geht man halt nach so einem Work-
shop dann wieder auseinander. 

Kirsten Lühmann (SPD): Es war aber nicht so, 
dass der eine Bereich den anderen dominiert hat 
oder Vorgaben gemacht hat, in welche Richtung 
das zu gehen hat, oder von dem eigenen Blick-
winkel das Ganze dominiert hat? 

Zeuge Adrian Winderlich: Also, das waren mei-
nes Erachtens immer konstruktive und gleichbe-
rechtigte Gespräche. 

Kirsten Lühmann (SPD): Danke. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Vielen Dank. - Dann 
kommen wir jetzt zur FDP. 

Oliver Luksic (FDP): Vielen Dank, Herr Vorsit-
zender. - Herr Winderlich, Sie haben eben auf die 
Frage des Vorsitzenden Schiefner zu den Aufklä-
rungsgesprächen gesagt, dass Sie von den sieben 
Aufklärungsgesprächen, die auf der Webseite des 
BMVI nachzulesen sind, bei sechs anwesend wa-
ren. Haben Sie sonst bei anderen Gesprächen mit 
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den Verhandlungspartnern in irgendeiner Form 
teilgenommen, oder bleiben Sie bei der Aussage, 
dass Sie nur bei diesen sechs Gesprächen betei-
ligt waren? 

Zeuge Adrian Winderlich: Also, ich habe natür-
lich auch an den Verhandlungsgesprächen An-
fang 2018 teilgenommen, wo die Bieter ja auch 
mit bei waren, dann die Aufklärungs- und Ver-
handlungsgespräche dort auch noch mal. Aber 
wenn Sie auch auf diese Gespräche mit dem 
Minister oder dem Staatssekretär Dr. Schulz noch 
mal drauf abzielen: An den Gesprächen war ich 
nicht mit bei. 

Oliver Luksic (FDP): Meine Frage zielt ab auf 
diese sieben Verhandlungsgespräche. Gab es da 
zwischendrin also keinerlei Gespräche, an denen 
Sie beteiligt waren? 

Zeuge Adrian Winderlich: An Gesprächen - -  

Oliver Luksic (FDP): Neben den sieben Termi-
nen, die Sie auch vorliegen haben. 

Zeuge Adrian Winderlich: Wenn es andere Ge-
spräche mit Bietern gab, war ich da nicht daran 
beteiligt. 

Oliver Luksic (FDP): Herr Vorsitzender, dann 
würde ich gern fürs Protokoll vermerken, dass 
mir diese Aussage nicht richtig erscheint mit Ver-
weis auf die MAT A BMVI-6/14-18, Blatt 475. Da 
gibt es einen Telefonvermerk. Das heißt, zwi-
schen den Verhandlungsgesprächen gab es Tele-
fongespräche, und an denen hat nachweislich der 
eben genannten Nummer auch der Zeuge Win-
derlich teilgenommen. Es gibt da einen Vermerk, 
wo er draufsteht. Und er hat das jetzt weder auf 
Ihre noch auf meine Frage gesagt, und das halte 
ich für problematisch. 

Zeuge Adrian Winderlich: Entschuldigung, da 
haben Sie natürlich recht. Es gab noch ein Tele-
fongespräch, was aber auch vermerkt wurde, pro-
tokolliert wurde von den Kollegen von der Ser-
vicestelle Vergabe. Die waren da auch mit bei. 
Das hatte ich jetzt unter die anderen Gespräche 
tatsächlich leider nicht mit gefasst. Das ist in der 
Tat richtig. Es gab dort noch ein Telefongespräch, 

ein kurzes, wo sich auch über Bieterfragen ausge-
tauscht wurde. 

Oliver Luksic (FDP): Gab es sonst keine weiteren 
Gespräche, an denen Sie in irgendeiner Form be-
teiligt waren? 

Zeuge Adrian Winderlich: Meines Erachtens gab 
es kein weiteres Telefongespräch, und sonst die 
anderen sieben genannten, die Sie auch schon 
aufgeführt haben, in der Tat, ja. 

Oliver Luksic (FDP): Sie haben eben ausgeführt, 
dass Sie Notizen gemacht haben. Können Sie aus-
schließen, dass diese Notizen - sei es zu dem Te-
lefonat oder zu den anderen sechs Gesprächen - 
irgendjemand außer Ihnen gesehen hat? Dienten 
die auch Kollegen von Ihnen als Vorlage, oder 
haben einfach nur Sie für sich Notizen gemacht 
und hat die sonst niemand im Haus zu sehen be-
kommen? 

Zeuge Adrian Winderlich: Also, das waren 
meine handschriftlichen Notizen. Ich bezweifle 
auch, wenn einer die auf meinem Tisch liegen 
gesehen hat, dass er das entziffern konnte. Das 
waren ausschließlich Aufzeichnungen für mich. 

Oliver Luksic (FDP): Und zu diesen sieben ge-
nannten Verhandlungsprotokollen - - Ich möchte 
da noch mal drauf insistieren. Sie wollen also 
ausschließen, dass es abseits dieser dünnen Pro-
tokolle in Ihrem Haus in irgendeiner Form Ver-
merke gibt? Oder sind Ihnen Vermerke auch von 
anderen der Beteiligten, zum Beispiel Herr Moli-
tor, Frau Schmidt, Herr Mayer, Frau Hieck-
mann - - Es waren ja noch eine Reihe anderer 
Ihrer Kollegen beteiligt. Sind Ihnen dazu - - 
Haben Sie dazu andere Vermerke, Notizen, 
Schriftstücke jemals gesehen, oder kennen Sie 
dazu, außer den uns vorliegenden Protokollen, 
kein anderes Schriftstück? 

Zeuge Adrian Winderlich: Also, wie gesagt: 
Meine eigenen Notizen kenne ich. Dass Kollegen 
sich sicherlich auch Notizen nebenbei mal ge-
macht haben, halte ich für sehr wahrscheinlich. 

Oliver Luksic (FDP): Haben Sie das mal gesehen, 
dass Notizen gemacht wurden, oder können Sie 
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ausschließen, dass - - oder können Sie sagen: „Es 
werden auf gar keinen Fall Notizen gemacht“? 

Zeuge Adrian Winderlich: Ich bin der Meinung, 
dass zum Beispiel der Herr Kunze, der ja auch an 
dem Verhandlungsgespräch mit bei war, sich 
auch mal handschriftliche Notizen gemacht hat. 
Wir haben uns dazu dann aber nicht uns die ge-
genseitig noch mal zugesteckt. Man hat sich viel-
leicht dann gerade in diesen Pausen in den Be-
sprechungen dazu noch mal ausgetauscht: Das 
wurde gerade gesagt. Entspricht das dem, was ich 
auch gehört habe? - Aber darüber hinausgehend 
für andere Personen kann ich da nicht sprechen. 

Oliver Luksic (FDP): Aber auf welcher Grundlage 
wurden denn - - Sie haben ja auch - - Wir sehen 
es ja auch in dem Telefonvermerk. Der Vertrag 
wurde ja auch geändert. Da werden Sie mir doch 
nicht jetzt sagen wollen, dass ohne jegliche Wei-
terführung der schriftlichen Notizen an dem Ver-
trag zum Beispiel weiter gearbeitet werden 
konnte. Dazu muss es doch irgendwelche weite-
ren schriftlichen Dokumente geben. Das wird ja 
nicht anhand dieser relativ dünnen Gesprächsno-
tizen der Fall gewesen sein, zumal es ja um sehr 
rechtlich komplexe Fragen ging, 1 Milliarde 
Euro, Zahlstellen, Dynamisierung der Vergütung. 
Da wollen Sie ausschließen, dass es dazu weitere 
schriftliche Notizen, Vermerke, Schriftstücke in 
Ihrem Haus gibt? 

Zeuge Adrian Winderlich: Also, ich müsste da 
auch - -  

Oliver Luksic (FDP): Sie haben auch nie irgend-
was dazu gesehen? 

Zeuge Adrian Winderlich: Ich müsste dazu auch 
auf die Vergabestelle verweisen. Die Bieter hatten 
ja in den Aufklärungs- und Verhandlungsgesprä-
chen zum Teil auch Dokumente an die Wand ge-
worfen. Die sind meines Erachtens auch der 
Vergabestelle zur Verfügung gestellt worden. Die 
müssten dann in der Vergabeakte tatsächlich ent-
halten sein. Und ansonsten haben natürlich un-
sere Berater ja auch die Vertragsunterlagen dann 
weiter fortgeschrieben, also, sei es nun der Ver-
trag über die Leistungsbeschreibung und - -  

Oliver Luksic (FDP): Und auf welcher Grundlage 
haben die das gemacht? Die müssen doch dazu 
auch irgendwelche Notizen haben. 

Zeuge Adrian Winderlich: Die haben ja auch teil-
genommen an den Verhandlungsgesprächen. 
Und ich würde auch nicht ausschließen, dass die 
sich auch handschriftliche Notizen gemacht ha-
ben natürlich. 

Oliver Luksic (FDP): Haben Sie mit Ihren Kolle-
gen Kunze, Frau Hieckmann oder Herrn Mayer 
dienstlich oder privat sich über den Vergabepro-
zess ausgetauscht? Sind Ihnen dazu von den eben 
drei genannten Kollegen Bedenken bekannt, die 
Ihnen mal mitgeteilt wurden? Und ich möchte 
auch bitte drauf hinweisen, dass meiner Meinung 
nach die Frage auch beantwortet werden muss. 
Also, wollen Sie ausschließen, dass die Kollegen 
Mayer, Hieckmann oder Kunze in irgendeiner 
Form - mündlich, ob dienstlich oder privat - an 
irgendeiner Stelle hierzu Bedenken geäußert ha-
ben? Das würde ich nämlich für äußerst unwahr-
scheinlich erachten. Und ich bin relativ sicher - 
wir haben das ja auch von Herrn Kunze gehört -, 
dass es Bedenken gab. Deswegen meine Bitte, die 
Frage vollumfänglich und wahrheitsgemäß zu be-
antworten. 

Zeuge Adrian Winderlich: Also, um Frau Hieck-
mann würde ich vielleicht mal eine Klammer set-
zen, da diese bloß ein Gespräch meines Erachtens 
mit begleitet hat und ansonsten an den Gesprä-
chen nicht weiter beteiligt war. Ansonsten wer-
den natürlich diese Verhandlungen auch kritisch 
mit geprüft: Was wird dort verhandelt? Ist das 
auch vergaberechtskonform? Und meines Erach-
tens hat sich auch der Herr Mayer, der ja die 
Vergabestelle da mit geleitet hat zu der Zeit auch, 
kritisch auseinandergesetzt, das geprüft, auch zu-
sammen mit den rechtlichen Beratern, ob das al-
les so vergaberechtskonform ist, und das auch 
niedergeschrieben. 

Oliver Luksic (FDP): Hat er Ihnen gegenüber je-
mals Zweifel geäußert, dass dies rechtskonform 
ist, oder hat er solche Zweifel niemals geäußert? 

Zeuge Adrian Winderlich: Er hat das geprüft im 
Rahmen seiner Zuständigkeit. Inwieweit er da 
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selbstständig zu Zweifel hatte, kann ich nicht be-
urteilen. 

Oliver Luksic (FDP): Hat er Ihnen gegenüber im-
mer gesagt: „Alles ist rechtskonform und pro-
blemlos“, oder hat er Ihnen gegenüber auch mal 
explizit gesagt, dass er an verschiedenen Punk-
ten - Mindestanforderungen, Haushaltsrecht - 
rechtliche Probleme sieht? 

Zeuge Adrian Winderlich: Er hat geäußert, 
dass - - wenn wir diese Gespräche natürlich füh-
ren, muss das vergaberechtskonform sein, und 
das muss auch die Prüfung natürlich dann mit 
ergeben und auch die Vergabeakte widerspiegeln. 
Ansonsten habe ich dazu keine Erkenntnisse, in-
wieweit er sich da noch zu geäußert haben sollte. 

Oliver Luksic (FDP): Also, Ihnen gegenüber hat 
er sich sonst in keiner Form eingelassen? 

Zeuge Adrian Winderlich: Wäre mir nicht be-
kannt. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Gut. Danke schön. - 
Dann kommen wir zum Kollegen Lutze. 

Thomas Lutze (DIE LINKE): Ja, vielen Dank. - Am 
18.12.2018 ist Ihr Vermerk über die Zuschlagser-
teilung an Paspagon, das zweite finale Angebot, 
an Servicestelle Vergabe - Z 30 -, enthalten im 
Bundesrechnungshof sowie in MAT A BMVI-
1/1_A07, Blatt 75 bis 78. Meine Frage dazu: Sie 
vertraten selbst die Meinung, man müsse das 
einzige Angebot annehmen, auch wenn es 
schlecht und risikobehaftet war. Oder sahen Sie 
sich einem wie auch immer gearteten Druck 
seitens Dritter ausgesetzt? 

Zeuge Adrian Winderlich: Können Sie konkreti-
sieren, was Sie mit „seitens Dritter“ meinen? 

Thomas Lutze (DIE LINKE): Ja, dass irgend-
welche Teilnehmer, Verhandlungsteilnehmer, 
Arbeitskollegen oder übergeordnete Dienststel-
len, Vorgesetzte mit Ihnen da gesprochen haben. 

Zeuge Adrian Winderlich: Also, wir haben die 
Aufklärungs- und Verhandlungsgespräche durch-

geführt, und in dem Zusammenhang war zu eru-
ieren, ob man ein wirtschaftliches Angebot erhal-
ten könnte oder nicht. Etwaiger Druck von ande-
ren, vonseiten Dritter ist mir nicht bekannt, nein. 

Thomas Lutze (DIE LINKE): Bezogen auf die rote 
Lampe - - 

Vorsitzender Udo Schiefner: Also, es braucht 
keiner jetzt unruhig werden. Wir haben noch ein 
bisschen Zeit. Die namentliche Abstimmung ist 
laut App um 16.50 Uhr, und wir haben 60 Minu-
ten Zeit. Also können wir das hier noch in Ruhe 
zu Ende bringen und dann unterbrechen. 

Thomas Lutze (DIE LINKE): Gut. Alles klar. - 
Dann wäre meine weitergehende Frage: Mit wem 
haben Sie sich vorher über die Zuschlagsfähig-
keit ins Benehmen gesetzt? 

Zeuge Adrian Winderlich: Im Prinzip ergibt sich 
ja dann - - Wenn das finale Angebot eingeht, wird 
es ja auch noch mal geprüft, ob es tatsächlich zu-
schlagsfähig ist. Und dann wird ja auch geprüft: 
Erfüllt es formelle Kriterien? Erfüllt es - - Also, 
zum Beispiel: Sind die Mindestanforderungen er-
füllt und ähnliche Sachen? Das wird ja auch von 
den Beratern mit geprüft, oder von unseren Bera-
tern wurde das mit geprüft. 

Und in der Gesamtschau ist man ja in einem Ge-
neralvermerk auch dazu gekommen, den ich 
auch unterzeichnet habe, dass gegen eine Zu-
schlagserteilung nichts spricht, sondern da tat-
sächlich ein Angebot eingegangen ist, was bezu-
schlagt werden kann. Und diese Informationen 
haben wir dann auch an die Leitungsebene ge-
spielt, an das Haus, und haben gesagt: Es liegt ein 
zuschlagsfähiges Angebot vor. - Und dass es dann 
bezuschlagt werden sollte, hat die Leitungsebene 
getroffen, die Entscheidung. 

Thomas Lutze (DIE LINKE): Okay. - Wer hätte 
denn außer Paspagon ein zweites finales Angebot 
aus Ihrer Sicht abgeben können? Es wurde ja 
auch niemals eins angefordert. 

Zeuge Adrian Winderlich: Das ist für mich eine 
spekulative Frage, da kein anderer Bieter ein An-
gebot abgegeben hat. 
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Thomas Lutze (DIE LINKE): Okay. - Die angebo-
tene Summe von 1,932 usw. Milliarden Euro lag - 
wir hatten das vorhin schon mal anderer Stelle - 
circa 1 Milliarde Euro unter dem ersten finalen 
Angebot und entsprach fast genau dem vorab an 
den Bieter übermittelten Haushaltsrahmen. Der 
Bieter wusste, wie hoch er gehen konnte. Er hatte 
die Zahlen über den finanziellen Effekt der Ein-
beziehung von Toll Collect und der anderen Leis-
tungsänderungen ermittelt. Und wie kamen diese 
denn jetzt zu dem Bieterkonsortium? Also, wie 
muss man sich das vorstellen aus Ihrer Sicht, 
dass diejenigen, die direkt dran beteiligt waren, 
im Prinzip eins zu eins wussten, was sie auf-
schreiben mussten? Wie kann man sich das jetzt 
vorstellen? Wie läuft das in der Realität ab? 

Zeuge Adrian Winderlich: Also, im Prinzip hat 
der Bieter ja seine Kalkulationshoheit über sein 
Angebot. Und es ergibt sich ja im Prinzip auch 
aus den Gesprächen, die man dann miteinander 
führt, die Aufklärungs- und Verhandlungsgesprä-
che: Welche Punkte können in den Vergabeunter-
lagen noch angepasst werden? Was für Änderun-
gen können vorgenommen werden? Das findet 
dann Eingang in die finalen Vergabeunterlagen, 
auf die der Bieter ja wieder sein Angebot abgibt. 
Und entsprechend kann er dann auch das für 
sich einkalkulieren. Also, er bestimmt ja selber, 
was er an Leistungen anbietet und welche Preise 
er dafür aufruft. 

Thomas Lutze (DIE LINKE): Wie bewerten Sie 
denn, dass es sich um eine sehr hohe Spanne 
handelt? Ich meine, wenn ich jetzt bei einem an-
deren Projekt von 50 Milliarden auf 49 Milliar-
den - - Das ist auch 1 Milliarde. Aber der Anteil 
ist da nur 2 Prozent. Aber wenn ich von 3 Milli-
arden auf 2 Milliarden runtergehe, dann ist das 
ein Drittel des Volumens. Ist das mal irgendwie 
auch bei Ihnen besprochen worden, oder wie 
wird denn so ein Sprung bewertet? Das ist jetzt 
nicht irgendwie: „Wir sparen mal 10 Prozent ein 
oder 5 Prozent“, sondern da geht es ja richtig an 
die Substanz. 

Zeuge Adrian Winderlich: Das ist natürlich eine 
Ausnahme, 1 Milliarde. Aber das ist auch verga-
berechtlich in die Bewertung mit eingeflossen, in 
die Vergabevermerke, dass natürlich das Angebot 

so weit geschrumpft ist, aber dass das vergabe-
rechtlich auch nicht zu beanstanden ist. Das geht 
meines Erachtens aus den Vergabevermerken 
auch hervor. Das ist also eine vergaberechtliche 
Prüfung: Inwieweit hat so was auch Auswirkun-
gen? 

Thomas Lutze (DIE LINKE): Also, ich versuche 
das mal als Laie. Also, für meine Begriffe stellt 
sich für mich im Prinzip die Frage: Kann denn 
unter diesen geänderten Rahmenbedingungen 
überhaupt noch dieses Projekt erfolgreich fortge-
setzt werden? Ich weiß, es gab zwei, drei Fakto-
ren, die von außen wirkten. Aber mich würde das 
wirklich mal interessieren: Gab es da nicht ir-
gendwann Zweifel auch bei Ihnen, ob man dieses 
Projekt unter der Voraussetzung, dass rund ein 
Drittel des finanziellen Rahmens abgespeckt 
wurde - - das überhaupt realistisch durchführbar 
ist? 

Zeuge Adrian Winderlich: War ja im Prinzip aus 
den - - Die Angebotsunterlagen wurden ja noch 
mal geprüft. Und der Bieter hat ja auch alle Min-
destanforderungen erfüllt meines Erachtens bzw. 
hat er sich ja mit der Angebotsabgabe auch ver-
pflichtet, dieses Angebot, so wie dargelegt - - 
oder im Prinzip das System so aufzubauen. Und 
von daher dementsprechend bin ich davon aus-
gegangen, dass die Infrastrukturabgabe so natür-
lich erhoben werden kann. 

Thomas Lutze (DIE LINKE): Eine letzte ganz 
kurze Frage: Das KBA, Kraftfahrt-Bundesamt, hat 
dann in einer E-Mail vom 19.11.18 bekundet, die 
Prüfung des eingegangenen Angebotes von 
Paspagon nicht selbst vornehmen zu können. 
Wer hat die Teile der Verfahrensregelungen, die 
das KBA betrafen, geprüft und für zuschlagsfähig 
befunden? 

Zeuge Adrian Winderlich: Die E-Mail ist mir 
nicht bekannt. Kann ich die vielleicht noch mal 
sehen, bzw. gab es da auch eine Antwort drauf? 
War das auch in den Unterlagen mit enthalten 
zufällig? Weil mir die jetzt nicht mehr präsent ist, 
ganz einfach zum Hintergrund. 
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Thomas Lutze (DIE LINKE): Das muss ich dann 
gern noch mal nachliefern. Also, das liefere ich 
nach. 

Zeuge Adrian Winderlich: Also, im Prinzip wa-
ren ja auch das KBA sowie unsere Berater immer 
mit an den Arbeitsgruppenbesprechungen betei-
ligt, wo wir auch die Grundzüge des Systems be-
kannt gegeben haben. Und diese technische Prü-
fung haben dann im Prinzip unsere wirtschaft-
lich-technischen Berater, was wir vorhin hatten, 
Los 2 - - haben das dann mit geprüft, dass das 
Angebot die formalen Kriterien da erfüllt. Das 
müsste auch in der Vergabeakte mit drin sein, 
dass die technischen Anforderungen erfüllt wer-
den -  

Thomas Lutze (DIE LINKE): Gut. Danke. 

Zeuge Adrian Winderlich: - oder die Mindestan-
forderungen. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Danke schön. - 
Dann hat jetzt der Kollege Kühn das Wort. 

Stephan Kühn (Dresden) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Ja, ich knüpfe noch mal an an die Fra-
gen, die der Kollege Luksic und auch Lutze ge-
stellt haben. Ich fange mit Herrn Lutze an. Ich 
habe das jetzt so verstanden, dass insbesondere 
dem Bieter Paspagon bekannt war, dass der haus-
haltsrechtliche Rahmen für die Erhebung der 
Maut 2 Milliarden ist. Das war ihm vor Abgabe 
des finalen Angebots bekannt; so habe ich das 
verstanden. Ist das zutreffend? 

Zeuge Adrian Winderlich: Wenn er in den Haus-
haltsansatz entsprechend reinguckt, kann ihm 
das bekannt sein. Es ist ja extra ausgewiesen, 
dass für einen Titel 2,08 Milliarden Euro zur Ver-
fügung stehen, für die Erhebung der Infrastruk-
turabgabe. 

Stephan Kühn (Dresden) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Ist das - - Haben Sie Kenntnis oder 
waren Sie beteiligt an Gesprächen oder Informa-
tionen, dass dem Bieter oder den Bietern explizit 
noch mal der Hinweis erteilt wurde: „Liebe 
Leute, das ist der Haushaltsrahmen“, oder ist das 
jetzt sozusagen Ihre Interpretation, dass eventuell 

der Paspagon-Mann in den Bundeshaushalt ge-
guckt hat? Also, ist es explizit erwähnt worden, 
ja oder nein? 

Zeuge Adrian Winderlich: Ich bin mir nicht ganz 
sicher, ob das tatsächlich im Rahmen der Ver-
handlungen noch mal angesprochen wurde, wel-
cher tatsächliche preisliche Rahmen vorliegt, um 
ein wirtschaftliches Angebot zu erzielen. Ich 
weiß nicht, ob die Kollegen dazu sich - - ob da 
E-Mail-Verläufe geflossen sind, das kann ich 
Ihnen leider nicht sagen. 

Stephan Kühn (Dresden) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Also, das ist ja ein nicht unwesent-
licher Aspekt. Also, Sie sind sich nicht sicher, 
dass die Frage des möglichen Vergütungsrah-
mens im Vorfeld des finalen Angebotes themati-
siert wurde, gegenüber Paspagon insbesondere? 

Zeuge Adrian Winderlich: Ich bin mir nicht si-
cher, ob es tatsächlich angesprochen wurde. Es 
kann gut sein, aber ich kann mich jetzt nicht ex-
plizit daran erinnern. Das ist das Problem. 

Stephan Kühn (Dresden) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Um an Herrn Lutze anzuknüpfen: Ich 
wüsste nämlich nicht, was der Sinn sein soll 
sozusagen, ein finales Angebot abzugeben in 
Höhe von 3 Milliarden, wenn man weiß: Nur 
2 Milliarden sozusagen ist der Verfügungsrah-
men. - Das ist für mich nicht plausibel. Und das 
ist natürlich eine Frage, die uns hier im Untersu-
chungsausschuss beschäftigt. Und da würde ich 
Sie schon noch mal fragen, ob Sie dazu eine Ein-
schätzung haben. Darum ist diese Frage, ob das 
dem Bieter oder dem Konsortium bekannt war, 
natürlich erheblich. 

Zeuge Adrian Winderlich: Also, ich sage mal: Es 
kann ihm bekannt sein aus den Haushaltsansät-
zen. Andererseits ist es natürlich so: Wenn der 
Bieter jetzt einen Cent über dieser Verpflich-
tungsermächtigung gelegen hätte, hätte man es 
nicht bezuschlagen können, weil einfach genau 
ein Cent fehlte. Von daher kann es tatsächlich gut 
sein, dass es auch in den Aufklärungs- und Ver-
handlungsgesprächen mit thematisiert wurde, 
was für ein finanzieller Rahmen vorliegt, um das 
Angebot zu bezuschlagen. 
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Stephan Kühn (Dresden) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Aber ich denke, an diesen Gesprächen 
waren Sie doch beteiligt. 

Zeuge Adrian Winderlich: Ich war daran auch 
beteiligt. Aber Sie müssen auch mit berücksichti-
gen: Das war im Dezember 2018. Und an das ge-
sprochene Wort kann ich mich dort nicht mehr 
erinnern. Ich kann auch bloß die Protokolle mir 
mit anschauen und versuchen, da noch Informa-
tionen rauszuziehen. Aber das liegt halt schon so 
lange zurück, dass ich da keine konkrete Erinne-
rung mehr dran habe. 

Stephan Kühn (Dresden) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Okay. - Ich hatte Sie ja auch vorhin 
gefragt zu den Ministervorlagen, Leitungsvorla-
gen. Sie haben gesagt, ja, Sie haben dann, als das 
finale Angebot - wo es ja dann klar war: es ist nur 
das erste finale Angebot - - eine Vorlage gemacht, 
wo Sie die Option einer Üpl. ins Gespräch ge-
bracht haben oder zumindest - - Mich würde in-
teressieren, wie diese Option diskutiert wurde 
und wer sie warum verworfen hat, weil sie ist ja 
dann nicht fortgeführt worden, obwohl offen-
sichtlich ja schon eine Kommunikation mit dem 
BMF diesbezüglich stattgefunden hat. 

Zeuge Adrian Winderlich: Also, inwieweit - - 
Auf diese Leitungsvorlage haben wir bloß reinge-
schrieben, dass wir es auf Arbeitsebene vorberei-
ten würden, eine üpl. VE, und diese auch noch 
abhängig ist von den weiteren Aufklärungs- und 
Verhandlungsgesprächen, weil man damit ja the-
oretisch auch die Höhe bestimmt, was ich an-
melde an üpl. VE. Und in der Leitungsvorlage 
war meines Erachtens auch darauf verwiesen, 
dass man erst mal dieses Gespräch jetzt führen 
wird, um weiter zu eruieren, wie man vorgeht 
mit der üpl. VE. Und das hat sich ja dann im 
Endeffekt gezeigt. Weil man das Angebot ja bezu-
schlagen konnte, war eine üpl. VE nicht mehr 
notwendig einzureichen. 

Stephan Kühn (Dresden) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Na, hat Sie jemand explizit - - Also, 
war das BMF zu diesem Zeitpunkt einbezogen, in 
Ihre Überlegungen auf Fachebene sozusagen, eine 
Üpl. zu erwägen? Weil das kann man ja ohne das 
BMF nicht machen. 

Zeuge Adrian Winderlich: Also, wir hätten es auf 
Fachebene - - Da wir ja eine Üpl. dann vorbereitet 
hätten, hätten wir es an unsere Haushälter gege-
ben, weil die sind das koordinierende Referat, 
bzw. den Ansprechpartner fürs BMF und hätten 
es dann über unsere Kollegen vom Haushalt ans 
BMF herangetragen. Das ist - - 

Stephan Kühn (Dresden) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Aber diese Überlegung ist sozusagen 
nie bis zum BMF gedrungen, wenn ich das so 
richtig verstehe? 

Zeuge Adrian Winderlich: Meines Erachtens ist 
das dort nicht diskutiert worden. 

Stephan Kühn (Dresden) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Und wer hat entschieden, dass man 
sozusagen den Weg einer Üpl. nicht geht, 
sondern den Weg eines - - ja, der 
Aufklärungsgespräche - - also bewusst 
entschieden worden? 

Zeuge Adrian Winderlich: Wir hatten ja die Lei-
tungsvorlage geschrieben, und aus der hat sich 
ergeben, dass wir es erst mal vorbereiten würden. 
Und es hatte sich ja dann kein Bedarf mehr erge-
ben, das noch weiter fortzuführen, weil man ja 
ein zuschlagsfähiges Angebot erhalten hatte. Und 
das andere wurde von der Hausleitung - - Das 
war ja eine Staatssekretärsvorlage, bin ich der 
Meinung. Das hat Herr Dr. Schulz abgezeichnet, 
dass wir erst mal so vorgehen würden und die 
Gespräche dann abwarten. 

Stephan Kühn (Dresden) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Ich hatte Sie ja vorhin auch gefragt 
sozusagen zur Lage, zur Stimmung. Drei poten-
zielle Bieter haben gesagt, sie geben kein finales 
Angebot ab. Sie haben dann die Erstvergütung er-
höht - hat aber trotzdem nichts genutzt - und ha-
ben dann gesagt, dass man bei einem Unterneh-
men gehofft hat, dass sie zu einem späteren Zeit-
punkt sozusagen noch mal ein Angebot abgeben 
können oder abgeben würden. So habe ich Sie 
vorhin verstanden. Nur ist finales Angebot fina-
les Angebot. Wann hätte denn das sein sollen? 

Zeuge Adrian Winderlich: Es war ja, bevor das 
erste finale Angebot abgegeben wurde, also von 
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dem übrig verbliebenen Bieter - - hatte ja meines 
Erachtens - ich weiß nicht, von wann das Schrei-
ben genau ist - ein Bieter sich noch mal zurück-
gemeldet, er verfolgt die Änderungen an den 
Vergabeunterlagen mit Interesse. Und er hat es 
quasi damit offengelassen, ob er noch ein Ange-
bot abgibt. Also, es bestand ja die Möglichkeit, 
dass er es noch abgibt. Er hatte noch in dem 
Schreiben, glaube ich, darauf hingewiesen, er 
würde gern noch mal ein Gespräch führen, was 
aber dann nicht geführt wurde. 

Stephan Kühn (Dresden) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Warum wurde das nicht geführt? 

Zeuge Adrian Winderlich: Wir haben das in 
eine - - Das war auch eine Leitungsvorlage, wo 
dieses Schreiben thematisiert wurde von dem 
einen Bieter und wo man aber aus vergabe-
rechtlichen Gründen gesagt hatte und darauf 
hingewiesen hatte, dass man so ein Einzel-
gespräch mit einem Bieter an dieser Stelle nicht 
führt. 

Stephan Kühn (Dresden) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Das ist aber interessant, weil es ja am 
3. Oktober mit einem der Bieter, nämlich mit 
Paspagon, ein nicht dokumentiertes, veraktetes 
Gespräch mit Herrn Scheuer und Herrn Staats-
sekretär Schulz gegeben hat. Also, mit dem einen 
will man nicht reden, weil das vergaberechtlich 
schwierig ist, und mit dem anderen redet man, 
und das ist dann ein Geheimgespräch, was zwar 
allgemeiner Meinungsaustausch war, aber angeb-
lich nicht vergaberelevant. Das, finde ich, ist 
nicht plausibel. 

Zeuge Adrian Winderlich: Also, da möchte ich 
sagen: Das eine war die Leitungsvorlage, die wir 
so geschrieben haben mit der Empfehlung. An 
dem anderen Gespräch war ich nicht beteiligt; 
kann ich nicht beurteilen, warum das Gespräch 
geführt wurde oder zu welchen Inhalten. 

Stephan Kühn (Dresden) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Also, ich stelle fest sozusagen, mit 
einem Bieter, der explizit gesagt hatte, sie wür-
den unter anderen Bedingungen ein Angebot ge-
ben, da hat man dann gesagt: Nee, das machen 
wir sozusagen - - um vergaberechtlich nicht in 

falsches Fahrwasser zu kommen, machen wir das 
nicht. - Und mit dem anderen Bieter wurde ein 
Geheimgespräch geführt, ohne Veraktung, ohne 
Vermerke, wenige Tage vor Abgabe eines finalen 
Angebots. Das ist ja schon mal interessant. 

Zeuge Adrian Winderlich: Also, ich möchte dazu 
sagen: Von diesem anderen Gespräch hatte ich zu 
der Zeit keine Kenntnis und - - 

Stephan Kühn (Dresden) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Ich stelle nur fest. Es war jetzt gar 
nicht, dass Sie da - - dass ich da sozusagen - - 

Vorsitzender Udo Schiefner: Da möchte ich jetzt 
auch eingreifen, dass Sie mit Ihrer Feststellung 
zum Ende kommen, weil dazu haben wir die 
nächste Runde. 

Stephan Kühn (Dresden) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Ich komme dann zur nächsten Runde, 
ja. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Dann können Sie 
gerne noch mal nachhaken.  

Also, noch mal zur Info: Bisher hat sich nichts 
verändert. Gegen 16.50 Uhr beginnt die nament-
liche Abstimmung. 60 Minuten haben wir dann 
Gelegenheit, rüberzugehen. Ich denke, wir unter-
brechen dann gleich nach dieser Runde kurz. An-
sonsten kann natürlich jeder auch während der 
60 Minuten dann noch rübergehen und seine 
Stimme abgeben. 

Dann haben wir jetzt wieder die CDU- -  

(Ulrich Lange (CDU/CSU): 
Herr Jung zur Geschäftsord-

nung!) 

- Ja. Bitte, Herr Kollege. 

Dr. Christian Jung (FDP): Ich hätte einen Antrag 
auf Geschäftsordnung auf Sitzungsunterbre-
chung, um etwas zu besprechen nichtöffentlich. 

(Ulrich Lange (CDU/CSU): 
Geschäftsordnungsanträge 
sind Geschäftsordnungsan-

träge! Ich habe noch nie 



Endgültiges Stenografisches Protokoll 19/14

2. Untersuchungsausschuss 

Nur zur dienstlichen Verwendung 

19. Wahlperiode Deutscher Bundestag - Stenografischer Dienst Seite 68 von 122 

einen Geschäftsordnungs-
antrag abgelehnt!) 

Vorsitzender Udo Schiefner: Dann verfahren wir 
so. Und den Hintergrund - - Also, Sie wollen jetzt 
auch kein Thema nennen, ja? Also, jetzt - - 

Dr. Christian Jung (FDP): Es geht um die aktuelle 
Befragung. Da würde ich gerne was klären. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Okay. Gut. Dann, 
denke ich, sollten wir dem Antrag auch stattge-
ben.  

Und dann müssen natürlich die Zuhörerinnen 
und Zuhörer den Saal zunächst mal verlassen. 
Und dann unterbricht - - 

Dr. Christian Jung (FDP): Ich möchte noch etwas 
hinzufügen, das hatte ich jetzt vergessen. Ich 
würde auch darum bitten, dass Frau Bethge fai-
rerweise in diesem Fall den Raum verlässt.  

Vorsitzender Udo Schiefner: Herr Jung, ich 
wollte gerade sagen: erst mal bitte, dass die Zu-
hörerinnen und Zuhörer den Saal verlassen und, 
da es ja hier um die Befragung geht, auch der 
Herr Winderlich den Saal natürlich verlässt und 
dann auch Frau Bethge den Saal verlässt, weil 
ich vermute, in welchem Zusammenhang diese 
Unterbrechung steht. 

(Unterbrechung des 
Sitzungsteils Zeugen-

vernehmung, Öffentlich: 
16.44 Uhr - Folgt Bera-

tungssitzung) 

(Wiederbeginn des 
Sitzungsteils 

Zeugenvernehmung, 
Öffentlich: 17.42 Uhr) 

Fortsetzung der 
Vernehmung des Zeugen 

Adrian Winderlich 

Vorsitzender Udo Schiefner: Okay. Dann eröffne 
ich wieder die Sitzung, und von der Reihenfolge 
her hätte nun das Wort die CDU/CSU-Fraktion. - 
Keine Fragen mehr? 

Ulrich Lange (CDU/CSU): Ich gebe erst mal wei-
ter. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Sie geben erst mal 
weiter. - Die AfD ist im Moment nicht da, wobei 
der Herr Wiehle darum bat, weil die eine kurze 
Besprechung hatten in der Fraktion - - Er musste 
da auch dringend hin. Wenn er gleich kommt: Er 
hat auch noch Fragen. - Dass wir dann vielleicht 
jetzt erst mal weiter verfahren und dann gucken, 
wie wir das gleich regeln! - Dann hat die Frau 
Lühmann jetzt das Wort. 

Kirsten Lühmann (SPD): Plötzlich und unerwar-
tet! Und eben habe ich noch gesagt: Ich bin noch 
nicht dran. 

(Stephan Kühn (Dresden) 
(BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN): So schnell geht 
es!) 

Ich gehe noch mal zurück. Ich weiß, es ist ein 
bisschen blöd; es tut mir leid. Das ist halt unse-
rem Verfahren geschuldet, dass wir permanent in 
den Themen springen. Und ich hatte ja aufgehört 
mit der Risikobewertung und mache jetzt weiter 
mit dem Vergabeverfahren. 

Das Vergabeverfahren begann ja mit der Aus-
schreibung. Das war im Jahre 2017. Und welcher 
Zeitplan lag damals dem Verfahren zugrunde? 
Also, was hatten Sie sich damals vorgenommen, 
wie lange das dauern sollte, wann man den Ab-
schluss macht? Gab es da irgendwelche Ideen? 

Zeuge Adrian Winderlich: Soweit ich mich erin-
nern kann, hatten wir den Starttermin auf Basis 
insgesamt der Verhandlungen oder insgesamt des 
Vergabeverfahrens auch noch mal verschoben. 
Bin der Meinung, wir sollten irgendwie starten 
ursprünglich in - - Anfang 2020 und sind dann 
später noch mal weitergesprungen auf den 
01.10.2020, was jetzt avisiert war. Bin ich der 
Meinung! Also es gab dann während des ganzen 
Vergabeverfahrens noch mal zeitliche Auswir-
kungen, die einen Start verzögerten - dass er spä-
ter stattfinden sollte. Bin ich der Meinung! 
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Kirsten Lühmann (SPD): Aber die Ausschrei-
bung, also das Verfahren, das Vergabeverfahren: 
Wann sollte das - - Also, gab es da einen Plan, 
einen Zeitplan für Ausschreibung, erste Verhand-
lung, Abgabe des finalen Angebotes usw. usf.? 

Zeuge Adrian Winderlich: Ja. Das wurde aufge-
plant in verschiedenen Phasen, also Erstellung 
der Vergabeunterlagen beispielsweise. Damit 
startet man ja dann.  

Kirsten Lühmann (SPD): Ja. 

Zeuge Adrian Winderlich: Dann kann man termi-
nieren: Wann möchte man dann ungefähr Ver-
handlungen führen mit den Bietern? Macht man 
vielleicht eine erste und noch eine zweite Runde 
danach, je nachdem. Das wurde zeitlich aufge-
plant tatsächlich. 

Kirsten Lühmann (SPD): Wann sollte das Ende 
sein? Also, wann gingen Sie davon aus, dass Sie 
den finalen Vertrag unterzeichnen können? 

Zeuge Adrian Winderlich: Da ja die VE für 2018 
angemeldet war, für den Vertragsschluss, war 
auch 2018 das Stichjahr, wo man den Vertrag 
vergeben möchte, unterschreiben möchte. 

Kirsten Lühmann (SPD): Das war also von An-
fang an klar, dass - egal was Sie machen - Sie das 
bitte so aufsetzen, dass 2018, am 31.12., unter-
schrieben werden kann? 

Zeuge Adrian Winderlich: Also im Prinzip: 
Wenn man nach der VE geht, hätten wir bloß für 
2018 - - Hätte es sich jetzt ganz verzogen, hätte 
man natürlich noch eine apl. VE stellen müssen, 
was wir ja auch mal dargestellt hatten. Ja, aber es 
war dann so geplant, dass man irgendwo in 2018 
damit landet, zumindest mit der haushalteri-
schen Anmeldung, ja. 

Kirsten Lühmann (SPD): Zu welchem Zeitpunkt 
geriet dieser Zeitplan in Gefahr? 

Zeuge Adrian Winderlich: Ich muss kurz überle-
gen. - Wir hatten die Verhandlungen, die ersten, 
durchgeführt. Es hatte sich dann gezeigt aus 

den - - Ich glaube, man hat angefangen, die Fris-
ten zu schieben, als die Bieter - - als das erste Ab-
sageschreiben, ungefähr, einging. Ich glaube, das 
war so ein Zeitpunkt oder ein Sachverhalt, wo 
man entschieden hatte: Wir müssen an den Ver-
gabeunterlagen gegebenenfalls noch was machen, 
um den Bieterwettbewerb aufzuhalten. Und 
wenn man dann noch was ändert an den Ver-
gabeunterlagen oder den Bietern noch Zeit geben 
möchte, das natürlich für sich auch zu bewerten, 
hat sich - - da angefangen, irgendwann die Zeit-
pläne nach hinten zu schieben. 

Kirsten Lühmann (SPD): Sie haben ja gesagt, die 
Deadline war 31.12.2018, weil halt die VE bis da-
hin befristet war, und diese Zeit wollten Sie auch 
einhalten. Logisch, weil das ist nämlich die ein-
fachste Möglichkeit! Wenn wir als Parlament 
Ihnen das Geld geben, dann wollen Sie es auch 
nutzen. Jetzt haben Sie gesagt: Irgendwann war 
klar: Das wird eng. - Was gab es da für Optionen? 

Zeuge Adrian Winderlich: Also, da wurden dann 
verschiedenste Optionen durchgespielt, sei es 
nun, man führt tatsächlich ein Aufklärungsge-
spräch mit dem Bieter, wie wir es gemacht ha-
ben. Dann aber auch kann man beispielsweise 
der Toll Collect Leistungen übergeben, was ja 
auch eruiert wurde zu dem Zeitpunkt. Dann kann 
man natürlich auch überlegen, ob man so ein 
Vergabeverfahren aufhebt, ob man einen üpl. An-
trag stellt, ob man einen apl. Antrag stellt gegebe-
nenfalls. Also, so merkt man: Man schiebt es 
dann irgendwie ins nächste Haushaltsjahr rein. 
Also, das sind so ad hoc grundlegend die Optio-
nen, die mir jetzt mal einfallen, die man da be-
trachten könnte. 

Kirsten Lühmann (SPD): Haben Sie zu dem Zeit-
punkt auch überlegt - das wäre ja dann eine Auf-
hebung des Vergabeverfahrens gewesen -, das 
Ganze an Toll Collect zu übergeben? 

Zeuge Adrian Winderlich: Es hatte ja in dem Zu-
sammenhang auch ein Gespräch mit Toll Collect 
stattgefunden, wo man eruieren wollte, ob Toll 
Collect diese Leistung erbringen kann, also ein 
Infrastrukturabgabesystem aufzubauen. 
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Kirsten Lühmann (SPD): Irgendwann haben Sie 
sich ja dann entschieden, das Vergabeverfahren 
so weiterzuführen, wie es ist. Sie haben ja bei 
den ersten Angeboten Angebote bekommen, die 
weit über dem lagen, was der Haushalt vorgese-
hen hat. Können Sie das kurz mal schildern, in 
welcher Höhe, also wie weit drüber das lag? 

Zeuge Adrian Winderlich: Also aus meiner Erin-
nerung waren zwei Angebote deutlich über dem, 
was ursprünglich kalkuliert wurde. Das lag da-
ran, weil im Prinzip manche Bieter auch gesagt 
haben: Na ja, wir wissen ja nicht, wie viel Ver-
handlungsspielraum wir mit dem Bund haben. 
Wir preisen erst mal alles ein, was wir denken, 
was wir gern eigentlich ändern würden in den 
Unterlagen. - Deswegen waren die - - astronomi-
sche Preise zum Teil; ich glaube, weit über 4 Mil-
liarden zum Teil das eine; aber da bin ich mir 
nicht mehr ganz sicher. 

Und zwei Angebote meines Erachtens waren un-
gefähr in der Range, wo man sagte: „Das würde 
der Haushalt irgendwo vielleicht abdecken“, aber 
mit dem Gedanken auch, dass man sagt: Wenn 
man dann in Verhandlungen noch tritt, schmälert 
man wahrscheinlich auch den Angebotspreis. 

Kirsten Lühmann (SPD): Wenn Sie in Verhand-
lungen treten, heißt das ja, Sie müssen auch ir-
gendetwas anbieten. Das ist ja immer eine Sache 
von beiden Seiten. Also, die, die das Angebot 
machen, gehen mit einem Preis runter, aber das 
Ministerium muss ja auch irgendwas bieten. Was 
waren da die Überlegungen, was Sie bieten wol-
len? 

Zeuge Adrian Winderlich: Also, grundsätzlich 
sind gerade diese ersten Verhandlungen so abge-
laufen, dass man sich natürlich mit dem Ver-
handlungsbedarf des Bieters schon im Vorfeld 
auseinandersetzte und dort auch überlegte: Wo 
kann man entgegenkommen, wo denn nicht? 

Und in Bezug zu den zweiten Verhandlungsrun-
den dann, November, Dezember 2018, sind halt 
auch - - als ich die Protokolle noch mal gelesen 
habe. Insbesondere natürlich das Zahlstellennetz 
von Toll Collect waren Überlegungen, inwieweit 
man das mit nutzen könnte. Es ging aber auch 

um Verfügbarkeiten von Zahlstellennetzen, auch 
zum Beispiel um: Muss 24/7 eine Bargeldfunk-
tion vorhanden sein etc.? Es sind mehrere Punk-
te, die man dann besprochen hatte, wo man sich 
überlegt hatte: Da kann man möglich- -  

(Zentrale Durchsage zur 
namentlichen Abstimmung 

im Plenum) 

Das wurde quasi mit den Beratern dann disku-
tiert: Wo ergibt sich noch ein Verhandlungsspiel-
raum aufseiten des Bundes? Das wurde immer im 
Vorfeld von solchen Verhandlungen dann mit 
eruiert. 

Kirsten Lühmann (SPD): Das heißt, die Leis-
tungsbeschreibung wurde dann noch mal verän-
dert und wurde geguckt? 

Zeuge Adrian Winderlich: Es gab dann noch An-
passungen oder - - Es gibt ja auch zu den Anfor-
derungen einen Anforderungstext, und es gibt 
einen Erläuterungsteil. Dann wurden noch mal 
die Erläuterungen nachgeschärft an manchen 
Stellen, die vielleicht dann doch nicht ganz ein-
deutig waren, wie man es vorab dachte, ja. 

Kirsten Lühmann (SPD): Bei diesen Nachver-
handlungen haben wir gesehen, dass auch ein 
Thema war das Risikomanagement, dass also die 
ersten Bietenden eingepreist haben das Risiko, 
das bei ihnen liegt: dass irgendetwas schiefgeht, 
dass die Pkw-Maut doch nicht kommt, was auch 
immer. - Haben Sie? 

Zeuge Adrian Winderlich: Das ist so hell, der 
Hintergrund. Entschuldigung! 

Kirsten Lühmann (SPD): Okay. - Dass also das Ri-
siko bei denen liegt! Ab wann war klar, dass man 
auch an der Risikoverteilung irgendetwas ändern 
will? Denn wir haben hier Zeugen gehabt, die ha-
ben gesagt: Na ja, wir hatten als Fanal die Lkw-
Maut, ja, wo das ganze Risiko bei uns lag, was ja 
auch dann zu deutlichen Verzögerungen geführt 
hat, und das wollten wir nicht wieder. Darum ha-
ben wir halt zugesehen, dass das Risiko bei dem 
Betreiber liegt. 
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Jetzt haben Sie gesehen: Die haben astronomisch 
hohe Preise gehabt, weil sie nämlich dieses ganze 
Risiko eingepreist haben. Wann waren bei Ihnen 
dann die Überlegungen: Was können wir anbie-
ten, oder vielleicht müssen wir doch bei diesem 
Risikomanagement, das wir eigentlich anders 
vorhatten, was verändern? - Wie war da der Ge-
dankenfluss? 

Zeuge Adrian Winderlich: Also, nach meiner Er-
innerung - - Also, wir hatten ja dann 2015 bis 
Mitte 2016 schon mal so einen ersten Aufschlag 
an Vergabeunterlagen gemacht, wo so was auch 
schon diskutiert wurde: „Wie viel Risiko möchte 
ich denn eigentlich übertragen?“, weil es ja in der 
Tat eingepreist wird in den Angeboten bzw., 
wenn ich vielleicht auch mit einer zu starken 
Extremposition reingehe - - vielleicht auch gar 
kein Angebot mehr erhalte. 

Kirsten Lühmann (SPD): Richtig. 

Zeuge Adrian Winderlich: Und das waren quasi 
schon so die - - Da waren schon die ersten Über-
legungen angestellt: Wie viel Risiko möchten wir 
tatsächlich übergeben an gewissen Punkten, sei 
es nun Haftung, Fragen? 

Und das Ganze hat sich dann noch mal nachge-
schärft, als man dann tatsächlich die Verhand-
lungsbedarfe der Bieter ja dann kannte, das sie ja 
eingereicht haben, und mit denen auch in Ver-
handlungen getreten ist, dass man sagte: Ah, 
okay, hier kann man dann mit denen sich auch 
mal konkret unterhalten: Wo habt ihr denn auch 
das Problem an so einer vertraglichen Regelung? 
Wo seht ihr da ein Risiko? Wo habt ihr einen Ri-
sikoaufschlag? - Und das war auch noch mal so 
ein Zeitpunkt, wo man sagte - da konnte man es 
dann auch noch mal prüfen -: Inwieweit müssten 
eventuell Verschiebungen an der Risikoübertra-
gung vorgenommen werden? 

Kirsten Lühmann (SPD): Wir haben ja mehrfach, 
auch bei anderen Zeugen, schon dadrüber gere-
det: Wie ist die Aufteilung gewesen? Und irgend-
wann kam dieser Bruttounternehmenswert ins 
Spiel. Kam der wirklich ins Spiel und, wenn ja, 
wann, oder war das der große rosa Elefant, der im 

Raum stand, alle drum rumgelaufen sind und 
keiner ihn angesprochen hat? 

Zeuge Adrian Winderlich: Also, nach meiner Er-
innerung ist es so: Der Bruttounternehmenswert 
war in diesem ersten Aufschlag der Vergabe-
unterlagen bis 2016 so noch nicht enthalten, son-
dern es war, glaube ich, der Equity Value. Das ist 
mehr so der Wert des Eigenkapitals eines Unter-
nehmens. Und meines Erachtens ist er als Ergeb-
nis der Verhandlungen zwischen Erstangebo-
ten - - Also, in 2018, Anfang 2018, ist es auf Basis 
der Verhandlungen dann der Bruttounter-
nehmenswert geworden, wie er in den Vertrag 
hineingekommen ist. Das war auf Basis dieser 
Verhandlungen in 2018 - Anfang 2018. 

Kirsten Lühmann (SPD): Ab 2018. - Nun verän-
dert sich ja das Risiko deutlich, wenn ich einen 
Bruttounternehmenswert drin habe - das Risiko 
für die öffentliche Hand. Ist das diskutiert wor-
den und, wenn ja, wie? 

Zeuge Adrian Winderlich: Es ist natürlich auch 
immer daran geknüpft, das Risiko: Wann trifft 
eine Entschädigung beispielsweise in Höhe des 
Bruttounternehmenswerts zu? Also, der ist ja 
auch immer an Kündigungsgründe geknüpft. Und 
es wurde auch damals, zu der Zeit, mit den Bera-
tern diskutiert, dass da natürlich, wenn man jetzt 
rein aus ordnungspolitischen Gründen kündigen 
würde, als Schadensersatz der Bruttounterneh-
menswert fällig wäre. Das hatten aber ja auch die 
Bieter in den Vergabeverhandlungen recht deut-
lich gemacht, dass, wenn nur alleine aus diesem 
ordnungspolitischen Grund gekündigt wird, sie 
dann auch entsprechend eine Kompensation er-
warten und dass das für die quasi auch wie so 
eine rote Linie ist: Wenn der Bund da keine gro-
ßen Veränderungen vornimmt in den alten ver-
traglichen Regelungen, müssten sie sowieso über-
legen, ob eine Abgabe eines Angebots sinnvoll 
ist. 

Kirsten Lühmann (SPD): Wann ist das in die Ri-
sikobewertung des Ministeriums mit eingeflos-
sen? Weil das ist ja eine deutliche Veränderung 
des Risikos zulasten der öffentlichen Hand. 
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Zeuge Adrian Winderlich: Meines Erachtens 
müsste sich das in den Risikotabellen, also zu 
den Risikoworkshops, widerspiegeln, wo dann 
auch Risikoübertragungsgrade mit gelistet sind, 
dass das Risiko dann auf den Bund weiterverla-
gert wird. Im Prinzip - - Also, ja, genau. 

Kirsten Lühmann (SPD): Da würde ich dann 
gerne nachher auch noch mal weitermachen. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Danke schön. - 
Dann kommen wir jetzt zur FDP. Herr Dr. Jung, 
bitte. 

Dr. Christian Jung (FDP): Erst mal nicht. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Im Moment nicht. - 
Herr Lutze. 

Thomas Lutze (DIE LINKE): Ja, vielen Dank. - 
Erst am 15. Januar beschrieb Herr Kunze - Januar 
2019 - in einer Ministerialvorlage das realistische 
Risiko einer vollen Entschädigung an die Betrei-
ber im Falle eines Scheiterns Deutschlands vor 
dem Europäischen Gerichtshof. Meine Frage: Seit 
wann kannten Sie dieses konkrete Risiko? 

Zeuge Adrian Winderlich: Das Risiko, dass das 
EuGH-Verfahren noch aussteht? - Ja, im Prinzip 
ist das Risiko ja dann wieder aufgenommen wor-
den, nachdem Österreich ja in 2017 quasi das 
Klageverfahren ja angestrebt hatte, ein Vertrags-
verletzungsverfahren. Vorher war es ja die EU-
Kommission, das Vertragsverletzungsverfahren! 
Das hatte sich ja dann erledigt. Und dann, als 
Österreich wieder eingesprungen ist mit einem 
Klageverfahren! 

Thomas Lutze (DIE LINKE): Dann war es viel-
leicht ein Missverständnis: Es geht um die volle 
Entschädigung, also den Bruttounternehmens-
wert. Um dieses Risiko geht es, nicht um das Ver-
fahrensrisiko. Das Risiko, dass Deutschland voll 
haftbar wird und eine Entschädigung in derarti-
ger Höhe zahlen muss! 

Zeuge Adrian Winderlich: Das war ja spätestens 
dann bekannt, als diese vertragliche Regelung 
aufgenommen wurde auf Basis der Bieterver-

handlungen. Also, damit wurde ja dann im Ver-
trag niedergeschrieben, dass als Entschädigung 
der Bruttounternehmenswert zu zahlen ist. 

Thomas Lutze (DIE LINKE): Wann war das? 

Zeuge Adrian Winderlich: Meines Erachtens war 
das dann auf Basis der Verhandlungen Anfang 
2018. Das war ja ein Ergebnis aus den Verhand-
lungen, dass man da noch justiert. Und dadurch 
ist meines Erachtens der Bruttounternehmens-
wert aufgenommen worden in den Vertragsunter-
lagen. 

Thomas Lutze (DIE LINKE): Wie bewerten Sie 
dieses Risiko bei Vertragsunterzeichnung am 
31.12.2018 [sic!], und warum haben Sie nicht vor 
der Vertragsunterzeichnung darauf hingewiesen? 

Zeuge Adrian Winderlich: Auf das - - Im Prinzip 
muss man es ja im Gleichklang sehen mit, dass 
das Vertragsverletzungsverfahren ja noch anhän-
gig war. Und das haben wir ja über die GPLG-Be-
richte ja beispielsweise auch an die Hausleitung 
gegeben. Beziehungsweise Herr Dr. Schulz hatte 
ja auch im Dezember 2018 noch an der mündli-
chen Verhandlung teilgenommen beim EuGH. 
Von daher war das ja in der Hausleitung bekannt, 
dass das Risiko noch vorherrscht oder dass eine 
Entscheidung aussteht vom Europäischen Ge-
richtshof. Und von daher ist es in der Hauslei-
tung ja - - haben wir es ja transportiert, dass das 
Risiko noch da ist. 

Thomas Lutze (DIE LINKE): Das zweite finale 
Angebot hatte eine Fristsetzung für den 
13.12.2018, 13 Uhr. Bereits am selben Tag, und 
zwar um 8.30 Uhr, tagte der Risikoworkshop zur 
abschließenden Wirtschaftlichkeitsuntersuchung. 
Hier wäre meine Frage: Wie konnte der Risi-
koworkshop die Wirtschaftlichkeit des Angebots 
denn zu diesem Zeitpunkt schon beurteilen oder 
bestätigen? 

Zeuge Adrian Winderlich: Im Prinzip - - Das An-
gebot ist um wie viel Uhr eingegangen? 

Thomas Lutze (DIE LINKE): Die Frist war 13 Uhr. 
Bis dahin alles eingegangen sein musste! 
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Zeuge Adrian Winderlich: Am 13.12.? 

Thomas Lutze (DIE LINKE): Genau. - Und um 
8.30 Uhr tagte dieser Risikoworkshop und hatte 
eigentlich noch gar nicht die Sicherheit, dass al-
les eingegangen sein kann. 

Zeuge Adrian Winderlich: Mhm, im Prinzip: Der 
Risikoworkshop wird auch immer von unseren 
Beratern mit vorbereitet. Die hatten da im Vorfeld 
auch schon im Prinzip Abstimmung auch mit 
dem KBA, hatten auch Übersichten zu System-
kosten geschickt. Auf der Basis hatten wir den 
Risikoworkshop durchgeführt. Was anderes kann 
ich jetzt leider dazu nicht sagen an der Stelle. 

Thomas Lutze (DIE LINKE): Aber die Daten sind 
so weit richtig, also dass das schon irgendwie am 
selben Tag und - - 

Zeuge Adrian Winderlich: Also wenn ich jetzt 
hier auch gucke auf den Auszug: Hier steht auch 
13.12., 8.30 bis 9.30 Uhr, ja. 

Thomas Lutze (DIE LINKE): Okay. 

Zeuge Adrian Winderlich: Also gehe ich davon 
aus, dass das Datum richtig ist. 

Thomas Lutze (DIE LINKE): Weitergehende Frage 
wäre dann: Wer genau hat bis zu diesem Zeit- - 
bis zum 18.12.2018, dem Tag, an dem Sie die Zu-
schlagsfähigkeit bestätigen gegenüber Z 30, also 
dem Vergabeservice, das umfangreiche zweite fi-
nale Angebot inhaltlich, technisch, finanziell 
und rechtlich geprüft? Also wer war da an dem 
Tag beteiligt? 

Zeuge Adrian Winderlich: Also die Prüfung der 
Angebotsunterlagen ist immer von unseren Bera-
tern durchgeführt worden, also technisch-wirt-
schaftlich und auch juristisch. 

Thomas Lutze (DIE LINKE): Das blieb alles in Ih-
rem Haus, in Ihrem - - Und Sie waren dann auch 
hauptsächlich dafür zuständig? 

Zeuge Adrian Winderlich: Es gab ja zu der Zeit 
keine Referatsleitung, auch keine stellvertretende 

Referatsleitung. Die Kollegen, die noch vorhan-
den waren im Referat, haben sich die Aufgaben 
entsprechend geteilt und haben an dieser Stelle 
dann auch insbesondere die Berater in Anspruch 
genommen, die das prüfen sollten, weil das auch 
die Fachexperten sind, die ja auch die Vergabe-
unterlagen mit erstellt haben federführend. 

Thomas Lutze (DIE LINKE): Letzte Frage: Welche 
schriftlichen Prüfungsergebnisse lagen Ihnen vor, 
bevor Sie die Zuschlagsfähigkeit des Gesamtpa-
ketes aus mehreren Hundert Seiten bestätigen 
konnten? 

Zeuge Adrian Winderlich: Also im Prinzip: Die 
Servicestelle Vergabe gibt ja in diesem General-
vermerk einerseits eine Kurzfassung rüber, dass 
es die formelle Richtigkeit ist, und dazu gibt es 
auch begleitende Unterlagen in der Vergabeakte, 
die dann auch aussagen: „Mindestanforderungen 
sind erfüllt“, und ähnliche Unterlagen, die dann 
Begleitwerk dazu sind, dass man das mit prüfen 
kann. 

Thomas Lutze (DIE LINKE): Gibt es da irgendje-
manden, der Ihnen das bestätigt hat? Von wem 
kam da - - Gibt es da irgendein schriftliches Do-
kument drüber? 

Zeuge Adrian Winderlich: Meines Erachtens 
sind das auch Unterlagen, die in der Vergabeakte 
mit drin sind, wo auch zum Beispiel dann unter 
anderem „Erfüllung von Mindestanforderungen“ 
mit auch ausgeschrieben ist - alle Anforderungen 
sind erfüllt etc. Ich weiß gar nicht, ob das der Ge-
neralvermerk oder dieser Vermerk, dieser kurze, 
den ich unterschrieben habe, nicht auch an sich 
schon im Wort wiedergibt. 

Thomas Lutze (DIE LINKE): Also außer dem Ver-
gabeservice sonst niemand? 

Zeuge Adrian Winderlich: Die haben ja uns die-
ses Dokument rübergegeben, und die anderen 
Unterlagen sind ja dann zum Teil auch von den 
Beratern mit erstellt worden, die dann sagen: Die 
Mindestanforderungen sind erfüllt. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Danke schön. - 
Dann hat der Herr Kollege Kühn jetzt das Wort. 
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Stephan Kühn (Dresden) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Ja, ich komme zurück auch auf sozu-
sagen das Thema vor der Pause. Da hatten Sie ja 
gesagt auf meine Frage hin: Es gab also einen Bie-
ter, der konkret gesagt hat: Wir geben kein Ange-
bot ab, weil die Rahmenbedingungen sozusagen 
nicht passend sind. - Und man hat sich dann ent-
schieden, kein Gespräch mit dem zu führen aus 
Vergabegründen. Und das - - Können Sie bestäti-
gen, dass das die Firma Arvato Bertelsmann ist, 
die mit Schreiben vom 17. September 2018 genau 
das mitgeteilt hat? Da steht nämlich drin: 

… hoffen … auf Ihr Verständnis, 
wenn wir unsere Anliegen im Be-
reich des Errichtungszeitraumes 
und der einhergehenden Einrich-
tungsgarantie, nochmals in einem 
Gespräch erörtern dürfen.  

Wir würden uns sehr freuen, 
wenn die finalen Vertragsbedin-
gungen so ausgestaltet sind, dass 
sie uns nach Gesamtbetrachtung 
und Wertung aller relevanten Kri-
terien ermöglichen, ein finales 
Angebot abzugeben … 

Das ist doch das Unternehmen oder der Bieter, 
den Sie vorhin gemeint haben, wo man sich ent-
schieden hat: Nee, mit dem führen wir kein Ge-
spräch. - Ist das so zutreffend? 

Zeuge Adrian Winderlich: Das müsste das 
Schreiben sein, ja, in der Tat. 

Stephan Kühn (Dresden) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Ja. - Gab es weitere - also, es gab ja 
insgesamt nur vier potenzielle Bieter -, die Ähnli-
ches angeboten haben, die gesagt haben: „Also, 
wir geben unter den Rahmenbedingungen kein 
finales Angebot ab, aber wenn wir noch mal über 
die Rahmenbedingungen reden vorab, dann kom-
men wir vielleicht doch dazu, dass wir ein fina-
les Angebot abgeben“? 

Zeuge Adrian Winderlich: Also, mir sind bloß 
die anderen beiden Absageschreiben mit be-
kannt. Und da wird mir jetzt aus der Erinnerung 
nicht mehr einfallen, dass dort aufgenommen 
wurde explizit, dass sie noch mal ein Gespräch 
führen wollen. Aber ich kann die Schreiben jetzt 

nicht mehr ganz aus dem Kopf zusammenbekom-
men. 

Stephan Kühn (Dresden) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Also mir liegt ein Schreiben vor vom 
25. Februar 2019 - das ist MAT A BMVI-5/4a, 
Blatt 54 ff. - von T-Systems, und - - die damals 
eben auch nicht geboten haben, ja, und das insbe-
sondere sozusagen mit der sehr aufwendigen In-
stallation sozusagen eines physischen Zahlstel-
lennetzwerkes, was Sie ja vorhin auch angespro-
chen haben, begründet haben und sich darüber 
beklagen, dass sie sozusagen nicht informiert 
wurden, dass eben der letzte verbliebene Bieter 
sozusagen nach dem finalen Angebot sozusagen 
entlassen wurde, sozusagen - - das selber aufzu-
bauen, und ist ja zu Toll Collect dann gegangen - 
oder die Infrastruktur von Toll Collect zu nutzen. 
Das heißt, auch hier ein Bieter, die gesagt haben: 
Wenn die Rahmenbedingungen andere gewesen 
wären, hätten wir mitgeboten. - Und das ist eine 
wesentliche Änderung des Auftragsgegenstands 
und der Vergabebedingungen. Insofern ist das 
auch ein Verstoß gegen das Vergaberecht. 

Aber mich interessiert noch mal die Frage: Das 
Projekt sollte ein Erfolg werden, ne? Von den ers-
ten Schritten des Vergabeverfahrens sind ja auch 
schon damals Bieter ausgestiegen. Und man kann 
doch kein Interesse daran haben, am Ende nur 
mit einem Angebot dazustehen, sondern man 
muss doch einfach auch aus Wirtschaftlichkeits-
aspekten und auch aus verhandlungstaktischen 
Gründen ein Interesse haben, dass es möglichst 
viele finale Angebote gibt. Deshalb wundere ich 
mich, dass mindestens mit Arvato, aber vermut-
lich auch mit T-Systems dann keine Gespräche 
geführt wurden mit dem Ziel, weitere als nur ein 
finales Angebot - - zu geben. Können Sie noch 
mal erklären, warum da kein Interesse bestand 
oder wie das diskutiert wurde, dass man am 
Ende sozusagen nur mit einem, ja dann auch 
zunächst viel zu teuren Angebot dasteht? Also, 
man muss doch ein Interesse gehabt haben, 
möglichst viele Anbieter - - Angebote, finale 
Angebote zu haben. 

Zeuge Adrian Winderlich: Ja. Es musste dann 
aber auch vergaberechtlich geprüft werden natür-
lich: Kann und muss man mit den Bietern da 
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noch ein Gespräch führen? - Ist natürlich richtig. 
Es hat aber auch immer zeitliche Auswirkungen, 
dass man sagt: Wenn ich natürlich jetzt alle vier 
Bieter wieder an den Tisch nehme, wird ein Zu-
schlag in 2018 wahrscheinlich ausgeschlossen 
sein, wenn man mit allen vier Bietern da noch 
mal Verhandlungsrunden führt. Und die VE war 
ja nun mal auf 2018 gelegt. 

Und vergaberechtlich wurde das von der Verga-
bestelle natürlich niedergeschrieben, wie man 
jetzt vorgehen kann. Die Entscheidung, dass man 
jetzt mit Arvato erst mal ein Aufklärungsgespräch 
führt, ist meines Wissensstandes in der Leitung 
getroffen worden. Wir hatten ja dazu auch in der 
Leitungsvorlage geschrieben, dass wir mit denen 
ein Aufklärungsgespräch führen würden. Das 
wurde ja dann auch so aufgezeichnet. 

Stephan Kühn (Dresden) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Ah! Also, die Leitung hat entschie-
den: „Nein, wir führen nicht mit Arvato ein Ge-
spräch, sondern wir führen am Ende nur das Ge-
spräch mit Paspagon“? 

Zeuge Adrian Winderlich: Also ich kann mich 
nicht mehr genau entsinnen, wie es transportiert 
wurde. Ich bin der Meinung: Also der Fachbe-
reich entscheidet so was in den seltensten Fällen. 
Also wäre mir nicht bekannt, dass es entschieden 
wurde im Fachbereich. 

Stephan Kühn (Dresden) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Das wäre nämlich auch meine Frage, 
die nächste Frage gewesen. Die hat der Kollege 
Luksic ja schon angesprochen. Die Entscheidung 
für Aufklärungsgespräche - dann in dem Fall mit 
Paspagon - hat auch nicht die Vergabestelle ge-
troffen, sondern das ist von der Hausleitung ent-
schieden worden: „Ja, wir erklären die Vergabe 
nicht für gescheitert, sondern wir führen Aufklä-
rungsgespräche“? Also auch das ist von der 
Hausleitung entschieden worden? 

Zeuge Adrian Winderlich: Die Vergabestelle 
prüft ja in der Situation auch: Kann man über-
haupt Aufklärungsgespräche führen? Das prüft 
die Vergabestelle. Und meines Erachtens ist auch 
in der Leitung dann natürlich entschieden wor-

den: Die Infrastrukturabgabe soll eingeführt wer-
den, auch möglichst zu dem Starttermin, wie es 
im Haushalt ja auch hinterlegt ist, zum 01.10. 
Von daher wurden dann die Aufklärungsgesprä-
che geführt. 

Stephan Kühn (Dresden) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Und diese Nichtentscheidung sozu-
sagen, sich mit Bietern noch mal an den Tisch zu 
setzen, also zeitlich vor dem finalen Angebot: 
War das nur mit Arvato, oder gab es auch wei-
tere, zum Beispiel eben T-Systems, die um ein 
Gespräch gebeten haben, wo dann die Hauslei-
tung entschieden hat: „Nee, wir verfahren so wie 
bei Arvato und setzen uns nicht noch mal mit de-
nen an den Tisch“? 

Zeuge Adrian Winderlich: Also aus meiner 
Wahrnehmung bzw. auch in Bezug auf die Absa-
geschreiben, die kamen, ist mir bloß bekannt, 
dass Arvato das tatsächlich so ja niedergeschrie-
ben hatte. Ob das jetzt andere Bieter noch zu dem 
Zeitpunkt eingereicht haben, wäre mir jetzt, zum 
jetzigen Zeitpunkt, wenn ich zurückblicke, nicht 
bekannt, nein. 

Stephan Kühn (Dresden) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Dieses von mir zitierte Schreiben von 
T-Systems kennen Sie, ne? Die haben ja sozusa-
gen explizit sozusagen Schadensersatzforderun-
gen in den Raum gestellt. Ist Ihnen das Antwort-
schreiben - - bzw. bekannt, wie darauf reagiert 
wurde, auf dieses Schreiben von T-Systems? 
Also, für das Vergabeverfahren war es rechtlich 
nicht mehr relevant; da waren die Fristen alle ab-
gelaufen. Aber Schadensersatz kann man ja jeder-
zeit geltend machen. Hat T-Systems dann zu 
einem späteren Zeitpunkt Schadensersatzforde-
rungen erhoben, oder haben sie dann mit einem 
Antwortschreiben sich begnügt, sage ich jetzt 
mal? 

Zeuge Adrian Winderlich: Also, Sie meinen ja 
das Schreiben vom 25.02.2019 dann. 

Stephan Kühn (Dresden) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Genau, genau. 
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Zeuge Adrian Winderlich: Ich bin der Meinung, 
das haben wir auch, weil das ja auch vergabe-
rechtliche Themen natürlich betrifft - - ist das 
auch an die Vergabestelle mit gegangen - - eine 
Abstimmung stattgefunden. Und Sie sagten ja 
auch: Es gab ein Antwortschreiben. - Wenn ich 
mich recht entsinne, ist das über den Unterabtei-
lungsleiter rausgegangen damals. Dass es da noch 
mal eine Reaktion von T-Systems gab, also noch 
mal ein etwaiges Schreiben draufgesetzt - - oder 
auch irgendwelche Forderungen gestellt wurden, 
entzieht sich meiner Kenntnis. 

Stephan Kühn (Dresden) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Okay. Weil wir haben - - Mir liegt we-
der das Antwortschreiben vor noch sozusagen 
eine weitergehende Korrespondenz. Darum frage 
ich das. 

Okay. - Ich glaube, ich muss jetzt erst mal pausie-
ren. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Genau so ist es. Wir 
können ja gleich noch eine Runde machen. - Fan-
gen wir wieder beim Herrn Wiehle an. 

Wolfgang Wiehle (AfD): Ja, vielen Dank. - Ich 
bitte, meine zwischenzeitliche Abwesenheit zu 
entschuldigen und um Hinweis, wenn ich eine 
Frage doppelt stellen sollte. 

Ich möchte zunächst mal auf das Thema EuGH 
zu sprechen kommen - und die Beobachtung und 
den Fortgang des Verfahrens. Dazu gibt es auch 
ein Beweisstück: MAT A BMVI-7-1e, Blatt 138. 
Es geht um einen Vermerk von Frau Dr. Gebauer 
aus dem Referat G 30 vom 20. Dezember 18 [sic!] 
und bezieht sich auf die mündliche Verhand-
lung, die dort stattgefunden hat beim EuGH. Und 
Frau Dr. Gebauer schreibt in ihrem Vermerk: 

Der Ausgang des Verfahrens er-
scheint nach der mündlichen Ver-
handlung zumindest offen. 

Mit dieser Einschätzung war sie auch nicht al-
leine - also wie wir aus den bisherigen Zeugen-
vernehmungen zu wissen glauben. Und ich darf 
fragen, Herr Winderlich: War Ihnen dieser Ver-

merk von Frau Dr. Gebauer zum damaligen Zeit-
punkt bekannt? Und daran dann anschließend, je 
nachdem: Warum wurden, auch wenn das be-
kannt war im Hause, die Verträge am 30.12. trotz-
dem unterschrieben? 

Zeuge Adrian Winderlich: Also der Vermerk: Ist 
da auch irgendwie eine Zeichnungsleiste? Ist das 
direkt an unser Referat damals adressiert wor-
den? Das kann ich jetzt nicht nachvollziehen, 
weil ich habe das nicht vorliegen. 

Wolfgang Wiehle (AfD): Das ist eine E-Mail, und 
ob das jetzt direkt in Ihrem Postfach gelandet ist: 
Das kann ich nicht feststellen. Deshalb frage ich 
ja auch, ob Ihnen der bekannt war. 

Zeuge Adrian Winderlich: Kann ich das sonst 
noch mal sehen, weil das - - 

Wolfgang Wiehle (AfD): Ja, gerne. 

Zeuge Adrian Winderlich: Ich nehme nämlich 
an, dass das uns im Nachgang erst zur Kenntnis 
gegeben wurde. 

(Dem Zeugen werden Un-
terlagen vorgelegt) 

- Danke schön. 

Unterabteilungsleiter, Abteilungsleiter, Staats-
sekretär, Referat StV 10. - Ja, Frau Gebauer 
schreibt ja dann auch: Es ist noch „offen“. - Das 
Verfahren war ja auch noch offen. Inwieweit ich 
da vom 20. Dezember noch Kenntnis - - schon 
hatte, kann ich nicht sagen. Die Zeichnungsleiste 
hier oben ist ziemlich auf Funktionspostfächer 
gelassen. Nichtsdestotrotz ist es an die Hauslei-
tung gegangen, was man ja sieht - auch an den 
Staatssekretär. Von daher war da auch, dass na-
türlich das Verfahren noch offen ist, bekannt. 
Und schlussendlich entscheidet ja im BMVI auch 
die Hausleitung, ob dann das Vergabeverfahren 
erfolgreich abgeschlossen wird oder nicht oder 
bezuschlagt wird. Wir geben ja bloß die Informa-
tion: Es kann bezuschlagt werden. - Und die end-
gültige Entscheidung trifft nicht das Fachreferat, 
sondern - - holt da auch die Zustimmung der 
Hausleitung ein. 
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Wolfgang Wiehle (AfD): Mhm. - Dann darf ich 
noch auf eine Frage im Verfahren, im Vergabever-
fahren zurückkommen. Der Bundesrechnungshof 
hat in seinem Bericht auf der Seite 16 - einem Be-
richt vom 18. November 2019 - kritisiert, dass 
über Mindestanforderungen des ersten finalen 
Angebots nachverhandelt wurde, was laut § 17 
Vergabeverordnung nicht zulässig sei. Und in 
dem Bericht wird dem BMVI vorgeworfen, es 
habe gegen diese Vergabeverordnung verstoßen. 
Können Sie bestätigen, dass über die Mindestan-
forderungen nachverhandelt wurde? 

Zeuge Adrian Winderlich: An dieser Stelle 
müsste ich auch auf - - bzw. die Stellungnahme, 
die im BRH-Bericht hinterlegt ist, verweisen. Be-
ziehungsweise ist das auch ein vergaberecht-
liches Thema, was die Servicestelle Vergabe im 
Haus mit betreut. Inwieweit da über Mindestan-
forderungen verhandelt wurde oder inwieweit 
das auch - - Also, ob darüber verhandelt wurde 
und inwieweit so was auch möglich ist: Da 
müsste ich auch auf die Vergabeakte verweisen 
bzw. den Vermerk dazu, inwieweit man so was 
machen kann. 

Wolfgang Wiehle (AfD): Danke schön. - Wissen 
Sie, wer die Verhandlungen geführt hat? Also 
wissen Sie da Namen? 

Zeuge Adrian Winderlich: Sie meinen dann im 
November, Dezember 2018? 

Wolfgang Wiehle (AfD): Ja. 

Zeuge Adrian Winderlich: Müsste ich an die Pro-
tokolle mal kurz denken. Also, ich glaube, in der 
Auftaktsitzung war beispielsweise auch der 
Staatssekretär mit bei. Der Unterabteilungsleiter, 
Herr Molitor, war weitestgehend mit anwesend, 
also auf Bundseiten. Dann natürlich neben Kolle-
gen aus dem Fachreferat also ich ja beispiels-
weise oder auch der Herr Kunze. Frau Schmidt 
war auch da. Von der Servicestelle Vergabe wa-
ren es meines Erachtens Herr Mayer und zwei 
Kolleginnen, die sich das aufgeteilt hatten mei-
nes Erachtens. 

Wolfgang Wiehle (AfD): Vielen Dank. - Können 
Sie die Kritik des BRH nachvollziehen? 

Zeuge Adrian Winderlich: Das ist - - Meines Er-
achtens fällt das unter eine Sachverständigenein-
schätzung. Das würde ich an dieser Stelle nicht 
treffen können. 

Wolfgang Wiehle (AfD): Danke schön. - Das wa-
ren meine Fragen. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Dann die 
CDU/CSU-Fraktion. Herr Lange, bitte. 

Ulrich Lange (CDU/CSU): Ja, Herr Winderlich, 
ich möchte noch zum Komplex Entschädigungs-
regelungen kommen. In einem von Ihnen bearbei-
teten Sprechzettel, Stand 14. August 2019 - 
MAT A BMVI-5/1e-1, Blatt 302 folgend [sic!] -, 
also nach dem EuGH-Urteil, stellen Sie zum 
Schiedsgerichtsverfahren und den Kosten fest: 

Der Bund geht davon aus, dass 
keine Entschädigung zu leisten ist, 
und dementsprechend die Kosten 
eines Schiedsverfahrens nicht 
vom Bund zu tragen wären. 

Das Ganze war dann auch Tenor eines Schrei-
bens an den Kollegen Kindler von den Grünen. 

Welche Erwägung war für diese Feststellung für 
Sie maßgeblich ausschlaggebend, und halten Sie 
neben den ordnungspolitischen - also, sprich: 
dem EuGH-Urteil - weitere Kündigungsgründe 
für einschlägig? 

Zeuge Adrian Winderlich: An dieser Stelle, Herr 
Vorsitzender, möchte ich darauf verweisen, dass 
ja ein Schiedsgerichtsverfahren läuft und insbe-
sondere dort ja auch über Kündigungsgründe etc. 
ja ein Verfahren läuft, weshalb ich, glaube ich, an 
dieser Stelle dazu nicht Auskunft geben darf. Ob 
diese Kündigungen begründet sind oder nicht, 
das wird ja im Schiedsverfahren geprüft. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Sehen Sie das auch 
in einer nichtöffentlichen Sitzung so? 

Zeuge Adrian Winderlich: Dann darf ich vorweg-
nehmen, dass ich kein Jurist bin und diese Ein-
schätzung nicht treffe. Das ist - - Sprechzettel 
werden auch manchmal übernommen einfach 
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von Kollegen, wo man sagt: Vertretungsweise 
schickt man das mit raus. - Rechtlich oder juris-
tisch beurteilen kann ich das an dieser Stelle 
nicht. Also, vielleicht macht dann der Ausschuss 
dann auch - - 

Ulrich Lange (CDU/CSU): Also, dann halte ich 
einfach mal fest, dass diese Aussage - wohl auch 
unter dem Hintergrund des Schiedsgerichtsver-
fahrens - einfach mal so festgestellt wurde zum 
damaligen Zeitpunkt. - Vorsicht, ich bin Jurist! 

(Heiterkeit - Dr. Christian 
Jung (FDP): Das lassen Sie 
jeden spüren in Ihrem Le-

ben!) 

Zeuge Adrian Winderlich: Ich sage mal: Das war 
zum damaligen Zeitpunkt so die Sprachregelung, 
wie sie aufgesetzt wurde. 

Ulrich Lange (CDU/CSU): Okay. - Dann probiere 
ich bei den Entschädigungsregelungen noch 
einen anderen Punkt: Können Sie uns, ohne dass 
ich jetzt in größere Details oder in die Tiefe gehe, 
einfach mal ein bisschen schildern, wie es zu 
diesen Entschädigungsregelungen und zu den 
Festschreibungen dieser Entschädigungsregelun-
gen gekommen ist und an welchen Themenkom-
plexen Sie die dann konkret festgemacht hätten? 

Zeuge Adrian Winderlich: Auch da möchte ich 
darauf verweisen, dass das insbesondere durch 
die juristischen Kollegen in den Fachbereichen 
bei uns bearbeitet wird. Das sind vertragliche Re-
gelungen. Das war nicht mein Arbeitsbereich. 
Aber ich würde dazu auch gerne auf ein Doku-
ment verweisen, was meines Erachtens in den 
Unterlagen mit bei ist. Das ist die Vertragsgenese, 
wo man nachvollziehen kann, wann die vertragli-
chen Regelungen wie aufgenommen wurden und 
aus welchen Gründen. 

Ulrich Lange (CDU/CSU): Okay. - Dann gebe ich 
jetzt einfach mal weiter. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Danke schön. - 
Dann haben wir als Nächstes die AfD. Jetzt wären 
Sie wieder dran, Herr Wiehle, weil wir Sie eben 
ans Ende der Fragereihe gesetzt haben. 

Wolfgang Wiehle (AfD): Also, vielen Dank. Ich 
habe die Fragen, die noch wirklich wichtig wa-
ren, jetzt zusammengefasst und brauche keine 
mehr. - Danke. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Gut. - Dann darf ich 
weitergeben an Frau Lühmann für die SPD. 

Kirsten Lühmann (SPD): Danke sehr. - Wir haben 
ja schon festgestellt, dass nach dem Eingang der 
ersten Angebote klar war, dass die alle deutlich 
über dem liegen, was der Haushalt zur Verfügung 
gestellt hat. Und dann gab es ja mehrere Hand-
lungsoptionen. Das hat uns Herr Kunze, der 
Zeuge Kunze, in der Sitzung am 12. Mai [sic!] be-
stätigt. Er hat uns gesagt, dass dann ja, wie wir 
auch hier gesehen haben, verschiedene Gesprä-
che geführt wurden usw. usf. Und am 17. Okto-
ber 2018 ging das finale Angebot von Paspagon 
ein. Und dieses Angebot war ja immer noch eine 
Milliarde über dem, was der Haushalt zur Verfü-
gung gestellt hat, also der Haushaltsrahmen war. 

Und Herr Kunze als Zeuge hat uns hier bestätigt, 
dass es drei Handlungsoptionen gegeben hätte: 

Das Erste war die Aufhebung der Ausschreibung. 
Da haben Sie hier auch schon zu gesagt: Nee, das 
wollten wir nicht machen, weil wir wollten ja, 
dass das Ganze losgeht, weil wir ja den Rahmen 
im Haushalt nur bis Ende 2018 hatten. Also 
mussten wir bis dahin fertig werden. 

Die zweite Handlungsoption war, dass das Ganze 
von Toll Collect übernommen wird. Da hatten 
wir hier auch drüber gesprochen, dass das sich 
als unmöglich herausgestellt hat. 

Und die Beantragung einer überplanmäßigen Ver-
pflichtungsermächtigung!  

Ach so, und drittens natürlich das Herunterver-
handeln des Paspagon-Angebots; klar. 

Meine Frage geht - - Also erstens: Ist das richtig? 
Gab es diese Handlungsoptionen: „Aufhebung 
des Vergabeverfahrens, überplanmäßige Ver-
pflichtung, Herunterfahren des Paspagon-Ange-
bots“? Ist das das, was diskutiert wurde? Und 
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dann die nächste Frage: Warum wurde die Bean-
tragung einer überplanmäßigen Verpflichtungs-
ermächtigung ausgeschlossen? 

Zeuge Adrian Winderlich: Also, die vier Optio-
nen, die Sie gelistet haben - meines Erachtens 
auch so zutreffend -: Aufhebung der Ausschrei-
bung, dann auch vor dem - - dann die Toll-Col-
lect-Einbindung, dass man denen das übergibt, 
die ja gesagt - - Also, da war die politische Vor-
gabe aber auch: Es muss in dieser Legislaturperi-
ode fertig werden. Und die TC hatte geäußert, 
dass sie das einfach nicht schaffen würden, wes-
halb diese Option dann auch vom Tisch war im 
Endeffekt. Dann natürlich die Verhandlungen mit 
Paspagon, was durchgeführt wurde, wo aber auch 
dran geknüpft ist, sage ich mal, die Überlegung, 
ob man einen üpl. Antrag stellt, weil wir sagen - - 
also, inwieweit wir das Angebot herunterhandeln 
können. Und je nachdem meldet man ja auch die 
Höhe eines üpl. Antrags an. Ich schreibe ja dort 
fest: Wie viel Geld benötige ich noch in 2018, um 
dann den Vertrag abzuschließen? Und da hatte 
sich im Endeffekt ja gezeigt, dass man den nicht 
braucht, weil das Angebot ja reingepasst hat. 

Und eine apl. VE wäre natürlich auch immer je-
derzeit möglich gewesen, das einzureichen. Das 
hat natürlich dann immer einen zeitlichen Kon-
text auch, dass man sagt: Das reicht man dann ja 
erst für 2019 ein, wodurch sich auch zeitliche 
Verschiebungen dann bei der Erhebung der Infra-
strukturabgabe ergeben. 

Kirsten Lühmann (SPD): Habe ich Sie da richtig 
verstanden, dass Sie gesagt haben, die Beantra-
gung einer überplanmäßigen Ausgabe - wie auch 
immer, regulär oder irregulär - war nachgelagert? 
Also, das haben Sie schon im Hintergrund immer 
gehabt, das war nicht ausgeschlossen, sondern es 
wurde nur gesagt: Lasst uns erst mal verhandeln, 
und dann gucken wir, was rauskommt, und nur 
den Rest beantragen wir dann. - Habe ich das 
richtig verstanden? 

Zeuge Adrian Winderlich: Also, das hatten wir 
so meines Erachtens, wenn meine Erinnerung 
mich nicht trügt, in der Leitungsvorlage tatsäch-
lich auch so festgehalten, dass wir gesagt haben, 
wir würden auf Arbeitsebene schon mal einen 

üpl. Antrag vorbereiten und würden - - Da sich in 
der Anmeldung der Höhe durch das Aufklärungs-
gespräch oder Gespräche noch Änderungen erge-
ben könnten, würden wir die aber erst noch mal 
durchführen. Und das hatten wir so in der Lei-
tungsvorlage mit niedergeschrieben. 

Kirsten Lühmann (SPD): Jetzt ist ja bei den Ver-
handlungen herausgekommen, dass durchaus das 
runterverhandelt werden konnte, aber natürlich 
nicht ohne Gegenwert; das ist ja logisch. Bei Ver-
handlungen ist es immer so: Wenn die eine Seite 
verändert wird, geht die andere Seite nach oben. 
Und es war ja so, dass die Seite, die nach oben 
ging, das Risiko war. Klar, dass Paspagon sagt: 
Wenn ich weniger Geld kriege, dann muss ich 
auch weniger Risiko haben. - Ist eigentlich lo-
gisch. 

Und dann hatten wir hier schon mal dadrüber 
gesprochen, wie das eigentlich in die Wirtschaft-
lichkeitsberechnung eingeflossen ist; denn es ist 
ja eine Wirtschaftlichkeitsberechnung am 
18.12.2018 gemacht worden; das ist MAT A 
BMVI-1/1_B16, Blatt 3. Und da gibt es die Gegen-
überstellung des Staatsmodells und des Betrei-
bermodells. Möchten Sie es - - Ich habe es leider 
nicht da zweimal. Hätten wir es da? - Doch, ha-
ben wir. 

(Dem Zeugen werden 
Unterlagen vorgelegt) 

Wirtschaftlichkeitsuntersuchung! So. 

Und da sehen wir ja, dass der große unterschied-
liche Kostenblock ist: Barwert Kostenrisiko beim 
Staatsmodell liegt bei 757 Millionen und beim 
Betreibermodell nur bei 170 Millionen, weil das 
ja auch der Grund ist, warum man Betreibermo-
delle macht, nämlich dass man das Risiko ausla-
gert. 

Jetzt haben wir aber übereinstimmend festge-
stellt, dass, nachdem wir festgestellt haben oder 
nachdem Sie festgestellt haben, dass auch das 
finale Angebot noch deutlich über dem lag, was 
wir als Haushaltsgesetzgeber Ihnen zur Verfü-
gung gestellt haben, Sie das nachverhandeln 
mussten, dass also das Risiko wegmusste vom 
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Betreiber wieder hin ein Teil zum Staat, damit 
dann die Vergütung vom Betreiber nach unten 
geht. Das hatten wir eben gesagt. Ist ja klar, dass 
beide Seiten was davon haben wollen. 

Wie können Sie mir dann erklären die Wirt-
schaftlichkeitsuntersuchung? Da bleiben bei dem 
Betreibermodell 170 Millionen bei Kostenrisiko 
Bund. Das heißt, das maximale Kostenrisiko sind 
170 Millionen. Wie passt das zusammen damit, 
dass bei den Verhandlungen nach dem finalen 
Angebot das Risiko vom Betreiber weggekommen 
ist hin zum Staat und wir dieses - Entschuldi-
gung, jetzt fehlt mir das Wort; Bruttowert- - 

(Dr. Christian Jung (FDP): 
Bruttounternehmenswert!) 

Bruttounternehmenswert drin hatten als Vergü-
tung für den Fall, dass aus ordnungspolitischen 
Gründen gekündigt wird? Denn das sind ja mehr 
als 170 Millionen.  

Also, ist eventuell in dieser Wirtschaftlichkeits-
untersuchung die Risikobetrachtung des neuen 
Vertrages noch nicht drin? Das irritiert mich aber, 
weil es ja am 18.12. gemacht worden ist. Und 
wenn sie nicht drin ist: Ist sie später gemacht 
worden? Also, wo haben wir denn die Wirt-
schaftlichkeitsbetrachtung, wo diese Bruttowert-
vergütung mit drinnen ist? Weil das würde ja die 
komplette Wirtschaftlichkeitsuntersuchung ver-
ändern, die ja nur mit 84 Millionen zugunsten 
des Betreibermodells ausfällt. - Sie sehen mich 
verwirrt. 

Zeuge Adrian Winderlich: Ja, also, im Prinzip bei 
den Risikokosten ist es auch so, dass wir da-
von - - Also wir bilden ja Cluster zu den Risiken, 
und die werden dann einzeln bewertet mit einer 
Eintrittswahrscheinlichkeit, mit einem Kosten-
block dahinter - was hat das für Auswirkungen? - 
und auch noch mit einem Risikoübertragungs-
grad. Das heißt, das sind immer prozentuale 
Rechnungen, die man durchführt. Und das wäre 
jetzt nicht so, dass man jetzt hier in dem Fall den 
vollen Bruttounternehmenswert raufsetzen 
würde, sondern es ist ja ein gewichtetes Krite-
rium, also ein gewichtetes Risiko, was zu 50 Pro-
zent eintreten kann mit einer Auswirkung, mit 

einem Kostenfaktor, den ich jetzt nicht nachvoll-
ziehen kann - sonst müsste man die ganze WU 
nehmen -, weshalb das hier nicht eins zu eins 
draufgerechnet ist, der Bruttounternehmenswert, 
die Entschädigung. 

Kirsten Lühmann (SPD): Wir haben ja gehört, 
dass das Risiko, also die Eintrittswahrscheinlich-
keit, nur bei 10 Prozent war, dass eine Kündi-
gung aus ordnungspolitischem Rahmen möglich 
wäre. Das haben wir hier mehrfach von anderen 
Zeugen gehört, dass das zumindest dann - - 

(Stephan Kühn (Dresden) 
(BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN): 15 Prozent!) 

- BMVI: 15 Prozent. - Andere Zeugen haben uns 
gesagt, das Risiko lag deutlich höher aus ihrer 
Sicht. Man kann es nicht genau beziffern, hat 
eine Zeugin gesagt, aber auf alle Fälle höher als 
15 Prozent. Es gab sogar Zeugen, die hier gesagt 
haben, es lag über 50 Prozent; das hätte man 
Ihnen auch mitgeteilt. Aber das BMVI hätte ge-
sagt, man hätte sich das nicht zu eigen genom-
men, sondern man hätte die 15 Prozent genom-
men. 

Können Sie verstehen, dass ich etwas stutzig 
werde, wenn wir hier diverse Zeugen haben, die 
uns sagen: „Das Risiko der Eintrittswahrschein-
lichkeit, dass eine Bruttowertentschädigung ge-
zahlt werden muss, liegt deutlich über 15 Pro-
zent“, ich hier aber eine Wirtschaftlichkeitsunter-
suchung habe, die knapp zugunsten des Betrei-
bermodells ausfällt, unter anderem weil die Ein-
trittswahrscheinlichkeit niedriger angesetzt wird? 
Dass mich das etwas irritiert, können Sie sicher 
verstehen. Vielleicht können Sie mir noch mal 
ein wenig helfen; denn wenn die Eintrittswahr-
scheinlichkeit nur geringfügig höher gewesen 
wäre - 20, 25; ich habe es jetzt nicht durchgerech-
net; kann ich machen -, dann wären wir ja bei der 
Wirtschaftlichkeitsuntersuchung dazu gekom-
men, dass es nicht wirtschaftlich ist. 

Zeuge Adrian Winderlich: Also, ich sage mal: 
Das sind natürlich Annahmen, mit denen man 
dann immer rumrechnen kann, auch in dieser 
prozentualen Beurteilung. Das Risiko des EuGH-
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Urteils wurde natürlich auch von vielen Seiten 
her kritisch diskutiert. Wie gesagt: Ich habe mit 
solchen Verfahren - - bin ich nicht befasst gewe-
sen, bzw. ich bin auch kein Jurist. Ich kann es 
auch nicht einschätzen, weshalb an dieser Basis 
ja dann auch bei uns die Berater das mit disku-
tiert haben, wie hoch dann so eine Eintrittswahr-
scheinlichkeit sein kann, dass es eintritt. 

Und aus der Aktenlage kann ich auch nur sagen: 
Es wurde dann in der Risikobetrachtung mit den 
angenommenen 15 Prozent berücksichtigt, also 
mit der Einstufung „Niedrig“. Das war die Ein-
schätzung des BMVI dazu, die hier mit den Bera-
tern gefunden wurde. 

Kirsten Lühmann (SPD): Aber ich habe das jetzt 
richtig verstanden: Wenn die Eintrittswahr-
scheinlichkeit, so wie andere, das BMWi oder 
auch das Kanzlerinnenamt, das angedeutet haben 
- - wenn das höher gewertet worden wäre, dann 
wäre diese Wirtschaftlichkeitsbetrachtung anders 
ausgefallen, und zwar eher negativ. 

Zeuge Adrian Winderlich: Da muss man betrach-
ten, dass man ja sowohl im Betreibermodell als 
auch im Staatsmodell das Risiko ja jeweils be-
trachtet. Also, es gilt ja für beide Verfahren. 

Kirsten Lühmann (SPD): Richtig. 

Zeuge Adrian Winderlich: Und ich müsste ja 
dann auch in beiden Modellen die Risikokosten 
hochsetzen, also die Eintrittswahrscheinlichkeit 
beispielsweise. Das heißt, im absoluten Betrag 
würde ich auf beiden Varianten die gleiche Kos-
tenanhebung haben, weshalb sich an der Vorteil-
haftigkeit dann erst mal nichts ändert. 

Kirsten Lühmann (SPD): Wieso muss ich, wenn 
ich ein negatives EuGH-Urteil habe, einen Brut-
tounternehmenswert als Risiko auf der Staats-
seite machen? 

Zeuge Adrian Winderlich: Ganz einfach - hatte 
sich auch in den entsprechenden Verhandlungen 
gezeigt -: Wenn es jetzt eine Eigenrealisierung des 
Staates wäre, dass auch das KBA ja zum Beispiel 
dann ein Gebietsfremdennetz hätte aufbauen 
müssen zum Beispiel oder hätte sich für andere 

Dienstleistungen tatsächlich auch Verträge mit 
einkaufen müssen, also ein anderes Know-how, 
weil sie ja nicht alles leisten können - - dass auch 
da theoretisch dann Schadensersatzregelungen 
auf einen zukommen könnten - beispielsweise, 
sage ich mal. 

Kirsten Lühmann (SPD): Richtig, aber dann nicht 
im Bruttounternehmenswert eines Unterneh-
mens, das alles komplett macht. 

Zeuge Adrian Winderlich: Also, das wäre für 
mich jetzt rein spekulativ, weil ich weiß nicht, 
was da für Verträge dann abgeschlossen werden 
im Einzelnen. Das kann ich nicht beurteilen. Auf 
jeden Fall würden dort aber dann auch Kosten 
anfallen beim Staatsmodell. 

Kirsten Lühmann (SPD): Gut. - Dann brauche ich 
noch eine Runde. Aber jetzt bin ich erst mal - - 

Vorsitzender Udo Schiefner: Dann hat der Kol-
lege Jung das Wort. 

Dr. Christian Jung (FDP): Ja, damit ich das noch 
mal alles einordnen kann, was Sie gesagt haben. - 
Sie haben ja öfters von Hausleitung gesprochen. 
Welchen Einfluss hat denn die Hausleitung auf 
Ihre Arbeit direkt genommen? 

Zeuge Adrian Winderlich: In dem Sinne: Wir 
schreiben halt immer Vorlagen an die Hauslei-
tung und warten dann immer entsprechend die 
Rückmeldung ab, ob, sage ich mal, jetzt salopp 
gesagt, wir jetzt Weg A gehen oder Weg B gehen. 
Das ist im Prinzip die Einflussnahme der Haus-
leitung. 

Dr. Christian Jung (FDP): Wer ist denn genau die 
Hausleitung in Ihrem Fall? 

Zeuge Adrian Winderlich: Also, im Prinzip be-
ginnt für mich das - - Oder im Prinzip kann man 
sagen: Die Hausleitung, oberste Hausleitung, wä-
ren Staatssekretäre und der Minister. 

Dr. Christian Jung (FDP): Und hat vielleicht da 
der Minister direkt mal auf Ihre Arbeit Einfluss 
genommen, oder gab es da nie Kontakte? 
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Zeuge Adrian Winderlich: Also, auf mich per-
sönlich ist der Minister nie zugekommen. 

Dr. Christian Jung (FDP): Und gab es da andere 
Persönlichkeiten aus der Hausleitung, die - viel-
leicht auch im Vorfeld zu der heutigen Veranstal-
tung - noch zusätzlich Einfluss auf Sie genom-
men haben? Denken wir zum Beispiel an Herrn 
Görrissen! 

Zeuge Adrian Winderlich: Also im Zuge zur heu-
tigen Veranstaltung: Nein. 

Dr. Christian Jung (FDP): Und was hätten Sie 
rückblickend anders gemacht? 

Zeuge Adrian Winderlich: Das ist für mich rein 
spekulativ. Das würde ich nicht einschätzen wol-
len. Aber wir haben den Weg so, wie er gegangen 
ist - das ist auch dokumentiert worden - - Dann 
hätte ich das Wissen ja damals schon haben müs-
sen, was ich heute habe, um entsprechend zu rea-
gieren, aber das hatte ich ja einfach nicht. 

Dr. Christian Jung (FDP): Vielen Dank. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Keine Fragen mehr. 
- Herr Kühn. - Herr Kollege Lutze hatte keine Fra-
gen. 

Stephan Kühn (Dresden) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Okay. - Ich hatte Ihnen ja vor einer 
ganzen Weile schon die Frage gestellt, wie Sie 
die Lage eingeschätzt haben, als drei von vier 
Bietern gesagt haben, sie werden kein Angebot 
abgeben. Sie hatten dann zwar gesagt, dass dann 
sozusagen die Erstvergütung noch mal angepasst 
wurde, aber ich will Sie jetzt noch mal nach Ihrer 
Wahrnehmung der Stimmung oder der Problem-
analyse fragen. 

Das ist ja ein wichtiges Projekt gewesen. Drei von 
vier Bietern sagen, sie werden kein finales Ange-
bot abgeben; bleibt also noch einer übrig. Und 
mit dem einen will man auch gar nicht sozusagen 
sprechen, obwohl der ein Gespräch angeboten 
hat. 

Hat sich in der Problemanalyse nach dem 3. Ok-
tober etwas geändert? Also, hatten Sie nach dem 

3. Oktober irgendwelche Informationen erhalten, 
dass es definitiv von Paspagon ein Angebot geben 
wird? Also, wie war da Ihre Informationslage, 
Ihre Einschätzung, wie kritisch sozusagen die 
Vergabesituation gesehen wurde aus dem Um-
stand, dass eben drei von vier Bietern gesagt ha-
ben: „Wir geben kein finales Angebot ab“? Wie 
haben Sie das damals sozusagen wahrgenom-
men? 

Zeuge Adrian Winderlich: Also, mit dem 3. Ok-
tober zielen Sie ja sicherlich auf das Gespräch ab, 
was der Minister geführt haben soll. Oder was - - 

Stephan Kühn (Dresden) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Ja, genau. Gab es nach dem 3. Oktober 
eine andere Lageeinschätzung, zum Beispiel, ob 
es ein finales Angebot geben wird? 

Zeuge Adrian Winderlich: Also von der Hauslei-
tung: Die betreffenden Personen, die an dem Ge-
spräch teilgenommen haben, sind nicht auf mich 
zugegangen und haben mir dazu irgendwelche 
Informationen gegeben, auch in Bezug auf das 
Vergabeverfahren. Das kann ich - - Da ist nie-
mand auf mich zugetreten, nein. 

Stephan Kühn (Dresden) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Und hatten Sie - - Wurde das kritisch 
diskutiert, dass drei von vier Bietern gesagt Herr 
Abgeordneterben, sie geben kein Angebot ab, und 
man muss dann nur - - hat dann nur noch mit 
einem - - hat dann nur noch einen, mit dem man 
verhandeln muss? Also, ist das sozusagen proble-
matisiert worden? 

Zeuge Adrian Winderlich: Man hatte ja, nach-
dem man ja die Anfangsabsageschreiben bekom-
men hatte, die Startvergütung erhöht. Und der 
eine, dritte Bieter hat das ja dann im Prinzip aber 
in seinem Schreiben ja offengelassen. Er meinte, 
er sucht ein Gespräch, aber er verfolgt natürlich 
trotzdem die Änderungen in den Vergabeunterla-
gen interessiert, was an sich ja auch vielleicht die 
Hoffnung - - hoffen lässt, dass trotzdem dieser 
Bieter jetzt noch im Vergabeverfahren bleibt und 
dann auch ein Angebot abgibt. Und das haben 
wir ja erst festgestellt, als dann tatsächlich nur 
ein Angebot abgegeben wurde, dass das nicht der 
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Fall ist, dass er sich aus dem Vergabeverfahren 
anscheinend zurückgezogen hat. 

Stephan Kühn (Dresden) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Na gut, der Bieter Arvato hat ja expli-
zit gesagt, sie brauchen ein Gespräch, um ein 
paar Sachen zu klären; sonst kann er kein Ange-
bot abgeben. Also muss es ja schon kritisch gewe-
sen sein. 

Zeuge Adrian Winderlich: Den Wortlaut kenne 
ich jetzt nicht explizit, des Schreibens. 

Stephan Kühn (Dresden) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Vorhin vorgelesen. 

Zeuge Adrian Winderlich: Deswegen würde ich 
nicht bestätigen wollen, dass er das explizit aus-
geschlossen hat. 

Stephan Kühn (Dresden) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Sie haben ja an diesen Aufklärungsge-
sprächen dann zwischen erstem und zweitem 
finalen Angebot teilgenommen - sieben Stück an 
der Zahl. Am allerletzten haben Sie nicht teilge-
nommen. Können - - Gibt es dafür einen Grund, 
dass Sie ausgerechnet am entscheidenden Ge-
spräch nicht teilgenommen haben, wo Sie alle 
anderen sechs nicht unwesentlich verfolgt, be-
gleitet - - anwesend waren? 

Zeuge Adrian Winderlich: Habe ich noch mal re-
cherchiert. Ich hatte da - - Also zumindest laut 
meinem Kalenderauszug hatte ich da einen freien 
Tag. 

Stephan Kühn (Dresden) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Das sei Ihnen gegönnt. - Ich will zu 
dem Thema „Toll Collect“ kommen. Da ist es ja 
so, dass die Frage war, ob die Vereinbarung, 
sozusagen Toll Collect als Unterauftragnehmer - - 
ob die Vereinbarung auskömmlich, ein aus-
kömmlicher Vertrag war oder nicht. Da würde 
mich interessieren: Wie standen Sie zu den haus-
haltsrechtlichen Ermächtigungen für den Be-
trieb - - in der Frage, ob es ausreichende Ver-
pflichtungsermächtigungen gab? Also, das, was 
Toll Collect an Leistungen erbringen sollte, was 
ja ursprünglich der private Bieter - zumindest 
Stand bis zum ersten finalen Angebot - erbringen 

sollte - - Toll Collect musste also vergütet wer-
den; Toll Collect entstehen Kosten. Waren die 
von dem VE-Rahmen abgedeckt oder nicht? 
Haben Sie da Kenntnis? 

Zeuge Adrian Winderlich: Also, die Kosten, die 
im Betreibervertrag für die Vergütung dort aufge-
nommen - - also für Umsatzvergütung etc., Bar-
geldzahlungen, die waren von der VE mit ge-
deckt, ja. 

Stephan Kühn (Dresden) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Richtig. Aber es gibt ja Unterlagen, 
die deutlich machen, dass die Beauftragung von 
Toll Collect bei Toll Collect weitere Kosten nach 
sich zieht. Sind die denn auch von der VE abge-
deckt worden, oder sind das zusätzliche Kosten, 
die eben nicht von der Verpflichtungsermächti-
gung abgedeckt wurden? 

Zeuge Adrian Winderlich: Also, im Prinzip hatte 
sich dann gezeigt, dass es zusätzliche Kosten 
gibt, erst im Rahmen Unterauftragnehmerver-
handlungen zwischen autoTicket und Toll Col-
lect, was ja dann erst nach Zuschlagserteilung ge-
wesen ist. Also, das ging ja, glaube ich, Ende Mai 
ungefähr los, bis der Vertrag dann geschlossen - 
Entschuldigung, Ende Januar - - bis zum Mai ge-
schlossen wurde. Und da hatte sich dann gezeigt, 
dass es noch Kosten für Systemanpassungen gibt, 
dass man die Pkw-Maut nur darauf betreiben 
kann - und auch zusätzliche Betriebskosten bei 
der Toll Collect. Und dafür hatte man dann die 
Haushaltsanmeldung für das Jahr 2020 ausge-
bracht, also für den Vertragsschluss eine VE und 
auch für diese Einmalkosten, diese Implementie-
rungskosten. Die sind auch im Haushalt angelegt 
worden, im Entwurf. 

Stephan Kühn (Dresden) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Und wurde besprochen, ob der - - also 
sozusagen die Beauftragung, ob das ein aus-
kömmlicher - - Also, es war ja - - Also, wurde das 
problematisiert, dass sozusagen mit Paspagon 
und Toll Collect ein Vertrag geschlossen wurde, 
wo aber letztendlich für Toll Collect gar nicht 
alle Kosten abgedeckt sind, sondern sozusagen 
Teilkosten anfallen, die anderweitig - also, 
sprich: aus Haushaltsmitteln - zu finanzieren 
sind, ja, und die natürlich dann draufzuschlagen 
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wären bei der Frage „Einnahmen/Ausgaben Pkw-
Maut“, in der Frage, ob das denn wirtschaftlich 
ist und für die Steuerzahlerin und den Steuer-
zahler bzw. Bundeshaushalt auch ein Plus- oder 
Minusgeschäft ist? Wurde das eigentlich proble-
matisiert? 

Zeuge Adrian Winderlich: Also, es wurden ja 
diese Kosten mit berücksichtigt dann für diese 
Transaktion, ob es Bargeldzahlungen sind oder 
Ähnliches, was wir gerade schon sagten. Und ob 
darüber hinausgehend weitere Kosten entstehen 
würden, war dann zum Zeitpunkt des Zuschlags 
so nicht klar, in welcher Höhe, weil sich das erst 
dann in diesen Unterauftragnehmerverhandlun-
gen gezeigt hatte, dann in 2019, weshalb dann 
dafür dann auch noch mal die haushalterische 
Vorsorge getroffen werden sollte für 2020. 

Stephan Kühn (Dresden) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Können Sie sich erinnern, dass es sei-
tens des KBAs Bedenken gab sozusagen, Toll Col-
lect zu beauftragen - im Zusammenhang jetzt mit 
der Pkw-Maut als Unterauftragnehmer? 

Zeuge Adrian Winderlich: In Bezug auf die Toll-
Collect-Integration: Bedenken inwiefern? Also, 
ich meine, sie hatten ja - - Das KBA hatte ja auch 
an den - - zum Teil ja auch teilgenommen an den 
Unterauftragnehmerverhandlungen. 

Stephan Kühn (Dresden) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Also, wir haben Unterlagen - - Ich for-
muliere es mal anders: Wir haben Unterlagen ge-
funden, die deutlich machen, dass Herr Zinke, 
der Leiter des KBAs, Bedenken hatte, dem Unter-
vertrag zwischen Betreiber und Toll Collect zuzu-
stimmen. Hatten Sie davon Kenntnis, und kön-
nen Sie uns sagen, was nach Ihrer Erinnerung 
sozusagen die Gründe waren, warum Herr Zinke 
das kritisch gesehen hat und dort nicht zustim-
men wollte? 

Zeuge Adrian Winderlich: Ich kenne das Schrei-
ben; ich weiß, welches Sie meinen. Bin auch der 
Meinung, dass das aber entkräftet werden konnte 
durch die Antwort, die darauf gegeben wurde. 
Ich bin mir aber nicht mehr sicher, über wen die 
rausgegangen ist, ob das zum Beispiel über den 

Herrn Stadler gewesen ist. Bin ich mir nicht 
mehr sicher. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Okay. - An der 
Stelle machen wir, glaube ich, einen Schnitt und 
kommen dann zur nächsten Runde. - Die 
CDU/CSU hat keine Fragen mehr. - Der Herr 
Wiehle hat noch eine Frage oder Fragen. Bitte 
schön, Herr Kollege. 

Wolfgang Wiehle (AfD): Ja, vielen Dank. - Zu-
nächst darf ich, Herr Winderlich, auf eine Aus-
sage eines Sachverständigen zu sprechen kom-
men, den wir hier hören durften, Herrn Professor 
Dr. Franz Mayer. Der bezog sich auf die Feststel-
lung, die ich hier gerade zitieren darf: 

Also, wenn von der Betreiberseite 
sogar 

- also dem Anbieter, der noch im Gespräch war - 

das Angebot kam, zu warten, 

- angesichts des Prozessrisikos vor dem EuGH - 

dann stärkt das doch eigentlich 
die Wahrnehmung, dass man hier 
wirklich insgesamt bei allen, die 
rechtlich damit zu tun hatten, das 
Gefühl hatte: Wir warten besser 
ab, bis die Dinge klar sind. 

So hat der Professor Mayer das zusammengefasst.  

Das ist natürlich eine Wertung, aber ich möchte 
Sie fragen, ob es denn solche Diskussionen bei - - 
in Ihren Kollegen gegeben hat. Und war es tat-
sächlich am Ende das Auslaufen der Verpflich-
tungsermächtigung, das dazu geführt hat, dass 
man noch im Jahr 2018 den Vertrag gemacht hat? 

Zeuge Adrian Winderlich: Also ich kenne die 
Aussage von dem Professor Mayer nicht. Im Prin-
zip kann ich bloß wiederholen, dass wir ja 
auch - - Das Risiko, dass das EuGH-Urteil noch 
aussteht, das haben wir ja auch in die Leitung 
transportiert, die ja dann schlussendlich auch die 
Entscheidung trifft, ob man das Risiko eingehen 
möchte oder nicht. Und - - Entschuldigung, den 
zweiten Teil der Frage - - 
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Wolfgang Wiehle (AfD): Also, war es am Ende - - 
Das ist natürlich eine Frage der Wertung. Aber 
war es nach Ihrer Einschätzung am Ende das 
Auslaufen der Verpflichtungsermächtigung - - als 
Hauptgesichtspunkt dafür, dass noch im Jahr 
2018 der Vertrag unterschrieben wurde? 

Zeuge Adrian Winderlich: Also, im Prinzip - - 
Man hat es halt in der Zeitspanne geschafft, ein 
zuschlagsfähiges Angebot zu erhalten, weshalb es 
dann auch gegeben war, dass man sagte: Man 
kann zum 30.12. das dann noch bezuschlagen. -
Hätte das nun nicht geklappt, wären wir ja auto-
matisch in einen späteren Zeittermin reinge-
rutscht, in 2019. Das hätte dann wieder neu be-
wertet werden müssen im Endeffekt, wie man 
dann damit umgeht. 

Wolfgang Wiehle (AfD): Würden Sie denn die 
Einschätzung von dem Sachverständigen bestäti-
gen, dass es also von der Betreiberseite, von dem 
Anbieter, auch tatsächlich das Angebot gegeben 
hat, die Vertragsunterzeichnung auf einen ande-
ren Zeitpunkt zu verschieben? 

Zeuge Adrian Winderlich: Also, ich kenne die 
Aussage nicht von dem Sachverständigen, und 
ich weiß auch nicht, an wen diese Information 
gegeben worden sein soll vom Bieter. Beziehen 
Sie sich damit auf irgendwie - - Ich glaube, es gab 
mal einen Presseartikel, dass das ja dem Minister 
gesagt worden sein soll durch den Bieter. Das 
weiß ich aber nicht. Also, mir gegenüber - - mei-
nes Wissens ist das nicht geäußert worden. 

Wolfgang Wiehle (AfD): Mhm. - Dann darf ich, 
wo wir jetzt gerade schon bei Verpflichtungs-
ermächtigungen sind, noch auf einen Punkt 
eingehen, der ebenfalls vom Bundesrechnungs-
hof stammt, der sagte: Es gibt ja da variable 
Vergütungen, die aus dem Angebotspreis 
rausgerechnet worden sind im Zusammenhang 
mit Portokosten. - Und der Bundesrechnungshof 
argumentiert, es wäre dafür eine neue Verpflich-
tungsermächtigung erforderlich gewesen, weil 
dann eben der Bund sich bereit erklärt hat, diese 
Portokosten zu übernehmen. Und Sie möchte ich 
fragen: War das in Ihrem Hause ein Diskussions-
punkt, dass da eine neue Verpflichtungsermäch-
tigung im Haushalt gebraucht wird? Und wie 

wurde gegebenenfalls auf diese Diskussion rea-
giert? 

Zeuge Adrian Winderlich: Also, im Prinzip hatte 
sich diese Einführung dieser Portokostenerstat-
tung in den Verhandlungsgesprächen ergeben. 
Und da ist es so, dass das im Prinzip vom Bieter 
gesondert ausgewiesen wird in einer Rechnung, 
weshalb er dann in eine Umsatzsteuerkosten-
erleichterung hineinkommt. Und diese Erleichte-
rung wäre automatisch von seiner festen Vergü-
tung abgezogen worden. Also, es wäre dort gar 
kein Extrabetrag gezahlt worden, sondern er hätte 
von einem anderen, festen Vergütungsbestandteil 
das abgezogen bekommen, diese Portokostenver-
gütung, weshalb sich da für mich eine Frage nach 
der Verpflichtungsermächtigung - - kann ich 
Ihnen nicht sagen. 

Wolfgang Wiehle (AfD): Ich möchte an der Stelle 
einwenden, dass nach meiner Kenntnis ja nur 
2,08 Milliarden Budget zur Verfügung stand in 
der Verpflichtungsermächtigung für - - in der ur-
sprünglichen, die noch bis Ende 2018 lief. Wenn 
man die Portokosten nicht rausgerechnet hätte, 
dann wäre diese Summe ja nicht getroffen wor-
den, und für die Portokosten wäre ja eine neue 
Verpflichtungsermächtigung dann erforderlich 
gewesen für die Jahre, in denen sie tatsächlich 
anfallen, also auch für andere Haushaltsjahre. 
Und das ist eigentlich der Sinn meiner Frage: Ist 
das problematisiert worden, wurde das bespro-
chen? 

Zeuge Adrian Winderlich: Also, das wurde in 
den Verhandlungsgesprächen auch mit bespro-
chen, tatsächlich. Und im Vertrag wurde auch 
meines Erachtens noch eine Klausel aufgenom-
men, falls das nicht zutreffen sollte, durch ein - - 
sieht der Vertrag eine Sprechklausel vor, wie 
man damit umgeht. Aber das basierte meines Er-
achtens auch auf einem Schreiben von der Ober-
finanzdirektion Frankfurt, glaube ich - das 
müsste, glaube ich, in den Unterlagen zur Bun-
desrechnungshof-Stellungnahme mit verlinkt 
sein -, dass das möglich ist mit den Portokosten-
erstattungen. Sollte es wider - - nicht der Fall 
sein, sieht der Vertrag da aber eine Sprechklausel 
vor, wie man damit umgehen möchte.  
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Das ist aber in den Verhandlungsgesprächen mit 
besprochen worden, in der Tat, und es ist ja auch 
so quasi mit aufgelistet worden: Was würde man 
an den Vertragsunterlagen anpassen? Was dann 
auch in die Haushaltung transportiert wurde: 
dass man so eine Regelung vornimmt zur Porto-
kostenerstattung. 

Wolfgang Wiehle (AfD): Wurde denn dann ein 
Antrag ausgelöst, dass das in den Haushalt 19 als 
Nachtrag noch eingefügt wird oder spätestens 20? 

Zeuge Adrian Winderlich: Also, da wurde kein 
Antrag ausgelöst, da man davon ausging, dass 
diese Portokostenerstattung greift, dass das mög-
lich ist - also dass damit keine Extrakosten ver-
bunden sind, sondern man hält die VE damit ein, 
mit der vertraglichen Regelung. 

Wolfgang Wiehle (AfD): Okay, das muss man 
noch mal bewerten. Aber für jetzt danke schön. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Danke schön. - Frau 
Lühmann. 

Kirsten Lühmann (SPD): Danke. - Ich nehme 
noch einmal die Wirtschaftlichkeitsuntersuchung 
raus - ich liebe Wirtschaftlichkeitsuntersuchun-
gen, auch für Straßen und sonstige Dinge -; Sie 
haben sie ja auch vorliegen. 

Ich komme noch mal zu dem zurück, wo wir vor-
hin ein bisschen gestolpert sind: bei dem Barwert 
Kostenrisiken im Staatsmodell. Könnten Sie mir 
noch mal erläutern, was in „Barwert Kostenrisi-
ken Staatsmodell“ - das sind ja immerhin 
757 Millionen - drin ist und was da eben nicht 
drin ist? 

Zeuge Adrian Winderlich: Würde ich Ihnen 
gerne erläutern, müsste ich mir aber die Wirt-
schaftlichkeitsuntersuchung jetzt im Detail angu-
cken. Die Details, was da jetzt enthalten ist, habe 
ich leider nicht mehr ad hoc griffbereit.  

Kirsten Lühmann (SPD): Weil Sie vorhin gesagt 
haben, da wären also auch Kosten drin für Leis-
tungen, die der Staat einkaufen muss, weil er sie 
nicht selbst erbringen kann; Sie haben dann 

einige genannt. Aber das war nur so, weil das 
normalerweise drin ist, oder warum? 

Zeuge Adrian Winderlich: Ob die jetzt da expli-
zit drin enthalten sind, müsste ich auch gucken. 
Ich hatte vorhin bloß erwähnt, dass dem Staat 
auch Kosten anfallen würden, wenn gekündigt 
wird, also wenn er eine Eigenlösung macht; das 
KBA sagte, sie müssten da noch verschiedene 
Dienstleister mit einbinden, weil sie nicht alles 
in Eigenregie erstellen können. Und gegebenen-
falls würden sich dadurch dann, auch wenn man 
Verträge auflöst, auch Folgekosten ergeben. 

Kirsten Lühmann (SPD): Wenn man die Verträge 
bis dahin geschlossen hat, gegebenenfalls, richtig.  

Ich komme zu dem Thema Risikoübertragungs-
rate. Bei dem Risikoworkshop vom 9. August 
2018 ging es wieder um den Vertrag „Erhebung“, 
und da gab es eine Senkung der Übertragungsrate 
von 50 auf 45 Prozent. Das heißt, das Risiko beim 
Betreibermodell ist gestiegen. Wissen Sie noch, 
warum das gemacht wurde? 

Zeuge Adrian Winderlich: Ich würde hoffen, das 
ist in der Spalte „Anmerkungen“ mit begründet, 
warum man das tatsächlich an dieser Stelle so ge-
macht hat. Also, ich sage mal: Aus dem Auszug 
vom 13.12. - - gibt es auch eine Anmerkungsta-
belle, wo drinsteht, warum man eine Anpassung 
vorgenommen hat. Aus dem Gedächtnis heraus 
kann ich Ihnen das leider nicht mehr sagen, wa-
rum man es um die 5 Prozentpunkte verschoben 
hat. 

Kirsten Lühmann (SPD): Wir haben es nicht aus 
der Tabelle, sondern es gibt eine Mail an den 
Bundesrechnungshof, wo das drinsteht, dass das 
mit einer Veränderung in den Vergabeunterlagen 
zum Stand der Technik steht. Also, wie gesagt, 
nicht in der Tabelle, sondern in einer Mail von 
ganz woanders. 

Zeuge Adrian Winderlich: Ja.  

Kirsten Lühmann (SPD): Das ist unseres Wissens 
die letzte Veränderung der Risikoübertragungs-
rate gewesen.  
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Nun haben wir ja festgestellt, dass sich an dem 
Vertrag ja einiges geändert hat - haben wir vorhin 
schon gesagt -, unter anderem die Frage Vertrags-
gestaltung: Was passiert, wenn der Vertrag ge-
kündigt wird aus ordnungspolitischen Gründen? 
Meiner Meinung nach hätte ja dann irgendwann 
die Risikoübertragungsrate noch mal verändert 
werden müssen. Das ist sie aber nicht. Warum 
nicht? 

Zeuge Adrian Winderlich: Also, ich wäre jetzt 
aus meiner Erinnerung davon ausgegangen, dass, 
als das in die Vertragsunterlagen gekippt wurde, 
das auch entsprechend im Risikoworkshop mit-
berücksichtigt wurde bzw. ausdiskutiert wurde, 
warum man da eine Änderung vornimmt oder 
nicht. Aber ich kann mich an den konkreten Fall 
leider jetzt nicht entsinnen, wann genau das be-
sprochen wurde. Ich wäre jetzt einfach mal da-
von ausgegangen, dass das so gewesen ist. 

Kirsten Lühmann (SPD): Nee. Also, zumindest 
war das Ergebnis keine Veränderung.  

Dann komme ich noch mal zu der Frage „Nach-
verhandlung oder Orientierungsgespräche?“. Vor-
hin hatten Sie bei einer Frage eines Kollegen ge-
sagt - - Also, da war die Frage: Warum gab es 
keine Nachverhandlungen zum Beispiel mit - - 
oder Orientierungsgespräche oder was auch im-
mer mit Arvato? Und da sagten Sie: Na ja, da hat 
unsere Rechtsabteilung gesagt, dass sie da verga-
berechtliche Bedenken haben. Und dann wurde 
von dem Kollegen, ich glaube, Kollege Kühn, 
nachgefragt: Wie war denn das aber bei diesen 
Gesprächen mit Paspagon? Gab es da nicht diese 
Bedenken? - Und da haben Sie gesagt, da haben 
Sie nichts mit zu tun gehabt, also das wissen Sie 
nicht. Jedenfalls wurden die offiziell nicht ange-
meldet. 

Jetzt würde ich ketzerisch sagen: Wenn Sie 
Kenntnis gehabt hätten, hätten Sie vergaberecht-
liche Bedenken gehabt. Ich formuliere mal an-
ders: Kam Ihnen das nicht komisch vor, dass mit 
dem einen Betreiber es vergaberechtliche Beden-
ken gab, mit dem noch mal zu reden nach dem fi-
nalen Angebot oder nach - - vor dem finalen An-
gebot, und mit einem anderen darf ich deutlich 

vor und auch nach dem Angebot jederzeit reden? 
Kam Ihnen das nicht komisch vor? 

Zeuge Adrian Winderlich: Ich müsste noch mal 
nachfragen: Auf welche Besprechung mit wem 
beziehen Sie sich denn? Meinen Sie damit die 
Aufklärungs- und Verhandlungsgespräche, oder 
meinen Sie jetzt Gespräche von anderen Perso-
nen mit dem Bieter, um den Sachverhalt da noch 
mal zu erfassen?  

Weil im Prinzip, mit dem - - auf das Schreiben 
von Arvato hat man so geantwortet, das wurde 
vergaberechtlich so eingeschätzt, weil im Prinzip 
man ja sonst auch immer mit allen Bietern dann 
sprechen müsste meines Erachtens, aus dem 
Gleichbehandlungsgrundsatz. Aber das kann je-
mand von der Servicestelle Vergabe sicherlich 
genauer einschätzen als ich. Das wäre jetzt mein 
erster Einfall dazu.  

Und dass man nachher mit dem letzten verblie-
benen Bieter Aufklärungs- und Verhandlungsge-
spräche geführt hat, ist meines Erachtens auch in 
den Vergabevermerken mit hinterlegt, weil alle 
anderen Bieter hatten ja kein Angebot abgegeben 
und waren somit ja aus dem Vergabeverfahren 
ausgeschieden, wenn ich das jetzt noch richtig 
aus dem Vergabevermerk so zusammenbekomme. 
Aber das können die Kollegen von der Service-
stelle Vergabe besser einschätzen als ich. 

Kirsten Lühmann (SPD): Sie waren in den gan-
zen Verhandlungen ja - bis auf die letzte, weil Sie 
da frei hatten - mit drin. Für mich stellt sich na-
türlich die Frage: Wenn ich hier vier Firmen 
habe, die ein Angebot abgeben wollen, dann ha-
ben die alle ein erstes Angebot abgegeben, das ist 
zu hoch, dann wird da noch was verändert, und 
dann sagen einige: Pass auf, lass uns mal darüber 
reden, weil da könnte noch was drin sein, aber 
wir müssten da mal drüber reden. - Und Sie sa-
gen: Nee, ist nicht, die Bedingungen stehen. Gebt 
dazu ein Angebot ab! - Dann gibt eine Firma nur 
das Angebot ab, und plötzlich werden mit der 
Firma noch einmal die Bedingungen verhandelt. 
Also genau das, wo andere, zum Beispiel Arvato, 
vorher darum gebeten haben: „Lasst uns bitte 
noch mal darüber reden!“ - und das wurde abge-
lehnt -, wird jetzt mit einem Finalen, nach dem 
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finalen Angebot, doch gemacht mit der Begrün-
dung: Er ist der Einzige, der ein finales Angebot 
macht. - Also, mir kommt das, auch rechtlich, zu-
mindest bedenklich vor.  

Zeuge Adrian Winderlich: Also, wie gesagt, 
rechtlich einschätzen kann ich das nicht; das 
müssten die Kollegen von der Servicestelle 
Vergabe tatsächlich machen. Ich kann bloß sagen, 
wie es abgelaufen ist. Man hat dann tatsächlich 
die Aufklärungs- und Verhandlungsgespräche 
mit dem einen, mit dem letzten verbliebenen Bie-
ter geführt. 

Kirsten Lühmann (SPD): Während dieser Gesprä-
che, an denen Sie ja teilgenommen haben - bis 
auf das letzte - - Diese Gespräche wurden irgend-
wann unterbrochen, und zwar wurden sie unter-
brochen, damit am 06.12. Paspagon mit Toll 
Collect ein Gespräch führen kann. Danach wur-
den die Gespräche wiederaufgenommen, und 
dann wurde ein Angebot gemacht, das so aus-
sieht, wie wir es alle kennen. Ist es üblich, dass 
solche Aufklärungsgespräche unterbrochen wer-
den, damit ein Bieter mit einer staatseigenen 
Firma reden kann, um anschließend das Angebot 
noch mal runterzusetzen? 

Zeuge Adrian Winderlich: Also, ich kann auch 
bloß hier sagen: Es ist damals tatsächlich so ge-
macht worden. Ob das nun einer allgemeinen 
Üblichkeit entspricht, da fehlen mir auch so ein 
bisschen die Erfahrungswerte zu anderen Verga-
ben in dieser Größendimension; das kann ich 
nicht einschätzen, wie üblich das dann ist. Es ist 
tatsächlich aber durchgeführt worden, das Ge-
spräch, ja. 

Kirsten Lühmann (SPD): Hatte man vorher den 
drei anderen Anbietenden angeboten, solche Ge-
spräche zu führen? 

Zeuge Adrian Winderlich: Na ja, im Prinzip war 
es ja grundsätzlich schon immer möglich, Unter-
auftragnehmer auch zum Beispiel für die Errich-
tung eines Zahlstellennetzes mit einzubeziehen. 
Das haben die Vergabeunterlagen schon immer 
vorgesehen. Dabei war es auch nicht ausgeschlos-
sen, dass dann beispielsweise auf die TC zurück-

gegriffen wird. Ob andere Bieter das geprüft ha-
ben oder was es da für Erwägungen gab, das kann 
ich nicht einschätzen aus meiner eigenen Wahr-
nehmung. 

Kirsten Lühmann (SPD): Na ja, geprüft wurde 
das, zum Beispiel bei T-Systems und der AGES, 
und das ist - - ja, aus verständlichen Gründen 
war das dann schwierig. Aber geprüft wurde das 
ja auch von anderen. Wurde ja auch von Ihnen 
dann gesagt, dass es schwierig wird oder - - Auf-
grund von vertraglichen Verbindungen der bei-
den Firmen hat sich das dann irgendwann ausge-
schlossen, zumindest für die. Aber die Idee hat-
ten ja andere auch. Es wurde aber nur mit der 
einen Firma gemacht. 

Zeuge Adrian Winderlich: Es stand den anderen 
Bietern am Verfahren ja immer frei, auch die Ge-
spräche mit TC zu suchen. Also, es war ja schon 
immer möglich, Unterauftragnehmer einzubin-
den, und darunter fällt ja dann beispielsweise - - 
kann man auch auf die TC zugehen. Und warum 
die einzelnen Bieter - - oder ob sie es gemacht ha-
ben, kann ich jetzt nicht beurteilen, oder welche 
Gründe vorliegen, warum sie es dann nicht ge-
macht haben. Vielleicht komplexe Vertrags- - ja, 
kann sein. 

Kirsten Lühmann (SPD): Die haben wir ja hof-
fentlich als Zeugen; dann können wir sie noch 
mal fragen. - Danke schön. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Herr Dr. Jung, bitte. 

Dr. Christian Jung (FDP): Von dem, was die Frau 
Kollegin Lühmann gesagt hat - - Sie sind jetzt ja 
schon länger im BMVI, fast fünf Jahre. Hat man 
da nicht manchmal auch - - Möchte man da nicht 
auch manchmal dann, wenn vielleicht einem was 
merkwürdig vorkommt - - Da gibt es ja auch so 
eine gewisse Remonstrationspflicht, wie auch im-
mer. Ich weiß jetzt nicht, ob Sie Beamter sind. 
Also, wenn Sie Beamter sind, dann, wenn da 
einem was spanisch vorkommt, wo man schon 
länger dabei ist, dann kann es ja durchaus sein, 
dass man zu seinem nächsten Vorgesetzten dann 
auch durchaus da auch mal sagt: Also, irgendwie 
hat das eine Größenordnung angenommen, wo da 
vielleicht jetzt mal ein paar Probleme kommen 
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könnten. - Haben Sie denn da so remonstriert in 
irgendeiner Weise, mündlich oder schriftlich? 

Zeuge Adrian Winderlich: Also, im Prinzip ist es 
so, dass wir natürlich viele Punkte auch intern 
schon vordiskutieren natürlich und auch prüfen. 
Und auch zu der Zeit damals - ich habe ja schon 
erwähnt: es gab ja auch keine Referatsleitung, 
keine stellvertretende Referatsleitung - - auch 
entsprechend immer den Unterabteilungsleiter 
dort schon sofort mit eingebunden haben bzw. 
hat er ja auch an den Verhandlungsgesprächen 
mit teilgenommen, die Informationen aus erster 
Hand gehabt. Und so haben wir es ja schon mit 
ihm dann vordiskutiert. Beziehungsweise inwie-
weit er das auch noch weitertransportiert hat, 
zum Beispiel an den Staatssekretär, weiß ich 
nicht. Aber es ist natürlich so, dass man da natür-
lich Punkte auch einfach mit den Vorgesetzten 
diskutiert, natürlich. 

Dr. Christian Jung (FDP): Und haben Sie das 
dann mündlich gemacht, oder haben Sie das 
auch teilweise verschriftlicht? Weil Sie ja da 
durchaus - wir haben das ja auch heute gehört - - 
Auch beim Bundeskanzleramt überlegt man sich 
ja immer: Was gibt es für verschiedene Optionen? 
Man geht ja auch analytisch vor; man macht das 
ja nicht so subjektiv-emotional, wie man da ar-
beitet, sondern das hat ja auch eine gewisse 
Struktur. Wie sind Sie da vorgegangen? Haben 
Sie das nur mündlich - - oder haben Sie da auch 
was sozusagen für die Ewigkeit aktenmäßig hin-
terlassen? 

Zeuge Adrian Winderlich: Also, im Prinzip, 
wenn es sowieso Dinge auch zu entscheiden gab, 
die wir auf Fachebene nicht treffen, wurden da-
für ja auch immer Vorlagen geschrieben dann, 
also sei es nun eine Leitungsvorlage oder sei es 
zum Beispiel auch einfach an die Abteilungslei-
tung, wo die Punkte dann transportiert werden.  

Ob ich mündlich da noch mal das Gespräch zu 
Punkten gesucht habe - - Man hat natürlich dis-
kutiert nebenbei. Aber ich kann mich jetzt nicht 
mehr genau beziehen auf, was für Inhalte das ge-
wesen sind. 

Dr. Christian Jung (FDP): Sie haben ja sehr de-
tailreich berichtet über Ihre Arbeit. Was haben 
Sie denn da genau dann vorgetragen in diesen ge-
meinsamen Reflexionsüberlegungen? 

Zeuge Adrian Winderlich: Na ja, ich sage ja: Wir 
haben ja in einem größeren Kreis auch diskutiert 
bzw. für andere Sachen Leitungsvorlagen ge-
schrieben. Ich sagte ja auch, ob ich jetzt das Ge-
spräch persönlich unter vier Augen mit dem 
Unterabteilungsleiter gesucht habe, wüsste ich 
nicht, zu welchen Punkten, sondern er war ja 
auch immer in den Gesprächsrunden bei uns mit 
bei, wo die Punkte dann diskutiert wurden. 

Dr. Christian Jung (FDP): Ich meine, es gibt ja 
auch manchmal Erfahrungsmuster; es sind ja 
auch manchmal Kollegen dabei, die vielleicht 
auch schon in der Wirtschaft Erfahrung haben, 
die dann auch in den Staatsdienst gegangen sind. 
Ich meine, vergaberechtlich ist das ja schon ein 
bisschen schwierig gewesen, wie das da so 
durchgeführt worden ist. Haben Sie da niemals 
sozusagen gemeinsam auch darüber diskutiert 
oder auch versucht, zu sagen - - vielleicht sogar 
Ihre Vorgesetzten zu beschützen, dass die da 
nicht irgendwie auch in eine Sackgasse laufen? 

Zeuge Adrian Winderlich: Also, natürlich, für 
die vergaberechtlichen Prüfungen war ja die Ser-
vicestelle Vergabe zuständig. Inwieweit die Kol-
legen dort mit ihren jeweiligen Vorgesetzten ge-
sprochen haben, das kann ich nicht beurteilen. 
Aber die schätzen ja auch vergaberechtlich ein, 
wie weit man dort vorgehen kann. Ist das verga-
berechtskonform, was wir durchgeführt haben? -
Aber, wie gesagt, inwieweit die Kollegen da das 
Gespräch gesucht haben, kann ich nicht beurtei-
len. Wir haben unseren Unterabteilungsleiter im-
mer über die - - er war ja bei … (akustisch unver-
ständlich) auch dabei - - wir haben ihn immer 
auch direkt informiert darüber, was besprochen 
wurde, auch wenn er Nachfragen hatte dazu, na-
türlich. 

Dr. Christian Jung (FDP): Gab es denn da von 
Vorgesetzten von Ihnen sozusagen auch viel-
leicht Hinweise - auch aus Fürsorgegründen -: 
„Da müssen wir jetzt besonders behutsam sein, 
dass wir da keine Fehler machen“? Weil es kann 
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ja auch sein, dass am Ende, wenn es dann 
Schwierigkeiten gibt, dann Persönlichkeiten wie 
Sie dann Ärger bekommen, obwohl vielleicht 
andere die ganze Sache verbockt haben. 

Zeuge Adrian Winderlich: Also, ich sage mal: 
Dadurch dass wir ja auch, sage ich mal, Leitungs-
vorlagen schreiben, zeigen wir ja auch: „Wo 
könnte es Problemstellen geben?“ oder „Wo müs-
sen Entscheidungen getroffen werden - - dass wir 
da natürlich auch sagen: Diese Entscheidung 
muss entsprechend auch der Vorgesetzte treffen 
im Endeffekt; wir geben die Sachlage wieder.  

Ansonsten: Ich glaube, das ist dann die Absiche-
rung auch, dass wir den Unterabteilungsleiter da 
natürlich mit eingebunden haben in jegliche Ent-
scheidung. Wie gesagt, wir hatten ja keine Refe-
ratsleitung in dem Sinne, sondern die war ja 
zurzeit nicht besetzt, und wir haben das ja auf 
drei Kollegen quasi dann aufgeteilt, dass jeder 
noch einen Aufgabenbereich wahrnehmen kann. 
Und der nächste Vorgesetzte war dann der Unter-
abteilungsleiter, der das entsprechend dann mit 
in die Verantwortung genommen hat.  

Dr. Christian Jung (FDP): So, wie Sie es jetzt er-
zählen, gab es da möglicherweise durchaus Be-
denken auch bei Ihnen und Ihrem Umfeld. Haben 
Sie das gar nicht so verschriftlicht - um sich viel-
leicht sozusagen auch abzusichern -, oder wurde 
das nur mündlich innerhalb sozusagen der 
Hierarchie gemacht? 

Zeuge Adrian Winderlich: Also, wenn, dann 
wurde das immer auch offen diskutiert, und 
wenn Entscheidungen zu treffen waren entspre-
chend, die von oberer Stelle getroffen werden 
mussten, wurde das auch verschriftlicht und 
dann entsprechend in Vermerken oder Leitungs-
vorlagen auch über die Vorgesetzten natürlich ge-
führt. 

Dr. Christian Jung (FDP): Jetzt wollte ich Ihnen 
noch eine Sache von der letzten Runde kurz vor-
halten. Sie hatten gesagt - - Ich habe Sie gefragt, 
ob da irgendwie mal Einfluss auf Sie genommen 
ist, und Sie haben dann gesagt - bitte berichtigen 
Sie mich, wenn das Zitat nicht richtig wäre! -: 
„Heute“, Zitat Anfang, „auf dieser Veranstaltung 

hat niemand auf mich Einfluss genommen“, Zitat 
Ende. - Vielleicht wurde vorher auf Sie Einfluss 
genommen, in den letzten Wochen oder Mona-
ten? Vielleicht dass Sie etwas vielleicht nicht 
ansprechen?  

Zeuge Adrian Winderlich: Also, weil Sie auch 
auf die heutige Veranstaltung hingewiesen ha-
ben, hatte ich auch das Wort „heute“ benutzt. 
Nein, also, wie gesagt - wir hatten das Thema 
vorhin schon -, wir wurden formal vorbereitet 
von der Stabsstelle, also: Welche Personen sitzen 
einem gegenüber? Wie hat man sich zu verhal-
ten? Ich habe da natürlich wahrheitsgemäß aus-
zusagen, zur Person, zur Sache. Das hat uns der 
Stab einfach formeller Natur wiedergegeben. 
Aber es wurde keine inhaltliche Einflussnahme 
auf uns genommen. 

Dr. Christian Jung (FDP): Es wurden also auch 
keine Materialien mal so ein bisschen kurz 
durchgenommen, dass man darüber diskutiert 
hat: „Hier gibt es so zehn schwierige Aktenmate-
rialien;“ - 

Zeuge Adrian Winderlich: Nee. 

Dr. Christian Jung (FDP): - „da könnten nette 
oder weniger nette Abgeordnete da mal komische 
Fragen stellen“? 

Zeuge Adrian Winderlich: Also, wir liefern die 
Akten ab, wir stellen die zusammen, und dann 
gehen die an den Untersuchungsausschuss. Also, 
wie gesagt, ich wurde von der Stabsstelle formal 
auf dieses Treffen hier vorbereitet. Es wurde 
keine inhaltliche Einflussnahme genommen auf 
mich. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Herr Lutze. - Herr 
Kühn. 

Stephan Kühn (Dresden) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Der Kollege hatte eine Wohlfühlhal-
tung angenommen.  

(Heiterkeit) 

Ich wollte auf einen Punkt zurückkommen, wo 
ich ein bisschen gestutzt habe, und zwar diese 
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Frage der Nichtauskömmlichkeit des Vertrags 
zwischen sozusagen dem Mautbetreiber und Toll 
Collect. Da gab es ja im Mai auch einen Schrift-
wechsel von Herrn Stadler und Frau Geese, 
glaube ich, für Haushalt und Finanzen zuständig 
im BMVI.  

Was der Punkt ist: Sie haben gesagt: Es ist erst 
2019 klar geworden, dass der Vertrag nie aus-
kömmlich ist. - Da frage ich mich: Warum ist das 
erst 2019 klar geworden, dass sozusagen Toll Col-
lect mehr Kosten hat, als sozusagen jetzt von der 
Vergütung im Vertrag mit dem Betreiber abgebil-
det ist, wenn doch schon im Dezember klar war: 
„Ja, die Infrastruktur von Toll Collect sozusagen 
soll mitgenutzt werden, sprich: die Zahlstellen-
terminals, die Infrastruktur“? Also, warum wird 
da ein Vertrag geschlossen, und nachher wird 
klar: „Nee, Toll Collect hat viel größere Kosten“? 
Toll Collect hat doch gesagt, unter welchen Kon-
ditionen sie was beisteuern können. Wieso fällt 
das erst nachher, nach Vertragsunterzeichnung 
mit dem Bieter, auf, dass da weitere Kosten anfal-
len, die irgendwo noch im Bundeshaushalt abge-
bildet werden müssen? Das verstehe ich nicht.  

Zeuge Adrian Winderlich: Also, im Prinzip: Im 
Vertrag wurde ja bloß die Möglichkeit einge-
räumt, dass man sich eines Unterauftragnehmers 
bedient, und wenn es die Toll Collect sein sollte, 
dann mit den Konditionen, die da niederge-
schrieben waren. Die richtigen Unterauftragneh-
merverhandlungen wurden ja tatsächlich dann 
erst in 2019 geführt zwischen der autoTicket und 
der Toll Collect, wo man sich dann über die De-
tails ausgetauscht hat - was für Leistungen sind 
denn zu erbringen? - und wo dann auch festge-
stellt wurde: Es müssen auch noch gewisse Sys-
temanpassungen erfolgen, die dann aber einen 
monetären Effekt haben. Und das wurde dann 
tatsächlich erst in diesen Unterauftragnehmerge-
sprächen, die ja dann erst ab Anfang 2019 stattge-
funden - - ist das erst nach und nach in den Ge-
sprächen aufgekommen, dass da Kosten noch zu 
leisten sind oder dass Kosten entstehen. 

Stephan Kühn (Dresden) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Und es war vor sozusagen Abschluss 
des Vertrages - sprich: vor dem zweiten, finalen 
Angebot - nicht absehbar, ist nicht sozusagen in 

der Tiefe kalkuliert worden, dass da ein finanzi-
elles Risiko letztendlich ja dann auch wieder für 
den Bund aufgelaufen ist? 

Zeuge Adrian Winderlich: Also, es ist dann erst 
tatsächlich auf Basis dieser konkreten Verhand-
lungen zwischen den beiden Parteien bewusst ge-
worden, was für technische Systemanpassungen 
erforderlich sind oder Leistungen, die dann mit 
Kosten verbunden sind. Und da der Unterauftrag-
nehmervertrag ja auch erst dann wirklich in 2019 
verhandelt wurde, war das im Vorfeld des - - 
oder zum Zuschlagstermin zum 30.12. so nicht 
bewusst, welche Kosten auf einen zukommen. 

Stephan Kühn (Dresden) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Und diese Kosten, die damals noch 
nicht absehbar waren, ist das nach Ihrer Ein-
schätzung auch der Grund gewesen, warum Herr 
Zinke sozusagen diesem Vertrag nicht zustimmen 
wollte, weil er eben sozusagen weitere Kosten be-
inhaltet, die haushaltsrechtlich abzudecken sind, 
sprich - - 

Zeuge Adrian Winderlich: Da kann ich an der 
Stelle nicht für den Herrn Zinke sprechen; das 
müssten Sie ihn dann selber fragen. 

Stephan Kühn (Dresden) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Das werden wir auch machen. Es 
hätte ja sein können sozusagen, dass Sie sagen: 
Das ist bekannt geworden. 

Sie haben am 6. Dezember für den Staatssekretär 
einen Sachstand zu den Verhandlungen - - zuge-
arbeitet; die Nummer ist schon genannt worden; 
das Dokument ist auch schon angesprochen wor-
den. Da ging es - - Die Punkte, wo man sozusagen 
entgegengekommen ist, sind ja hinlänglich be-
kannt: von Umsatzsteuer auf brutto bis die Pau-
schalvergütungen hin zu flexiblen Vergütungen 
etc. pp. Ein Punkt ist: Ausübung der Vertrags-
strafe auf den letzten Meilensteinen; Beginn der 
Erhebung wird um drei Monate nach hinten ge-
schoben. - Ist das eine Änderung gewesen der 
Vergabeunterlagen, also dessen, was da ausge-
schrieben wurde? Und wissen Sie, ob das sozusa-
gen kalkulationsrelevant für den Bieter war? Weil 
nach meiner Meinung müsste es ja sein, weil er 
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musste ja von 3 Milliarden auf 2 Milliarden run-
ter. Können Sie sich daran erinnern, welche 
sozusagen monetäre Relevanz das gehabt hat? 

Zeuge Adrian Winderlich: Also, der Punkt ist 
vom Bieter angesprochen worden, meines Erach-
tens auch in den Aufklärungs- und Verhand-
lungsgesprächen. Welchen finanziellen Impact 
das jetzt hatte, kann ich nicht beziffern, also ent-
zieht sich jetzt meiner Erinnerung ganz einfach, 
die Höhe davon. 

Stephan Kühn (Dresden) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Okay. Aber Sie können - - Sie sind 
sich sozusagen sicher, dass es sozusagen kalkula-
tionsrelevant war? Sonst hätten die Bieter das ja 
nicht zum Thema gemacht, nehme ich an.  

Zeuge Adrian Winderlich: Ich gehe stark davon 
aus, dass sie den Punkt besprechen wollten, weil 
er irgendwo einen finanziellen Effekt haben wird, 
ja. 

Stephan Kühn (Dresden) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Mich würde - - Ich hätte jetzt noch 
einen Fragenkomplex - -

Zeuge Adrian Winderlich: … (akustisch unver-
ständlich) das ist Bietereinschätzung, das ist Bie-
terkalkulation. 

Stephan Kühn (Dresden) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Ich hätte jetzt noch einen Fragenkom-
plex zur Berechnungsgrundlage der Einnahmen 
der Infrastrukturabgabe. Nächste Runde, oder? 

(Zurufe) 

Vorsitzender Udo Schiefner: Brauchen die Kolle-
ginnen und Kollegen noch eine nächste Runde? 
Die CDU/CSU? - Braucht Herr Wiehle noch eine 
nächste Runde? 

Wolfgang Wiehle (AfD): Ja. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Frau Lühmann? - 
Auch nicht. Wenn Sie einverstanden sind, wäre 
der Herr - - 

Wolfgang Wiehle (AfD): Ich hätte auch noch eine 
Frage; vielleicht haben wir uns da gerade miss-
verstanden. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Dann kann der Herr 
Kühn die nächste Frage noch - - 

Wolfgang Wiehle (AfD): Ja, er kann weiterma-
chen.  

Vorsitzender Udo Schiefner: ... (akustisch unver-
ständlich) 

Stephan Kühn (Dresden) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Ich lasse auch die Kollegen vor.  

Vorsitzender Udo Schiefner: Wenn alle einver-
standen sind, kann der Kollege Kühn jetzt zu-
nächst - 

Wolfgang Wiehle (AfD): Ich bestehe jetzt nicht 
auf der Reihenfolge. 

Vorsitzender Udo Schiefner: - seinen Komplex 
fertig fragen. 

Stephan Kühn (Dresden) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Ich habe das deshalb gefragt, weil 
sozusagen Themenwechsel ist von der Frage des 
Vergabeverfahrens hin noch mal zu der Berech-
nungsgrundlage, sprich: Einnahmenprognose. Da 
gab es ja - ich sage jetzt mal mit meinen Worten - 
Verärgerung bis Verwunderung über die Einnah-
menprognose des BMVI seitens des BMF. Kann 
man sagen: „Das ist generell ein üblicher, nicht 
unüblicher Vorgang“? 

Können Sie da noch mal aus Ihrer Erinnerung sa-
gen, was das BMF an der Einnahmenprognose 
konkret kritisiert hat und wie Sie darauf reagiert 
haben? Also, Sie müssen das ja dem BMF plausi-
bel gemacht haben, dass Ihre Einnahmenberech-
nung stichhaltig ist und das BMF sozusagen mit 
seiner Kritik - - 

Zeuge Adrian Winderlich: Auf welchen Zeit-
raum bezieht sich das denn? 
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Stephan Kühn (Dresden) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Ja - das ist richtig -, das ist - - Geben 
Sie mir mal drei Sekunden! 

(Der Abgeordnete blättert 
in seinen Unterlagen) 

Es ist noch - - Genau, das ist 2019, weil es im Jahr 
2019 noch mal eine Einnahmenprognose, eine 
neue, gab; Stichwort: „Euro 6“. Ich habe dazu 
auch passenderweise eine Kleine Anfrage damals 
gestellt. Mir ist damals eben auch aufgefallen die 
Frage „Euro-6-Pkws“ und die Frage der Kalkula-
tion, wie viele Fahrzeuge sozusagen bereits 
Euro 6 haben und dann natürlich sozusagen nie-
drigere Mautsätze zahlen.  

Genau das ist ein Punkt, den auch das BMF ange-
sprochen hat. Da würde mich noch mal interes-
sieren, wie Sie damals mit dem BMF darauf rea-
giert haben. Also, das Schreiben heißt: Konkreter 
Ansatz ist zu niedrig gewählt, weil im Laufe des 
Jahres noch 3,2 Millionen Fahrzeuge mit Euro 6 
hinzukommen. 

Zeuge Adrian Winderlich: Also, ich habe den 
Sachverhalt da nicht ganz erfasst, aber ich 
glaube, es ging darum, was man für Neuzulas-
sungszahlen für Euro-6-Fahrzeuge jetzt wirklich 
ansetzt. Weil Sie jetzt sagen: 3,2 Millionen: Wir 
sind, glaube ich, ursprünglich davon ausgegan-
gen, dass man ein Wachstum hat von 3 Millio-
nen. Und BMF sagte jetzt: Ja - weil das natürlich 
Auswirkungen hat auf die Kfz-Steuerkompensa-
tion -, es sind 3,2. - Weshalb wir, glaube ich, 
schlussendlich auf 3,5 Millionen dann gegangen 
sind, ungefähr eine Einnahmenprognose, um zu 
sagen: Wir decken das mit ab. - Also, es ging, 
glaube ich, wirklich um diese Neuzulassungszah-
len der Euro-6-Fahrzeuge, soweit ich mich richtig 
erinnern kann. 

Stephan Kühn (Dresden) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Ich hatte ja schon gesagt: Ich hatte da-
mals eine Kleine Anfrage gestellt - das ist die 
Kleine Anfrage 19/10174 -; da ging es um die 
Grundlagen der Einnahmenprognose. Ganz am 
Anfang, als Sie befragt wurden, hatten das schon 
Kollegen nachgefragt, wie diese Einnahmenprog-
nose zustande gekommen ist.  

Ich hatte zum Beispiel gefragt nach den Ein- und 
Durchfahrten ausländischer Fahrzeuge, weil das 
ja relevant ist für die Einnahmenprognose, und 
da ist mir mitgeteilt worden, dass die Zahlen 17 
Jahre alt sind, sprich: deutlich veraltet, und man 
offensichtlich keine neue Datengrundlage erstellt 
hat. Mich würde da noch mal interessieren: „Mit 
welchen Daten hat man denn da eigentlich gear-
beitet?“, wenn mit 17 Jahre alten Ein- und Durch-
fahrtsprognosen Einnahmenprognosen gemacht 
werden, die natürlich für die Frage, ob diese 
Maut jemals Einnahmen bringt und kein Minus-
geschäft wird für den Bund, natürlich schon rele-
vant sind. Also, das klingt mir alles nicht danach, 
dass die Einnahmenprognose sozusagen sattelfest 
war. 

Zeuge Adrian Winderlich: Also, man hat da, wo 
man natürlich die aktuellsten Quellen bekommen 
konnte - - hat man auch versucht, die aktuellsten 
Quellen zu benutzen. Es ist nun mal tatsächlich 
so, dass diese Ein- und Durchfahrtenprognose - - 
also das letzte Mal, dass das untersucht wurde, 
meines Wissensstands auch jetzt noch, hat das 
die IVV Aachen in 2004 gemacht, und es wurden 
danach einfach keine weiteren Zählungen mehr 
der Ein- und Durchfahrten durchgeführt, weshalb 
man an dieser Stelle leider keine aktuelleren Er-
kenntnisse gewinnen kann. 

Stephan Kühn (Dresden) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Das hat aber auch nicht dazu geführt, 
dass man gesagt hat: „Für die Einnahmenprog-
nose wäre es gut, wenn wir da noch mal eine ak-
tuelle Erhebung machen“? Die Einnahmen sozu-
sagen - - Es sollten ja zusätzliche Einnahmen für 
die Verkehrsinfrastruktur durch die Maut kom-
men, und da ist die Frage „Wie viele ausländi-
sche Pkws können auf der Einnahmenseite was 
beitragen?“ ja relevant.  

Darum: Hat das also nicht dazu geführt, dass man 
gesagt hat: „Okay, mit solchen alten Zahlen kön-
nen wir nicht plausibel oder nicht verlässlich 
eine Einnahmenprognose machen, sondern wir 
erheben jetzt irgendwie noch mal nach, Auftrag 
noch mal, Gutachten etc.“? 

Zeuge Adrian Winderlich: Also, ich kann dazu 
auch bloß sagen: Die Einnahmenprognose wurde 
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ja auch selbst mit diesem Datenbestand gut-
achterlich bestätigt von Professor Schulz, der ge-
sagt hatte, das wäre damit auch weiterhin plausi-
bel - also so, wie wir die Einnahmenschätzungen 
vorgenommen haben. 

Stephan Kühn (Dresden) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Okay. - Die allerletzte Frage, die ich 
habe, ist zur Aktenführung. Wir haben zahlreiche 
Unterlagen gefunden, wo mit wunderschönen 
Post-its gearbeitet wurde - leider können wir 
nicht erkennen, in welchen Farben 

(Zuruf: In der Regel in 
Gelb!) 

- in der Regel wahrscheinlich gelb -, die so halb 
auf bestimmten Dokumenten drauf sind. Da 
würde ich Sie noch mal fragen, ob das üblich 
war, dass Sie beispielsweise Arbeitsaufträge, 
Dienstanweisungen, Nachfragen etc. über Zettel-
chen und Post-its auf Dokumenten erhalten ha-
ben. Oder war das die Ausnahme, dass Sie mit 
Akten gearbeitet haben und Unterlagen, wo sol-
che Post-its drauf waren? Oder war das eher 
die - - Kam das öfter vor? 

Zeuge Adrian Winderlich: Also, ich habe das 
jetzt nicht unter dem Feld „Üblichkeit“ betrach-
tet. Das war so. Manchmal gab es handschrift-
liche Anmerkungen auf einem Rückläufer; 
manchmal klebte da auch ein Zettel drauf. Wa-
rum das so gewesen ist, habe ich mich tatsäch-
lich nie gefragt.  

Es ist vorgekommen einfach, ja, natürlich. Aber 
ich habe jetzt auch nicht im Kopf, wie oft, also 
wie das Verhältnis sein könnte, ob man daraus 
ableitet: Ist das üblich oder nicht? Das weiß ich 
leider nicht.  

Stephan Kühn (Dresden) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Also, handschriftliche Anmerkungen 
auf Dokumenten, das ist ja üblich, das ist ja klar. 
Aber mit Post-its, die dann abfallen können und 
dann ist sozusagen das, was draufstand, nicht 
mehr dokumentiert, das ist ja eine andere Ge-
schichte. - Aber Sie können bestätigen, dass also 
mit Post-its gearbeitet wurde? 

Zeuge Adrian Winderlich: Ja, das ist ja so auch 
in den Unterlagen ersichtlich. Also, wir haben es 
dann auch eigentlich, also, würde ich mal sagen, 
am Ende dann mit veraktet. Also, wenn es so in 
den Akten drin ist, dann blieb der Post-it natür-
lich auch drauf. 

Stephan Kühn (Dresden) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Und haben Sie noch eine Erinnerung 
sozusagen, was speziell auf den Post-its dann im-
mer war? Also, waren das Arbeitsaufträge, die auf 
Post-its waren, oder - - Also, was stand in der Re-
gel - - Welchen Charakter hatten diese Post-it-No-
tizen oder die -anmerkungen? 

Zeuge Adrian Winderlich: Kann ich Ihnen leider 
nicht sagen. Also, müsste man in die Unterlagen 
reingucken, was vereinzelt draufsteht. Aber so 
aus dem Gedächtnis heraus kann ich nicht sagen, 
was vereinzelt auf den Post-its draufstand, ob das 
ein Arbeitsauftrag war oder eine Anmerkung oder 
einfach nur Bitte um Rücksprache - tendenziell 
alles möglich. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Gut, dann gibt es di-
rekt dazu eine Frage von Herrn Lange. Bitte, Herr 
Kollege. 

Ulrich Lange (CDU/CSU): Ja. Nur eine kurze 
Nachfrage. Im Ministerium gibt es grundsätzlich 
Post-its? Also, so für den Bürobedarf? 

Zeuge Adrian Winderlich: Absolut. 

Ulrich Lange (CDU/CSU): Werden Post-its grund-
sätzlich verwendet, oder wurden die nur aus-
nahmsweise bei der Infrastrukturabgabe verwen-
det? 

Zeuge Adrian Winderlich: Ich kann mich nicht 
entsinnen, dass es dazu Vorgaben gibt, wie man 
Post-its verwendet. 

Ulrich Lange (CDU/CSU): Also, das heißt, Post-
its werden immer wieder verwendet, auch in 
anderen Verfahren und bei anderen Akten, ganz 
allgemein, ist es ab und zu - - klebt man halt 
einfach mal so ein Zettelchen drauf? 
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Zeuge Adrian Winderlich: Ich kann es bloß für 
die Pkw-Maut einschätzen, dass da zum Teil 
natürlich Post-its drauf waren. Ob das bei ande-
ren Verfahren so üblich ist, kann ich Ihnen leider 
nicht sagen. 

Ulrich Lange (CDU/CSU): Na ja, grundsätzlich, 
sehen Sie ja, haben Kollegen, wenn irgendwo mal 
eine Akte rumliegt - - Ist da auch mal ein Post-it 
drauf oder - -  

Zeuge Adrian Winderlich: Ich gucke bei anderen 
Kollegen eigentlich nicht in die Akten hinein. 

Ulrich Lange (CDU/CSU): Nicht in die Akten, 
nur: Gibt es Post-its? 

Zeuge Adrian Winderlich: Es gibt auch Post-its 
in der Gestalt, dass einfach auf der Vorgangs-
mappe ein Post-it drauf ist, wo draufsteht: Ter-
minliche Sache, bitte zu erledigen. - Also, die 
werden schon benutzt, die Post-its. 

Ulrich Lange (CDU/CSU): Gut, danke schön. Es 
geht mir nur um die Grundfeststellung der Ver-
wendung von Post-its.  

Zeuge Adrian Winderlich: Absolut, die werden 
benutzt. 

Ulrich Lange (CDU/CSU): Danke.  

Vorsitzender Udo Schiefner: Gut. Jetzt - - 

(Zuruf: Ich habe auch noch 
eine Frage!) 

- Dazu jetzt, zu Post-its? 

(Zuruf: Ja!) 

- Gut. Muss ich mir eins schreiben, damit ich 
weiß, wer danach noch dran ist. 

Stephan Kühn (Dresden) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Ich würde noch mal nachfragen. Also, 
ich habe diese Frage nach Post-its nicht gestellt, 
um Zeit zu schinden oder sozusagen Sie länger 
hier zu beschäftigen. Aber nach meinem Kennt-

nisstand sind Post-its zur Veraktung von Vorla-
gen nach der Geschäftsordnung der Bundesregie-
rung nicht zulässig. Deshalb habe ich danach 
gefragt, wie und in welchem Umfang für was 
Post-its verwendet wurden. 

Damit meine ich eben nicht Post-its „Bitte durch-
lesen“ oder so, sondern damit meine ich konkret 
sozusagen inhaltliche Arbeitsaufträge etc. pp. - 
Ist Ihnen das bekannt, dass zur Veraktung Post-its 
nicht zulässig sind nach der Geschäftsordnung 
der Bundesregierung? 

Zeuge Adrian Winderlich: Ist mir nicht bekannt, 
nein. 

Stephan Kühn (Dresden) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Okay. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Gut. Jetzt haben 
wir - - 

Ulrich Lange (CDU/CSU): Sollte es eine entspre-
chende Geschäftsordnung der Bundesregierung 
geben, bitte ich um Beiziehung zu diesem Ver-
fahren und Beiziehung zu den Akten, damit wir 
dann klären können das Verhältnis dieser Ge-
schäftsordnung der Bundesregierung zu Post-its, 
den eventuell verwendeten Post-its und den 
üblicherweise in Gebrauch seienden Post-its. Ich 
werde das im Bericht dann in einem Extrakapitel 
würdigen. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Danke schön, Herr 
Lange.  

Stephan Kühn (Dresden) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Es gibt eine Archivierungsverord-
nung, die Teil der Geschäftsordnung nach mei-
nem Kenntnisstand ist; dort ist das aufgeführt 
oder zumindest klar geregelt, wie zu verakten ist. 
Aber ich bin dafür, dass wir da gemeinsam sogar 
ein Kapitel schreiben; ich finde, das sollten wir 
gleich als erstes Kapitel machen.  

(Ulrich Lange (CDU/CSU): 
Sie können ja dann ein 
Minderheitsvotum dazu 

machen! - Heiterkeit - Zu-
ruf) 
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Vorsitzender Udo Schiefner: Ja. Bitte. 

Kirsten Lühmann (SPD): Entschuldigung! Sie 
haben dann alle Zeit der Welt. - Ich möchte jetzt 
gerne wissen, wer dieses Ding besorgt und verak-
tet, weil sonst sagen wir in 14 Tagen wieder: „Ich 
dachte aber, ihr wolltet es“, und keiner hat es 
und die gibt es gar nicht oder so. Ich möchte das 
jetzt endlich auch mal lesen. Und wer besorgt es? 

Vorsitzender Udo Schiefner: Das Ausschuss-
sekretariat werden wir beauftragen, das zu besor-
gen, okay? 

Kirsten Lühmann (SPD): Danke. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Gut. Und wer ein 
Post-it möchte: Der Herr Georgii hat extra welche 
mitgebracht.  

(Dr. Christian Jung (FDP): 
Darf ich zu den Post-its 
eine Nachfrage stellen?) 

- Noch mal zum Thema? - Gut. Bitte, Herr 
Kollege.  

Dr. Christian Jung (FDP): Das ist nämlich eine 
wichtige Sache. Also, so wie Sie das jetzt darge-
stellt haben - auch dankenswerterweise auf die 
freundliche Frage von Herrn Lange: „Ist das 
sozusagen üblich? Machen das viele - - Also, ich 
hatte bisher ehrlich gedacht - nach meinen Infor-
mationen -, dass eigentlich nur eine Person im 
BMVI sehr, sehr gerne mit Post-its arbeitet und es 
da manchmal auch unter Mitarbeitern so Witze 
gibt: Bevor es zum PUA kommt, wird erst noch 
die Akte geschüttelt, damit die Post-its alle raus-
fallen. - Gehe ich jetzt davon aus, dass das viele 
machen? Oder ist das nur eine Person aus der 
Leitungsebene, die das macht? Weil ein Minister 
macht ja keine Post-its; der schreibt gleich mit 
Grün rein. 

Zeuge Adrian Winderlich: Ich wüsste jetzt nicht, 
für wen aus der Leitung das üblich ist, Post-its 
draufzukleben. Ich habe es unter dem Gesichts-
punkt aber auch nie betrachtet: Wer klebt mir 
einen rauf? - Ich habe den dann gelesen und da-
raus meinen Arbeitsauftrag abgeschrieben. 

Dr. Christian Jung (FDP): Also, das heißt nicht, 
dass das jetzt nur eine Person ist, sondern das 
sind offenbar viele bei Ihnen, die so was so ma-
chen, oder? 

(Zuruf: Ja!) 

Zeuge Adrian Winderlich: Kann ich mir vorstel-
len. Ich habe tatsächlich nicht die Verbindung 
„Von wem kommt die Vorlage zurück?“ und 
„Wer klebt ein Post-it drauf?“. Ich kann es Ihnen 
tatsächlich nicht sagen; ich weiß es nicht. Ich 
weiß bloß: Es kleben ab und zu Post-its drauf.  

Dr. Christian Jung (FDP): Okay.  

Vorsitzender Udo Schiefner: Jetzt nehmen wir 
aber den Kollegen Wiehle bitte mit seinen Fra-
gen. 

Wolfgang Wiehle (AfD): Ja, danke schön. - Meine 
Frage ist tatsächlich unabhängig davon, ob der 
Gegenstand der Frage auf einem Post-it verzeich-
net war oder nicht. Es geht noch mal um Ver-
pflichtungsermächtigungen, aber jetzt noch mal 
in einem leicht anderen Zusammenhang, und 
zwar bezogen auf das Risiko. Also, wenn ich jetzt 
eine Risikoeintrittswahrscheinlichkeit zum Bei-
spiel von 15 Prozent habe und davon ausgehen 
muss, dass dann aber ein hoher Schadensersatz 
fällig werden kann - egal, wie hoch Sie den be-
wertet haben; da kommt jedenfalls ein zweistelli-
ger Millionenbetrag raus -, wenn ich das so an-
setze - - 

Das möchte ich Sie auch fragen: Wurde darüber 
diskutiert, ob man für eine solche Risikovorsorge 
auch eine Verpflichtungsermächtigung braucht 
haushaltsrechtlich, unabhängig davon - das hatte 
ja Frau Lühmann schon gefragt -, ob das in der 
Wirtschaftlichkeitsrechnung bewertet und be-
trachtet werden muss? 

Zeuge Adrian Winderlich: Also, im Prinzip, in-
wieweit man haushalterische Voraussetzungen 
treffen muss für eventuell anfallende Vertrags-
strafen oder Schadensersatzzahlungen, bin ich 
kein Haushaltsrechtsexperte dafür. Das kann ich 
nicht einschätzen an der Stelle, ob man für so 
was eine VE vorsorgen muss, weil ja auch nicht 
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feststeht, ob so ein Schadensersatzanspruch an-
fällt, also jetzt mal auf andere Vertragsstrafen ge-
sehen. Kann ich nicht einschätzen; müsste wahr-
scheinlich ein Sachverständiger einschätzen. 

Wolfgang Wiehle (AfD): Zur Klärung: Meine 
Frage war auch nicht als Frage an Sachverstän-
dige gemeint - hätte ich auch einen Sachverstän-
digen fragen müssen -, sondern: Wurde das dis-
kutiert in Ihrem Hause? 

Zeuge Adrian Winderlich: Ob man für Vertrags-
strafen oder ähnliche Sachen eine Verpflich-
tungsermächtigung benötigt? 

Wolfgang Wiehle (AfD): Speziell für diese Sache. 

Zeuge Adrian Winderlich: Bin ich mir nicht si-
cher. Ich bin der Meinung, dass es aber in der 
Stellungnahme zum BRH-Entwurf - - zum BRH-
Bericht tatsächlich auch einen Auszug gibt oder 
einen Passus gibt, wo über die haushaltsrecht-
liche Vorsorge für eine Kündigungsfolge Stellung 
genommen wird. Ich muss da auf das noch mal 
verweisen. Aber ansonsten, wo das noch an an-
derer Stelle diskutiert wurde, entzieht sich jetzt 
meiner Kenntnis. 

Wolfgang Wiehle (AfD): Danke schön.  

Vorsitzender Udo Schiefner: Danke. - Erst mal 
CDU/CSU. - Keine Fragen mehr. Frau Lüh-
mann? - Herr Jung.  

Dr. Christian Jung (FDP): Herr Winderlich, was 
ich jetzt sehr interessant fand bei Ihren Ausfüh-
rungen: Sie haben wirklich sehr, sehr viele De-
tails, die viele oder auch ich erst mal nachgucken 
müssten, wirklich so aus dem Stegreif auch ge-
sagt. Was mich jetzt nur ein bisschen verunsi-
chert: Es gibt immer wieder Lücken, wenn es 
sozusagen, wie vorhin bei der Besprechung, um 
die deskriptive Darstellung von Besprechungen 
geht. Nochmals deswegen zu diesen Besprechun-
gen, was wir auch vorhin hatten mit der Frau 
Lühmann, mit Vergabeverfahren. Was haben Sie 
da genau besprochen? Können Sie da auch mal 
Details nennen? Weil ich nehme Ihnen jetzt nicht 

so komplett ab, ehrlich gesagt, dass Sie sich da-
ran gar nicht erinnern können - weil Sie sich an 
viele Sachen wirklich großartig erinnern können. 

Zeuge Adrian Winderlich: Das muss zum Teil 
aber auch der Aktenlage geschuldet sein, weil ich 
mich im Vorfeld ja zu Themen auch noch mal be-
lesen habe: Wie war es in der Vergangenheit? 

Nun ist es leider so, dass die Verhandlungsproto-
kolle, also gerade November, Dezember, ja jetzt 
auch kurz und knapp gehalten sind. Das sind ja 
keine Wortprotokolle, sondern Ergebnisproto-
kolle. Und da jetzt noch mal einen vollen De-
tailcharakter wiederzugeben - -  

Es war aber so - wenn Sie dazu noch Informatio-
nen benötigen -: Man hat sich mit dem Bieter 
zusammengesetzt, und, ich bin der Meinung, in 
der ersten Besprechung ging es vornehmlich 
darum, was für ein Angebot abgegeben wurde, 
mit welcher Höhe auch, dass das natürlich nicht 
die Erwartung des Bundes getroffen hatte und in 
der Höhe auch unwirtschaftlich ist, und dass 
dann auch in die einzelnen Positionen einge-
stiegen wurde, wo eine Prüfung ergeben hatte: 
Hier könnten möglicherweise Annahmen getrof-
fen worden sein, im Prinzip, die zu hohen Risi-
kopositionen geführt hatten, sei es nun - - Ich bin 
der Meinung, es war aufgelistet, dass es halt 
extrem hohe Beraterkosten gab aufseiten zum 
Beispiel des Bieters, dass aber auch zum Zahl-
stellennetz Aufklärung betrieben wurde, weil 
dort anscheinend Annahmen getroffen wurden 
zu Verfügbarkeiten, die wir so nicht gefordert 
hatten, beispielsweise, sage ich mal. Was wurde 
noch besprochen? - Portokosten; hatten wir vor-
hin schon, das Thema.  

Aber ich kann mich da im Einzelnen an die 
Wortlaute nicht entsinnen - was vielleicht auch 
daran liegt, dass vor uns auch vornehmlich die 
Berater das Wort geführt haben und wir im 
Prinzip auch mit beigesessen haben, um das 
Ganze natürlich auch mitzuhören. Vielleicht 
erinnert man sich an sein gesprochenes Wort 
dann auch noch mal deutlich detailreicher, als 
wenn man als Zuhörer da auch in der Rolle mit 
ist. 
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Dr. Christian Jung (FDP): Das heißt also, bei die-
sen Reflexionsrunden, wo Sie auch Planungen 
gemacht haben, wie es jetzt weitergeht, waren 
auch Berater dabei? 

Zeuge Adrian Winderlich: Ja, wenn unterbro-
chen wurde oder auch im Nachgang zu Bespre-
chungen, wurde das auch immer mit den Bera-
tern - - Da die ja auch das Wort geführt haben 
bzw. auch die Vergabeunterlagen mit erstellt ha-
ben, federführend, waren die auch immer mit bei 
in diesen Nachbesprechungen, eigentlich mit 
dem üblichen Teilnehmerkreis, der auch an der 
Verhandlung mit teilgenommen hatte. 

Dr. Christian Jung (FDP): Und gab es da nie sozu-
sagen - - Auch von Beratern würde man ja viel-
leicht jetzt auch erwarten, dass die sagen: Da 
muss man auch ein bisschen vorsichtig sein 
vergaberechtlich, weil das ja auch zum Nachteil 
des Staates sein könnte. - Oder ist das Ihnen und 
den Beratern egal gewesen, dass man vielleicht 
auch Dinge macht, die sozusagen rein rechtlich 
auch hochproblematisch sind? 

Zeuge Adrian Winderlich: Also, natürlich wurde 
dann im Nachgang der Besprechung auch zu den 
vergaberechtlichen Themen, die ja dann aber die 
Servicestelle Vergabe mitbearbeitet - - gab es ja 
auch bei uns juristische Berater, die ja im Verga-
berecht tätig waren, Experten im Vergaberecht 
sind. Und die Kollegen habe sich dann zusam-
men auch zu den Sachverhalten da ausgetauscht 
und das geprüft. 

Dr. Christian Jung (FDP): Gut, aber wenn man 
sich austauscht, kann man doch auch durchaus 
kritisch sein. Oder ist es da so, dass man da nur 
so unkritisch vor sich hin reflektiert? Hat man da 
nicht mal gesagt: „Also, so geht es ja eigentlich 
nicht, so kann man ja nicht vorgehen, dass man 
da vielleicht sogar Leute ausschließt, die da auch 
mitgeboten haben“? 

Zeuge Adrian Winderlich: Aus den Diskussionen 
entstehen ja oft auch dann einfach Prüfaufträge, 
die man dann abarbeitet, die sich dann die Kolle-
gen jeweils - - an denen Kollegen sich abarbeiten 
und die ja dann im Prinzip auch ihren Eingang 
finden dann in die Vergabevermerke, warum das 

dann auch so abgelaufen ist, wie es ist, und dem-
entsprechend auch begründet wurde, vergabe-
rechtlich begutachtet. Von daher haben die Kolle-
gen da sicherlich kritische Prüfung vorgenom-
men, natürlich, ob das vergaberechtskonform ist, 
und das dann auch niedergeschrieben. 

Dr. Christian Jung (FDP): Und man hat das aber 
nie - - Also, Sie haben jetzt nur so beschrieben, so 
ein bisschen, aber das war nicht so meine Frage. 
Wurde das nie - auch von Ihnen und anderen - in 
irgendeiner Weise kritisch gesehen, was da ge-
macht worden ist? Weil man könnte ja auch da-
von ausgehen, dass jemand wie Sie dann auch 
sagt: Also, Leute, das ist alles hochproblematisch, 
was wir da machen.  

Ich meine, wir sind ja nicht ohne Grund hier in 
dem Untersuchungsausschuss. Man überlegt 
doch manchmal auch - wir haben das auch heute 
von einem anderen Beamten gehört -, dass man 
auch sozusagen strategisch-analytisch auch in die 
Ferne schaut und immer überlegt: Wenn ich jetzt 
da etwas Falsches mache, könnte das ja auch zu 
Konsequenzen führen. - Und es geht ja auch um 
den Staat, dem Sie ja auch dienen, ja? Wir sind 
hier ja nicht in einem Familienbetrieb, wo je-
der - - 

Zeuge Adrian Winderlich: Also, wie gesagt, für 
die Vergaberechtsthemen, das konnte ich so nicht 
einschätzen, weil ich kein Vergaberechtsexperte 
bin. Die Bewertung haben dann dort die Kollegen 
vorgenommen. Ob die an der ein oder anderen 
Stelle das noch mal kritisch gesehen haben oder 
das transportiert haben an andere Personen, das 
kann ich für die jetzt nicht einschätzen. Aber ich 
habe die Vergaberechtsprüfung den Kollegen 
überlassen, die dafür auch zuständig sind. 

Dr. Christian Jung (FDP): Und wie haben Sie das 
offiziell gesehen? Haben Sie in irgendeiner Weise 
das kritisch hinterfragt und auch da weitergege-
ben? 

Zeuge Adrian Winderlich: Im Prinzip habe ich 
natürlich auch die Vergabevermerke gesehen und 
habe die auch gelesen, weil, wie gesagt, vergabe-
rechtlich kann ich das nicht endgültig einschät-
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zen. Ich verlasse mich da natürlich auf die Kolle-
gen, dass die das kritisch prüfen und dann zu 
dem Schluss kommen und das auch so nieder-
schreiben, wie es dann abgelaufen ist. Also, ich 
kann es mir dann auch bloß angucken. Aber die 
vergaberechtliche Prüfung übernehmen die Kol-
legen, die dafür zuständig sind. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Herr Lutze, haben 
Sie noch Fragen? - Herr Kühn? Sie haben eben 
schon von der allerallerletzten Frage gespro-
chen. - Auch keine Fragen mehr. - Herr Wiehle? - 
CDU/CSU? - SPD? - Dann sind wir am Ende die-
ser Zeugenvernehmung. 

Herr Winderlich, nach der Fertigstellung wird 
Ihnen vom Sekretariat das Stenografische Proto-
koll übersandt. Sie haben dann zwei Wochen 
Zeit, Korrekturen an der Übertragung vorzuneh-
men oder Richtigstellungen und Ergänzungen Ih-
rer Aussage mitzuteilen. Erst nach Ablauf dieser 
Frist oder wenn Sie auf die Einhaltung dieser 
Frist verzichtet haben, kann der Abschluss Ihrer 
Zeugenvernehmung durch den Untersuchungs-
ausschuss beschlossen werden; über diesen Be-
schluss erhalten Sie eine separate Mitteilung.  

Nach Abschluss der Vernehmung kann der Tat-
bestand einer falschen uneidlichen Aussage ge-
mäß § 153 des Strafgesetzbuches vollendet sein. 
Haben Sie dazu noch Fragen? 

Zeuge Adrian Winderlich: Nein. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Dann darf ich mich 
noch einmal ganz herzlich bei Ihnen bedanken 
und die Befragung des Zeugen beenden.  

Wir machen jetzt, denke ich, fünf Minuten Pause, 
und dann kommen wir zur Befragung der Zeugin. 

(Unterbrechung von 19.35 
bis 19.48 Uhr) 
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Vernehmung der Zeugin 
Annika Brändike 

Vorsitzender Udo Schiefner: Dann eröffne ich 
wieder die Sitzung. Wir kommen zur Befragung 
der Zeugin Annika Brändike. - Ich darf Sie recht 
herzlich begrüßen, Frau Regierungsrätin.  

Zeugin Annika Brändike: Oberregierungsrätin. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Oberregierungs-
rätin, okay. Dann muss das bitte korrigiert wer-
den durch das Ausschusssekretariat. 

Ich stelle fest, dass die Zeugin ordnungsgemäß 
geladen ist. Sie haben am 28. April 2020 den Er-
halt der Ladung bestätigt. Herzlichen Dank, dass 
Sie meiner Ladung gefolgt sind.  

Ich möchte noch einige Hinweise geben. Ich 
möchte Sie darauf hinweisen, dass die Bundes-
tagsverwaltung eine Tonbandaufnahme der Sit-
zung fertigt. Diese dient ausschließlich dem 
Zweck, die stenografische Aufzeichnung der Sit-
zung zu erleichtern. Die Aufnahme wird nach Er-
stellung des Protokolls gelöscht. Das Protokoll 
dieser Anhörung wird Ihnen nach Fertigstellung 
zugestellt. Sie haben, falls dies gewünscht ist, die 
Möglichkeit, innerhalb von zwei Wochen Korrek-
turen und Ergänzungen vorzunehmen. - Haben 
Sie dazu noch Fragen? 

Zeugin Annika Brändike: Nein. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Dann möchte ich 
Sie gerne vor der Anhörung belehren. 

Sie sind als Zeugin geladen worden. Als Zeugin 
sind Sie verpflichtet, die Wahrheit zu sagen. Ihre 
Aussagen müssen richtig und vollständig sein. 
Sie dürfen nichts weglassen, was zur Sache ge-
hört, und nichts hinzufügen, was der Wahrheit 
widerspricht.  

Ich habe Sie außerdem auf die möglichen straf-
rechtlichen Folgen eines Verstoßes gegen die 
Wahrheitspflicht hinzuweisen. Wer vor dem Un-
tersuchungsausschuss uneidlich falsch aussagt, 
kann gemäß § 162 in Verbindung mit § 153 des 
Strafgesetzbuches mit Freiheitsstrafe von drei 

Monaten bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe 
bestraft werden. 

Nach § 22 Absatz 2 des Untersuchungsausschuss-
gesetzes können Sie die Auskunft auf solche Fra-
gen verweigern, deren Beantwortung Sie selbst 
oder Angehörige im Sinne des § 52 Absatz 1 der 
Strafprozessordnung der Gefahr aussetzen würde, 
einer Untersuchung nach einem gesetzlich geord-
neten Verfahren ausgesetzt zu werden. Dies gilt 
neben Verfahren wegen einer Straftat oder Ord-
nungswidrigkeit auch für Disziplinarverfahren. 

Sollten Teile Ihrer Aussage aus Gründen des 
Schutzes von Dienst-, Privat- oder Geschäftsge-
heimnissen nur in einer nichtöffentlichen oder 
eingestuften Sitzung möglich sein, bitte ich Sie 
um einen Hinweis, damit der Ausschuss dann ge-
gebenenfalls einen Beschluss nach § 14 oder § 15 
Untersuchungsausschussgesetz fassen kann. 

Haben Sie dazu noch Fragen?  

Zeugin Annika Brändike: Nein. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Nach diesen not-
wendigen Vorbemerkungen darf ich Ihnen den 
geplanten Ablauf kurz darstellen. Eingangs habe 
ich Sie zur Person zu befragen. Zu Beginn der 
Vernehmung zur Sache haben Sie nach § 24 Ab-
satz 4 des Untersuchungsausschussgesetzes Gele-
genheit, zum Beweisthema im Zusammenhang 
vorzutragen. Danach können Sie dann von den 
Mitgliedern des Ausschusses befragt werden. - 
Haben Sie dazu noch Fragen?  

(Die Zeugin schüttelt den 
Kopf) 

- Das ist nicht der Fall. 

Ich darf Sie bitten, sich dem Ausschuss mit Na-
men, Alter, Beruf und einer ladungsfähigen An-
schrift vorzustellen. 

Zeugin Annika Brändike: Mein Name ist Annika 
Brändike. Ich bin 34 Jahre, Referentin im Bundes-
ministerium für Verkehr und digitale Infrastruk-
tur, von der Ausbildung Juristin. Ladungsfähige 
Anschrift: Invalidenstraße 44, 10115 Berlin. 



Endgültiges Stenografisches Protokoll 19/14

2. Untersuchungsausschuss 

Nur zur dienstlichen Verwendung 

19. Wahlperiode Deutscher Bundestag - Stenografischer Dienst Seite 101 von 122 

Vorsitzender Udo Schiefner: Danke schön. - 
Dann gebe ich Ihnen zunächst mal nach § 24 Ab-
satz 4 des Untersuchungsausschussgesetzes Gele-
genheit, sich im Zusammenhang zum Gegenstand 
Ihrer Vernehmung hier zu äußern, wenn Sie 
möchten. 

Zeugin Annika Brändike: Ich würde vielleicht 
ganz kurz was zu meinem Werdegang im BMVI 
sagen. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Bitte schön. 

Zeugin Annika Brändike: Ich bin seit September 
2015 im BMVI und war dort zunächst im Referat 
G 14 und dort ausschließlich für die Lkw-Maut 
zuständig. Im Mai 2017 bin ich dann in die Pro-
jektgruppe Lkw-Maut 2018+ gewechselt und war 
dort bis Mitte Januar 2019. Und dann wurde ich 
umgesetzt in das Referat StV 11, was für die In-
frastrukturabgabe zuständig war. Da war ich, bis 
das Referat aufgelöst wurde, am - glaube ich - 
1. Juli 2019.  

Vorsitzender Udo Schiefner: Danke schön. - 
Dann können wir in die Befragung einsteigen. Es 
beginnt die Fraktion der CDU/CSU. Bitte, Herr 
Kollege. 

Michael Kießling (CDU/CSU): Sehr geehrte Frau 
Brändike, ich habe eine Frage, und zwar zur Ein-
bindung von Toll Collect beim Vergabeverfahren. 
Sie haben eine Mail an Herrn Schulz geschrieben 
zum Thema Neuberechnung in einer Eigenreali-
sierung, dass das insgesamt um 8,2 Prozent güns-
tiger erscheinen würde. In dem mit Herrn 
Dr. Schulz abgestimmten Formulierungsvor-
schlag zu den Plänen der EU zur streckenabhän-
gigen Maut schrieben Sie, dass nicht auszuschlie-
ßen sei, dass der Bund während der Laufzeit des 
Betreibervertrages die Call-Option für Toll 
Collect ausübt, um flexibler auf die Anforde-
rungen der EU zu reagieren. 

Jetzt ist meine Frage: Wie passen die Aussagen 
zusammen? Warum hat man zu dem Zeitpunkt 
weiterhin an dem Abschluss des Betreiberver-
trags festgehalten und lediglich eine Ausübung 
einer Call-Option in Erwägung gezogen, obwohl 

vorteilhaft gewesen wäre, die in Eigenleistung 
durchzuführen? 

Zeugin Annika Brändike: Ich kann mich jetzt 
nicht mehr an die E-Mail erinnern. Können Sie 
mir die entweder zeigen oder mir sagen, von 
wann die war? 

Michael Kießling (CDU/CSU): Das ist MAT A 
BMVI-5-4d, Blatt 79. Haben wir die? - Kommt 
gleich. 

Zeugin Annika Brändike: Also, ich kann mich 
nicht daran erinnern, dass ich im Zusammen-
hang mit der Infrastrukturabgabe an Herr 
Dr. Schulz etwas geschickt hatte, aber - - 

Michael Kießling (CDU/CSU): Okay. 

(Der Zeugin werden Unter-
lagen vorgelegt - Die 
Zeugin liest in den 

Unterlagen) 

Zeugin Annika Brändike: Könnten Sie die Frage 
vielleicht noch mal wiederholen? 

Michael Kießling (CDU/CSU): Also, wie die Aus-
sage zusammenpasst, warum man zu dem Zeit-
punkt weiterhin an dem Abschluss eines Betrei-
bervertrags festgehalten hat und lediglich eine 
Ausübung einer Call-Option in Erwägung gezo-
gen hat, obwohl die Vorteilhaftigkeit einer Eigen-
realisierung im Raume stand. 

Zeugin Annika Brändike: Ich würde einfach mal 
davon ausgehen, dass zu diesem Zeitpunkt die 
Berechnungen noch nicht abschließend beendet 
waren. Aber das betrifft ja ausschließlich auch 
die Lkw-Maut. Ich würde jetzt sagen, dass das 
nicht zum Untersuchungsgegenstand gehört, die 
theoretische Neuberechnung zur Lkw-Maut. 

Michael Kießling (CDU/CSU): Okay. - Dann habe 
ich eine weitere Frage, und zwar: Im ersten For-
mulierungsvorschlag zu den Plänen der Europäi-
schen Union schrieben Sie, dass nicht auszu-
schließen sei, dass der Bund in absehbarer Zeit, 
wie gesagt, noch mal die Call-Option von Toll 
Collect ausübt, ebenfalls die Bemautung von 
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Pkws zu übertragen. Es ist bereits erwähnt: MAT 
A BMVI-5-4d, Blatt 55. Da ist die Frage: Welche 
Rolle spielte die Überlegung, der Toll Collect die 
Aufgabe der Bemautung des Pkws zu übertragen? 

Zeugin Annika Brändike: Entschuldigung, ich 
habe die Frage nicht verstanden. 

Michael Kießling (CDU/CSU): Okay. Welche 
Rolle spielte die Überlegung, der Toll Collect die 
Aufgabe der Bemautung der Pkws zu übertragen? 
Hat sich das im Laufe der Zeit verändert? Haben 
Sie bei der Tätigkeit bei der Projektgruppe Lkw-
Maut 2018 so eine Option geprüft oder von so 
einer Überlegung erfahren, dass man das über-
nehmen könnte? 

Zeugin Annika Brändike: Nein, bei der Projekt-
gruppe Lkw-Maut haben wir nicht geprüft, ob die 
Toll Collect die Infrastrukturabgabe erheben 
kann. 

Michael Kießling (CDU/CSU): Okay, gut. Dann 
würde ich erst mal weitergeben. - Danke. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Danke schön. - 
Dann hat Herr Wiehle jetzt das Wort. 

Wolfgang Wiehle (AfD): Danke, Herr Vorsitzen-
der. - Frau Brändike, herzlichen Dank, dass Sie 
sich zur Verfügung stellen, hier Fragen zu beant-
worten. In diesem Untersuchungsausschuss war 
schon mehrfach die Rede von dem finalen Ange-
bot der Bietergemeinschaft Paspagon - es geht zu-
nächst um die Pkw-Maut eben -, Kapsch 
TrafficCom AG und Eventim AG. Und zu dem 
Zeitpunkt, wo dieses finale Angebot kam, waren 
Sie, wenn meine Kenntnis stimmt, Leiterin der 
Projektgruppe Lkw-Maut 2018+. 

Zeugin Annika Brändike: Das stimmt nicht. Ich 
war stellvertretende Leiterin der Projektgruppe 
Lkw-Maut 2018+. 

Wolfgang Wiehle (AfD): Stellvertretende Leiterin. 
Vielen Dank. - Welche Kenntnisse hatten Sie 
über die Synergieeffekte, die man sich von der 
parallelen Nutzung der Zahlstellenterminals der 
Toll Collect GmbH für den Vertrag über die Erhe-
bung der Infrastrukturabgabe versprach? 

Zeugin Annika Brändike: Also, wir haben das 
bei der theoretischen Neuberechnung der Lkw-
Maut, der Wirtschaftlichkeitsberechnung, mitbe-
rücksichtigt. Ich weiß jetzt aber auch nicht mehr, 
inwiefern. Und das ist ja auch nicht Unter-
suchungsgegenstand. 

Wolfgang Wiehle (AfD): Wir sind da möglicher-
weise an so einer Grenzlinie vom Untersuchungs-
gegenstand, weil ja die Möglichkeit, diese Zahl-
stellenterminals zu nutzen, dann großen Einfluss 
hatte auf die Entscheidungen bezüglich der Infra-
strukturabgabe. Sind nach Ihrer Kenntnis in der 
abschließenden Wirtschaftlichkeitsuntersuchung 
zur Pkw-Maut die Synergieeffekte durch die Mit-
nutzung der Zahlstellen der Toll Collect GmbH - 
Achtung! - in die Berechnung des Staatsmodells 
eingeflossen? Da wurde ja verglichen das Staats-
modell mit dem Betreibermodell, und auch beim 
Staatsmodell wäre ja Mitnutzung dieser Zahlstel-
lenterminals dann mit zu veranschlagen gewe-
sen. 

Zeugin Annika Brändike: Das weiß ich nicht, 
was bei der abschließenden Wirtschaftlichkeits-
untersuchung zur Infrastrukturabgabe berechnet 
wurde, weil ich erst seit Mitte Januar 2019 im Re-
ferat, das für die Infrastrukturabgabe zuständig 
war, war und die abschließende Wirtschaftlich-
keitsuntersuchung da, nehme ich einfach mal an, 
schon abgeschlossen war. 

Wolfgang Wiehle (AfD): Und Sie haben auch 
keine Gelegenheit gehabt, das im Nachhinein 
noch zu betrachten? 

Zeugin Annika Brändike: Doch, ich habe mir die 
mal angeguckt, und zwar im Zusammenhang mit 
einem IFG-Antrag. Aber ich bin Juristin, und von 
den Zahlen verstehe ich nicht viel. 

Wolfgang Wiehle (AfD): Mhm. - Wenn man jetzt 
bei der Lkw-Maut - - Nach meiner Kenntnis - das 
werden Sie jetzt noch viel besser wissen als ich - 
ist ja bei dem Vergabeverfahren für die Lkw-Maut 
dann das Verfahren abgebrochen worden, und 
die finalen Angebote wurden nicht mehr abge-
wartet. Wenn man das jetzt doch gemacht hätte 
und das Betreibermodell hätte sich auf Grundlage 
dieser finalen Angebote als günstiger als das 
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Staatsmodell erwiesen, was hätte das für Folgen 
gehabt aus Ihrer Sicht dann auch für das Vorge-
hen bei der Infrastrukturabgabe? 

Zeugin Annika Brändike: Das ist eine hypothe-
tische Frage. Darauf kann ich nicht antworten. 
Weiß ich nicht.  

Wolfgang Wiehle (AfD): Verstehe. 

Zeugin Annika Brändike: Ich bin mir auch nicht 
sicher, ob das jetzt zum Untersuchungsgegen-
stand gehört und ob ich darauf antworten kann. 
Denn überhaupt zu dem ganzen Themenkomplex 
der Vergabe Toll Collect - - 

Vorsitzender Udo Schiefner: Also, hypothetische 
Fragen brauchen Sie natürlich nicht zu beantwor-
ten; das ist richtig. 

Zeugin Annika Brändike: Genau. Aber dieser 
ganze Themenkomplex, das Vergabeverfahren 
zur Toll Collect, hat ja eigentlich nichts mit der 
Infrastrukturabgabe zu tun. So habe ich jedenfalls 
den Untersuchungsgegenstand verstanden. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Das ist richtig, ja. 
Das stimmt.  

Wolfgang Wiehle (AfD): Ich wechsele dann an 
der Stelle den Themenkomplex. - Nach unserer 
Betrachtung der Unterlagen haben Sie ein Papier 
verfasst, in dem Sie vom zweiten finalen Angebot 
in der Infrastrukturabgabeerhebung sprechen. Da 
habe ich hier auch eine Materialnummer; das ist 
vom Bundesrechnungshof, noch nicht paginiert. 
Vorhin hatte ich den Dateipfad schon mal ange-
geben - ich mache das jetzt sicherheitshalber 
noch mal -: Unter MAT A 2000-BRH 2 ist das 
MAT A BRH 2-2 und dann weiter V3-2019-0378; 
ich glaube, da waren wir vorhin tatsächlich. Das 
ist jetzt mehr für die Protokollierung als für Sie. 
Unter Verzeichnis 02_Beiakte unter Nummer 4 
haben wir 20181214 Änderung VGU. Und darauf 
beziehe ich mich jetzt an der Stelle. Hatten Sie 
den Verdacht, dass dieses zweite finale Angebot, 
welches nur durch Überarbeitung von Haushalts-
posten zustande kam, vergaberechtlich problema-
tisch sein könnte? 

Zeugin Annika Brändike: Als ich in das Referat 
gekommen bin, da waren die Verträge geschlos-
sen, und es gehörte nicht mehr zu meinem Ar-
beitsauftrag, zu prüfen, ob das vergaberechtlich 
okay war. Ich weise aber darauf hin, dass es da 
einen Dokumentationsvermerk der Vergabestelle 
gibt, und der hat sich für mich als schlüssig erge-
ben.  

Wolfgang Wiehle (AfD): Mhm. - Haben Sie 
Kenntnis davon, dass es in Ihrem Haus kritische 
Einwände gegen eine solche Überarbeitung gege-
ben hat? 

Zeugin Annika Brändike: Das kann ich leider 
nicht beantworten, weil ich damals nicht dafür 
zuständig war und ich mich deswegen auch mit 
Kollegen nicht darüber ausgetauscht habe. 

Wolfgang Wiehle (AfD): Haben Sie Kenntnis be-
kommen über Gründe, warum nach Überarbei-
tung oder im Zusammenhang mit der Überarbei-
tung des finalen Angebots die anderen Anbieter 
nicht wieder erneut einbezogen wurden? 

Zeugin Annika Brändike: Nein, weil ich da nicht 
für zuständig war. 

Wolfgang Wiehle (AfD): Vielen Dank. So viel zur 
ersten Runde. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Frau Lühmann, 
bitte. 

Kirsten Lühmann (SPD): Danke sehr. - Frau Brän-
dike, Sie haben, jedenfalls laut Ausweisung des 
Protokolls, an einem Treffen der Gesamtprojekt-
lenkungsgruppe Infrastrukturabgabe am 30. Okto-
ber 2018, also vor Abschluss der Verträge, teilge-
nommen. Das steht in MAT A KBA-2/9-11, Blatt 
39 und 40. Im Protokoll heißt es, dass Sie das Re-
ferat StV 10 unterstützen sollten. Wie sah diese 
Unterstützung aus? 

Zeugin Annika Brändike: Also, das war eine Idee 
von der damaligen Referatsleiterin StV 10, Frau 
Henke, dass ich das Referat unterstützen soll. Ich 
habe dann auch an dieser Gesamtprojektlen-
kungsgruppensitzung teilgenommen. Es war mal 
die Überlegung, dass ich bei der Automatischen 
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Kontrolle unterstütze. Da ich aber gleichzeitig ja 
zu 100 Prozent noch bei der PG Lkw-Maut war 
und dort auch als stellvertretende Leiterin den 
Leiter Martin Strigl oft vertreten musste und da 
auch meine andere Kollegin Andrea Gülland Ur-
laub hatte, konnte ich gar nicht weiter unterstüt-
zen, außer halt diese Teilnahme an der Gesamt-
projektlenkungsgruppensitzung. 

Kirsten Lühmann (SPD): Acht Wochen später, im 
Januar 2019, wechselten Sie dann aber komplett 
in das Referat StV 11, welches zur Umsetzung 
der ISA geschaffen worden war. Das ist ja nun 
ziemlich dicht. Sie haben gesagt, Sie haben da 
nur an einer Gruppensitzung teilgenommen, und 
dann hatten Sie so viele andere Aufgaben, dass 
Sie das gar nicht mehr tun konnten. Und dann 
sind Sie aber komplett in diese Abteilung ge-
wechselt. Könnten Sie kurz sagen, wie es dazu 
kam und für welche Bereiche der Projektumset-
zung Sie denn in StV 11 zuständig waren? 

Zeugin Annika Brändike: Die Projektgruppe 
Lkw-Maut wurde - ich konnte nicht mehr das ge-
naue Datum herausfinden - aufgelöst auch ir-
gendwann Anfang Januar. Dann wurden wir alle 
nach StV 10 versetzt, und dann begann eben die 
Aufspaltung, dass das Referat StV 10 in Lkw-
Maut und Infrastrukturabgabe - - Und mir wurde 
halt mitgeteilt, dass ich zur Infrastrukturabgabe 
wechseln soll. 

Kirsten Lühmann (SPD): Danke. Logisch. - Zu 
welchem Zeitpunkt haben Sie zum ersten Mal 
von der Idee gehört, dass Toll Collect ja Leistun-
gen für den Betrieb der Infrastrukturabgabe über-
nehmen oder vollständig erbringen könnte? 

Zeugin Annika Brändike: Also, dass die Toll 
Collect ihre Kontrollbrücken zur Verfügung stel-
len kann, davon haben wir relativ früh erfahren. 
Das war ja bloß die Mitnutzung der Stahlkon-
struktion. Und dann muss es um September rum 
gewesen sein, dass ich von der Überlegung gehört 
habe, dass die Toll Collect vielleicht auch mehr 
in Sachen Infrastrukturabgabe machen soll. 

Kirsten Lühmann (SPD): Dazu gab es dann auch 
Treffen im BMVI, zwei Stück: Das eine war am 
13. September, das andere am 19. November, also 

wie Ihre Erinnerung das sagt. Aus einem internen 
Papier von Toll Collect ergeht, dass Sie an dem 
Treffen am 19. November teilgenommen haben; 
das ist MAT A BMVI-8/18-03, Blatt 352 und 353. 
Haben Sie auch an dem Treffen im September 
schon teilgenommen? 

Zeugin Annika Brändike: Ja. 

Kirsten Lühmann (SPD): Was war - - Warum ha-
ben Sie an diesen Treffen teilgenommen? Also, 
weil Sie ja zu dem Zeitpunkt noch bei der Lkw-
Maut waren und, wie Sie eben gesagt haben, 
eigentlich auch gar keine Zeit hatten, bei der 
Pkw-Maut zu unterstützen, und das deshalb auch 
nur bei einer Sitzung - jetzt haben wir gehört: bei 
mehreren Sitzungen - getan haben. 

Zeugin Annika Brändike: Genau. Wir waren 
auch immer nur zuhörend dabei. Und wir konn-
ten da natürlich auch mal sagen, was würde beim 
Lkw-Maut-Vergabeverfahren noch mit in den 
Vertrag reinverhandelt werden oder vielleicht 
auch nicht. Ich nehme einfach mal an, dass ich 
an den Treffen dann immer als Vertretung für 
Herrn Strigl da war. Also, wir waren eigentlich 
halt immer nur mit einer Person dann vertreten. 

Kirsten Lühmann (SPD): Wann kam die Idee auf - 
ich wiederhole meine Frage von vorhin -, dass 
die Toll Collect das komplett ja auch überneh-
men könnte? Wir haben jetzt zwei Treffen, 
13. September und 19. November. Wann kam 
diese Idee auf, und warum kam sie auf? Können 
Sie sich daran erinnern? 

Zeugin Annika Brändike: Ich meine, dass ich das 
erst im September dann erfahren habe, als ich 
dann Herrn Strigl vertreten habe und an diesem 
Treffen teilgenommen habe. Ich nehme einfach 
mal an, dass es davor dann auch schon themati-
siert wurde. Da war ich aber nicht involviert. 

Und die andere Frage war, wann das - - 

Kirsten Lühmann (SPD): Warum? Wie kam es 
dazu? 
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Zeugin Annika Brändike: Das weiß ich nicht. 
Also, mit den Kontrollbrücken, das ist ja irgend-
wie klar, dass man Synergien - - 

Kirsten Lühmann (SPD): Logisch. Aber komplett? 

Zeugin Annika Brändike: Genau. Komplett - das 
weiß ich leider nicht. 

Kirsten Lühmann (SPD): Und wie hat Toll 
Collect darauf reagiert, dass man denen vorge-
schlagen hat, sie könnten das doch auch kom-
plett machen? 

Zeugin Annika Brändike: Also, ich erinnere 
mich noch an das Treffen im September, wo die 
Toll Collect gesagt hat, sie können es nicht, zu-
mindest nicht innerhalb dieser Legislaturperiode, 
sie können auch keine Farbbilder aufnehmen 
und - - Ja, das waren so die Aussagen. 

Kirsten Lühmann (SPD): Ist bei den Gesprächen 
Ihnen irgendwie zu Ohren gekommen, dass man 
damals schon davon ausging, dass man kein An-
gebot kriegen wird, das das Volumen des im 
Haushalt festgelegten Budgets haben wird? 

Zeugin Annika Brändike: Nein.  

Kirsten Lühmann (SPD): Wissen Sie, dass Ihr 
Kollege Winderlich am 27. November, also nach-
dem - - Sie sagten ja, im September war Toll 
Collect da und hat gesagt: Freunde, in der Zeit 
kann ich das nicht realisieren. - Am 27. Novem-
ber hat Ihr Kollege Winderlich Toll Collect da-
rum gebeten, eine Machbarkeitsstudie darüber zu 
machen. Also, nachdem die Nein gesagt haben, 
ist er dann noch mal hingegangen und hat gesagt: 
Guckt euch das doch bitte an. - Und er hat wieder 
einen Korb gekriegt. Also insgesamt hat das 
BMVI dreimal eine Absage von Toll Collect be-
kommen. Können Sie nachvollziehen, dass sich 
Toll Collect nicht in der Lage sah, das Projekt bis 
zum Ende der Legislaturperiode umzusetzen? 
Und wie wurde das diskutiert? Das ist ja schon 
erstaunlich, dass das Ministerium da so vehe-
ment insistiert. 

Zeugin Annika Brändike: Das weiß ich nicht. Ich 
war da im November oder so nicht weiter invol-
viert. Also, tut mir leid. 

Kirsten Lühmann (SPD): Gut. - Zu welchem Zeit-
punkt haben Sie dann zum ersten Mal Kenntnis 
von der Idee erhalten, dem Bieter in den Vergabe-
unterlagen anzubieten, die Mautstellen von Toll 
Collect mitzubenutzen? Bereits vor dem 4. De-
zember 18 oder erst danach? 

Zeugin Annika Brändike: Das kann ich leider 
nicht mehr sagen. 

Kirsten Lühmann (SPD): Waren Sie überrascht 
davon, dass dieses Angebot zu dem Zeitpunkt auf 
den Tisch kam? 

Zeugin Annika Brändike: Auch daran kann ich 
mich nicht mehr erinnern. 

Kirsten Lühmann (SPD): Na ja, es ist ja schon - - 
Es war ja ziemlich am Ende der Verhandlungen, 
nicht? Man war ja Spitz auf Knopf. Wir hatten ge-
rade gesagt - - Nein, wir hatten nicht gerade ge-
sagt; der Zeuge vor Ihnen, Ihr Kollege, hat gesagt: 
Na ja, wir wussten alle, da gab es eine Deadline, 
31.12., weil so lange steht das Geld zur Verfü-
gung; dann müssten wir wieder in den Bundestag 
gehen und müssten entweder mehr Geld - - oder 
noch mal was holen. - Also war da ja schon ein 
relativer Druck, und das ist Anfang Dezember. 
Und da waren Sie ja in dem Referat. Das heißt, 
Sie hatten schon Druck, weil Sie wussten, Sie 
müssen das ja zu Ende verhandeln, die Unter-
schriften mussten bis zum 31.12. geleistet sein, 
und jetzt plötzlich kommt eine Idee, die vorher 
nicht da war. Das fanden Sie ganz normal? 

Zeugin Annika Brändike: Ich war ja nicht in dem 
Referat. Ich bin ja erst Mitte Januar 2019 zu 
StV 11 gewechselt. 

Kirsten Lühmann (SPD): Ja, stimmt, Sie haben 
recht. - Und Sie haben in Ihrem Referat davon 
nichts mitbekommen? Na ja, klar, Lkw-Maut be-
traf es am Rande; aber Sie haben davon nichts 
mitgekriegt?  

(Die Zeugin nickt) 



Endgültiges Stenografisches Protokoll 19/14

2. Untersuchungsausschuss 

Nur zur dienstlichen Verwendung 

19. Wahlperiode Deutscher Bundestag - Stenografischer Dienst Seite 106 von 122 

Habe ich gesehen. - Gut, dann höre ich hier auf 
und mache in der zweiten Runde weiter. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Herr Kollege Jung 
hat dann das Wort. Bitte. 

Dr. Christian Jung (FDP): Frau Oberregierungs-
rätin Brändike, die Frage, die ich jetzt noch habe 
direkt im Anschluss: Haben Sie denn an infor-
mellen Treffen teilgenommen zwischen autoTi-
cket und Toll Collect? 

Zeugin Annika Brändike: Ich weiß jetzt nicht, ob 
das als informell gilt, aber ich war zu Beginn 
einer, würde ich mal sagen, ersten Verhandlungs-
runde zwischen autoTicket und Toll Collect an-
wesend, aber auch nur, weil von Referat StV 10 
aufgrund des Vergabeverfahrens niemand teil-
nehmen konnte. Und da hat dann, ich meine, 
dass es Herr Molitor war, entschieden, dass ich 
da hingehe und die einleitenden Worte spreche 
und gute Verhandlung wünsche und dann wie-
der nach Hause gehe. 

Dr. Christian Jung (FDP): Und das war dann der 
Grund, warum Sie dann da auch gegangen sind? 
Das war möglicherweise am 6. Dezember 2018? 

Zeugin Annika Brändike: Ich weiß das genaue 
Datum nicht. Aber mein Arbeitsauftrag war, hin-
zugehen und zu sagen: Der Bund würde es begrü-
ßen, wenn Sie zu einer Einigung kommen. - Und 
das war’s dann. 

Dr. Christian Jung (FDP): Aber Sie hatten da ope-
rativ jetzt keine Aufgabe, sondern bloß zu sa-
gen - - 

Zeugin Annika Brändike: Nee. Ich hätte auch gar 
nicht hingehen müssen. 

Dr. Christian Jung (FDP): Und warum sind Sie 
dann hingegangen? 

Zeugin Annika Brändike: Weil mein Unterabtei-
lungsleiter mir gesagt hat, ich soll da hingehen.  

Dr. Christian Jung (FDP): Okay, gut. Ist ja sehr 
löblich. - Waren Sie noch zwischen September 

2018 und Dezember 2018 mit bei anderen Mee-
tings mit Toll Collect dabei, die vielleicht auch 
inoffiziell waren, wo es keine offiziellen Einla-
dungen gibt? 

Zeugin Annika Brändike: Also, ich habe jetzt 
noch mal in den Unterlagen geguckt, und das 
Einzige, was ich gefunden habe, war eben das im 
September und das vom 19.11. und das, was bei 
Toll Collect stattgefunden hat, was ich jetzt aber 
auch nicht als inoffiziell bezeichnen würde. 

Dr. Christian Jung (FDP): Okay. - Und die Frage, 
die sozusagen an jeden Ihrer Kolleginnen und 
Kollegen gestellt wird: Sind Sie in irgendeiner 
Weise speziell vorbereitet worden auf den heuti-
gen Tag oder geschult worden auch? Ich meine, 
Sie haben es ja eigentlich nicht nötig als Juristin. 

Zeugin Annika Brändike: Nein, ich bin auch 
nicht geschult worden. Ich denke mal, wie jeder, 
der zum Untersuchungsausschuss kommt, hatte 
ich ein Treffen mit der Stabsstelle, und da wurde 
ich halt auf organisatorische Sachen hingewie-
sen. 

Dr. Christian Jung (FDP): Und wer war da alles 
dabei? 

Zeugin Annika Brändike: Da waren Frau Bethge 
und Frau Hönle anwesend.  

Dr. Christian Jung (FDP): Und sind Sie auch Ma-
terialien zusammen noch mal kurz durchgegan-
gen, um so zu gucken: Was könnte wichtig sein? 

Zeugin Annika Brändike: Nein.  

Dr. Christian Jung (FDP): Okay, also nur formal, 
oder - - 

Zeugin Annika Brändike: Genau, rein formal.  

Dr. Christian Jung (FDP): Wie lange dauert das 
dann? So zehn Minuten, oder? 

Zeugin Annika Brändike: Nein. Ich weiß es nicht 
mehr. Halbe Stunde, kann aber auch ein bisschen 
länger gedauert haben.  
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Dr. Christian Jung (FDP): Was heißt „ein biss-
chen länger“? 

Zeugin Annika Brändike: Also, viel länger als 
eine Stunde kann ich mir jetzt nicht vorstellen. 
Ich weiß es aber nicht mehr. Ich habe noch mal 
in meinen Aufzeichnungen geguckt: Das war am 
13.03., ich glaube um 10 Uhr.  

Dr. Christian Jung (FDP): Ich gucke gerade auf 
die Uhr. Ich habe noch ein bisschen Zeit. Jetzt 
möchte ich Ihnen kurz Material vorhalten: 
MAT A BMVI-6/6j, Blatt 443 ff. Da geht es um 
eine Korrespondenz zu Risikenverteilungen. Und 
ich zitiere aus einer E-Mail von PWC an Herrn 
Stadler - Zitat -:  

Hierbei hat sich uns die Frage ge-
stellt, ob eine entsprechende Be-
gründung hinsichtlich der zu 
Grunde gelegten Risiken für den 
Gewinnzuschlag von 3 % im Be-
treibervertrag LKW-Maut bei 
einem Selbstkostenerstattungs-
preis vorliegt. Es bietet sich dann 
an, soweit die Risiken auch für die 
ISA relevant sind, auf dieser Be-
gründung aufbauend die entspre-
chenden Ansätze der Innenverein-
barung zu begründen.  

Und jetzt kommt das für mich Wichtige: 

Gerne können wir dies und mög-
liche Auswirkungen auf den 
Bund / TC im Falle einer Preis-
prüfung heute Vormittag telefo-
nisch erörtern. 

Und jetzt meine Frage: War es üblich, diese kom-
plexen Fragen quasi ohne Protokoll telefonisch 
zu besprechen? 

Zeugin Annika Brändike: Ich dachte, das wäre 
eine E-Mail gewesen? 

Dr. Christian Jung (FDP): Ja. 

Zeugin Annika Brändike: Und das sollte dann te-
lefonisch besprochen werden? 

Dr. Christian Jung (FDP): Nein, hier steht ja, dass 
man gerne miteinander da über mögliche Aus-
wirkungen auch heute Vormittag telefonisch das 
erörtern könnte. 

Zeugin Annika Brändike: Ja, das war durchaus 
üblich, weil die PWC in, ich weiß nicht, Frank-
furt sitzt und wir die jetzt nicht immer anreisen 
lassen wollten, weil wir ja auch die Reisekosten 
erstatten würden. Und deswegen haben wir auch 
oft Sachen telefonisch geklärt, und da wurden 
dann vielleicht persönliche Notizen gemacht, 
aber ein Protokoll wurde nicht gefertigt. 

Dr. Christian Jung (FDP): Obwohl es da durchaus 
auch um wirklich wichtige juristische Fragen 
geht? Also, der Berater hat das da nicht noch mal 
verschriftlicht, was man da besprochen hat? 

Zeugin Annika Brändike: Ich weiß jetzt nicht, 
von wann diese E-Mail ist. Das können Sie mir 
vielleicht noch mal sagen. Aber ich nehme ein-
fach mal dann an, dass das in der Innenvereinba-
rung dann auch seinen Niederschlag gefunden 
haben wird. 

Dr. Christian Jung (FDP): Die ist vom 2. Mai 
2019. Da waren Sie ja schon im - -  

Zeugin Annika Brändike: Ja. Ich kann mich da 
jetzt nicht daran erinnern, weil Herr Stadler sich 
sehr viel um das Preisrechtliche gekümmert hat. 
Aber dann gehe ich einfach mal davon aus, weil 
die Innenvereinbarung ja erst später abgeschlos-
sen wurde, dass das dann ein Baustein der Innen-
vereinbarung war. 

Dr. Christian Jung (FDP): Jetzt ist es ja sicherlich 
so - Sie haben gesagt, Sie sind Oberregierungsrä-
tin und Juristin -, dass man sich ja dann manch-
mal auch Fragen stellt, wenn man so bei solchen 
Prozessen dabei ist. Haben Sie sich da als Beam-
tin nicht auch die Frage gestellt, ob da alles sozu-
sagen mit rechten Dingen zugeht, auch vergabe-
rechtlich? 

Zeugin Annika Brändike: Meinen Sie jetzt, dass 
wir die Verträge dann - - oder dass die autoTicket 
mit der Toll Collect einen Vertrag abgeschlossen 
hat? Oder können Sie das konkretisieren? 
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Dr. Christian Jung (FDP): Ja, so wie Sie gesagt ha-
ben. 

Zeugin Annika Brändike: Ja, da bin ich davon 
ausgegangen, dass das alles mit rechten Dingen 
zugeht. Die Vergabestelle hatte das ja - - Die Ver-
träge waren ja ausverhandelt gewesen. Die sind 
geschlossen worden mit der autoTicket. Dort war 
das angelegt, dass die Toll Collect unterbeauftragt 
werden kann, wenn das der Bieter möchte. Und 
da gibt es auch einen Vergabevermerk, der sich 
genau mit dieser Problematik auch auseinander-
setzt, ob man das machen darf. Und den habe ich 
im Nachhinein gelesen und fand den auch 
schlüssig. 

Dr. Christian Jung (FDP): Und dann stellt man 
sich da keine weiteren Fragen mehr, ob da ir-
gendwie was problematisch sein könnte? Weil 
man könnte ja auch remonstrieren, wenn man 
der Auffassung wäre, dass da was nicht ganz 
stimmt, weil man will ja auch seine Vorgesetzten, 
seinen Dienstherrn, den Staat, die Bundesrepu-
blik Deutschland vielleicht auch schützen vor 
Dingen, die problematisch sein könnten. 

Zeugin Annika Brändike: Ja. Diese Frage hat sich 
mir aber nicht gestellt. 

Dr. Christian Jung (FDP): Okay. Weil ich habe 
hier - - Sie haben ja auch einige Kollegen, die da-
mit befasst sind, zum Beispiel den Kollegen 
Kunze, die Kollegin Hieckmann oder auch den 
Kollegen Mayer. Haben Sie sich mit denen gar 
nicht über die Vergabeprozesse unterhalten oder 
ausgetauscht in irgendeiner Weise? 

Zeugin Annika Brändike: Nein, weil die zu die-
sem Zeitpunkt ja abgeschlossen waren. 

Dr. Christian Jung (FDP): Okay. So viel - - 

Zeugin Annika Brändike: Und die Toll Collect 
konnten wir als Inhouse-Gesellschaft des Bundes 
so beauftragen oder mit denen Verträge schlie-
ßen. 

Dr. Christian Jung (FDP): Gut. Aber Sie hatten da 
niemals - - Also, Sie gingen immer davon aus, 
wie das ja auch durchaus Usus ist: Wenn das da 

auch im Hause so als rechtmäßig anerkannt wird, 
dann ist das jetzt auch nicht mehr problematisch, 
dann führen wir das jetzt einfach weiter. 

Zeugin Annika Brändike: Wir sind ja auch juris-
tisch beraten worden von einer großen internatio-
nalen Kanzlei. Deswegen denke ich nicht nur, 
dass das im Hause war, sondern wir haben ja 
auch externe Beratung genau für diese Punkte 
eben gehabt. Ich bin auch keine Vergaberechts-
expertin. 

Dr. Christian Jung (FDP): Vielen Dank erst mal. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Dann hat jetzt der 
Kollege Kühn das Wort. Bitte. 

Stephan Kühn (Dresden) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Vielen Dank, Herr Vorsitzender. - 
Frau Brändike, die einleitende Frage wäre, wie 
Sie sich auf die heutige Zeugenvernehmung vor-
bereitet haben. Mit wem haben Sie im Vorfeld ge-
sprochen, und was war der Inhalt dieser Gesprä-
che? 

Zeugin Annika Brändike: Also, ich habe mich 
ein bisschen vorbereitet, indem ich mir alte 
Dinge angeguckt habe, noch mal nach Gesprä-
chen wie mit der Toll Collect geguckt habe in - ir-
gendwie - Aufzeichnungen oder in alten Proto-
kollen. Ich habe mir die Beschlusssache durchge-
guckt. Ich bin vereinzelt noch mal Inhaltsver-
zeichnisse zu den zur Verfügung gestellten Akten 
durchgegangen. Und, ja, Gespräche führen wir 
sehr viele im Referat, aber nicht darüber, was 
man sagt im Untersuchungsausschuss auf welche 
Fragen, sondern man diskutiert vielleicht allge-
mein die Vorgänge.  

Stephan Kühn (Dresden) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Was hat man denn da zum Beispiel 
diskutiert? 

Zeugin Annika Brändike: Das kann ich Ihnen 
jetzt so nicht mehr sagen. 

Stephan Kühn (Dresden) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Ah, interessant. - Haben Sie sich mit 
der Stabsstelle vorher in Verbindung gesetzt und 



Endgültiges Stenografisches Protokoll 19/14

2. Untersuchungsausschuss 

Nur zur dienstlichen Verwendung 

19. Wahlperiode Deutscher Bundestag - Stenografischer Dienst Seite 109 von 122 

gesprochen, mit der Stabsstelle jetzt für den Un-
tersuchungsausschuss, und was war der Inhalt 
des Gesprächs? 

Zeugin Annika Brändike: Als beschlossen war, 
dass ich als Zeugin geladen werden soll, hat die 
Stabsstelle sich bei mir gemeldet und hat gesagt, 
sie bieten ein Informationsgespräch an. Und ich 
habe mich bei der Stabsstelle gemeldet. Wir 
haben das vereinbart. Das hat am 13.03. stattge-
funden; das hatte ich vorhin schon gesagt. Und 
da ging es halt um organisatorische Dinge. Da 
wurde der Ablauf geschildert. Da wurde gesagt: 
Was sind zulässige Fragen? Was sind unzulässige 
Fragen? Usw. 

Stephan Kühn (Dresden) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Gut. - Dann kommen wir zum Inhalt-
lichen. Toll Collect, Einbeziehung von Toll 
Collect in den Betreibervertrag als Unterauftrag-
nehmer: Wie war nach Ihrer Kenntnis die Hal-
tung des Kraftfahrt-Bundesamts zur Einbezie-
hung von Toll Collect in den Betreibervertrag als 
Unterauftragnehmer der Betreiber? Gab es da 
Bedenken? Wenn ja, welche? Wie wurden die 
ausgeräumt? Und wenn die nicht ausgeräumt 
werden konnten, wie wurde damit umgegangen? 

Zeugin Annika Brändike: Von den Bedenken des 
KBA haben wir erfahren, als sie einen Bericht an 
das BMVI verfasst haben. Das KBA war - wenn - 
immer nur zuhörend an diesen Sitzungen mit der 
Toll Collect und autoTicket anwesend. Das lag 
auch daran, dass das KBA in Flensburg ist und 
die nicht immer angereist sind. Deswegen haben 
sie oft per Telefon teilgenommen und waren 
nicht wirklich involviert. Wir haben auf den Be-
richt des KBA mit einem Erlass geantwortet, wo 
wir alles noch mal genau erläutert haben, wie die 
Abläufe sind, weil es dort einige Missverständ-
nisse gab. 

Stephan Kühn (Dresden) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Können Sie noch mal skizzieren, was 
denn die Bedenken des KBA jetzt genau waren 
und wie Sie darauf inhaltlich reagiert haben? „Er-
lass“ verstehe ich ja so, dass dann Herr Zinke, 
der Präsident, den Auftrag bekommen hat, grünes 
Licht zu geben. 

Zeugin Annika Brändike: Ich kann mich jetzt 
nicht mehr an die genauen Inhalte des Berichts 
und des Erlasses erinnern, aber es ist richtig, dass 
dem Präsidenten gesagt wurde, dass er den Ver-
trag bitte unterzeichnen soll. Das ist aber auch 
nicht unüblich. 

Stephan Kühn (Dresden) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Aber Sie haben keine konkrete Erin-
nerung mehr an sozusagen die Kritikpunkte, die 
das KBA vorgebracht hat? 

Zeugin Annika Brändike: Nein, das weiß ich lei-
der nicht mehr. Aber es ist auch in den Akten. 
Sie können es mir gerne auch noch mal vorlegen.  

Stephan Kühn (Dresden) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Ich frage ja nach Ihrer Erinnerung. - 
Sie haben vorhin gesagt, dass bei diesen Ver-
handlungen zwischen Toll Collect und autoTi-
cket das Verkehrsministerium in dem Sinne 
nicht beteiligt war, also Sie eine Art Grußwort ge-
sprochen haben und dann aber das Meeting da 
verlassen haben. Das wundert mich schon, dass 
sozusagen niemand vom Verkehrsministerium 
dabei war. Letztlich wurde ja über Preise gespro-
chen und damit natürlich auch die Frage, welche 
Kosten eventuell sozusagen auf den Bund zu-
kommen, die eben nicht sozusagen vom Betreiber 
übernommen werden. Das heißt, der Bund, in 
dem Falle das BMVI als zuständiges Ministerium, 
müsste doch eigentlich ein Interesse gehabt ha-
ben, an diesen Gesprächen teilzunehmen, um die 
Interessen des Bundes auch zu wahren, also 
sprich, einen möglichst hohen Kostenanteil für 
die Leistung von Toll Collect seitens des Betrei-
bers abzugelten und nicht eben sozusagen auf 
den Bundeshaushalt zukommen zu lassen. Das 
würde mich noch mal interessieren, warum da 
niemand teilgenommen hat. 

Zeugin Annika Brändike: Also, das war ein ers-
tes Gespräch, was die Toll Collect mit der autoTi-
cket - - geschlossen hat. Und so, wie ich das ver-
standen habe, ging es da erst mal nur darum, zu 
gucken, ob man sich grob annähern kann. Im Ver-
trag „Erhebungen“ wurde dann ja festgelegt, dass 
der Betreiber sich der Toll Collect oder eines vom 
Bund beherrschten Unterauftragnehmers bedie-
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nen kann für das Zahlstellennetz. Und diese Ver-
handlungen wurden dann erst nach Vertrags-
schluss geführt. Im Vertrag „Erhebungen“ ist ge-
regelt, dass die Toll Collect der autoTicket eben 
für dieses Zahlstellennetz nur ganz bestimmte 
Rechnungsposten, nämlich - ich weiß jetzt nicht 
mehr genau, wie es heißt - für die Vergütung, also 
quasi die Provision auf die Zahlungen, in Rech-
nung stellen kann. Und alles Weitere wurde dann 
eben nach Vertragsschluss verhandelt zwischen 
autoTicket und der Toll Collect in einem Unter-
auftragnehmerverhältnis. 

Stephan Kühn (Dresden) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Das ist ja bekannt. Und der Herr Win-
derlich, den wir gerade als Zeugen hatten, hatte 
ja auch darauf hingewiesen, dass zum Zeitpunkt 
des Vertragsabschlusses für die Erhebung des 
Mautsystems nicht klar war, welche Kosten bei 
Toll Collect auflaufen und wie aufwendig das 
Ganze ist. Deshalb wundert mich das sozusagen, 
dass bei den Verhandlungen - das ist ja dann 
auch ein bundeseigenes Unternehmen gewesen, 
und die Fachaufsicht für Toll Collect liegt ja mei-
nes Erachtens beim Verkehrsministerium - nie-
mand nach Vertragsabschluss, wie Sie beschrie-
ben haben, dabei gewesen ist, um die Interessen 
sozusagen der Steuerzahlerinnen und Steuerzah-
ler bzw. des Bundes im Blick zu behalten, son-
dern dass man offensichtlich gesagt hat: Okay, 
sollen doch Toll Collect und die Mautbetreiber 
das alleine klären. - Das wundert mich. 

Zeugin Annika Brändike: Das ist so auch nicht 
richtig. Ich habe gesagt, dass bei diesem ersten 
Termin, der am 6. Dezember oder wann auch im-
mer vor dem Vertragsschluss stattgefunden hat, 
keiner anwesend war. Bei den Verhandlungen, 
die danach stattgefunden haben, war das BMVI 
anwesend und auch die rechtlichen Berater. 

Stephan Kühn (Dresden) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Okay. - Waren Sie da selber persön-
lich zugegen, oder waren das andere Kolleginnen 
und Kollegen? 

Zeugin Annika Brändike: Überwiegend war ich 
anwesend, ja. 

Stephan Kühn (Dresden) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Okay. Dann kann ich Sie dazu ja be-
fragen, aber, glaube ich, erst in der nächsten 
Runde.  

Vorsitzender Udo Schiefner: Danke schön. - 
Dann beginnen wir wieder mit der Fraktion der 
CDU/CSU. Herr Kollege Lange, bitte. 

Ulrich Lange (CDU/CSU): Ja. Dann darf ich noch 
mal ein bisschen allgemeiner vielleicht einstei-
gen.  

Frau Brändike, Sie waren in der Projektgruppe 
Lkw-Maut 2018+. Mich würde jetzt so ein biss-
chen interessieren: Aus Ihrem Gefühl heraus, aus 
Ihrer täglichen Arbeit heraus, haben Sie dort 
Überschneidungen mit dem gesehen, was die In-
frastrukturabgabe angeht, oder waren Sie da rein 
fokussiert auf die Lkw-Maut, oder haben sich aus 
der Arbeitsgruppe 2018+ und aus dem - ich sage 
das mal in Anführungszeichen - „Maut- oder 
Nutzerfinanzierungsgeschehen“ grundsätzliche 
Überlegungen ableiten lassen? 

Zeugin Annika Brändike: Ich bin mir jetzt nicht 
sicher, ob ich darauf antworten kann, weil es ja 
wieder das Vergabeverfahren der Lkw-Maut be-
treffen würde. 

Ulrich Lange (CDU/CSU): Ich darf vielleicht mal 
meine Einschätzung - - Da können Sie drauf ant-
worten, weil es betrifft nur die Schnittmenge, 
und zwar nicht in der ganz konkreten - - sondern 
in der Schnittmengenproblematik der Fragestel-
lungen. 

Zeugin Annika Brändike: Also, ich weiß jetzt 
nicht so genau, wohin die Frage zielt. Aber wir 
sind schon so vorgegangen, dass wir uns halt bei 
den Verträgen - - die mal untereinander ausge-
tauscht haben, um zu gucken, was bei dem einen 
geregelt ist, wie das der andere gemacht hat. Aber 
das hat sich als nicht sonderlich zielführend her-
ausgestellt, weil die Systeme einfach ganz anders 
sind.  

Und bei der Lkw-Maut gab es ja ein bestehendes 
Lkw-Mautnetz, was einfach nur noch mal verge-
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ben werden sollte. Und bei der Infrastrukturab-
gabe sollte ja etwas komplett neu errichtet wer-
den. 

Ulrich Lange (CDU/CSU): Haben Sie zum Bei-
spiel in dem Bereich durch Synopsen oder so 
versucht, einzelne Punkte zu identifizieren, die 
übertragbar oder nicht übertragbar - - oder von 
vornherein, wo Sie sagen würden: „Da ist die In-
frastrukturabgabe so wesensfremd oder so 
wesensanders, dass man grundsätzlich einen 
neuen Ansatz suchen muss“? 

Zeugin Annika Brändike: Also, einen komplett 
neuen Ansatz - kann ich jetzt nicht mehr sagen. 
Also, wir hatten ja auch bei der Lkw-Maut juris-
tische Beratungen, die haben die Verträge erar-
beitet. Aber wir haben halt schon immer ver-
sucht, wenn bei der Infrastrukturabgabe die 
schon irgendwo eine Regelung getroffen hatten, 
die dann auch zu diskutieren. Ich kann mich da 
jetzt aber auch an einzelne Punkte nicht mehr er-
innern. Ich meine, das Schiedsverfahren war 
vielleicht so ein Punkt, bei dem wir die Regelun-
gen vielleicht weitgehend angenähert haben. 

Ulrich Lange (CDU/CSU): Wenn Sie jetzt konkret 
die Schiedsverfahren ansprechen, ohne dass ich 
jetzt - - weil dann werden Sie gleich sagen, Sie 
dürfen nichts zu dem sagen, was das jetzt lau-
fende Schiedsverfahren betrifft. Das möchte ich 
auch gar nicht wissen. Aber haben Sie sich zum 
Beispiel bei einer solchen Synopse Gedanken ge-
macht, nachdem das Schiedsverfahren „Lkw-
Maut“ jetzt zumindest politisch nicht unbedingt 
als Erfolgserlebnis gilt? Haben Sie sich Gedanken 
gemacht, in der Rechtsgestaltung gerade an die-
sen Stellen neu aufsetzen oder anders aufsetzen 
zu müssen und damit von vornherein, wie ich 
eben meinte, andere auch rechtliche Stränge oder 
Gestaltungsmöglichkeiten zu suchen? 

Zeugin Annika Brändike: Ja, das haben wir in 
Bezug auf das Schiedsverfahren, indem wir die 
Regelungen sehr viel umfassender gestaltet ha-
ben, so wie das jetzt auch bei der Infrastrukturab-
gabe ist, dass man eben ein institutionalisiertes 
Schiedsverfahren gewählt hat und nicht so, wie 
das im alten Lkw-Mautvertrag ist, wo die 
Schiedsklausel zehn Zeilen umfasst. 

Ulrich Lange (CDU/CSU): Können Sie sich jetzt 
erinnerlich noch zwei, drei Punkte herausgreifen, 
wo Sie sagen, hier sind Sie in der Gestaltung der 
Infrastrukturabgabe aus der Erfahrung der Lkw-
Maut abgewichen vom bisherigen Pfad, um zu sa-
gen - in Anführungszeichen -: „Hier wollen wir 
Fehler nicht wiederholen“? 

Zeugin Annika Brändike: Das kann ich jetzt 
nicht mehr beurteilen.  

Ulrich Lange (CDU/CSU): Ja, okay. Das war ja 
jetzt nur - - Schiedsverfahren ist ja eins, was hier 
auch mehr als einmal schon diskussionsgegen-
ständlich war und wahrscheinlich mit das Mar-
kanteste, wo man immer wieder gesagt hat: „Wie 
kann man“ - in Anführungszeichen - „einen Feh-
ler wiederholen?“, wobei ich unterstreichen 
möchte, dass die Schiedsklausel jetzt mit der 
Schiedsklausel der Lkw-Maut, außer dass es eine 
Schiedsklausel ist in der Überschrift, nicht viel 
gemein hat. 

Ich komme jetzt auf einen Termin am 6. Dezem-
ber 2018 zu sprechen. Da fand ja dieses Auftakt-
gespräch zwischen Toll Collect und der Bieter-
gemeinschaft Paspagon statt. Dort sollten Sie 
oder haben Sie ein Eingangsstatement gehalten. 
Vielleicht können Sie uns noch mal kurz schil-
dern, was die wesentlichen Impulse und Schwer-
punkte dieses Eingangsstatements waren. 

Und dann würde mich in dem Zusammenhang 
interessieren, wie man im BMVI - Sie persönlich, 
in Ihrem Umfeld - die Gespräche zwischen Toll 
Collect und dieser Bietergemeinschaft - - wie die 
aussahen und ob man rechtliche Schwierigkeiten 
oder Interessenkonflikte in irgendeiner Form an 
dieser Stelle schon mal adressiert, thematisiert, 
aufgeworfen oder hinterfragt hat. 

Zeugin Annika Brändike: Also, ich wurde aufge-
fordert, zu diesem Termin am 6. Dezember hin-
zugehen und die einleitenden Worte zu spre-
chen, wie ich es auch schon gesagt habe. Ich habe 
begründet, warum niemand von StV 10 anwe-
send sein kann, was mit dem laufenden Vergabe-
verfahren zu tun hat, und da kann die Bedarfs-
stelle sich nicht in Unterauftragnehmerverhand-
lungen einmischen. Und wir von der PG Lkw-
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Maut, obwohl wir auch nicht die Beteiligungsver-
waltung im BMVI sind und somit eigentlich gar 
nicht für den Eigentümer gesprochen haben, soll-
ten dann da eben einleitende Worte sprechen. 

Und der zweite Fragenteil zu den Interessenkon-
flikten: Welche Interessenkonflikte sollen da auf-
gefallen sein? 

Ulrich Lange (CDU/CSU): Na ja, wenn man für 
BMVI, Toll Collect und Paspagon - - ist man ja in 
einem gewissen, sage ich mal, Mehrebenenver-
hältnis. Da kann man sich ja durchaus überlegen: 
In welcher Form, mit welchem Hut, an welcher 
Stelle trete ich wie auf? 

Zeugin Annika Brändike: Ich habe mir da nicht 
wirklich Gedanken drüber gemacht, wie ich da 
auftrete, sondern ich habe einfach nur zum Ab-
schluss den Parteien viel Erfolg gewünscht, und 
das war’s.  

Ulrich Lange (CDU/CSU): Darf ich das politisch 
übersetzen: „Es war ein Grußwort“? 

Zeugin Annika Brändike: Ja, das kann man so sa-
gen. 

Ulrich Lange (CDU/CSU): Okay, danke. - Dann 
habe ich noch mal einen Komplex. Das ist ja 
nichts Negatives. 

Am 18. Juni 2019, nachdem also das Urteil dann 
da war, haben Sie an den Staatssekretär Dr. Günt-
ner eine Übersicht mit den möglichen Hand-
lungsoptionen des BMVI aufgrund des Urteils - - 
Muss ich da jetzt die MAT-Nummer von dem Ur-
teil noch mal zitieren? Ich glaube, das ist allge-
mein bekannt. Da haben Sie also eine entspre-
chende Ausarbeitung gemacht. Das hat jetzt aller-
dings eine MAT-Nummer: MAT A BMVI-5/1_a-4, 
Blatt 22 ff. 

Können Sie uns ein bisschen diese Handlungs-
optionen schildern, die Sie da aufgezeigt haben, 
vielleicht auch ein bisschen Ihre Hintergründe 
oder Beweggründe für die eine oder andere Ein-
ordnung? Und ist Ihnen bekannt, wie dann mit 
diesen Optionen weiter verfahren wurde? 

Zeugin Annika Brändike: Könnten Sie mir das 
Dokument bitte zeigen? 

(Der Zeugin werden Unter-
lagen vorgelegt - Die Zeu-
gin liest in diesen Unter-

lagen) 

Ich bin mir bei einem Dokument nicht sicher, ob 
das nicht als VS-Vertraulich eingestuft ist, näm-
lich diese Tabelle.  

(Die Zeugin hält ein Blatt 
hoch) 

Und zu dem anderen - - 

Ulrich Lange (CDU/CSU): Also, ich kann es zu-
mindest nicht aus meinen Unterlagen erkennen, 
dass es eingestuft wäre.  

(Zuruf: Dann müsste es ja 
gestempelt sein, was Sie da 

jetzt finden!) 

Zeugin Annika Brändike: Genau, aber ich weiß 
nicht, von wem jetzt die Unterlagen eingereicht 
worden sind. Also, die Dokumente, die wir ein-
gereicht haben, da sind die, meine ich, als VS-
Vertraulich eingestuft. 

Ulrich Lange (CDU/CSU): Das ist ganz einfach, 
weil da steht: „MAT A BMVI“. Das heißt, das 
kommt aus dem BMVI. 

Zeugin Annika Brändike: Genau. Aber ich 
meinte jetzt halt, von welchem - - Sind das jetzt 
die Sts G - - 

(Zuruf: Wenn es vertraulich 
wäre, wäre es gestempelt!) 

Ulrich Lange (CDU/CSU): Also, wenn kein Stem-
pel drauf ist - es kommt aus dem BMVI -, dann 
müssen wir davon ausgehen,  

(Zuruf: Richtig!) 

dass es nicht eingestuft ist. 

(Zuruf: Genau!)
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Zeugin Annika Brändike: Genau. Also, Herr 
Staatssekretär Güntner hat Herrn Staatssekretär 
Beermann vertreten, der - weiß ich nicht - nicht 
da war, und wir wurden beauftragt. Den ersten 
Teil hat Frau Dr. Gebauer von G 30 gefertigt, in 
dem sie das EuGH-Urteil ausgewertet hat. Und 
wir haben ganz einfach die Optionen, die nach 
dem Vertrag bestehen, zusammengetragen. Und 
was danach damit passiert ist, das weiß ich nicht, 
oder wie die ausgewertet worden sind. Ich habe 
nicht mit Herrn Staatssekretär Güntner gespro-
chen. 

Ulrich Lange (CDU/CSU): Sie sagen, das ist aus-
gewertet worden aus dem Vertrag heraus. Das ha-
ben Sie selber gemacht, auch aus der Kenntnis 
der Vertragsgestaltung, und haben dann diese 
entsprechende Aufstellung gefertigt. 

Zeugin Annika Brändike: Ich habe in einem al-
lerersten Schritt die Greenberg Traurig beauftragt, 
das zu erstellen. Ich glaube, von denen ist auch 
diese Tabelle. Und ich hatte als allererste Hilfe-
stellung die Vorlage vom 14. Januar benutzt und 
dann natürlich halt im Vertrag noch mal nachge-
guckt, welche Möglichkeiten es gibt, und das auf-
geschrieben. 

Ulrich Lange (CDU/CSU): Irgendwelche Hand-
lungsempfehlungen oder -optionen - - Sie haben 
einfach, sage ich jetzt mal, die einzelnen Optio-
nen nebeneinandergestellt, ohne Optionen zu be-
werten? 

Zeugin Annika Brändike: Genau. 

Ulrich Lange (CDU/CSU): Dann würde ich an der 
Stelle mal weitergeben. Danke schön. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Danke schön. - 
Dann hat der Kollege Wiehle das Wort für die 
AfD. 

Wolfgang Wiehle (AfD): Herr Vorsitzender, vie-
len Dank. - Frau Brändike, ich darf an der Stelle 
auf das EU-Recht zu sprechen kommen. Da gab es 
unter anderem eine Mail von Herrn Matthias 
Möller von E A 4 - ich nehme an, das ist aus dem 
BMWi - vom 22. August 19 an Sie und andere 
Kolleginnen und Kollegen. Da habe ich auch eine 

Materialnummer: MAT A BMJV-4/1e, Seite 45 - 
also wahrscheinlich ist es aus dem Justizministe-
rium dann gekommen -, mit einem Auszug aus 
dem Urteil des EuGH, mit dem die Einführung 
der Pkw-Maut gestoppt wurde.  

Und da ist zitiert, die Bundesrepublik Deutsch-
land habe „dadurch gegen ihre Verpflichtungen 
aus den Art. 18, 34, 56 und 92 AEUV verstoßen, 
dass sie die Infrastrukturabgabe für Personen-
kraftwagen eingeführt und gleichzeitig eine 
Steuerentlastung bei der Kraftfahrzeugsteuer“ 
eingeführt hat. 

Und der Herr Möller meinte dann, man könnte 
das auch so interpretieren, dass die Einführung 
der Infrastrukturabgabe selbst dann nicht mit EU-
Recht vereinbar wäre, wenn man keine 
Steuerentlastung für die inländischen Pkw-Halter 
eingeführt hätte. Das legt ein Schlaglicht darauf, 
wie breit diese Diskussion auch im Nachhinein 
geführt worden ist.  

Mir geht es aber mit meiner Frage darum, was vor 
dem Urteil des EuGH Sie vielleicht beschäftigt 
hat. Haben Sie im Laufe Ihrer Tätigkeit im 
BMVI - vor dem Urteil des EuGH - jemals Zweifel 
an der Vereinbarkeit der Infrastrukturabgabe, so 
wie sie am Ende ausgestaltet war, mit dem EU-
Recht gehabt? 

Zeugin Annika Brändike: Das gehörte nicht zu 
meinem Aufgabenbereich; denn Frau Stefanie 
Schmidt war für das EU-Verfahren vor dem 
EuGH zuständig. 

Wolfgang Wiehle (AfD): Und Sie persönlich ha-
ben sich mit der Frage nicht beschäftigt, hatten 
keinen Anlass oder - - 

Zeugin Annika Brändike: Nein, denn wenn ich 
nicht damit beauftragt bin, dann prüfe ich das 
auch nicht europarechtlich. Dann komme ich 
nicht mehr zu den Dingen, mit denen ich dann 
beauftragt bin.  

Wolfgang Wiehle (AfD): Dann wechsele ich zum 
Haushaltsrecht. Ich komme noch mal zurück auf 
das Papier, das nach meiner Kenntnis aus Ihrer 
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Arbeit stammt, das ich vorhin schon mal ange-
sprochen habe, also „Umsetzung der Aufklä-
rungs- und Verhandlungsgespräche in den Verga-
beunterlagen (VGU) für das zweite Finale Ange-
bot in der ISA Erhebung“. Ich nehme an, das ken-
nen Sie? Sie erinnern sich daran? 

Zeugin Annika Brändike: Das hier, was Sie mir 
schon mal gezeigt haben, oder - - 

Wolfgang Wiehle (AfD): Ja.  

Zeugin Annika Brändike: Mhm. 

Wolfgang Wiehle (AfD): Und da komme ich jetzt 
auf einen bestimmten Punkt zu sprechen. Da ist 
von variablen Vergütungen die Rede, in Ihrem 
Papier. Und die beziehen sich zum einen auf das 
Schlagwort „Digitalisierung“ und zum anderen 
auf das Schlagwort „Vorgänge“. Und die Zahl der 
Vorgänge, die ursprünglich in der festen Vergü-
tung waren, wurde reduziert. Das ist auf den Sei-
ten 2 und 3 des Dokuments. Können Sie sich er-
innern, wie hoch die ursprüngliche Zahl der fes-
ten Vergütungen war und wie hoch sie nach der 
Reduktion noch war? 

Zeugin Annika Brändike: Entschuldigung, ich 
kann mich an das Papier nicht erinnern. Könnten 
Sie mir das bitte noch mal zeigen? 

Wolfgang Wiehle (AfD): Ja, gerne. 

(Der Zeugin werden Unter-
lagen vorgelegt - Die Zeu-
gin liest in diesen Unter-

lagen) 

Zeugin Annika Brändike: Und das soll ich ver-
fasst haben? 

Wolfgang Wiehle (AfD): Das ist jetzt der Stand 
unserer Unterlagenrecherche. Und Sie sagen, das 
sei nicht so? 

Zeugin Annika Brändike: Nein. Ich kann mich 
daran nicht erinnern, dass ich das gemacht habe.  

Wolfgang Wiehle (AfD): Gut, dann hat es jetzt 
wirklich keinen Sinn, wenn ich danach weiter 
frage. 

(Die Zeugin blättert in den 
Unterlagen) 

Hatten Sie mit dem Papier bzw. seinem Inhalt 
denn zu tun, auch wenn es vielleicht nicht aus 
Ihrer Feder stammt? 

Zeugin Annika Brändike: Ja, ich hatte mit der 
Toll-Collect-Integration was zu tun. 

Wolfgang Wiehle (AfD): Dann schlage ich vor, 
ich frage in der nächsten Runde weiter. Danke 
schön.  

Vorsitzender Udo Schiefner: Danke schön. - Frau 
Kollegin Lühmann. 

Kirsten Lühmann (SPD): Danke sehr. - Frau Brän-
dike, es tut mir leid; wir müssen noch mal weiter 
vorne anfangen, einfach um einen vernünftigen 
Rahmen aufzubauen. Ist es richtig, dass zu Ihren 
Aufgaben die Integration von Toll Collect, also 
die Mitnutzung der Zahlstellenterminals gehörte, 
dass Sie das organisieren? Im Prinzip haben Sie 
es eben schon gesagt, auf dieses Papier bezogen. 
Das war Ihre Aufgabe, als Sie zu StV 11 kamen. 
Richtig? 

Zeugin Annika Brändike: Ja.  

Kirsten Lühmann (SPD): Können Sie uns bitte er-
klären, wie die Mitnutzung des Zahlstellentermi-
nals rechtlich umgesetzt worden ist? Das ist ja 
nicht ganz trivial. 

Zeugin Annika Brändike: Zwischen der autoTi-
cket und der Toll Collect wurde ein Unterauftrag-
nehmervertrag geschlossen. Da ist dann eben 
alles geregelt worden, welche Leistungen die Toll 
Collect für die autoTicket erbringen soll. Und 
dadurch, dass die autoTicket, wenn sie einen Un-
terauftragnehmervertrag abschließt - ich nehme 
an, dass das üblich ist -, Haftungsrisiken durch-
reicht an den Unterauftragnehmer und das hier 
nicht so viel Sinn gemacht hätte, weil wir ein 
bundeseigenes Unternehmen haben, haben wir 
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die Leistungen dann eben so angepasst, dass 
alles, was die Toll Collect nicht erfüllen musste, 
auch die autoTicket nicht mehr erfüllen musste. 
Deswegen mussten wir eine Zustimmungserklä-
rung abschließen, womit wir dem Unterauftrag-
nehmervertrag zugestimmt haben; denn die 
Unterauftragnehmerverträge waren ja nach dem 
Vertrag „Erhebung“ zustimmungspflichtig. Und 
gleichzeitig hat man dann auch für die Pflichten, 
die die Toll Collect eben nicht erbringen konnte, 
der autoTicket gegenüber diese Pflichten erlas-
sen. Also, bei dem ganzen Zahlstellennetz - ich 
weiß nicht, wie viele Terminals das sind, 3 000 
oder noch mehr -, da konnten nicht immer die 
Anforderungen erfüllt werden, dass da mit Bar-
geld gezahlt werden musste, mit verschiedenen 
Währungen, dass das ein Outdoorterminal war 
oder sonst irgendwas.  

Und weil - - Wie ich schon vorhin erwähnt hatte, 
gab es ja in dem Betreibervertrag „Infrastruktur-
abgabeerhebung“ eine feste Vergütung, die die 
Toll Collect der autoTicket in Rechnung stellen 
sollte. Die Toll Collect hat dann mit der AGES 
Vertragsverhandlungen aufgenommen, und dann 
hat sich eben herausgestellt, dass diese Konditio-
nen, die dort im Vertrag „Erhebung“ vereinbart 
waren, nicht ausreichen, weil die AGES mehr 
Geld verlangt hat. Und deswegen mussten wir 
noch eine Innenvereinbarung abschließen, um 
der Toll Collect dann das, was sie nicht von der 
autoTicket bekommt, zu zahlen.  

Und andere Dinge wie Haftungsregelungen haben 
wir auch geklärt; denn es hätte ja keinen Sinn ge-
macht, wenn wir durch eine Pflichtverletzung 
der autoTicket, die eigentlich durch die Toll Col-
lect verursacht worden wäre, erst die autoTicket 
in Anspruch genommen hätten, die dann wiede-
rum die Toll Collect, und gleichzeitig ist das 
auch für Zahlungen, sodass wir eigentlich dann 
immer indirekten2 Durchgriff auf die Toll Collect 
geregelt haben. 

Kirsten Lühmann (SPD): Warum war es notwen-
dig, dass der Bund die Schuld für autoTicket aus 
dem Unterauftragnehmervertrag auf Zahlung der 
Änderungsvergütung übernimmt, wenn auch 

2 Richtigstellung der Zeugin: „direkten“. Siehe Anlage 2. 

autoTicket die Änderungsvergütung selbst aus 
dem Betreibervertrag Bund hätte nehmen kön-
nen? Also, diese Umgehung ist mir nicht ganz 
klar. 

Zeugin Annika Brändike: Also, im Vertrag „Er-
hebung“ war vereinbart, dass die autoTicket, 
wenn sie eine Leistungsänderung vornimmt, die 
von ihrem Angebot abweicht, das dann vom 
Bund vergütet bekommt. Und die autoTicket hat 
in ihrem Angebot angeboten, dass sie das Zahl-
stellennetz der Toll Collect benutzt, das aber 
nicht allen Anforderungen des Betreibervertrages 
entsprochen hat. Und die Toll Collect musste 
eben auch bestimmte Dinge an ihrem Mautstel-
lennetz anpassen, und dafür hat sie auch eine 
Vergütung bekommen. Und die sollte dann der 
Bund direkt an die Toll Collect zahlen, weil sonst 
wäre es ja wieder das Dreieck gewesen: Bund 
zahlt an autoTicket, und autoTicket zahlt an Toll 
Collect. Und wir wollten gleichzeitig, dass die 
Toll Collect auf Basis des Preisrechts vergütet 
wird, damit die Kosten eben gering gehalten wer-
den. Und deswegen haben wir eine direkte Ver-
gütung da vereinbart. 

Kirsten Lühmann (SPD): Sie sagten, „damit die 
Kosten eben gering gehalten werden“. Nun haben 
wir die AGES dabei, und Sie haben selber gesagt: 
Der Vertrag, der mit der AGES gemacht war, war 
da nicht kostendeckend für die AGES.  

Zeugin Annika Brändike: Für die Toll Collect, 
genau. 

Kirsten Lühmann (SPD): Für die Toll Collect, ja. - 
Das heißt, in dem Moment brach dieses Dreiecks-
verhältnis ja insofern zusammen, als ein Delta da 
war. Und dieses Delta war nicht abgedeckt durch 
die Vergütungsverträge, die es gab. Und dann, in 
dem Moment - so habe ich Sie verstanden, und 
so habe ich auch die Unterlagen verstanden -, hat 
der Bund gesagt: Okay, dann übernehme ich das 
eben. - Das mache ich immer so, wenn meine En-
keltöchter nicht genug Taschengeld haben, um 
sich was zu kaufen. Dann sage ich: Komm, Oma 
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legt drauf. - Wo ist das haushaltsrechtlich abge-
bildet? 

Zeugin Annika Brändike: Haushaltsrechtlich ab-
gebildet werden sollte es im Haushalt 2020; denn 
da war eine Verpflichtungsermächtigung einge-
bracht worden für eben genau diese überschie-
ßende Vergütung. Das sind die 144 Millionen, 
das sind 12 Millionen im Monat, die es mehr ge-
kostet hätte, als die Kollegen damals im Novem-
ber, Dezember davon ausgegangen sind. Und die 
Anpassungsvergütung, das sind, glaube ich, noch 
mal 12 Millionen - weiß ich nicht, ob - - Die wa-
ren in irgendeinem anderen Titel sowieso schon 
verfügbar. 

Kirsten Lühmann (SPD): Jetzt ist mir nur eins 
nicht klar. Das ist jetzt nicht Ihre Verantwortung. 
Aber wir haben bei dem Zeugen davor gehört, 
dass man tunlichst darauf bedacht war, dass man 
den Haushaltsrahmen einhält. Da war ja auch die 
Möglichkeit, dass man überplanmäßige Ausgaben 
beantragt. Und in dem Bereich, also Vertrag mit 
Paspagon, hat man das nicht tun wollen. Da gab 
es verschiedenen Runden, wo man das diskutiert 
hat und gesagt hat: Nee, das wollen wir nicht. - 
Und jetzt sagen Sie ganz einfach: Na ja, da gab es 
eine Verpflichtungsermächtigung, und dann sind 
halt zusätzliche Kosten, die durch die Verträge 
nicht abgedeckt waren, dann haben wir die eben 
darüber finanziert. 

Können Sie mir das irgendwie erklären, warum 
ich in dem einen Bereich wie der Teufel das 
Weihwasser eine überplanmäßige Ausgabe 
scheue, aber in einem anderen Bereich sie ganz 
selbstverständlich mache, und dann noch über 
den Umweg des Bundes? Das hätte man ja auch 
direkt machen können. 

Zeugin Annika Brändike: Was meinen Sie jetzt: 
„Man hätte es auch direkt machen können“? 

Kirsten Lühmann (SPD): Na ja, indem man die 
Zahlungen oder die Vergütungen dermaßen auf-
stockt, dass die AGES direkt von der Toll Col-
lect - - oder ausreichend Gelder bekommt, dass 
die Kosten komplett gedeckt werden. Die Vergü-
tungen von Toll Collect an die AGES - hier steht, 

80 Cent je Bargeldtransaktion usw. usf. - waren ja 
nicht kostendeckend. 

Zeuge Annika Brändike: Genau. Aber das sind 
die Summen - - 80 Cent pro Bargeldtransaktion 
und 70, weiß ich nicht, was - das war das, was im 
Vertrag „Erhebung“ geregelt worden ist. Das 
deckt ja das Verhältnis ab: autoTicket, Toll Col-
lect. Und die Toll Collect hat sich wiederum ja 
eines Unterauftragnehmers, nämlich der AGES, 
bedient.  

Kirsten Lühmann (SPD): Na ja, aber ich würde 
jetzt mal so ganz unfachmännisch sagen: Wenn 
ich einen Vertrag geschlossen habe und für eine 
Leistung eine bestimmte Summe Geld kriege, 
und ich muss mir diese Leistung aber einkaufen, 
weil ich sie selber nicht erbringen kann, und ich 
kaufe sie teurer ein, als ich eigentlich von mei-
nem Auftraggeber kriege, dann kann ich den Ver-
trag nicht abschließen, weil ich kann doch nicht 
normalerweise eine Leistung teurer einkaufen, 
als ich das Geld bekomme. Könnten Sie mir das 
erklären? Also, im normalen Draußen-Vertrags-
recht wäre das nicht möglich oder ich wäre 
pleite - kann ich auch machen, bin ich pleite. 

Zeugin Annika Brändike: Genau, und deswegen 
haben wir ja die Innenvereinbarung mit der Toll 
Collect abgeschlossen. Und was man sich bei 
Vertragsschluss des Vertrags „Erhebung“ gedacht 
hat, das kann ich Ihnen leider nicht sagen. Ich 
kann Ihnen auch nicht sagen, wie dieser Vergü-
tungsteil dort reingekommen ist.  

Kirsten Lühmann (SPD): Gut, das ist ja auch eine 
Aussage, dass Sie es nicht sagen können. Aber 
dass es jetzt nicht gerade einfach und schlüssig 
ist, ich glaube, das müssen Sie auch zugeben, 
dass es schon kompliziert ist. Warum es so kom-
pliziert ist, können Sie uns nicht sagen. Das habe 
ich verstanden. So, entschuldigen Sie, ich bin 
völlig in diesem verzwickten - -  

Wir haben hier Unterlagen gefunden, dass das 
KBA augenscheinlich nicht ganz mit diesem 
Konstrukt einverstanden war. Es kann aber auch 
sein, dass wir es falsch gelesen haben, darum 
sage ich es Ihnen einfach: Es gibt ein Schreiben 
vom 21. Mai 2019 von Ihnen an den Präsidenten 
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des KBA. Das ist MAT A BMVI, Blatt 140 bis 146. 
Das hatten Sie schon gesagt, dass es notwendig 
war, dass das KBA da seinen Haken dranmacht. 
Und da schreiben Sie:  

Ihre Einschätzung, das KBA sehe 
sich mit einem dauerhaft erhöhten 
Prüfaufwand konfrontiert, sollte 
noch einmal umfassend geprüft 
werden, insbesondere im Hinblick 
auf den Personalbedarf. 

Daraus habe ich gelesen, dass die dem Ganzen 
ziemlich kritisch gegenüberstanden. Könnten Sie 
das mal erläutern, wie es zu dieser Passage von 
Ihnen gekommen ist, ob mein Eindruck mich 
trügt und, wenn ja, warum? Wenn nein, wie war 
es dann? 

Zeugin Annika Brändike: Ich meine, weil es ein-
fach damit zusammenhing, dass man jetzt ja noch 
die Toll Collect hat, wo man dann eben auch prü-
fen muss. Also wenn man der Toll Collect - - So 
ist es jedenfalls auch bei der Lkw-Maut gewesen. 
Die sagen ja, wie hoch die Vergütung ist, und 
dann werden Abschläge gezahlt, und dann wird 
am Ende das noch mal abgerechnet und das alles 
nach Preisrecht. Und da hat das KBA, so meine 
ich mich zu erinnern, gedacht, dass das auch 
noch auf sie zukommen würde als zusätzliche 
Prüfung im Rahmen der Betreiberüberwachung, 
die sie gegenüber der autoTicket hatten.  

Kirsten Lühmann (SPD): Und wie haben wir das 
jetzt - - Oder wie haben Sie das jetzt geregelt? 

Zeugin Annika Brändike: Das sollte so geregelt 
werden, dass das das BAG macht, weil das BAG 
das jetzt ja auch schon für die Lkw-Maut macht. 

Kirsten Lühmann (SPD): In dem Schreiben an 
KBA-Präsident Zinke, das Sie ihm am 21. Mai 
per Mail weitergeleitet haben - das ist MAT A 
BMVI, Blatt 140 bis 146 -, heißt es wörtlich: 

Da TC für die von ihr nach dem 
UAV zu übernehmenden Leistun-
gen von dem Betreiber keine 
einem Drittvergleich vollständig 
entsprechende (marktübliche) und 

mit den potentiellen Haftungsrisi-
ken der TC korrespondierende 
Vergütung erhält … 

Und dann geht es weiter. Was wäre denn eine 
„marktübliche“ Vergütung gewesen?  

Zeugin Annika Brändike: Also, ich würde unter 
Marktüblichkeit verstehen, dass ich Risiken, die 
ich eingehe, durch einen Unternehmerlohn, den 
ich bekomme, dann im Zweifel auch decken 
kann, und die Toll Collect hatte keinen Unter-
nehmerlohn bekommen, sondern, weil sie auf 
Preisrecht vergütet werden soll, hat sie ein Wag-
nis bekommen, was dann auf die zu zahlenden 
Vergütungen gerechnet wurde, und das ist - - Ich 
weiß nicht, bei der Lkw-Maut war es mal 1 Pro-
zent, mittlerweile sind es vielleicht 3 Prozent. 
Das schwankt halt immer so in diesem Niveau. 
Und wenn das das Einzige ist, was man quasi als 
Spielmasse für Risiken hat, dann ist das nicht 
viel, und das reicht halt nicht für die Risiken, die 
autoTicket der Toll Collect durchgegeben hat, 
nämlich die Risiken, die der Auftraggeber gegen-
über der autoTicket hatte.  

Kirsten Lühmann (SPD): Danke. - Ich mache 
dann in der nächsten Runde weiter. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Herr Jung, bitte. 

Dr. Christian Jung (FDP): Ich habe keine weiteren 
Fragen an Sie. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Herr Kollege Kühn. 

Stephan Kühn (Dresden) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Ich mache da weiter, wo Frau Lüh-
mann aufgehört hat. Ich hatte ja auch schon zu 
diesen Bedenken von Herrn Zinke nachgefragt. 
Das Interessante finde ich - und da wollte ich 
noch mal nachfragen - das Schreiben, wo Herr 
Zinke mitteilt, dass er sozusagen sich nicht in der 
Lage sieht, diese Zustimmungsvereinbarung zu 
dem geplanten Unterauftragnehmervertrag zu 
schließen. Das hat den Eingangsstempel vom 
21. Mai, und am selben Tag, 15.01 Uhr, haben Sie 
dann diesen Erlass dem Herrn Zinke übermittelt, 
also innerhalb von kürzester Zeit. Gehe ich da-
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von aus, dass dieser Erlass schon fertig war, be-
vor das Schreiben von Herrn Zinke im Verkehrs-
ministerium eingetroffen ist, oder haben Sie 
innerhalb von kürzester Zeit so ein Schreiben 
vorbereitet und mit Ihrem Leiter des Referats ab-
gestimmt? Also wie ist dieser Vorgang genau ge-
laufen, weil das ist ja alles an einem Tag offen-
sichtlich passiert?  

Zeugin Annika Brändike: Also, ich kann mich 
nicht mehr an den genauen Eingang erinnern 
oder wie schnell wir dann auf was reagiert ha-
ben, aber es kann durchaus sein, dass wir das re-
lativ schnell machen konnten, weil das alles 
schon mal formuliert wurde, weil wir auch eine 
Leitungsvorlage gemacht haben, und da nehme 
ich einfach mal an, dass ich da die Bausteine, die 
da verwendet worden sind, auch für den Erlass 
genommen habe, was jetzt auch nicht unüblich 
ist. Es kann aber auch sein - ich weiß es nicht 
mehr -, dass der Erlass sowieso schon vorbereitet 
war, weil es nicht unüblich ist, wenn dann eine 
nachgeordnete Behörde einen Vertrag abschlie-
ßen soll, dass man sie dann eben bittet, dieses zu 
tun, und dann noch mal aufschreibt, was die we-
sentlichen Inhalte sind. 

Stephan Kühn (Dresden) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Also ist es möglich gewesen, dass es 
schon vorbereitet war. - Gut, okay.  

Die Kollegin Lühmann hat ja in der Tat auch 
sozusagen nach den finanziellen Auswirkungen 
für den Bund gefragt, was die Innenvereinbarung 
zwischen Toll Collect und dem Bund angeht. Sie 
hatten jetzt Zahlen genannt, 12 Millionen pro 
Monat. Ich habe jetzt in den Unterlagen gefun-
den - das ist MAT A BMVI-7/3c, Blatt 46 - eine 
Mail von Karsten Pecher von Toll Collect an 
Stefan Stadler, wo Sie auch cc sind. Da komme 
ich drauf, dass demnach Toll Collect - - dass es 
also um ungefähr 11,5 Millionen Euro gegangen 
sein muss pro Jahr, die sozusagen das Delta 
waren zwischen dem, was autoTicket gezahlt hat, 
und dem, was der Aufwand für Toll Collect war. 
Das wären in zehn Jahren - zwölf Jahre war ja, 
glaube ich, der Vertrag „Erhebung“ - ja deutlich 
über 120 Millionen. Können Sie diese Zahlen 
bestätigen? Haben Sie das noch in Erinnerung, 
dass es diese Größenordnung war? Ist das das, 

was Frau Lühmann dann sozusagen ihren Enkel-
kindern draufgezahlt hätte, um mal im Bild zu 
bleiben? 

Zeugin Annika Brändike: Ja, ich habe diese 
E-Mail auch noch mal angeguckt. Genau, und im 
Haushalt waren dann ja auch 12 mal 12 Millio-
nen eingebracht. 12 mal 12, also 144. 

Stephan Kühn (Dresden) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Genau, also über die zwölf Jahre. - 
Okay. Dann hätten wir das auch geklärt. Politisch 
bewerten müssen wir das hier in der Runde jetzt 
nicht weiter. 

Ich wollte noch mal fragen: Hatten Sie Kenntnis, 
oder welche Kenntnis hatten Sie von dem, was 
die Taskforce entschieden hat, die unmittelbar 
sozusagen nach dem EuGH-Urteil am 18. Juni ge-
gründet wurde? Waren Ihnen da Entscheidungen 
bekannt? Waren Sie da in irgendeiner Form in-
volviert? 

Zeugin Annika Brändike: Nein, ich habe nicht 
an den Sitzungen der Taskforce teilgenommen. 
Ich war auch nicht mehr im Ministerium, als ent-
schieden wurde, dass gekündigt wurde. Das hat 
das Referat dann erst am nächsten Morgen erfah-
ren, und uns wurde gelegentlich berichtet, oder 
es kamen ja auch vielleicht mal Arbeitsaufträge 
aus der Taskforce, die dann meistens Herr Moli-
tor übermittelt hat, wenn er an der Taskforce teil-
genommen hat. 

Stephan Kühn (Dresden) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Okay. - Es gibt einen Sprechzettel für 
die Ausschusssitzung, Ausschuss für Verkehr 
und digitale Infrastruktur am 26. Juni, den Sie ge-
meinsam mit Herrn Winderlich bearbeitet haben, 
also erarbeitet haben, sehr umfangreich. Und da 
geht es dann auch um diese Frage Streitschlich-
tungsmechanismus, und da steht dann drin: 

Wenn und soweit es über das 
Vorliegen und die Geltend-
machung der Kündigungsgründe 
Streitigkeiten geben sollte, sehen 
die Verträge zur Erhebung und zur 
Automatischen Kontrolle der In-
frastrukturabgabe für diesen Fall 
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Streitmechanismen vor, die eine 
zügige Entscheidung ermöglichen. 

Mich würde interessieren: Ist diese Textpassage, 
diese Einschätzung von „zügige Entscheidung er-
möglichen“, von Ihnen verfasst worden, oder gab 
es da eine Zuarbeit? Können Sie zu diesem The-
ma „Streitbeilegung und zügige Entscheidung“ 
inhaltlich was beitragen? - Das muss ich jetzt mal 
so recht konkret fragen. 

Zeugin Annika Brändike: Ich kann mich jetzt 
nicht mehr ganz genau daran erinnern. Es kann 
auch sein, dass da die rechtlichen Berater etwas 
zugesteuert haben oder dass man sich aus alten 
Unterlagen wieder was zusammengeschrieben 
hat. 

Stephan Kühn (Dresden) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Also Sie haben jetzt keine eigenen Er-
kenntnisse, wie man sozusagen zu der Einschät-
zung kommt, dass man innerhalb von kürzes-
ter - - na ja, gut - - zügige Entscheidungen ermög-
lichen kann. Da haben Sie jetzt keine eigenen Er-
kenntnisse, die das plausibel machen, diese For-
mulierung in dem Sprechzettel?  

Zeugin Annika Brändike: Also, ich habe die Re-
gelungen in dem Vertrag schon so verstanden, 
dass sie eben eine zügige Entscheidung erlauben, 
weil da ganz konkrete Fristen zum Beispiel drin-
stehen. Das Verfahren ist sehr viel mehr auf 
Schnelligkeit angelegt, und deswegen sind wir 
davon ausgegangen, dass das auch zügig möglich 
ist. 

Stephan Kühn (Dresden) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Haben Sie in diesem Zusammenhang 
Erinnerungen oder Einschätzungen, was sozusa-
gen mögliche Kosten dieses Schiedsverfahrens 
oder dieses Streitbeilegungsmechanis-
mus/Schiedsverfahrens sein könnten? Ist da 
sozusagen im Zusammenhang mit Ihren Zustän-
digkeiten das mal thematisiert worden, mit wel-
chen Kosten man für dieses Verfahren rechnet 
oder kalkuliert? 

Zeugin Annika Brändike: Nein, das ist mir nicht 
bekannt. 

Stephan Kühn (Dresden) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Also das Thema ging überhaupt nicht 
über Ihren Tisch? 

Zeugin Annika Brändike: Nein, es ist auch jetzt 
so, dass das Schiedsverfahren bei uns im Justizia-
riat geführt wird. 

Stephan Kühn (Dresden) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Gut, dann habe ich keine Fragen 
mehr. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Danke schön. - Ich 
habe keinen Ton mehr. 

Stephan Kühn (Dresden) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Ein Knopf hängt. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Gut. Ich denke, es 
geht auch so. 

Zeugin Annika Brändike: Ich kann mein Mikro-
fon nicht mehr ausschalten. 

Stephan Kühn (Dresden) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Tja, dann werden wir den Rest des 
Abends noch so Gespräche führen müssen, oder? 

Vorsitzender Udo Schiefner: Ich frage die CDU, 
ob sie noch Fragen hat. - Die CDU hat keine Fra-
gen mehr. Herr Wiehle? 

Wolfgang Wiehle (AfD): Ich habe noch Fragen. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Aber Ihr Mikrofon 
geht nicht. 

(Stephan Kühn (Dresden) 
(BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN): Geht das Mikro-
fon von Frau Lühmann?) 

Dann kann ja Frau Lühmann weitermachen. - 
Ach, das geht auch nicht.   

(Kirsten Lühmann (SPD): 
Ich könnte auch so fragen! 

Ich habe ein Organ!) 

Herr Kühn? 
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Stephan Kühn (Dresden) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Nein, ich habe gesagt, ich bin mit 
meinen Fragen durch.  

Vorsitzender Udo Schiefner: Jetzt geht es wieder. 
Herr Wiehle, dann haben Sie jetzt das Wort.  

Wolfgang Wiehle (AfD): Vielen Dank, Herr Vor-
sitzender. - Mein Mikrofon geht auch. Frau Brän-
dike, darf ich Sie noch fragen, wofür Sie vor 
Ihrem Abteilungswechsel, also als Sie noch bei 
StV 10 waren, tatsächlich im Detail zuständig 
waren, was die Infrastrukturabgabe betrifft? An-
sonsten Lkw-Maut, das ist mir klar. Aber mit wel-
chen Dingen bezüglich Infrastrukturabgabe hat-
ten Sie tatsächlich Berührung in Ihrer Zuständig-
keit? 

Zeugin Annika Brändike: Wenn Sie das Referat 
G 14 meinen, da hatte ich gar keine Berührungs-
punkte mit der Infrastrukturabgabe. Ich war aus-
schließlich für die Lkw-Maut zuständig. 

Wolfgang Wiehle (AfD): Und bei StV 10? 

Zeugin Annika Brändike: Bei StV 10 hatte ich 
auch keine Zuständigkeit für die Infrastruktur-
abgabe. Wir waren da nur aus der PG Lkw-Maut 
umgesetzt worden, weil die PG Lkw-Maut aufge-
löst worden war. Ich kann mich jetzt nicht mehr 
im Detail daran erinnern, welche Aufgaben ich 
da hatte. Ich nehme an, dass es noch welche aus 
der PG Lkw-Maut sein werden; denn ich weiß 
auch nicht mehr, ob das jetzt irgendwie ein, zwei 
Tage waren.  

Wolfgang Wiehle (AfD): Aber solche Fragen wie: 
„Kann Toll Collect die Zahlstellenterminals zur 
Verfügung stellen?“ - - Mit solchen Fragen hatten 
Sie ja schon zu tun. 

Zeugin Annika Brändike: Also, die Projekt-
gruppe wurde erst zu Beginn 2019 aufgelöst, als 
der Vertrag ja schon geschlossen wurde. Bei der 
Lkw-Maut haben wir uns nicht damit beschäftigt, 
ob die autoTicket die Terminals der Toll Collect 
nutzen kann. 

Wolfgang Wiehle (AfD): Verstehe. - Uns ist noch 
eine Unterlage begegnet, ein Statusbericht aus 

dem Projekt Infrastrukturabgabe. Der bezieht sich 
auf den Zeitraum vom 30.05.2018 bis zum 
26.06.2018. Können Sie sich vorstellen, mit die-
ser Unterlage zu tun gehabt zu haben? Wurde so 
etwas nachträglich geschrieben? 

Zeugin Annika Brändike: Ganz allgemein wur-
den diese Projektstatusberichte von der PD - Part-
nerschaft Deutschland - entworfen, und dann 
wurden die im Referat rumgesendet, und man 
konnte Anmerkungen machen. Aber das waren 
auch die einzigen Berührungspunkte, die ich da-
mit hatte. Den abschließenden Prozess hat dann 
immer Herr S  übernommen. 

Wolfgang Wiehle (AfD): Also insbesondere mit 
der Erstellung dieser Unterlagen hatten Sie nichts 
zu tun? 

Zeugin Annika Brändike: Nein, ich habe allen-
falls mal was korrigiert, aber auch daran kann ich 
mich jetzt nicht mehr im Detail erinnern. 

Wolfgang Wiehle (AfD): Hatten Sie zu tun mit 
der Frage nach den Portokosten, steuerrechtliche 
Konsequenzen, wie die Portokosten abgerechnet 
werden, und haushaltsrechtliche Konsequenzen, 
je nachdem, über welchen Posten die laufen? 

Zeugin Annika Brändike: Nein 

Wolfgang Wiehle (AfD): Vielen Dank. - Dann 
habe ich keine weiteren Fragen.  

Vorsitzender Udo Schiefner: Dann darf ich die 
Kollegin Lühmann bitten, ihre Fragen zu stellen. 

Kirsten Lühmann (SPD): Das Unternehmen 
AGES - also es geht mir noch mal um dieses Ge-
flecht da, wer wem aus welchem Vertrag wie viel 
Geld gibt und welche Oma den Rest bezahlt - 
hatte ja doch zunächst selbst am Vergabeverfah-
ren zur Pkw-Maut innerhalb der Bietergemein-
schaft mit T-Systems teilgenommen. Wurde in 
irgendeiner Form geprüft, ob es vergaberechtlich 
zulässig gewesen ist, einen im Vergabeverfahren 
ausgeschiedenen Bieter nun als Unterauftrag-
nehmer für einen erheblichen Leistungsteil 
einzuspannen, oder haben Sie sich da jemals 
drüber unterhalten? 
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Zeugin Annika Brändike: Die Toll Collect hat ein 
vergaberechtliches Gutachten in Auftrag gegeben. 
Ich weiß nicht mehr genau, welche Kanzlei das 
erstellt hat, aber die hat genau diese Frage begut-
achtet, ob das vergaberechtlich okay ist, wenn die 
Toll Collect die AGES beauftragt. 

Kirsten Lühmann (SPD): Haben wir das? Kennt 
das jemand? 

Zeugin Annika Brändike: Das müsste eigentlich 
in den Unterlagen zur Toll-Collect-Integration da-
bei gewesen sein. 

Kirsten Lühmann (SPD): Das glaube ich Ihnen 
auch. Verstehen Sie, wir haben Mengen gekriegt, 
und ich dachte, irgendjemand hätte es gesehen 
und hätte sagen können, wo wir suchen müssen. 
Aber dann werden wir selber suchen müssen. 
Schade eigentlich. 

Kündigung der Verträge: Sie haben gesagt, die 
Kündigung der Verträge haben Sie selber mitge-
kriegt, nachdem sie passiert ist. Da wurde Ihnen 
das zur Kenntnis gegeben. Sie haben das dann al-
les veraktet. Warum war es notwendig, diese 
Kündigung sofort, also so schnell auszusprechen, 
dass selbst Sie - also Ihre Abteilung, die Abtei-
lung, in der Sie arbeiteten - erst hinterher davon 
erfahren haben? War das erforderlich, und wa-
rum war das erforderlich? 

Zeugin Annika Brändike: Das weiß ich nicht, 
welche Erwägungen der Entscheidung zugrunde 
gelegen haben.  

Kirsten Lühmann (SPD): Haben Sie vorher da-
rüber geredet, welche möglichen Alternativen es 
gibt, oder hinterher darüber geredet, welche mög-
lichen Alternativen es dazu gibt? 

Zeugin Annika Brändike: Ja, wir haben - - Also 
es gab ja nur den 18.06. Da haben wir die Alter-
nativen dargestellt. 

Kirsten Lühmann (SPD): Wem haben Sie das mit-
geteilt?  

Zeugin Annika Brändike: Also anscheinend 
Herrn Staatssekretär Güntner und Herrn Molitor. 

Ich weiß jetzt nicht mehr, in welcher Reihen-
folge, ob wir immer Herrn Molitor was übermit-
telt haben und dann das finale Dokument an 
Herrn Staatssekretär Güntner. 

Kirsten Lühmann (SPD): Haben Sie irgendeine 
Rückmeldung gekriegt, Rückfragen? Ich ent-
nehme ja Ihrer Aussage, dass an dem Entschei-
dungsfindungsprozess niemand aus Ihrer Abtei-
lung oder der Abteilung, in der Sie arbeiteten, da-
bei war. Gab es noch irgendwelche Rückfragen? 

Zeugin Annika Brändike: Also, es ging ein paar-
mal hin und her zwischen Herrn Molitor und - - 
Herr Stadler war im Urlaub, deswegen haben wir 
direkt mit Herrn Molitor kommuniziert. Herr Mo-
litor war, glaube ich, bei der Taskforce dabei; 
aber wie da jetzt die Entscheidung dann getroffen 
wurde, das weiß ich nicht. 

Kirsten Lühmann (SPD): Waren Sie in die Vor-
gänge um die fehlenden Spezifikationsdoku-
mente eingebunden? 

Zeugin Annika Brändike: Ja, nur sehr am Rande, 
also dass man das mal besprochen hat. Oder bei 
einzelnen Telefonkonferenzen mag ich auch 
dabei gewesen sein. Aber das ist ja etwas, was 
eigentlich beim KBA gelaufen ist; denn die waren 
ja, nachdem die Verträge geschlossen worden 
sind, für die Vertragsdurchführung zuständig. 

Kirsten Lühmann (SPD): Haben Sie mitgekriegt, 
können Sie uns sagen, welche Leistungspflichten 
die Betreiber missachtet haben, welchen sie nicht 
nachgekommen sind? War das in den Gesprä-
chen, die Sie mitgekriegt haben, Thema? 

Zeugin Annika Brändike: Ja, das war halt, dass 
die keine freigabefähige Feinplanungsdokumen-
tation abgegeben haben. Das war die Nichtleis-
tung, die sie halt nicht erbracht haben. 

Kirsten Lühmann (SPD): Nun haben wir Doku-
mente, die hin und her gehen, wo es dann heißt, 
sie haben etwas abgegeben, und man war im Ge-
spräch, und sie konnten davon ausgehen, dass 
das, was sie abgegeben haben, zu dem Zeitpunkt 
okay war und dass sie den Rest hätten nachlie-
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fern können, und sie wären sehr erstaunt gewe-
sen, dass jetzt plötzlich ihnen gesagt wurde, nee, 
das hätten sie fristgerecht abgeben müssen, weil 
das anders abgesprochen gewesen wäre. - Haben 
Sie davon etwas mitgekriegt, oder haben Sie eher 
das Gegenteil mitgekriegt? 

Zeugin Annika Brändike: Also - ich kann mich 
jetzt nicht mehr so genau daran erinnern, weil 
ich diese E-Mails zum Teil auch gar nicht bekom-
men habe. Aber jetzt in der Zusammenstellung 
der Unterlagen habe ich E-Mails gesehen, wo 
ganz klar darauf hingewiesen wurde, dass der 
Bund sich eben alle Rechte vorbehält und dass 
das fristgemäß abgegeben worden ist3. Im Zusam-
menhang mit der Toll-Collect-Integration ist auch 
eine Fristverlängerung gewährt worden, aber nur 
für diesen Teil, den das Zahlstellennetz betrifft; 
denn da konnten sie ja gar nicht bis zum, ich 
weiß nicht mehr, 17. April oder 1. April die Fein-
planungsdokumentation abgeben, weil die Ver-
träge ja noch gar nicht geschlossen worden sind. 
Aber ansonsten galt es immer, dass - - Ich glaube, 
es war der 1. April, bis zu dem sie das abliefern 
mussten.  

Kirsten Lühmann (SPD): Haben Sie Kenntnis da-
von, dass was abgeliefert wurde und welche Qua-
lität abgeliefert wurde? 

Zeugin Annika Brändike: Also ich persönlich 
habe mir die Dokumente nicht angeguckt. Ja, ich 
kann mich daran erinnern, dass das KBA sehr 
unzufrieden mit dem war, was abgeliefert wor-
den ist. 

Kirsten Lühmann (SPD): Danke sehr. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Kollege Jung hatte 
keine Fragen mehr. Kollege Kühn hatte, glaube 
ich, auch keine Fragen mehr. Die CDU/CSU-Frak-
tion? - Der Kollege Wiehle? - Auch nicht. Die 
Kollegin Lühmann wäre jetzt wieder an der 
Reihe.   

Kirsten Lühmann (SPD): Hat keine Fragen mehr. 

3 Richtigstellung der Zeugin: „werden muss“. Siehe Anlage 2. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Hat auch keine Fra-
gen mehr. - Dann sind wir am Ende dieser Zeu-
genvernehmung.  

Nach seiner Fertigstellung wird Ihnen vom 
Sekretariat das Stenografische Protokoll über-
sandt. Sie haben dann zwei Wochen Zeit, Korrek-
turen an der Übertragung vorzunehmen oder 
Richtigstellungen und Ergänzungen Ihrer Aus-
sage mitzuteilen. Erst nach Ablauf dieser Frist 
oder wenn Sie auf die Einhaltung dieser Frist 
verzichtet haben, kann der Abschluss Ihrer 
Zeugenvernehmung durch den Untersuchungs-
ausschuss beschlossen werden. Über diesen Be-
schluss erhalten Sie eine separate Mitteilung.  

Nach Abschluss der Vernehmung kann der Tat-
bestand einer falschen uneidlichen Aussage ge-
mäß § 153 des Strafgesetzbuches vollendet sein.  

Haben Sie dazu noch Fragen?  

(Die Zeugin schüttelt den 
Kopf) 

- Haben Sie nicht. - Zum Schluss darf ich mich 
ganz herzlich bei Ihnen für Ihre Ausführungen 
bedanken und Ihnen noch einen schönen Rest-
abend wünschen. Gute Heimreise! 

Zeugin Annika Brändike: Danke, gleichfalls. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Danke. - Dann kann 
ich die 14. Sitzung des 2. Untersuchungsaus-
schusses damit schließen. Ich weise darauf hin, 
dass die nächste öffentliche Ausschusssitzung 
voraussichtlich am Donnerstag, den 14. Mai 
2020, um 12.30 Uhr stattfinden wird. Das Ende 
der Sitzung ist 21.20 Uhr.  

Vielen Dank und allen noch einen schönen 
Restabend und morgen einen schönen Feiertag. 

(Schluss: 21.20 Uhr) 
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PA29 2UA Postfachaccount PA29 

Von: 
Gesendet: 
An: 
Betreff: 

Anlagen: 

Kennzeichnung: 
Kennzeichnungsstatus: 

Winderlich, Adrian <adrian.winderlich@bmvi.bund.de> 
Mittwoch, 27. Mai 2020 16:22 
PA29 2UA Postfachaccount PA29 
AW: Stenographisches Protokoll über Ihre Vernehmung vor dem 2. 
Untersuchungsausschuss - Gelegenheit zu Korrekturen und Ergänzungen 
14.StenoProt.Ausschnitt_Winderlich.pdf 

Zur Nachverfolgung 
Erledigt 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

anbei erhalten Sie das Protokoll, indem Berichtigungen vorgenommen wurden. 

Ferner möchte ich eine Ergänzung vornehmen: 

Ergänzung zu Seite 37, rechte Seite, Absatz 2: 

Satzteil."[.] und ich dann nicht weiter an dem Projekt in irgendeiner Art und Weise involviert 
war. [.1" 

Aus meiner Erinnerung stellte sich der Sachverhalt wie im Protokoll aufgeführt dar. Nach 
Aktendurchsicht möchte ich ergänzen, dass nach Stopp des Projektes noch nachgelagerte 
Tätigkeiten erbracht wurden. 

Beste Grüße 
Adrian Winderlich 

Ursprüngliche Nachricht 
Von: PA29 2UA Postfachaccount PA29 [mailto:2.untersuchungsausschuss@bundestag.de] 
Gesendet: Freitag, 15. Mai 2020 09:49 
An: Winderlich, Adrian 
Betreff: Stenographisches Protokoll über Ihre Vernehmung vor dem 2. 
Untersuchungsausschuss - Gelegenheit zu Korrekturen und Ergänzungen 

Sehr geehrter Herr Winderlich, 

anliegend erhalten Sie vorab per E-Mail das Stenographische Protokoll über Ihre öffentliche 
Vernehmung durch den 2. Untersuchungsausschuss am 7. Mai 2020. 
Das Originalschreiben geht Ihnen auf dem Postwege zu. 

Sie erhalten Gelegenheit, innerhalb von zwei Wochen nach Zugang des Originalschreibens zu 
prüfen, ob Ihre Aussage in dem Protokoll korrekt wiedergegeben ist. Die fehlerhafte 
Wiedergabe einer Aussage (z. B. Hör- oder Übertragungsfehler oder eine falsche Schreibweise) 
ist im Protokoll zu berichtigen. Sollten Sie Ihre Aussage korrigieren oder ergänzen wollen, 
bitte ich Sie, dies gesondert zu vermerken. Korrekturen und Ergänzungen werden der 
endgültigen Fassung des Protokolls als Anhang beigefügt. 
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Für Rückfragen stehe ich Ihnen gerne zur Verfügung. 

Mit freundlichen Grüßen 

Denise Kayser 

Sekretariat 
2. Untersuchungsausschuss 

Deutscher Bundestag 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 
Tel: +49 30-227-31530 
Fax: +49 30-227-30315 
2.untersuchun.gsausschuss@bundestag.de 
www.bundestag. de 
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PA29 2UA Postfachaccount PA29 

Von: Brändike, Annika <annika.braendike@bmvi.bund.de> 
Gesendet: Donnerstag, 28. Mai 2020 16:03 
An: PA29 2UA Postfachaccount PA29 
Betreff: AW: Stenographisches Protokoll über Ihre Vernehmung vor dem 2. 

Untersuchungsausschuss - Gelegenheit zu Korrekturen und Ergänzungen 

Sehr geehrte Frau Kayser, 

ich habe folgende Anmerkungen zu dem Protokoll: 

- Seite 113, linke Spalte fünfter Absatz: Nach meiner Erinnerung hat Herr. Ulrich Lange MdB 
diese "Übersetzung" bereits zu einem früheren Zeitpunkt gemacht. Dies deckt sich auch mit 
der Frage von Herrn Stephan Kühn MdB auf Seite 110, rechte Spalte, vierter Absatz, in der die 
Begrifflichkeit "Grußwort" bereits aufgegriffen wird. 
- Seite 116, linke Spalte vorletzter Absatz müsste heißen "direkten Durchgriff' statt "indirekten 
Durchgriff'. 
- Seite 123, linke Spalte erster Absatz müsste es heißen "werden muss" statt " "worden ist" . 

Mit freundlichen Grüßen 

Annika Brändike 
Oberregierungsrätin 

Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur (BMW) Referat StV 12 - Ordnung 
des Straßenverkehrs (Verhaltensrecht) 

Invalidenstraße 44 
10115 Berlin 
Tel.: +49 30 18300 7531 
eMail: annika.braendike@bmvi.bund.de 
Internet: www.bmvi.de 

Ursprüngliche Nachricht 
Von: PA29 2UA Postfachaccount PA29 [mailto:2.untersuchungsausschuss@bundestag.de] 
Gesendet: Freitag, 15. Mai 2020 09:50 
An: Brändike, Annika 
Betreff: Stenographisches Protokoll über Ihre Vernehmung vor dem 2. 
Untersuchungsausschuss - Gelegenheit zu Korrekturen und Ergänzungen 

Sehr geehrte Frau Brändike, 

anliegend erhalten Sie vorab per E-Mail das Stenographische Protokoll über Ihre öffentliche 
Vernehmung durch den 2. Untersuchungsausschuss am 7. Mai 2020. 
Das Originalschreiben geht Ihnen auf dem Postwege zu. 

Sie erhalten Gelegenheit, innerhalb von zwei Wochen nach Zugang des Originalschreibens zu 
prüfen, ob Ihre Aussage in dem Protokoll korrekt wiedergegeben ist. Die fehlerhafte 
Wiedergabe einer Aussage (z. B. Hör- oder Übertragungsfehler oder eine falsche Schreibweise) 



ist im Protokoll zu berichtigen. Sollten Sie Ihre Aussage korrigieren oder ergänzen wollen, 
bitte ich Sie, dies gesondert zu vermerken. Korrekturen und Ergänzungen werden der 
endgültigen Fassung des Protokolls als Anhang beigefügt. 

Für Rückfragen stehe ich Ihnen gerne zur Verfügung. 

Mit freundlichen Grüßen 

Denise Kayser 

Sekretariat 
2. Untersuchungsausschuss 

Deutscher Bundestag 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 
Tel: +49 30-227-31530 
Fax: +49 30-227-30315 
2.untersuchungsausschuss@bundestag.de 
www.bundestag.de 
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